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60 Bände – das ist die imponierende Bilanz nach 25 Jahren Arbeit. Die Akten 
zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland (AAPD) sind zum Mar-
kenzeichen geworden – eine unentbehrliche Quelle für die Zeitgeschichte. Hélène 
Miard-Delacroix, die eben berufene Mitherausgeberin der Edition, nimmt das klei-
ne Jubiläum zum Anlass für Reflexionen über die Vorgeschichte unserer Gegenwart. 
Akteneditionen, so ihr Urteil, helfen uns nicht nur, die Vergangenheit besser zu ver-
stehen. Sie liefern auch die unersetzliche Basis für die intellektuelle Durchdringung 
und politische Deutung gegenwärtiger Probleme.  nnnn

Hélène Miard-Delacroix

Reflexionen über die Vorgeschichte unserer Gegenwart
25 Jahre „Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland“

Horst Möller, dem verdienstvollen  
Herausgeber der Edition seit 1992,  
gewidmet1.

Das Institut für Zeitgeschichte München-Berlin gibt seit 25 Jahren im Auftrag des 
Auswärtigen Amtes die „Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik 
Deutschland“ heraus. Jahr für Jahr werden hunderte Dokumente aus den Bestän-
den des Politischen Archivs des Auswärtigen Amtes publiziert, wobei man sich an 
der Aktensperrfrist von dreißig Jahren orientiert. Der Beitrag zur Grundlagenfor-
schung, den das Institut für Zeitgeschichte damit leistet, ist immens und ebenso 
zu loben wie die Liberalität des Auswärtigen Amtes und vor allem die Umsicht, 
Sorgfalt und Präzision der Bearbeiter und Herausgeber, unter denen der jetzt 
scheidende Horst Möller seit 1992 eine besondere Rolle spielte. Ein Lob der Kärr-
nerarbeit, die häufig übersehen wird, aber eigentlich gar nicht überschätzt wer-
den kann.

1984, das Jahr, dem die jetzt vorliegenden neuen Bände gewidmet sind, war 
ein besonderes Jahr. Aber welches Jahr war das nicht im Strudel der globalen 
Transformationen, die wenig unberührt lassen? Blicken wir also zurück. 30 Jahre, 
das ist eine Generation – eine Ewigkeit für die Jüngsten. Aber bei aller Ruhe und 
Distanz, die mit einem solchen Zeitabstand eintreten können, ist es „Geschichte, 
die noch qualmt“. Können diese Akten ein Spiegel sein, der etwas reflektiert und 
damit Reflexionen auslöst, die auch für die Gegenwart relevant sind? Diese Frage 
möchte ich aufgreifen und einige Gedanken formulieren zu der Bedeutung die-
ser nahen Vergangenheit für unsere Zeit und für das Verständnis unserer Gegen-
wart. Zwei sich ergänzende Fragen drängen sich auf:

1 Bei dieser Reflexion handelt es sich um den geringfügig überarbeiteten Text des Vortrags der 
Autorin anlässlich der Präsentation der Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik 
Deutschland (AAPD) aus dem Jahr 1984 am 5. 3. 2015 in Berlin.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

308  Aufsätze

Erstens: Wie verändert unser Wissen über die Gegenwart unseren Blick auf die 
Akten von 1984? Das ist eine klassische Frage für Historiker, die genau wissen, 
dass ihre Fragen an die Vergangenheit aus ihrer Gegenwart resultieren. Dieser 
Umstand erklärt, warum jede Generation ihre spezifischen Fragen an die Vergan-
genheit richtet und warum es immer wieder neue Historiker gibt, die sich – wie 
ihre Vorgänger – mit derselben Materie befassen. Die Zunft der Historiker mag 
darin eine Lebensversicherung erblicken, in Wahrheit ist es eine Pflicht gegen-
über den Zeitgenossen, die Antworten auf ihre Fragen erwarten.

Zweitens: Wie verändert sich unsere Wahrnehmung der Gegenwart durch die 
Lektüre dieser Dokumente aus dem Jahr 1984? Kann die Geschichte eine Hilfe 
bei der Entschlüsselung unserer Zeit sein? Hilft sie bei der Einordnung der Ge-
genwart und möglicherweise bei der Suche nach Rezepten, nach Teilantworten 
auf die brennenden Fragen von heute?

In dieser Hinsicht ist diese Aktenpublikation, die Jahr für Jahr mit stupender 
Präzision erscheint, keineswegs nur ein Geschenk an die Historiker in Deutsch-
land und anderswo in der Welt, sondern auch eine Dienstleistung für unsere Poli-
tiker und Diplomaten, die die Zukunft mitbestimmen.

Dieser Band von 1984 spiegelt eine Zeit wieder, die definitiv der Vergangenheit 
angehört. 1984, das ist die Welt von gestern, wie Stefan Zweig es ausgedrückt hat. Sie 
ist schlicht Geschichte. Viele der damaligen Gesprächspartner der deutschen 
 Diplomaten und Minister, wie der Rumäne Nicolae Ceauşescu, gehören samt 
 ihrer Regime in die Geschichtsbücher. Das Gleiche gilt für einige Staaten, wie die 
Tschechoslowakei oder Jugoslawien, die es in dieser Form nicht mehr gibt. Einige 
Kürzel bezeichnen Organisationen, die heute nicht mehr existieren und die viele 
jüngere Leute nie gehört haben, wie den Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe.

An einiges erinnern wir etwas Ältere uns noch gut: Im Jahr 1984 wurde Ronald 
Reagan wiedergewählt, im selben Jahr wurde die indische Ministerpräsidentin In-
dira Gandhi ebenso ermordet wie der polnische, dem katholischen Widerstand 
angehörende Priester Jerzy Popiełuszko2. Diese Zeit ist die Welt von gestern, inso-
fern als sie in die Weltordnung vor der großen Zäsur, zu Beginn der 1990er Jahre 
gehört: vor der Perestroika, vor der friedlichen Revolution, der Wiedervereini-
gung, dem Zerfall des Sowjetblocks und dem Ende der UdSSR.

Im Kreml herrschten damals noch die alte Garde und die alte Kontinuität. Der 
Generalsekretär der KPdSU Jurij Andropow starb zwar zu Beginn des Jahres 1984, 
aber von seinem gesundheitlich angeschlagenen Nachfolger Konstantin Tscher-
nenko wurde mit Recht die nahtlose Fortsetzung der alten Politik erwartet, er wer-
de, wie der Botschafter Hans Jörg Kastl aus Moskau im Februar schrieb, „fortfah-
ren, Schwächen und Dilemmata der westlichen Führungsmacht, etwa im Nahen 
Osten, nach besten Kräften auszunutzen“3. Andrej Gromyko, seit 1957 Außen-

2 Vgl. Botschafter Röding, Warschau, an Auswärtiges Amt (AA) v. 31. 10. 1984, in: AAPD 1984, 
Bde. I und II, hier Bd. II, bearb. von Daniela Taschler und Tim Szatkowski, München 2015, 
Dok. 292, S. 1341–1344.

3 Botschafter Kastl, Moskau, an AA v. 12. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 42, S. 212–216, Zitat 
S. 216,
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minis ter der Sowjetunion, war nach wie vor im Amt. Einiges aus dieser vorsintflut-
lichen Zeit haben wir sogar fast vergessen: Im Südafrika des Präsidenten Pieter 
Willem Botha, der am 5. Juni zu Regierungsgesprächen nach Bonn kam, herrsch-
te 1984 noch die Apartheid. Erst 1991 wurde sie abgeschafft.

In dieser abgeschlossenen Zeit vor 1990 lassen sich Motive und Themen erken-
nen, die die Kontinuität innerhalb der „Welt von gestern“ belegen, von uns aber 
auch schon als Vorzeichen einer nahen Zeitenwende interpretiert werden kön-
nen. Der Kalte Krieg und die Situation in der damals noch existierenden DDR 
prägen den Band 1984. Diese zwei Themen, Kalter Krieg und DDR, gibt es nicht 
mehr. Wenigstens bei letzterer kann man sich sicher sein, dass sie historisch ge-
worden ist.

Bei der Lektüre der Vermerke und Aufzeichnungen aus der Mitte der 1980er 
Jahre wird ersichtlich, welche Wegstrecke seitdem zurückgelegt wurde, mit wel-
chen Denkhorizonten man damals welche Maßnahmen erwogen hat und erwägen 
musste, so dachte man damals wahrscheinlich mit Recht.

Der Ost-West-Konflikt dominierte die Tagesordnung bei fast allen Gesprächen, 
die im neuen Band dokumentiert sind. Die sicherheitspolitischen Aspekte waren 
zentral, die Politik war geprägt von Versuchen zur Rüstungskontrolle mit vertrau-
ens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen auf der gleichnamigen Konferenz 
aber auch von der Nachrüstung mit der Implementierung des NATO-Doppelbe-
schlusses und der zeitgleich verlaufenden Stationierung der Intermediate-Range 
Nuclear Forces in der Bundesrepublik. Bonn versuchte, mit den europäischen 
Partnern eine gemeinsame Position zum amerikanischen Abschirmsystem SDI 
(Strategic Defense Initiative) zu finden. Damals befürchtete man die Eskalation zu 
einem „Krieg der Sterne“. Es war noch nicht klar, dass die amerikanische Strategie 
der Erschöpfung der Sowjetunion über das äußerst kostspielige Wettrüsten erfolg-
reich sein würde.

Es gab zwei Staaten in Deutschland – und nicht „zwei deutsche Staaten“, wie es 
in einer Aufzeichnung steht und handschriftlich gestrichen wurde4. Das ganze 
Jahr 1984 hindurch wurde der geplante Besuch von Erich Honecker in die Bun-
desrepublik erörtert, in den deutsch-deutschen Gesprächen zwischen Kohl, Gen-
scher und dem Staatsratsvorsitzenden und SED-Generalsekretär in Moskau5, so-
wie in Treffen westdeutscher Diplomaten mit anderen Partnern in West und Ost. 
Der Besuch wurde minutiös vorbereitet und dann doch von der DDR verschoben.

Honecker hatte eine Einladung nach Bonn in der Tasche. Aber das änderte 
nichts an der westdeutschen Auffassung, dass es nur eine einzige deutsche Nation 
und eine einzige deutsche Staatsangehörigkeit gebe. Vielfach dokumentiert sind 
in dem Band die Bemühungen der Bundesrepublik um die Durchsetzung des ei-
genen Standpunkts in der Behandlung von hilfesuchenden Ostdeutschen. Die 
DDR-Bürger, die schon damals in der deutschen Botschaft in Prag Zuflucht 

4 Vgl. Aufzeichnung Schauer v. 28. 9. 1984, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 255, S. 1174–1177, Zitat 
S. 1177, Anm. 15.

5 Vgl. Gespräch Kohls mit Honecker in Moskau am 13. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 43, 
S. 217–226.
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suchten6, galten als Bundesbürger und sollten dementsprechend empfangen wer-
den. So wurde sehr pragmatisch beschlossen, dass DDR-Sportlern, die bei den 
Olympischen Winterspielen in Sarajewo bei der westdeutschen Delegation um 
Unterstützung bei der Flucht nachsuchten, vor Ort Pässe und Passersatzpapiere 
ausgestellt werden sollten7. Man war in Bonn bemüht, auch die westlichen Part-
ner auf eine ähnliche Linie einzuschwören. Auch sie sollten fluchtwilligen Ost-
deutschen ihre Hilfe nicht versagen, wenn sie in den westlichen Botschaften im 
Ostblock um Schutz baten.

Die Historiker sind bekanntlich zeitversetzte Besserwisser, die im Nachhinein 
sehr genau erklären können, weshalb man dies und jenes und überhaupt alles 
hätte voraussehen können und wieso es so werden musste, wie es geworden ist. 
Bei der Lektüre der abgedruckten Dokumente wird man fast demütig, wenn man 
sich in die Rolle der handelnden Personen versetzt und sich fragt, wie und ob 
überhaupt in der damaligen Gegenwart die Vorzeichen von künftigen Entwick-
lungen zu erkennen waren. Dass das Politbüromitglied Michail Gorbatschow bei 
seinem Besuch in London kurz vor Weihnachten 1984 einen sachlichen, ruhigen 
und beinahe konstruktiven Eindruck machte8, ist eines. Es war ein interessantes 
Indiz, aber nichts kündigte an, dass gerade er knapp 3 Monate später, am 11. März 
1985, neuer Generalsekretär der KPdSU werden und im darauffolgenden Jahr, im 
Februar 1986, die Konzepte Glasnost und Perestroika lancieren würde.

Im Rückblick vermitteln die damaligen Nachrichten und Informationen über 
die DDR natürlich eine Idee davon, wie sich die Situation vier Jahre später entwi-
ckelte: Immer wieder wurden die Fluchtbewegung und die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten des Regimes thematisiert. Dennoch: 1984 war die Lösung der 
deutschen Frage keineswegs aktuell. In einem Gespräch mit Gromyko sagte US-
Außenminister George Shultz Ende September zur Frage der Wiedervereinigung, 
dass es „kein ,contemporary issue‘“ sei9. Und das stimmte. In den damaligen Rah-
menbedingungen war das Ende der DDR schwer vorherzusehen. Sehr wohl vor-
stellbar war hingegen eine andere tragische polizeistaatliche bzw. militärische Es-
kalation und – nicht zu vergessen – die Verschlimmerung der Situation für die 
DDR-Bürger.

In dieser Hinsicht scheint der westdeutsche Standpunkt, über die Jahrzehnte 
an der Offenheit der deutschen Frage festzuhalten, die im Nachhinein richtige 
Option gewesen zu sein. Hier Kurs zu halten und sich nicht beirren zu lassen, 
zeugte nicht von besonderem Scharfblick der damaligen Diplomaten. Es war aber 
eine Grundvoraussetzung, eine unverzichtbare Karte im Ärmel für den Fall der 
Fälle. In einer Zeit, in der sich viele Deutsche mit der Teilung abgefunden hatten, 
mochte die Weigerung, die Wiedervereinigung aus dem Auge zu verlieren, unzeit-

6 Vgl. Drahterlaß v. 25. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. I, Dok. 62, S. 316 f.
7 Vgl. Botschafter Grabert, Belgrad, an AA v. 21. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 54, S. 270 f.
8 Vgl. Aufzeichnung Vortragender Legationsrat 1. Klasse v. 20. 12. 1984, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 

353, S. 1609–1612.
9 Botschafter Ruth, Washington, an AA v. 29. 9. 1984, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 259, S. 1190 f., 

Zitat S. 1191.
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gemäß erscheinen. Aber diese Position war mit den westlichen Verbündeten im 
Pariser Deutschlandvertrag vom 23. Oktober 1954 vertraglich verankert worden. 
Sie wurde von Bonn stets penibel eingehalten, nach dem Prinzip „über die deut-
sche Frage hat die Geschichte nicht das letzte Wort gesprochen“. Typisch dafür 
war die westdeutsche Reaktion auf Äußerungen des damaligen italienischen Au-
ßenministers Giulio Andreotti, der im September 1984 öffentlich sagte: „Eine 
Wiedervereinigung ist nicht in Sicht. [. . .] Pangermanismus ist überwunden. Zwei 
deutsche Staaten bestehen, zwei deutsche Staaten sollen es bleiben.“10 Der italie-
nische Botschafter wurde in das Auswärtige Amt einbestellt und der Ton ernst 
zwischen Bonn und Rom. Interne Aufzeichnungen des Amtes lassen erkennen, 
dass man dort durchaus wusste, was die europäischen Partner bewegte und wel-
che Vorbehalte es noch immer gab:

„Mißtrauen besteht nicht nur deshalb, weil man eine zunehmende Tendenz zum 
Neutralismus und die Möglichkeit eines Herausbrechens der Bundesrepublik 
Deutschland aus der westlichen Allianz um den Preis der Wiedervereinigung 
befürchtet. Größeres Unbehagen scheint vielmehr der Gedanke auszulösen, im 
Zentrum Europas könne ein wiedervereinigter deutscher Nationalstaat entste-
hen. Die Pressereaktion vermittelt den Eindruck, daß dieses Gefühl besonders 
bei einigen kleineren Nachbarn, die im letzten Krieg unter der deutschen Besat-
zung gelitten haben, ausgeprägt ist.“11

Das führt zur Frage der Einflussmöglichkeiten der Diplomatie und insbesondere 
der deutschen. Der Status Deutschlands war 1984 unter den damaligen juristi-
schen und politischen Rahmenbedingungen ein anderer als heute. Man könnte 
meinen, die deutschen Einflussmöglichkeiten seien damals sehr gering gewesen, 
heute dagegen viel größer. Nichtsdestotrotz war man in Bonn bemüht, diskret, 
aber stetig und – wie man hinzufügen muss – erfolgreich auf die Partner Einfluss 
zu nehmen. Die Bundesregierung brachte deutsche Interessen in der Rüstungs-
kontrollpolitik, aber auch in der Deutschland- und Berlinpolitik der USA zur Gel-
tung12, und in der engen sicherheitspolitischen Zusammenarbeit mit Paris freute 
man sich Ende Juli über die Qualität der gemeinsamen Arbeit der Experten, 
denn sie „hat den Vorteil, daß wir besonders ausführlich über die französische 
Position unterrichtet werden und auch versuchen können, diese zu beeinflussen“13. 
In anderen Fragen war der Spielraum dagegen gering. So war die Bundesrepublik 
auf Proteste der USA, Großbritanniens und Frankreichs angewiesen, als die be-
sondere Situation Berlins und der Viermächte-Status für regelmäßigen Ärger 

10 Vortragender Legationsrat I. Klasse an die Botschaft in Rom v. 14. 9. 1984, in: Ebenda, Bd. 2, 
Dok. 236, S. 1092 f., Zitat S. 1092, Anm. 2.

11 Aufzeichnung v. 28. 9. 1984, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 255, S. 1174–1177, Zitat S. 1177.
12 Vgl. Aufzeichnung v. 1. 10. 1984, Dok. 261, S. 1195–1198, und Aufzeichnung v. 28. 11. 1984, 

beides in: Ebenda, Dok. 316, S. 1465–1470.
13 Aufzeichnung v. 31. 7. 1984, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 211, S. 964–967, Zitat S. 967.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

312  Aufsätze

sorgten, etwa wie im Falle der „Luftraumreservierungen“ der UdSSR in den Flug-
korridoren von und nach Berlin, was die zivile Luftfahrt erheblich störte14.

Wenngleich die Bundesrepublik erst mit dem 2+4-Vertrag und der deutschen 
Einheit 1990 die volle Souveränität erlangte, zeigen diese und andere Beispiele, 
dass die Entwicklung hin zur Anerkennung der Bundesrepublik als gleichwerti-
gen Partner fließend war. 1984 wurde Bonn noch nicht zu den Feierlichkeiten 
zum 40. Jahrestag des D-Day (übrigens eher eine Landung als „Invasion“) in der 
Normandie eingeladen. Deutsche Diplomaten bemerkten aber bereits damals 
„eine Tendenz des Unbehagens über einen deutschen Ausschluß“15. Der franzö-
sische Präsident François Mitterrand sagte, „ihm gefalle das nicht“, es sei eine pa-
radoxe Situation: „man feiere mit Präsident Reagan, PM Trudeau und der eng-
lischen Königin den Sieg, dann fliege man nach London und treffe sich mit 
Bundeskanzler Kohl, MP Craxi und MP Nakasone“16.

Der Wandel der Außenwahrnehmung der Deutschen lässt sich auch an der 
heik len Frage der Teilnahme oder Nichtteilnahme der Bundeswehr an gemein-
samen Verteidigungsoperationen ablesen. Der Einsatz der deutschen Streitkräfte 
außerhalb des NATO-Vertragsgebiets wurde zwar erst in den 1990er Jahren und 
insbesondere seit dem Krieg im Kosovo ein offizielles Thema, die out-of-area- 
Problematik war damals aber mitnichten tabu. Bereits vor 30 Jahren wurden von 
den Partnern Fragen an die deutsche Seite gestellt, die bis heute aktuell sind, 
nämlich die Frage nach einem deutschen Beitrag zur Verteidigung des Westens. 
Viele, kann man in einem internen deutschen Papier lesen, „haben mit Sicherheit 
wenig Verständnis für unsere Haltung. Der Vorwurf mangelnder Bereitschaft, uns 
aktiv an Maßnahmen zu beteiligen, die letztendlich auch in unserem eigenen 
(wirtschaftlichen) Interesse liegen, bekommt neuen Auftrieb.“17 Nicht im 21. 
Jahrhundert wurde dieser Satz geschrieben, sondern Ende August 1984.

Vor 30 Jahren zeichneten sich Entwicklungen ab, die später eskalierten, da-
mals aber nicht als besonders gravierend erschienen. Im Februar beobachtete 
man die Destabilisierung der politischen Lage im Sudan nach den Aufständen im 
Süden18. 1984 tobte der irakisch-iranische Krieg, der nicht nur ein grausamer 
Konflikt zwischen Nachbarn war, sondern auch ein Krieg zwischen Schiiten und 
Sunniten, ein erster Akt in der giftigen Konfrontation, die im Laufe der Jahr-
zehnte die Region, die ganze arabische Welt und sogar Afrika erfasst hat. Dieses 
Eskalationspotenzial wurde damals unterschätzt. Der Bundesrepublik ging es vor 
allem darum, eine neutrale Position aufrechtzuerhalten. So musste Außenminis-
ter Genscher im Juli heftige Vorwürfe des iranischen Parlamentspräsidenten Ali 
A. H. Rafsandjani gegen den Westen erdulden, die Genscher mit der Beteuerung, 

14 Vgl. Aufzeichnung v. 5. 4. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 101, S. 493–496.
15 Botschafter Schoeller, Paris, an AA v. 7. 6. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 164, S. 795–797, Zitat 

S. 796.
16 Gespräch Kohls mit Mitterrand am 20. 5. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 146, S. 703–710, Zitate 

S. 710.
17 Aufzeichnung v. 23. 8. 1984, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 219, S. 1008 f., Zitat S. 1009.
18 Vgl. Botschafter von Mentzingen, Khartum, an AA v. 7. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 36, 

S. 193–195.
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er wolle „gleichberechtigte Beziehungen“ mit dem Iran aufbauen, abzuwehren 
versuchte19.

Das heißt: Viele Grundzüge unserer Gegenwart zeichneten sich bereits ab. Da-
mals begann aufzukeimen, was uns später beschäftigte, mit Sorge erfüllte oder 
auch zu Hoffnungen Anlass gab.

China war bereits vor 30 Jahren ein wichtiger Partner der Bundesrepublik, die 
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen spielten eine herausragende Rolle, westdeut-
sche Firmen sahen im Fernen Osten einen vielversprechenden Markt20. Aller-
dings hatte sich die Volksrepublik China noch nicht zu dem großen Markt gewan-
delt, der er später wurde und heute noch ist. In den Diskussionen innerhalb des 
westlichen Blocks, insbesondere im Rahmen des Koordinationsausschuss für Ost-
West-Handel (COCOM), war man aber auch besorgt, vor allem wegen der Trans-
fers bei den Hochtechnologieexporten in ein Land wie China21. Grundsätzlich 
war die Wirtschaft in der bundesdeutschen Außenpolitik zentral. Und die Be-
handlung von Verdacht und Protesten seitens anderer beschäftigte das Auswärtige 
Amt. Diese Situation gab es mitunter mit den Auslandsaktivitäten deutscher Fir-
men22.

Entgegen der Ankündigung von Francis Fukuyama, ist das „Ende der Geschich-
te“ nicht erreicht. Sie geht weiter und ist genauso durch Unsicherheit geprägt, 
wie es die Vergangenheit war, die in vielerlei Hinsicht unsere Gegenwart be-
stimmt, weil viele Konflikte damals nicht gelöst wurden, beispielsweise im Nahen 
Osten. Anfang April 1984 nahm der Ministerialdirektor und Leiter der „Politi-
schen Abteilung“ des Auswärtigen Amtes, Jürgen Ruhfus, Stellung zur Aufforde-
rung von König Hussein von Jordanien an die EG-Staaten, eine aktivere Rolle bei 
der Lösung des Nahost-Konflikts zu übernehmen. Auch in einem veränderten 
Kontext bleibt vieles, wie es war und leider auch ungelöst23.

Vielleicht suchen wir uns aus dieser nahen Vergangenheit aber auch genau das 
aus, was uns heute passt? Vielleicht sehen wir eine Kontinuität oder ein Wieder-
auftauchen von alten Geschichten, weil wir Erklärungsmuster brauchen und kei-
ne anderen haben – obwohl die Rahmenbedingungen ganz andere sind? Letztlich 
stutzt man aber doch, wenn man einen geradezu beklemmend aktuellen Vermerk 
über das Gespräch von Helmut Kohl mit dem italienischen Ministerpräsidenten 
Bettino Craxi im Februar 1984 liest: Die USA, so Kohl,

„müßten erkennen, daß die Sowjetunion ein irrationales Streben nach Sicherheit 
habe. Dies sei ein typisch russisches Problem. Rußland habe nie eine natürliche 

19 Gesp Aufzeichnung v. 1. 10. 1984, räch Genschers mit Rafsandjani am 21. 7. 1984, in: Ebenda, 
Bd. 2, Dok. 201, S. 934–937.

20 Vgl. Aufzeichnung v. 9. 10. 1984 über den Besuch des Bundeskanzlers Kohl in China, in: 
Ebenda, Bd. 2, Dok. 269, S. 1231–1237.

21 Vgl. Aufzeichnung v. 26. 1. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 22, S. 127–129.
22 Vgl. u. a. Aufzeichnung v. 30. 3. 984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 99, S. 497–499; Aufzeichnung v. 

18. 4. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 111, S. 527–529; Gespräch mit dem israelischen Botschaf-
ter Ben-Ari am 2. 5. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 123, S. 598–600.

23 Vgl. Aufzeichnung v. 6. 4. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok 104, S. 504–506.
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Westgrenze gehabt. Seit Peter dem Großen strebe Rußland nach einem Glacis im 
Westen.“24

Damals zielten die Bemühungen des Auswärtigen Amtes darauf, ein Gipfeltreffen 
zwischen Präsident Reagan und Generalsekretär Tschernenko zu arrangieren – 
heute sucht die Bundesrepublik nach einer europäischen Lösung und einen ge-
meinsamen Kurs mit Frankreich, der immerhin zu den Regelungen von Minsk 
geführt hat.

Kann man etwas lernen aus dieser nahen Vergangenheit? Sie kann eine Ermun-
terung sein. In Europa (damals Europäische Gemeinschaft mit 10 Mitgliedern) 
wurden 1984 viele „technische“ Probleme bewältigt. Im Einzelnen ging es um die 
Milchproduktion, die EG-Eigeneinnahmen, den Währungsausgleich, allgemei-
ner um den EG-Haushalt mit dem Dauerbrenner eines britischen Beitrags. In ein 
und demselben Bericht beschrieb der deutsche Botschafter Rüdiger von Wech-
mar in London die in Großbritannien beobachtete „Mischung aus Eifersucht, 
Mißtrauen und Sorge“ gegenüber der engen sicherheitspolitischen deutsch-fran-
zösischen Zusammenarbeit und das „entschiedene Festhalten Londons an der 
britischen Haltung hinsichtlich des EG-Haushalts – eine Position, deren Isolati-
onscharakter [. . .] auch den Briten klar ist“25. Premierministerin Margaret That-
cher ärgerte das Auswärtige Amt und Bundeskanzleramt gleichermaßen26. Viele 
Schwierigkeiten wurden auf dem Europäischen Rat in Fontainebleau am 3. Juli 
aber dann doch ausgeräumt. Die sehr gut vorbereiteten Staats- und Regierungs-
chefs einigten sich über den britischen Haushaltsausgleich, über die Einleitung 
einer Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik sowie über die Einsetzung von Ar-
beitsgruppen für institutionelle Fragen, zur Stärkung der Institutionen und der 
gemeinsamen Identität.

Beeindruckend ist die Liste der Grundsatzentscheidungen in Bereichen, die 
das Leben der Bürger Europas unmittelbar betrafen27. Nach den Worten Helmut 
Kohls vom Mai 1984 war man bereit, „einen Schritt in Richtung auf das politische 
Europa zu tun“28. Von Januar bis Dezember sprach sich Bonn mehrmals für eine 
stärkere politische Integration Europas aus. So beispielsweise in den zahlreichen 
deutsch-französischen Treffen der Außenminister Genscher und Dumas, aber 
auch bei den Gesprächen von Bundeskanzler Kohl mit Präsident Mitterrand ging 
es immer wieder um Mittel und Wege zur Vertiefung der Integration29.

Gemäß der Übereinkunft des Jahres 1969 in Den Haag war die Vertiefung die 
eine Seite der Medaille, die andere war die Erweiterung der Gemeinschaft. Auf 
der Tagesordnung stand im Jahre 1984 die Süderweiterung der EG mit dem ge-

24 Gespäch Kohls mit Craxi am 23. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 56, S. 276–283, Zitat S. 280.
25 Aufzeichnung v. 27. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 63, S. 318–321, Zitate S. 320.
26 Vgl. Gespräch Kohls mit Thatcher am 28. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 64, S. 321–332.
27 Vgl. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats 1. Klasse Schneppen v. 3. 7. 1984, in: Ebenda, 

Bd. 2, Dok. 181, S. 861–864.
28 Gespräch Kohls mit Mitterrand am 20. 5. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 146, S. 703–710, Zitat 

S. 707.
29 Vgl. Gespräch Genschers mit Dumas am 15. 5. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 137, S. 662–665.
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planten Beitritt Spaniens und Portugals. Griechenland war bereits zum 1. Januar 
1981 das zehnte Mitglied geworden; nun sollten die beiden anderen Länder des 
europäischen Südens aufgenommen werden, die bis in die 1970er Jahre unter 
einer Diktatur gelitten hatten. Zweck dieser EG-Erweiterung war es, zur Stabilisie-
rung der dortigen Demokratien beizutragen, wenngleich wirtschaftliche Schwie-
rigkeiten dabei zu überwinden waren. Das mehr als die Bundesrepublik Deutsch-
land auf die Landwirtschaft ausgerichtete Frankreich hielt die Erweiterung für 
ökonomisch falsch, das sagte Mitterrand dem deutschen Freund klipp und klar, 
jedoch sei die Aufnahme der beiden Staaten auch Paris politisch wichtig. Nach-
dem mehrere Übergangsregelungen getroffen wurden, konnte die Süderweite-
rung schließlich zum 1. Januar 1986 wirksam werden.

Damit wurde ein weiterer Schritt auf dem Weg der Erweiterung gemacht, die 
unsere Gegenwart in starkem Maße bestimmt. All das fand vor dem großen Sprung 
in die EU statt, der mit dem Maastrichter Vertrag im November 1993 gewagt wur-
de, und vor der großen Osterweiterung vom Frühjahr 2004; auch diese sollte den 
jungen Demokratien helfen, die jahrzehntelang daran gehindert worden waren, 
sich am großen Projekt Europa zu beteiligen.

Alles Geschichte, eine abgeschlossene Zeit? Im Jahre 1984 stellte man einige 
zentrale Fragen, die noch heute aktuell sind und auf die man immer noch keine 
Antwort gefunden hat. Dazu zählt die bereits damals erkannte Notwendigkeit, die 
europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu intensivieren30. Mehrmals 
wurde auch angemerkt, dass sich Europa in diesem Bereich wie auch mit Blick auf 
technologische Probleme nicht „in einseitige Abhängigkeit“ begeben dürfe. Es 
ging insbesondere um das Engagement der Bundesrepublik bei europäischen 
Raumfahrtprojekten, einer Schlüsselindustrie31.

Schließlich möchte ich dafür plädieren, in der Vorgeschichte unserer Zeit 
nicht nur eine Ermunterung zu erblicken, sondern sogar eine Inspirationsquelle. 
Mit Blick auf die vielfältigen neuen Herausforderungen können Überlegungen 
aus früheren Jahren sehr wohl mit Gewinn wieder gelesen werden. Vielleicht ist 
nicht alles brauchbar, aber der Geist, in dem damals Vorschläge gemacht wurden, 
kann durchaus ansteckend wirken. Das gilt beispielsweise für das Diskussions-
papier von Ministerialdirigent Werner Ungerer zur Zukunft Europas aus dem 
 August 198432. Denn von wann stammen folgende Sätze? „Die EG ist weder Selbst-
zweck noch Endstadium, sondern eine Etappe auf dem Weg zu einer bun des-
staatlich ausgerichteten Europäischen Union. Wenn sie nicht diesem Endziel 
 nähergebracht wird, verkümmert sie zu einer vorwiegend intergouvernementalen 
Organisation.“ „Europa wird die weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Heraus-
forderungen nur bestehen können, wenn sich die Europäische Gemeinschaft auf 
die politischen Kernbereiche erstreckt; das sind die Außenpolitik, die Vertei-
digungspolitik, die Wirtschafts-, Finanz- und Währungspolitik“; „Europäische 

30 Vgl. Botschafter Wieck (NATO) an AA v. 22. 2. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 55, S. 272–275.
31 Aufzeichnung v. 9,7.1984, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 189, S. 895–897, Zitat S. 896.
32 Aufzeichnung Ungerer, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 227, S. 1047–1055. Hier auch die folgenden 

Zitate: S. 1049, S. 1050 u. S. 1051.
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 Außenpolitik ist daher auf die Dauer nicht machbar ohne eine europäische Ver-
teidigungspolitik.“ Der Vorschlag des Diplomaten lief auf ein Modell konzentri-
scher Ringe hinaus, das noch heute bedenkenswert ist.

Die zweite Besonderheit aus der Mitte der 1980er Jahre, die nicht nur Ge-
schichte und reine Vergangenheit ist, sondern ein großes Beispiel bleiben sollte, 
ist der deutsch-französische Schulterschluss. Nach den gewaltigen Veränderungen 
im deutsch-französischen Gleichgewicht seit dem Ende des Kalten Kriegs drohen 
sowohl Geist als auch Praxis dieses systematischen Zusammenspiels verloren zu 
gehen; zu vieles scheint im bloß Symbolischen steckenzubleiben. Aus dem Sep-
tember 1984 stammt die deutsch-französische Ikone vom Friedhof bei Verdun, wo 
sich Kohl und Mitterrand an der Hand halten. Der Vorschlag für dieses symbol-
trächtige Treffen stammte von Kohl33, er fand dafür sofort die Zustimmung bei 
Mitterrand. Selbst im Auswärtigen Amt wurde vergebens darüber gerätselt, wer 
die Initiative für diese Geste ergriffen hat. Beide Staatsmänner waren historisch 
sehr versiert, auch war ihnen die Bedeutung von Symbolen bewusst. Aber poli-
tisch wichtiger war ihnen das, was „deutsch-französische Methode“ genannt wer-
den kann und die darin besteht: Vorabsprachen treffen, Kompromisse finden, 
Impulse geben.

Vor allen wichtigen europäischen Treffen erfolgte auf Minister- und höchster 
Ebene eine deutsch-französische Vorabsprache, insbesondere in der Frage der 
weiteren Gestaltung Europas. Am 20. Mai 1984 fand in Saarbrücken ein bilate-
rales Treffen statt, bei dem die Ablösung des ausscheidenden Kommissionspräsi-
denten Gaston Thorn vorbereitet wurde. Um einen wahrscheinlich bremsenden 
Dänen oder Briten als Nachfolger zu verhindern, einigten sich Kohl und Mitter-
rand darauf, dass zuerst ein Franzose und dann ein Deutscher den Posten beset-
zen sollten, um „für die nächsten Jahre Präsidenten“ zu haben, „die absolut euro-
päisch engagiert seien“. Auf diese Weise wurde der große Europäer Jacques Delors 
Präsident der europäischen Kommission. Man stimmte sich ab. Aber es „solle 
nichts aus diesem Raum getragen werden“ und „wir sollten dieses Gespräch an 
der Tür vergessen“34.

Von der konzertierten deutsch-französischen Absicht, in Europa wichtige Im-
pulse zu geben, gibt es zahlreiche Spuren: So beschlossen etwa die beiden Partner 
am 29. Mai in Rambouillet, die Grenzkontrollen für PKW zunächst an ihrer ge-
meinsamen Grenze abzuschaffen, um damit ein Zeichen für die Schaffung eines 
großen europäischen Raums der Freizügigkeit zu setzen. Schließlich hatte die ver-
tiefte bilaterale Zusammenarbeit ein gemeinsames Ziel: die Gestaltung des politi-
schen Europas. Mitterrand wurde hier auf Französisch zitiert: dass „l’Europe pren-
ne consistance“35. „Wir wollten voranschreiten“, sagte Kohl, „Deutschland und 
Frankreich [würden] vorangehen“. Ja, antwortete Mitterrand, man „müsse einen 

33 Vgl. Aufzeichnung v. 25. 9. 1984, in: Ebenda, Bd. 2, Dok. 242, S. 1115 f., und Gespräch Kohls 
mit Mitterrand am 29. 5. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok 155, S. 749.

34 Gespräch Kohls mit Mitterrand am 20. 5. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 147, S. 711–714, Zitate 
S. 712 u. S. 713.

35 Ebenda, S. 713.
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politischen Akt setzen“36. Auch der Dooge-Ausschuss zum besseren Funktionieren 
der Gemeinschaften geht auf Vorschläge von Präsident Mitterrand zurück, der sie 
aber in enger „Abstimmung mit der Bundesregierung“ machte37.

Akteneditionen, so viel dürfte klar geworden sein, haben einen besonderen 
Wert. Sie ermöglichen es nicht nur, dass wir die Vergangenheit besser kennen. Sie 
liefern auch viele Denkanstöße und Stoff, um aus der Vergangenheit für gegen-
wärtige Probleme zu lernen. Ein früherer Appell erscheint mir besonders wichtig. 
Er stammt von Helmut Kohl in einem Gespräch mit François Mitterrand am 20. 
Mai 1984: Es „müsse auch in der Öffentlichkeit ein Gegengewicht zu dem jetzt 
miserablen Bild Europas geschaffen werden“38.

36 Gespräch Kohls mit Mitterrand am 28. 5. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 150, S. 729–734, Zitate 
S. 731.

37 Runderlaß des Vortragenden Legationsrats 1. Klasse Schneppen v. 3. 7. 1984, in: Ebenda, 
Bd. 2, Dok. 181, S. 861–864, Zitat S. 863.

38 Gespräch Kohls mit Mitterrand am 20. 5. 1984, in: Ebenda, Bd. 1, Dok. 147, S. 711–714, Zitat 
S. 713.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



 319

VfZ 63 (2015) H.3 © Walter de Gruyter GmbH 2015 DOI 10.1515/vfzg-2015-0020

1978/79 fegte eine Revolution das Regime von Schah Mohammad Reza Pahlavi 
im Iran hin weg – eine islamische Revolution, an deren Ende ein Gottesstaat unter 
Führung der Geist lich keit stand, mit Ayatollah Khomeini an der Spitze. Die Bundesre-
gierung unter Kanzler Hel mut Schmidt und Außenminister Hans-Dietrich  Gen scher 
befand sich in einer Zwickmühle: Einerseits war der Iran ein wichtiger  Erdöllieferant 
und Handelspartner, andererseits verstörte die Gewalt gegen politische Gegner und 
Vertreter der westlichen Staatengemeinschaft, die in der Besetzung der amerika-
nischen Botschaft in Teheran gipfelte. Frank Bösch zeigt auf der Ba sis neuer Quel-
len, wie die Bundesregierung auf die islamische Revolution reagierte, zwi schen in-
teressengeleitetem Pragmatismus und außenpolitisch gebotener Bündnistreue zu 
den USA lavierte und so hinter den Kulissen als Vermittler zwischen Teheran und 
Washington fun  gieren konnte.  nnnn

Frank Bösch

Zwischen Schah und Khomeini
Die Bundesrepublik Deutschland und die islamische Revolution im Iran

Die iranische Revolution zählt gerade aus heutiger Perspektive zu den bedeu-
tendsten Umbrüchen der Moderne. Innerhalb weniger Monate stürzte eine Mas-
senbewegung die politische, soziale und kulturelle Ordnung des Landes und ver-
folgte dabei – ebenso wie andere große Revolutionen – einen universalistischen 
Anspruch1. Dies war bereits den Zeitgenossen bewusst, die sogleich das bedroh-
liche Potenzial erkannten, mitunter aber auch fasziniert auf die Dynamik blick-
ten. So kommentierte der französische Sozialphilosoph Michel Foucault, der im 
Herbst 1978 für die italienische Tageszeitung Corriere della Sera zweimal nach Tehe-
ran reiste, noch vor dem Sturz des Schahs: „Das ist vielleicht die erste große Erhe-
bung gegen die weltumspannenden Systeme, die modernste und irrsinnigste 
Form der Revolte.“2 Helmut Kohl hielt die Ereignisse im Iran für eine Gefahr für 
den Weltfrieden und sah darin einen „Zusammenstoß zwischen entwickelten und 
sich entwickelnden Staaten“3. Dass unter Khomeinis Führung eine Islamische Re-
publik entstehen würde, erschien vielen westlichen Beobachtern dennoch unvor-
stellbar. Der Iran galt als moderner, ökonomisch florierender Staat mit einer 

1 Vgl. zur Einordnung Henner Fürtig, Totgesagte leben länger – 30 Jahre iranische Revolution, 
in: Anke Bentzin u. a. (Hrsg.), Zwischen Orient und Okzident. Studien zu Mobilität von Wis-
sen, Konzepten und Praktiken, Freiburg 2010, S. 316–333.

2 Michel Foucault, Il mitico capo della rivolta dell’Iran, in: Corriere della Sera vom 26. 11. 1978. 
Deutsche Übersetzung: Das mythische Oberhaupt der Revolte im Iran, in: Ders., Dits et Ecrits. 
Schriften, Bd. 3, Frankfurt a. M. 2003, S. 894–897, Zitat S. 897; vgl. auch Thomas Lemke, „Die 
verrückteste Form der Revolte“ – Michel Foucault und die Iranische Revolution, in: Sozial.Ge-
schichte. Zeitschrift für historische Analyse des 20. und 21. Jahrhunderts 17 (2002), S. 73–89.

3 Fraktionsprotokoll CDU/CSU vom 13. 11. 1979, S. 2, in: Archiv für Christlich-Demokratische 
Politik, VIII-001–1059/1.
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starken Armee und Geheimpolizei. Das Land wurde zudem massiv von den USA 
unterstützt und war mit vielen westlichen Ländern kulturell verbunden. Umso 
größer schien der Kontrast zur Islamischen Republik. Was im Iran geschah, wurde 
deshalb auch als „unthinkable revolution“ bezeichnet; erst die Erfahrung des Mas-
senprotests habe die handlungstreibende Vorstellung ermöglicht, dass ein Regi-
mewechsel tatsächlich gelingen könne4.

Die iranische Revolution war ein Ereignis, das quer zur Logik des Kalten 
Krieges lag. Neben die bipolare Ordnung, in der Kommunismus und Kapitalis-
mus sich gegenüberstanden, trat nun der Islam als eine neue Herausforderung – 
für den Westen, aber auch für die Sowjetunion und den Nahen Osten. Amerika-
nische Studien deuteten die iranische Revolution auch als Symbol für „America’s 
Failing Empire“ (Warren Cohen), das auf künftige neue Herausforderungen 
durch radikale islamische Bewegungen verwies5. Besonders die Geiselnahme in 
der US-Botschaft gilt als „America‘s first encounter with radical islam“, die vor 
allem deshalb desaströs verlaufen sei, weil die US-amerikanischen Experten den 
Iran durch die Brille des Kalten Kriegs gesehen und so die Sprengkraft des radi-
kalen Islam unterschätzt hätten6. Die Botschaftsbesetzung war, nach dem Abzug 
aus Vietnam, eine weitere große Demütigung der USA, die auch die westlichen 
Verbündeten sowie die kommunistischen und islamischen Staaten (wie Saudi-
Arabien) zwang, sich deutlicher gegenüber dem Iran und dem Islamismus zu po-
sitionieren. Sie stand zudem für einen Kampf mit neuen Regeln, der diploma-
tische Gepflogenheiten ignorierte, die selbst im Kalten Krieg üblich blieben. Und 
schließlich löste der Ausfall der iranischen Ölexporte, die immerhin rund ein 
Zehntel des Weltölhandels betrugen, 1979 die zweite Ölkrise aus – mit schwerwie-
genden Folgen für viele westliche Länder, aber auch für Osteuropa.

Während die iranische Revolution und die Geiselnahme in der amerikanischen 
Erinnerung eine zentrale Rolle spielen und narrativ die Darstellungen der 1970er 
Jahre als Krisenjahrzehnt abrunden7, ist ihre Bedeutung für Deutschland bisher 
kaum beachtet worden. Dies mag daran liegen, dass sich die Zeitgeschichtsfor-
schung vornehmlich auf die klassischen Räume des Kalten Kriegs konzentrierte, 
aber auch daran, dass die Bundesrepublik bei der iranischen Revolution eher un-
beteiligt erscheint. Lediglich Studien zum deutsch-amerikanischen Verhältnis 

4 Vgl. Charles Kurzman, The Unthinkable Revolution in Iran, Cambridge/MA. 2005. Seine auf 
Interviews gestützte Studie richtet sich gegen klassische soziologische Ex-Post-Erklärungen.

5 Vgl. Warren Cohen, America’s Failing Empire: U.S. Foreign Relations Since the Cold War, 
Oxford 2005; Odd Arne Westad, The Global Cold War. Third World Interventions and the 
Making of Our Times, Cambridge/MA. 2007, S. 288 f.

6 So die Grundthese von David R. Faber, Taken Hostage. The Iran Hostage Crisis and America’s 
first Encounter with Radical Islam, Princeton 2005.

7 Vgl. etwa Thomas Borstelmann, The 1970s. A New Global History from Civil Rights to Econo-
mic Inequality, Princeton 2012, S. 263–270. Zur differenten Forschungsperspektive vgl. Frank 
Bösch, Zweierlei Krisendeutungen: Amerikanische und bundesdeutsche Perspektivierungen 
der 1970er Jahre, in: Neue Politische Literatur 58 (2014), S. 217–230.
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der späten 1970er Jahre widmeten ihr eine gewisse Aufmerksamkeit und zeigten 
die erneute Belastung der Beziehungen zu den USA im Zuge der Geiselnahme8.

Die Bundesrepublik war jedoch in den 1970er Jahren ökonomisch, kulturell 
und auch politisch neben den USA der wichtigste westliche Partner Irans. Daher 
erscheint die Frage lohnend, wie man in Westdeutschland auf den Übergang vom 
Regime des Schahs zur nicht minder gewaltsamen Herrschaft des islamischen 
Geistlichen Khomeini reagierte9. Gerade im Jahrzehnt der aufkommenden Men-
schenrechtspolitik10 war die iranische Revolution eine zentrale Herausforderung, 
in der auch die bundesdeutschen Zeitgenossen zügellose Gewalt nunmehr stark 
mit dem Islam zu assoziieren begannen. Inwieweit wahrte die Bundesrepublik 
trotz des radikalen Islam den Kontakt zum Iran? Wie konnte die Bundesrepublik 
eine geschmeidige Mittlerrolle, auch bei der Befreiung der US-amerikanischen 
Geiseln, einnehmen11?

Enge Partner: Die Bundesrepublik und der Iran in Zeiten der Ölkrisen

Die engen Beziehungen zwischen Westdeutschland und dem Iran waren vor allem 
ökonomisch grundiert. Die Bundesrepublik war vor der Revolution der wichtigste 
Handelspartner des Iran gewesen, sie blieb es während der Revolution und auch 
nachdem Khomeini seine Herrschaft etabliert hatte. Auch zählte der Iran für die 
Bundesrepublik zu den wichtigsten außereuropäischen Exportländern, und 
selbst während der Geiselnahme Anfang 1980 trug fast die Hälfte aller EG-Exporte 
in den Iran das Gütesiegel „Made in Germany“12. Diese engen Handelsbezie-
hungen waren historisch gewachsen. Zunächst hatten vor allem die Briten von der 
iranischen Ölförderung profitiert. Zudem sorgte die Besetzung des Landes durch 
die Briten und Sowjets in beiden Weltkriegen dafür, dass der Unmut gegen die 
beiden Länder wuchs. Dies kulminierte Anfang der 1950er Jahre in der Verstaat-
lichung der iranischen Förderanlagen der britischen „Anglo-Persian Oil Com-
pany“, um die Einnahmen stärker im eigenen Land zu halten. Die USA unterstütz-
ten daraufhin 1953 den Sturz des populären Premierministers Mohammad 

 8 Am ausführlichsten bisher zum diplomatischen Taktieren (mit Blick auf die USA) vgl. Klaus 
Wiegrefe, Das Zerwürfnis: Helmut Schmidt, Jimmy Carter und die Krise der deutsch-ameri-
kanischen Beziehungen, Berlin 2005, S. 303–328.

 9 Einen kritischen historischen Überblick bietet Matthias Küntzel, Die Deutschen und der 
Iran. Geschichte und Gegenwart einer verhängnisvollen Freundschaft, Berlin 2009.

10 In den zahlreichen Darstellungen zur Geschichte der Menschenrechte spielen der Iran und 
die islamischen Staaten bisher jedoch kaum eine Rolle. Vgl. zuletzt Jan Eckel, Die Ambivalenz 
des Guten. Menschenrechte in der internationalen Politik seit den 1940ern, Göttingen 2014; 
Stefan-Ludwig Hoffmann (Hrsg.), Moralpolitik. Geschichte der Menschenrechte im 20. Jahr-
hundert, Göttingen 2010.

11 Besonders dichte Quellen zum Iran fanden sich in den Akten des Bundeskanzleramts im 
Bundesarchiv Koblenz (künftig: BArch), im Vorlass von Helmut Schmidt und im Politischen 
Archiv des Auswärtigen Amts (künftig: PA/AA), wobei insbesondere die Botschaftsberichte 
aus dem Iran eine wichtige Rolle spielen, die gesondert auch im Bundesarchiv gelagert sind.

12 Aufstellung Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) vom 26. 3. 1980, in: BArch, B 
136/16652.
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Mossadegh, um die westliche Ölförderung abzusichern und setzte fortan auf den 
Schah und den ihm ergebenen General Fazlollah Zahedi. Während Großbritan-
nien, die USA und die Sowjetunion bei der iranischen Bevölkerung wenig Akzep-
tanz fanden, besaß (West-)Deutschland, weil es außerhalb dieser Konflikte stand, 
ein positives Image und erschien wie ein neutraler Partner13.

Entsprechend konnte die junge Bundesrepublik in der Ära Adenauer rasch an 
frühere Beziehungen anknüpfen und war bereits seit 1952 der stärkste Handels-
partner des Iran. Deutsche und amerikanische Importe erhielten offiziell eine 
Vorzugsbehandlung und die Bundesregierung förderte den Handel mit Bürg-
schaften und relativ hohen Hilfsleistungen. Seit den 1960er Jahren stieg zudem 
der Export von Waffen in den Iran an14. Deutsche leiteten Unternehmen im Iran 
und engagierten sich dort in der Ausbildung. Zugleich kamen Tausende Iraner in 
die Bundesrepublik, um zu studieren und zu lernen. 1974 mündete diese kultu-
relle Kooperation in die Gründung der deutsch-iranischen Universität Gilan. 
Nicht nur säkulare Eliten, sondern auch viele Protangonisten der späteren isla-
mischen Revolution erhielten so eine Ausbildung in Westeuropa. Da der Schah in 
den 1950er Jahren mit Soraya Esfandiary Bakhtiary eine deutsch-iranische Frau 
geheiratet hatte, blickte zudem die deutsche Regenbogenpresse fasziniert auf den 
„Pfauenthron“. Der Iran erschien vielen als märchenhaft orientalische, aber zu-
gleich weltoffene Monarchie, und Soraya wurde zur Ersatzkaiserin der Deut-
schen15. Dass der Schah seine Reichtümer im Jet-Set zwischen Davos und der Côte 
d’Azur verschwendete, verstärkte die Kontakte mit westlichen Eliten, aber ebenso 
die breite Verachtung für den Monarchen und den Westen im Iran.

Spätestens nach den Protesten gegen den Schah-Besuch in Berlin 1967, bei 
dem der Student Benno Ohnesorg von einem Polizisten erschossen wurde, war 
die autoritäre, gewaltsame und verschwenderische Herrschaft des Mohammad 
Reza Pahlavi in der Bundesrepublik allgemein bekannt. Dennoch florierten die 
ökonomischen Beziehungen zum Iran in den 1970er Jahren auch unter der sozi-
alliberalen Bundesregierung. Dazu trug auch die Ölkrise 1973 bei, da der Iran in 
den Jahren danach zusammen mit Saudi-Arabien bestrebt war, die Preise zu sen-
ken. Bis zum Jahr vor der Revolution entwickelte sich der Iran zum größten Öllie-
feranten der Bundesrepublik, aus dem ein Fünftel aller Importe dieses Rohstoffs 
stammten16. Umgekehrt war der Iran der wichtigste bundesdeutsche Absatzmarkt 

13 Zum Aufbau der Beziehungen in den 1920/30er Jahren vgl. Yair P. Hirschfeld, Deutschland 
und Iran im Spielfeld der Mächte: internationale Beziehungen unter Reza Schah, 1921–1941, 
Düsseldorf 1980, S. 303–308. Eher eine enge Verbundenheit unterstreicht Küntzel, Die Deut-
schen und der Iran, S. 43.

14 Vgl. Sven Olaf Berggötz, Nahostpolitik in der Ära Adenauer: Möglichkeiten und Grenzen, 
1949–1963, Düsseldorf 1998; Küntzel, Die Deutschen und der Iran, S. 82; Harald Möller, Waf-
fen für Iran und Irak. Deutsche Rüstungsexporte und ihre Querverbindungen zu den ABC-
Waffenprogrammen beider Länder. Ursachen, Hintergründe, Folgen, Berlin 2006, S. 54–62.

15 Vgl. Simone Derix, Soraya. Die „geliehene Kaiserin“ der Deutschen, in: Gerhard Paul (Hrsg.), 
Das Jahrhundert der Bilder, Bd. 2, Göttingen 2008, S. 186–193.

16 Vgl. zur internationalen Entwicklung der Ölexporte die Aufstellungen vom 7. 11. 1978, Re-
ferat 421 Röskau, sowie Vorlage Meyer-Landrut für Bundesminister AA vom 12. 8. 1978, in: 
BArch, B 136/16650.
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in der „Dritten Welt“, wobei die jährlichen Exporte bis 1978 auf immerhin 6,35 
Milliarden DM anstiegen. Vor allem deutsche Maschinen, Elektrotechnik, Autos 
und Chemietechnik wurden dorthin verschifft17.

Selbst die militärische Unterstützung für das autoritäre Regime wuchs im Jahr-
zehnt des Menschenrechtsdiskurses. Daran änderte auch die Tatsache nichts, dass 
man statt von „Ausrüstungshilfe“ seit 1974 von „Ausbildungshilfe“ sprach und bei 
Panzerlieferungen mit Verweis auf NATO-Richtlinien eine gewisse Zurückhaltung 
übte, wenngleich die Bundesregierung erwog, die Restriktionen durch Lieferung 
einzelner Panzerkomponenten zu umgehen18. So wurden zwischen 1974 und 
1979 Waffen im Wert von rund einer Milliarde DM in den Iran geliefert, und noch 
während der Unruhen bestellte der Schah 1978 sechs U-Boote und vier Fregatten 
bei bundesdeutschen Unternehmen, was die Bundesregierung begrüßte19. Ein 
Abkommen von 1974 vereinbarte, 94 iranische Offiziere und Kadetten an der 
Bundeswehr-Hochschule in München auszubilden20. Die steigenden Ölpreise för-
derten die ökonomischen Verbindungen. Zudem investierten Ölländer wie der 
Iran ihre „Petro-Dollars“ in westliche Unternehmen. So kaufte der Iran 25 Prozent 
der Fried. Krupp Hüttenwerke AG, also eines besonders traditionsreichen Unter-
nehmens der deutschen Schwerindustrie.

Besonders eng erwies sich die deutsch-iranische Zusammenarbeit in der bis 
heute brisanten Atomwirtschaft. Während die USA hier bereits Mitte der 1970er 
Jahre Bedenken zeigten, verabschiedete die Bundesregierung am 4. Juli 1976 ein 
deutsch-iranisches Abkommen über die atomwirtschaftliche Zusammenarbeit, 
das die Voraussetzungen für die Lieferung von zwei Kernkraftwerken der Kraft-
werk Union AG (KWU) schuf. Von ihrer Größe her sollten sie dem damals größten 
deutschen Atomkraftwerk in Biblis entsprechen. Mit einem Volumen von rund 
acht Milliarden DM (andere Zahlen sprechen sogar von elf Milliarden) war dies 
einer der größten deutschen Export-Aufträge überhaupt, der allein in der Bun-
desrepublik rund 6.000 Arbeitsplätze in den nächsten Jahren schaffen sollte21. Im 
Iran arbeiteten Deutsche auch beim Aufbau eines iranischen Kernforschungszen-

17 Bericht Referat 213 vom 2. 1. 1979, in: BArch, B 136/16650.
18 AA vom 21. 3. 1974, in: BArch, B 136/17572. Zum Export von Leopard-Panzern in den Iran 

vgl. die kritische Aufzeichnung Hermes und Lahn vom 1. 3. 1974, in: Akten zur Auswärtigen 
Politik der Bundesrepublik Deutschland (AAPD) 1974, Bd. 1, bearb. von Daniela Taschler, 
Fabian Hilfrich und Michael Ploetz, München 2005, Dok. 66, S. 274 f., und Aufzeichnung 
Hermes vom 27. 5. 1974, in: Ebenda, Dok. 153, S. 648 f.

19 Vgl. Hermes an Botschaft in Teheran vom 7. 3. 1978, in: AAPD 1978, Bd. 1, bearb. von Dani-
ela Taschler, Amit Das Gupta und Michael Mayer, München 2009, Dok. 71, S. 354–356. Her-
mes bezieht sich hier auch auf einen Vermerk von Lautenschlager vom 17. 2. 1978 (ebenda, 
S. 355, Anm. 7). Dies war öffentlich bekannt; vgl. Der Spiegel vom 6. 3. 1978, S. 31; vgl. auch 
Möller, Waffen, S. 62.

20 Vgl. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats Pagenstert vom 4. 7. 1980, in: AAPD 1980, 
Bde. 1 u. 2, bearb. von Tim Geiger, Amit Das Gupta und Tim Szatkowski, München 2011, hier 
Bd. 2, Dok. 201, S. 1086 f.

21 AA Ref. 413 (VS) vom 7. 7. 1976, in: BArch, B 136/17572. Nur sehr knapp erwähnt in: Ste-
phan Geier, Schwellenmacht. Bonns heimliche Atomdiplomatie von Adenauer bis Schmidt, 
Paderborn 2013, S. 326.
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trums mit, wobei das Bundesministerium für Forschung und Technologie die Be-
ratungstätigkeit der Deutschen Gesellschaft für Kernforschung finanzierte22. Zahl-
reiche Iraner studierten zudem an europäischen Universitäten Atomphysik, 
wobei das Land langfristig nicht nur eine zivile, sondern auch eine militärische 
Nutzung anstrebte. Der Schah bot für die intensivierte Zusammenarbeit nach der 
ersten Ölkrise 1973 mehr Öl an23.

In den Berichten des Auswärtigen Amts zu den Staatsbesuchen im Iran in den 
1970er Jahren finden sich entsprechend lange Ausführungen zu den wirtschaftli-
chen und kulturellen Beziehungen, kaum jedoch etwas zu Menschenrechtsfra-
gen. Beim Besuch von Wirtschaftsminister Hans Friderichs (FDP) vermerkten die 
Gesprächsnotizen lediglich, dass gegen Schah-feindliche Gruppen in der Bundes-
republik vorgegangen werden müsse24. Doch obwohl insbesondere die Bundesre-
publik die Politik des Schahs vielfältig ökonomisch förderte, galten die Deutschen 
in der Bevölkerung, auch bei den Islamisten, im geringeren Maße als die USA als 
Feindbild. Dies lag sicherlich auch am amerikanischen Engagement im Israel-
Konflikt.

Unmittelbar vor der Revolution war der Iran auf dem Höhepunkt seiner Öllie-
ferungen. Der Anteil am Weltmarkt betrug zehn Prozent, an der OPEC-Produkti-
on zwanzig Prozent. Für viele westliche Länder war der Iran nun der wichtigste 
Öllieferant, von dem ähnlich wie die Bundesrepublik auch Japan oder die Nie-
derlande rund ein Fünftel der Einfuhren bezogen; Israel und Südafrika waren 
sogar noch stärker von Importen aus dem Iran abhängig. Selbst in Ländern mit 
eigenen Ölreserven wie den USA oder Großbritannien machte iranisches Öl rund 
10 bzw. 17 Prozent der Einfuhren aus25. Nachdem die OPEC 1978 ohnehin Preiser-
höhungen angekündigt hatte, schnellten die Ölpreise mit dem Ausfall des ira-
nischen Öls im Zuge von Protesten und Streiks seit Ende 1978 rasant in die Höhe 
– in absoluten Preisen sogar deutlich stärker als bei der Ölkrise 1973. Besonders 
beunruhigend wirkte die Annahme, dass Saudi-Arabien die Ölproduktion nicht 
weiter steigern könne und nur noch Reserven für 20 Jahre habe26. In dieser Kon-
stellation entwickelten die Planungsstäbe der Bundesregierung eine sehr pragma-
tische Position zur ausbrechenden Revolution: Nicht Khomeini, „nicht der Schah, 
sondern das potentiell reiche Land [sei] unser Partner“, hieß es in einer Vorlage 
für Bundeskanzler Helmut Schmidt27.

22 BMWi an Botschaft Teheran vom 28. 10. 1978, in: BArch, B 136/17572.
23 Ritzel/Botschaft Teheran an AA vom 2. 8. 1977, in: Ebenda.
24 Wieck/Botschaft Teheran an AA vom 21. 10. 1976, in: Ebenda.
25 Referat 421 Röskau vom 7. 11. 1978, in: BArch, B 136/16650; Vermerk für Bundeskanzler 

vom 15. 1. 1979, in: Ebenda; vgl. Fiona Venn, The Oil Crisis, London 2002, S. 91.
26 Ursula Braun, Expertengespräch Iran vom 22. 6. 1979, in: BArch, B 136/16651.
27 Vorlage für Bundeskanzler Schmidt, Referat 213 vom 6. 2. 1979, und Referat 311 vom 

5. 2. 1979, in: BArch, B 136/16651.
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Der Westen und das Aufkommen der Revolution

Während sich die Industrienationen in West und Ost mit dem Schah-Regime weit-
gehend arrangiert hatten, nahmen im Iran wellenartig die Proteste zu. Diese hat-
ten viele Ursachen – ökonomische, kulturelle und politische. Eine genuin islamis-
tische Mobilisierung, die sich gegen den westlichen Imperialismus und westliche 
Kultur richtete, kam erst vergleichsweise spät in den 1960/70er Jahren auf. Der 
Konflikt mit Israel schuf ein weiteres Band, das Islamisten grenzübergreifend ei-
nigte28. Die „Weiße Revolution“ des Schah, die 1963 in einem Referendum bestä-
tigt wurde, sorgte für das aktive und passive Wahlrecht für Frauen, den Ausbau 
von säkularer Bildung und eine Landreform, was den Unmut der islamischen 
Geistlichen förderte. Aber auch für die Proteste der 1970er Jahre waren die sozio-
ökonomische Situation und die politische Repression entscheidender als die 
Sehnsucht nach einer Islamischen Republik. Die Empörung der Bevölkerung 
richtete sich besonders dagegen, dass die steigenden Ölgewinne nur die Ober-
schicht und vor allem die Angehörigen des Schahs erreichten, die Lebenshal-
tungskosten hingegen stiegen. Dass der Schah den Nationalismus förderte und 
mit religiösen Traditionen brach, wie bei seiner Kalenderreform, verstärkte den 
Zorn der Geistlichen und Gläubigen zusätzlich. Die internationalen Kampagnen 
für Menschenrechte seit Mitte der 1970er Jahre dürften ebenfalls den Unmut im 
Iran weiter geschürt haben. Nicht nur Organisationen wie Amnesty International 
kritisierten die Menschenrechtssituation im Land. US-Präsident Jimmy Carter, 
der seit 1977 den Einsatz für Menschenrechte forcierte, monierte nun auch die 
iranischen Folterkeller in der Weltöffentlichkeit, wenngleich die iranische Bevöl-
kerung Menschenrechte nicht als Schlüsselthema wahrnahm29. Proteste gegen 
den Schah, wie in der Bundesrepublik oder etwa in den USA 1977, beeindruckten 
freilich auch die Iraner30.

Der Schah reagierte auf die Proteste 1978 mit einer Mischung aus Zugeständ-
nissen und Gewalt. Er ließ mehr politische Gruppen und Meinungsfreiheit zu. 
Auch nahm er besonders umstrittene Reformen zurück, wie den neuen Kalender, 
Casinos oder das weiblich besetzte Frauenministerium31. Westliche Beobachter 
sahen diese Maßnahmen zynisch als die Ursachen der Unruhen. „Es ist zu hoffen, 
daß das Tempo der Veränderungen verlangsamt wird“, hieß es in einer Bonner 

28 Vgl. Fakhreddin Azimi, The Quest for Democracy in Iran: A Century of Struggle against au-
thoritarian Rule, Cambridge 2008, S. 339 f.; Homa Katouzian, Musaddiq and the Struggle for 
Power, London 1991, S. 156–193.

29 Im Vordergrund standen aber bei Carter andere Länder wie z. B. Südkorea. Vgl. Jan Eckel, 
Schwierige Erneuerung. Die Menschenrechtspolitik Jimmy Carters und der Wandel der Au-
ßenpolitik in den 1970ern, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 66 (2015), S. 5–24.

30 Selbst der spätere Vize-Ministerpräsident Tabatabai führte den Umsturz auf Carters Men-
schenrechtspolitik zurück; Gespräch Genschers mit Tabatabai am 21. 3. 1980, in: AAPD 1980, 
Bd. 1, Dok. 88, S. 496–501, hier S. 496.

31 Vorlage Montfort für Staatssekretär vom 7. 9. 1978, in: BArch, B 136/16650.
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Ministerialvorlage32. Ebenso urteilte die bundesdeutsche Botschaft in Teheran, 
die „Zügellosigkeit“ auf den iranischen Straßen spiegele den „politischen Rei-
fegrad der iranischen Massen wider“33.

Zugleich reagierte das Regime in Teheran 1978 mehrfach mit gewaltsamen Po-
lizeieinsätzen, durch die zahlreiche Demonstranten starben34. Zugeständnisse 
und staatliche Gewalt verstärkten die Proteste. Vor allem die Streiks in der 
Ölindus trie, deren Arbeiter mehr Lohn verlangten, brachten das Regime in Be-
drängnis, da dies die Wirtschaft lahmlegte. Als sich am 11. Dezember 1978 über 
eine Million Menschen versammelten, trugen die Sprecher der Bewegung Khom-
eini offiziell die Führung des Landes an35. Durch die Streiks lief nur noch ein 
Fünftel der Produktion, Banken wurden zerstört und waren nicht mehr liquide, 
auch deutsche Händler vor Ort, wie die Filialen von BMW und VW, meldeten 
Zerstörungen36.

In vielen Ländern der Welt gingen Exil-Iraner ebenfalls auf die Straße. So ver-
sammelten sich in Frankfurt rund 7.000 islamistische Schah-Gegner; bei Ausei-
nandersetzungen gab es hunderte Verletzte37. Als der Schah am 16. Januar 1979 
schließlich vor den Massenprotesten floh, überantwortete er Premierminister 
Schapur Bakhtiar die Regierungsgeschäfte, der mit Reformen versuchte zu retten, 
was nicht mehr zu retten war. Die millionenfachen Proteste, die schließlich zur 
Flucht des Schahs führten, gingen dabei von sehr unterschiedlichen Gruppen 
aus: Kommunisten und Sozialisten protestierten ebenso wie Liberale oder gemä-
ßigte islamische Gruppen. Welche Strömung sich durchsetzen würde, war zu-
nächst unklar38. Was die Träger der Revolte in dieser Phase einte, war eben nicht 
die Sehnsucht nach einem islamischen Staat, sondern der Kampf gegen den 
Schah, die Forderung nach größerer sozialer Gerechtigkeit und ein Nationalis-
mus, der sich gegen den westlichen Einfluss und den westlichen Profit am ira-
nischen Öl richtete39.

32 Vorlage Petersen für Staatssekretär vom 16. 8. 1978 und Vorlage Montfort für Staatssekretär 
vom 7. 9. 1978, in: Ebenda.

33 Bericht Botschaft Teheran an AA vom 17. 10. 1978, in: Ebenda.
34 Die Todeszahlen sind unklar: offiziell wohl 64, von 600 Toten spricht Stuti Bhatnagar, Revo-

lution in Iran, 1979 – the Establishment of an Islamic State, in: P. K. Kumaraswamy (Hrsg.), 
Caught in the Crossfire: Civilians in Conflicts in the Middle East, Ithaca 2008, S. 95–118, hier 
S. 98.

35 Vgl. Nikki R. Keddie, Modern Iran. Roots and Results of Revolution, New Haven 2003, S. 234.
36 Bericht AA vom 7 10. 11. 1978, Arbeitsstab Iran vom 6. 11. 1978, Botschafter Ritzel Teheran 

vom 31. 1. 1979, alle in: BArch, B 136/16650.
37 Bericht AA vom 13. 1. 1979, in: Ebenda.
38 Die Vielfalt der Protestierenden betonen alle Darstellungen; vgl. Peyman Jafari, Der andere 

Iran: Geschichte und Kultur von 1900 bis zur Gegenwart, Bonn 2010, S. 72; Amir Sheikh-
zadegan, Die iranische Revolution von 1979: Eine makrosoziologische Analyse, in: Asiatische 
Studien 59 (2005), S. 857–878, hier S. 871.

39 Vgl. Keddie, Modern Iran, S. 212.
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Khomeini als das „kleinere Übel“? Der Islam als Herausforderung im 
Kalten Krieg

Am 1. Februar 1979 landete Khomeini in Teheran, und in nur wenigen Wochen 
gelang es ihm und seinen islamischen Anhängern, alle Schaltstellen der Macht zu 
übernehmen. Diese Entwicklung zeigt nicht zuletzt die fundamentale Unterschät-
zung Khomeinis durch die Regierungen und Eliten der westlichen Welt, die sich 
aus dem Denken des Kalten Kriegs und Vorurteilen gegenüber dem Islam speiste. 
Khomeini wirkte gegenüber den dynamischen Politikern der 1970er Jahre wie aus 
der Zeit gefallen: Ein gebrechlicher, grimmig blickender Geistlicher ohne poli-
tische Erfahrung, der auch nach seiner Machtübernahme in einem kargen Zim-
mer bei seiner Schwester wohnte und die Sharia einführen wollte, war dem Wes-
ten als Staatslenker denkbar fremd40. Entsprechend gingen westliche, aber auch 
arabische Politiker davon aus, dass sich Khomeini im Falle eines Erfolgs nicht 
dauerhaft würde halten können und sein Charisma vergänglich sei41. Aber auch 
der saudi-arabische Außenminister bezeichnete ihn intern als „primitive 
personality“42. Und Bundeskanzler Helmut Schmidt äußerte sich gegenüber dem 
ägyptischen Präsidenten Anwar al-Sadat vertraulich: „Die Ayatollahs könnten das 
Land auf Dauer nicht regieren.“43

Die westlichen Regierungen erkannten dennoch bereits im Februar die aus der 
Revolution hervorgegangene provisorische Regierung unter Mehdi Bazargan an, 
obgleich fortlaufend Berichte über die eskalierende Gewalt auf Teherans Straßen 
kursierten. Außenminister Hans-Dietrich Genscher verkündete schon in der Ka-
binettssitzung am 14. Februar 1979 „die Fortsetzung der freundschaftlichen Be-
ziehungen“ und Schmidt vermeldete ein Glückwunschtelegramm an Bazargan, 
den er dem demokratischen Lager zurechnete44. Während die SPD-Führung mit 
anti-amerikanischem Einschlag die Anerkennung der Revolution forderte, da der 
„Shah ein undemokratischer Bündnispartner des Westens“ gewesen sei45, be-
tonten das Auswärtige Amt und die Botschaft in Teheran erleichtert, dass im neu-
en iranischen Kabinett keine „links-extremen Kräfte“ vertreten seien und Bazar-
gan eine effektive Kontrolle über das Land erreicht habe46.

Ähnlich reagierten auch die westlichen Nachbarn. Frankreich und Großbritan-
nien erkannten die neue Regierung ebenfalls mit antikommunistischen Argu-
menten an. Der französische Außenminister Jean François-Poncet bemerkte la-

40 Vgl. die Biographie von Baqer Moin, Khomeini: Life of the Ayatollah, New York 2000.
41 Botschafter Washington an AA vom 25. 1. 1979, in: BArch, B 136/16650.
42 Aufzeichnung Gespräch Schmidt-Prinz Saud vom 19. 1. 1979, in: Archiv der sozialen Demo-

kratie Bonn (künftig: AdSD), 1/HSAA008825.
43 Deutsch-ägyptisches Regierungsgespräch (Schmidt-Sadat) am 29. 3. 1979, in: AAPD 1979, 

Bde.1 u. 2, bearb. von Michael Ploetz und Tim Szatkowski, München 2010, hier Bd. 1, Dok. 
94, S. 421–427, Zitat S. 427.

44 Kurzprotokoll Kabinettssitzung, 14. 2. 1979, Sprechzettel Bundeskanzler, 15. 2. 1979, in: 
 BArch, B 136/16651.

45 Karsten Voigt laut SPD-Pressedienst vom 12. 2. 1979.
46 Bericht Botschaft Teheran, 14. 2. 1979, in: BArch, B 136/16651.
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tent optimistisch über Khomeini: „Wenn er auch nicht die beste Lösung für den 
Iran sei, so sei er auch nicht die schlechteste“, da „die jetzigen Persönlichkeiten 
im Iran dabei sind, die Dinge verwaltungsmäßig wieder in den Griff zu 
bekommen“47. Noch deutlicher formulierte dies Präsident Valéry Giscard 
d‘Estaing gegenüber Bundeskanzler Schmidt: Da bei einem Sieg der Linken kei-
ne Wirtschaftsbeziehungen möglich seien, hoffe er „auf einen Sieg Khomeinis – 
wenn dieser auch sehr hart und blutrünstig sei, und auf eine Niederlage von des-
sen Gegenspielern sowie den Kommunisten“48. Am 23. Februar resümierten 
schließlich auch die NATO-Außenminister: „Nur Khomeini verfügt über eine ge-
nügend breite Basis. Jede andere Lösung ist unter den gegebenen Umständen für 
den Westen schlechter.“49 Die Administration von US-Präsident Jimmy Carter be-
mühte sich in gutem Glauben ebenfalls um ein Auskommen mit den neuen 
Machthabern. Ihr Vertrauen auf den neuen Premierminister Bazargan schwächte 
dabei den Protest gegen den Regimewechsel50.

Ein weiterer wichtiger Grund für diese wohlwollende Position war die Annah-
me, die Sowjetunion würde auf eine sozialistische Revolution im Iran hoffen und 
sei an einer instabilen Lage interessiert51. Tatsächlich suchten die Sowjetunion 
und sozialistische Verbündete wie die DDR rasch ein gutes Verhältnis zur neuen 
islamischen Regierung52. Am Tag vor Khomeinis Rückkehr aus dem französischen 
Exil stellte sich die Prawda etwa auf die Seite des Ayatollah und erkannte die neu 
gebildete Regierung an, um Einfluss zu sichern53. Der Anti-Amerikanismus erwies 
sich als ein Bindeglied, und entsprechend gab das Sprachrohr der KPdSU den 
USA die Schuld an Toten bei den letzten Massendemonstrationen. Auf westlicher 
Seite wuchs dabei die Angst, dass die Sowjets nun von Äthiopien über den Südje-
men bis hin nach Afghanistan den Persischen Golf und damit die Hälfte der 
Weltölreserven umkreisten und so auch Zugang zur Straße von Hormus erhalten 
könnten54. Tatsächlich forderte die Sowjetunion Zurückhaltung von den Amerika-

47 Zit. nach François-Poncet am 23. 2. 1979 bei deutsch-französischer Konsultation, in: AdSD, 
1/HSAA006730; Gespräch Genschers mit François-Poncet am 22. 2. 1979, in: AAPD 1979, 
Bd. 1, Dok. 50, S. 214–225, Zitat S. 223.

48 Gesprächsaufzeichnung Gistard d’Estaing-Schmidt vom 23. 2. 1979, in: AdSD, 1/
HSAA006730.

49 Botschafter Pauls, Brüssel, an AA vom 21. 2. 1979, in: AAPD 1979, Bd. 1, Dok. 49, S. 207–213, 
Zitat S. 208.

50 Vgl. Christian Emery, US Foreign Policy and the Iranian Revolution: The Cold War Dynamics 
of Engagement and Strategic Alliance 1978–81, New York 2013, S. 105–107.

51 Vgl. Botschafter Pauls, Brüssel, an AA vom 21. 2. 1979, und Botschafter Wieck, Moskau an AA 
vom 1. 3. 1979, in: AAPD 1979, Bd. 1, Dok. 49, S. 208–211 u. S. 208 f., Anm. 11; Aufzeichnung 
Ruhfus vom 29. 6. 1979, in: Ebenda, Dok. 193, S. 936–939, hier S. 938.

52 Die guten Beziehungen zur Islamischen Republik priesen etwa: Neues Deutschland vom 
3. 4. 1979, S.1, und vom 9. 4. 1979, S. 1.

53 Auswertung sowjetische Presse, AA, 31. 1. 1979, in: BArch, B 136/16650. Vgl. auch die Bilanz 
zu den Prawda-Artikeln des FAZ-Korrespondenten, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
13. 1. 1979, S. 12 („Moskau blickt mit gemischten Gefühlen nach Iran“).

54 Vorlage Ref. 405 AA vom 29. 1. 1980, in: PA/AA, ZA 126878; Ref. 405 AA vom 29. 5. 1980, in: 
Ebenda.
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nern und eine Mitsprache in der Golf-Region55. Die sowjetische Freude über den 
Abfall von den USA ging freilich mit einer Verunsicherung darüber einher, dass 
sich in direkter Nachbarschaft zum muslimischen Süden der Sowjetunion der Is-
lamismus ausbreitete56. Der spätere sowjetische Einmarsch in Afghanistan war 
auch eine Reaktion auf diese Destabilisierung und bestätigte zugleich die west-
lichen Ängste vor einem sowjetischen Ausgreifen in die ölreiche Region.

Neben dem Anti-Kommunismus trugen vor allem ökonomische Interessen zur 
raschen internationalen Anerkennung der Revolution bei. Besonders deutlich be-
legen dies die internen Einschätzungen des Auswärtigen Amts unmittelbar nach 
Khomeinis Rückkehr nach Teheran: Wer immer regiere, hieß es hier, „Iran ist und 
bleibt Erdölexporteur. […] Für den Westen bleibt der entscheidende Gesichts-
punkt, daß der Iran nicht in den Einflußbereich der Sowjetunion abdriftet.“57 
Nicht minder deutlich erklärte der deutsche Botschafter in Teheran dem Revolu-
tionsratsmitglied und Minister für Wirtschaftsplanung, Ezatollah Sahabi, „daß wir 
Außenhandelspartner brauchen, Iran übrigens auch, und daß Außenpolitik in 
der Regel nicht mit moralischen Maßstäben zu messen sei“58. Der Westen wollte 
den Umbruch im Iran optimistisch betrachten, um ökonomische Verbindungen 
zu sichern. Denn längst schnellten die Ölpreise rasant in die Höhe, und das Rin-
gen um den NATO-Doppelbeschluss heizte den Kalten Krieg wieder an. Entspre-
chend wurde der stellvertretende Premierminister Sadegh Tabatabai schon seit 
Frühjahr 1979 mehrfach in Bonn empfangen, etwa vom Wirtschaftsminister und 
vom Staatssekretär des Innenministeriums, um über einen neuen Nachrichten-
dienst und über eine gemeinsame Terrorismusbekämpfung zu sprechen59.

Dass der Westen Khomeini akzeptierte, wurde sicher auch durch seine ge-
schickte Medienpolitik gefördert, die der Weltöffentlichkeit zugleich drohte und 
Kompromissbereitschaft signalisierte. Khomeini betrat die weltpolitische Bühne 
erst wenige Monate vor seiner Machtübernahme im Herbst 1978 in seinem Pari-
ser Exil, indem er in kurzer Zeit rund 130 Interviews gab. Mitunter warteten hun-
derte Journalisten vor seinem Haus, um ihn bei seinen Spaziergängen abzufan-
gen60. Als er am 1. Februar 1979 in Teheran landete, waren rund 150 Journalisten 
aus aller Welt an Bord seines Flugzeugs, darunter etwa der ZDF-Reporter Peter 
Scholl-Latour und der Spiegel-Korrespondent Volkhard Windfuhr61. Zu einigen, 

55 Vgl. zu Breschnews Rede Botschaft Moskau an AA vom 1. 3. 1980, in: PA/AA, ZA 126878.
56 Vgl. Botschafter von Staden, Washington, an AA vom 8. 2. 1979, in: AAPD 1979, Bd. 1, Dok 

33, S. 149–153, hier S. 152.
57 Referat 311, Lage im Iran vom 6. 2. 1979, in: BArch, B 136/16651.
58 Botschaft Teheran vom 20. 3. 1979, in: Ebenda.
59 Ritzel an AA vom 20. 5. 1979 und 29. 6. 1979, in: PA/AA, B 150.
60 Vgl. Moin, Khomeini, S. 192. Auch seine Tochter erinnert, dass Khomeini laufend Radio-

nachrichten hörte; vgl. Robin Wright, The Last Great Revolution: Turmoil and Transformati-
on in Iran, New York 2000, S. 49.

61 Vgl. Shaul Bakhash, The Reign of the Ayatollahs: Iran and the Islamic Revolution, New York 
1984, S. 49. Iranische Journalisten ließ Khomeini nicht vor, wie Amir Taheri, erinnert; vgl. 
ders., The Spirit of Allah: Khomeini and the Islamic Revolution, London 1985, S. 205. Die 
Angaben zur Zahl der Journalisten im Flugzeug schwanken, einige sprechen von bis zu 200; 
vgl. Carole Jerome, Back to the Veil, in: New Internationalist vom 1. 9. 1980.
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wie zu Peter Scholl-Latour, hatte sein Beraterkreis sogar ein gewisses Vertrauens-
verhältnis aufgebaut, so dass sie nun ebenfalls die Rolle des Mittlers einnahmen62. 
Die Weltpresse baute Khomeini auf diese Weise nicht nur gegenüber dem Iran, 
sondern auch in der internationalen Politik zu einer Führungsfigur auf.

Gegenüber den Medien drohte Khomeini bereits vor seiner Machtübernah-
me, die unter dem Schah eingeleiteten Wirtschaftsverträge neu zu verhandeln – 
etwa die iranische Beteiligung bei Krupp oder die deutschen U-Boot- oder Kern-
kraftwerkslieferungen, was der Bild-Journalist sogleich dem Auswärtigem Amt 
meldete63. Ebenso betonte er immer wieder, iranisches Öl als politische Waffe ein-
zusetzen: Israel und Ägypten würden kein Öl mehr bekommen, ansonsten würde 
der Iran einen „fairen Preis“ verlangen, was auf Preiserhöhungen hindeutete64. In 
den meisten Interviews versprach Khomeini, das Land gleichermaßen gegen die 
Amerikaner und Sowjets zu positionieren: Die USA würde er respektieren, wenn 
Amerikaner das Land verließen und sich nicht einmischten, ebenso die UdSSR, 
aber keine Regierung mit Marxisten bilden.

Andererseits trat Khomeini in den Interviews aber auch überraschend gemä-
ßigt und kompromissbereit auf. Vielfach benutzte er die Sprache der Demokratie, 
der Menschrechte und des sozialen Ausgleichs, indem er sich vom undemokra-
tischen Handeln des Schahs abgrenzte. So versprachen er und seine Berater noch 
kurz vor seiner Reise nach Teheran freie Wahlen, Pressefreiheit und eine Verfas-
sung, aber islamische Bedingungen für die Kandidatenauswahl65. So würden 
Frauen künftig nicht aus dem öffentlichen Leben ausgeschlossen. Diese Kompro-
misssignale ermöglichten ihm, nach seiner Ankunft im Iran sehr unterschied-
liche Protestgruppen unter seiner Führung zu vereinen.

Derartige Kompromisse erklären auch die westliche Fehleinschätzung des 
Machtwechsels. So setzte Khomeini mit Bazargan einen Premierminister ein, der 
sowohl im islamischen als auch im säkularen Widerstand gegen den Schah veran-
kert war und eher der liberalen islamischen Richtung angehörte. Der Teheraner 
Professor, der in Frankreich Ingenieurswissenschaften studiert und in der franzö-
sischen Armee gekämpft hatte, galt auch den westlichen Diplomaten als respekta-
bel. So sah der bundesdeutsche Botschafter im Iran ihn als „Gewähr dafür, daß 
eine gewaltlose und weitgehend einvernehmliche Lösung ausgearbeitet werden 
kann“. Ob Khomeini einen Gottesstaat oder eine Demokratie anstrebe, sei of-
fen66. Ebenso fanden sich im Teheraner Kabinett Vertreter unterschiedlicher Pro-
testbewegungen, die sich in den ersten diplomatischen Gesprächen ebenfalls mit 

62 Dies führte er später vielfach aus; vgl. Peter Scholl-Latour, Allah ist mit den Standhaften. Be-
gegnungen mit der islamischen Revolution, Stuttgart 1983, S. 95 f.

63 Referat 421 Röskau vom 7. 11. 1978, in: BArch, B 136/16650. Auch in den USA sammelte 
man diese Aussagen Khomeinis; vgl. Congress US/Joint Economic Committee (Hrsg.), Eco-
nomic consequences of the revolution in Iran: a compendium of papers, Washington 1980, 
hier S. 226.

64 Vermerk AA vom 7. 1. 1979, in: BArch, B 136/16650.
65 Vgl. etwa Khomeinis Interview mit Spiegel Korrespondent Windfuhr: „Ich bin der Sprecher 

dieses Volkes“, in: Der Spiegel vom 22. 1. 1979, S. 110 f.
66 Botschafter Teheran an AA vom 5.2. sowie vom 6. 2. 1979, in: BArch, B 136/16651.
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moderaten Aussagen zu Wort meldeten. So versprach etwa Hassan Nahsi, Mitglied 
des Revolutionsrats und Vertrauter Bazargans, den Bonner Diplomaten, die kom-
mende Republik werde nur dem Namen nach islamisch sein und „sich am frei-
heitlichen Gedankengut der westlichen Welt orientieren“67.

Aber schon im März 1979 wurde mehr als deutlich, dass sich die westlichen 
Politiker ebenso getäuscht hatten wie ihre sowjetischen Kollegen, deren Hoff-
nungen rasch zerplatzten. Den iranischen Marxisten gelang es nicht, die Sprache 
der (Land-)Arbeiter zu sprechen und sie zu mobilisieren. Dass sie als Handlanger 
Moskaus galten, erschwerte ihre Stellung zusätzlich68. Khomeini etablierte die Is-
lamische Republik mit scheindemokratischen Zugeständnissen, populistischen 
Versprechungen und nackter Gewalt. So leitete er den Systemwechsel mit einer 
Abstimmung ein, bei der 98 Prozent für eine Islamische Republik und gegen die 
Monarchie votierten. Andere Möglichkeiten, etwa eine Demokratie westlicher 
Prägung oder eine sozialistische Republik, waren bei der Volksabstimmung je-
doch nicht vorgesehen. Ähnlich verfuhr Khomeini mit der neuen Verfassung, 
über die er abstimmen ließ: Sie war einerseits an vielen Stellen demokratisch ge-
prägt, um unterschiedliche politische Gruppen einzubinden, andererseits ze-
mentierte sie die Vormachtstellung der Geistlichkeit. So legte sie das islamische 
Recht als Grundlage des Rechtswesens fest und gab die politische und religiöse 
Leitung in die Hände des Stellvertreters des 12. Imans, was de facto Khomeinis 
Stellung absicherte69. Durch die Verfassung entstand eine Doppelstruktur von 
geistlicher Macht und säkulare Regierung, wobei die Geistlichen zur Wahl nur 
ausgewählte Kandidaten zuließen70.

Ferner lockte Khomeini mit populistischen Versprechungen. So sollte eine 
„Stiftung der Unterdrückten“ aus dem Vermögen des Schahs und seiner Günst-
linge die mittellose Unterschicht unterstützen. Eine Landreform war zudem dazu 
gedacht, mittellose Landarbeiter zu selbstständigen Bauern zu machen, die sich 
in Genossenschaften zusammenschließen sollten71. Ebenso betonte er mit Blick 
auf die wichtigen Basarhändler den Schutz des Privateigentums. Zugleich wurde 
der Umbau von Staat und Gesellschaft mit Gewalt durchgesetzt. Revolutionsge-
richte und islamische Garden richteten öffentlich politische Gegner hin. Volksmi-
lizen übernahmen Polizeistationen und Kasernen, wodurch zahllose Waffen kur-
sierten, die die Gewalt dynamisierten und Widerstand erstickten72. Neben den 
Toten auf der Straße gab es hunderte von Hinrichtungen durch nicht-öffentliche 

67 Botschafter Teheran an AA vom 14. 2. 1979, in: Ebenda.
68 Vgl. Maziar Behrooz, Rebels With A Cause: The Failure of the Left in Iran, London 2000, 

S. 138–151.
69 Anschaulich zur Verfassung vgl. Ervand Abrahamian, A History of Modern Iran, Cambridge 

2014, S.163–165. Die Wiederkehr des verborgenen zwölften Imam ist ein zentrales Glaubens-
element der Schiiten (sog. Zwölfer-Schia). Bis er erscheint, sieht die iranische Verfassung von 
1979 eine Stellvertretung durch den Klerus vor.

70 Vgl. Keddie, Modern Iran, S. 242 f.; Azimi, The Quest, S. 414.
71 Vgl. Abrahamian, Modern Iran, S. 179 f.
72 Vgl. Philipp W. Fabry, Zwischen Schah und Ayatollah. Ein Deutscher im Spannungsfeld der 

Iranischen Revolution, Gießen 1983, S. 30 u. S. 36 f.
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Schnellverfahren, die vor allem ehemalige Politiker, Schah-Anhänger, Offiziere 
und Polizeikommandeure betrafen73. Während die Bevölkerung die Hinrichtung 
von Polizeichefs, die für die Folter unter dem Schah verantwortlich waren, noch 
tolerierte, fand die Hinrichtung des Ex-Premierministers Amir Abbas Hoveyda 
auch im Iran nicht ungeteilte Zustimmung74.

Die westlichen Staaten suchten zwar weiterhin die Nähe zum Iran, protestier-
ten seit März 1979 zumindest aber gegen die Tötung von früheren Spitzenpoliti-
kern, die sie kurz zuvor noch hofiert hatten. Auch die Bundesregierung empörte 
sich vor allem über das Todesurteil gegen den langjährigen Regierungschef Ho-
veyda. Am 8. April 1979 wurde er dennoch exekutiert, u. a. mit der Begründung, 
er habe den USA und Israel Öl für ihre Kriege zugeführt75. Die diplomatischen 
Interventionen waren jedoch recht zahnlos. So trafen sich die Botschafter der 
Bundesrepublik, Frankreichs und Irlands mit Bazargan und legten eine vertrau-
liche Demarche der EG-Staaten vor, die zumindest ordentliche Verfahren ver-
langte76. Sanktionen oder spürbare Proteste erfolgten jedoch nicht.

Die Islamische Republik schränkte zahlreiche Grundrechte ein, für die gerade 
in den 1970er Jahren Politiker und soziale Bewegungen weltweit gekämpft hatten. 
Das galt besonders für die Rechte von Frauen. Bereits im März durften Frauen 
sich nicht mehr an Gerichten beteiligen, Moralkomitees überwachten die Klei-
dungsvorschriften und Verhaltensweisen, was de facto einen Zwang zum Tragen 
des Chador bedeutete. Der Mann erhielt die Entscheidungsgewalt und das Recht 
zur Scheidung, das Heiratsalter wurde schrittweise auf neun Jahre gesenkt. 
Schließlich hatten Frauen nicht einmal mehr das Recht, vor Gericht gleichwertige 
Zeugenaussagen zu machen. Im Mai 1979 wurden ko-edukative Schulen abge-
schafft und verheiratete Frauen vom Schulbesuch ausgeschlossen77. Zahlreiche 
weltliche Schulen und Universitäten mussten ihre Pforten schließen, da nicht-isla-
mische Studien als Einfallstor für westliche Werte galten78. Lehrmaterial wurde 
„gereinigt“, die Geschichte umgeschrieben und die in der Revolution erkämpfte 
Pressefreiheit zunehmend eingeschränkt, auch durch Selbstzensur.

Für die politische Linke im Westen war die iranische Revolution deshalb eine 
schwierige Herausforderung. Religiöse Regime dieses Zuschnitts, die den Papst 
an Konservatismus weit übertrafen, standen ihr eigentlich denkbar fern. Aber auf-
grund der anti-amerikanischen, konsumkritischen und revolutionären Konstella-
tion zeigten Teile der Linken doch vielfach Sympathie. So pries Joschka Fischer 
im Februar 1979 im Pflasterstrand die islamische Revolution, „denn sie richtet sich 
auch und gerade gegen das Eindringen des konsumistischen Atheismus der west-

73 Vgl. Abrahamian, Modern Iran, S. 181.
74 So Botschaftsrat Strenziok/Teheran an AA vom 9. 4. 1979, in: AAPD 1979, Bd.1, Dok. 103, 

S. 463 f.
75 Vgl. ebenda, S. 463; Vorlage vom 16. 3. 1979 und vom 9. 4. 1979, in: BArch, B 136/16651. Aus 

amerikanischer Sicht vgl. Con Coughlin, Khomeini‘s Ghost. Iran since 1979, London 2009, 
S. 155.

76 Botschaft Teheran vom 30. 4. 1979, in: BArch, B 136/16651.
77 Vgl. etwa Bhatnagar, Revolution, in: Kumaraswamy (Hrsg.), Caught in the Crossfire, S. 106 f.
78 Die schwer prüfbaren Zahlen nach ebenda, S. 109.
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lichen Industriegesellschaften“79. In gewisser Weise sah die Linke hier romanti-
siert jene Revolte, die ihnen daheim nicht gelingen wollte. Auch einige westdeut-
sche Journalisten stießen anfangs in dasselbe Horn. Der Fernsehreporter Gordian 
Troller (Radio Bremen) verfasste etwa für die ARD eine Dokumentation, die ver-
ständnisvoll von einer kulturellen Revolution sprach, „gegen den fremden Le-
bensstil, der die Verarmung zur Folge hatte“, da sich nur multinationale Konzerne 
bereichert hätten: Die Islamisten „wollen das Konsumfieber beseitigen, das sich 
in diesem Verkehrschaos widerspiegelt“; Panik herrsche nur in „Nobelvierteln“. 
Diese Aussagen untermauerte er mit langen moralischen Reden von Khomeini80. 
Matthias Küntzel zeigte zudem anhand der Protokolle des „Bergedorfer Ge-
sprächskreises“ und der Beiträge zu einer Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
dass auch westdeutsche Intellektuelle und Wissenschaftler diesen romantisierten 
Blick auf den Iran teilten81.

Freilich ließen sich nicht alle Linksintellektuellen täuschen. Vielmehr berich-
tete ein linksliberales Blatt wie Der Spiegel von Beginn an äußerst kritisch über die 
Gewalt und Entrechtung im Iran und verurteilte die Exzesse in ausführlichen Ti-
telgeschichten wesentlich härter als die meisten Politiker. So prognostizierten Au-
toren wie Munir D. Ahmed, der „Islamische Staat“ werde „eine Mischung sein aus 
faschistischen Staatsideen und der Praxis eines spätmittelalterlichen absolutisti-
schen Staates“, der Frauen und Nichtmoslems diskriminiere82. Das Geiseldrama 
in der amerikanischen Botschaft verschärfte kurze Zeit später diese Wahr neh-
mung. Kritische Berichte über die Revolutionsgerichte veröffentlichte insbeson-
dere Amnesty International, die die blutigen Strafen genau beschrieb83.

Wie Edward Said unmittelbar nach der iranischen Revolution anhand der bri-
tischen Medien herausstellte, wurde der Islam zu einem vereinheitlichenden 
Schlagwort, hinter dem die Vielfalt in den arabischen Ländern verschwand. Der 
Nahe Osten schien nur noch aus Moscheen, betenden Massen und einer gewalt-
samen Bedrohung für den Westen zu bestehen – ein anachronistisches Gegen-
stück zur demokratischen Moderne84. Auch in der westdeutschen Öffentlichkeit 
dramatisierten Beobachter und Kommentatoren die Ausbreitung des Islam. „In 
allen Staaten zwischen Marokko und Indonesien ist die Lehre des Propheten wie-
der auf dem Vormarsch“, hieß es nun etwa im Spiegel85. Zuvor waren die türkischen 

79 Joschka [Fischer], Durchs wilde Kurdistan, in: Pflasterstrand Nr. 47 (1979), S. 28–31, hier 
S. 31.

80 Eine Verteufelte Revolution – Iran 1979 – Persien kurz nach der Revolution, ARD 1979; on-
line unter: www.youtube.com/watch?v=ecYdqarp15g [letzter Zugriff 12. 3. 2012].

81 Vgl. Küntzel, Die Deutschen und der Iran, S. 159–162.
82 „Islam: Hoffnung in den Übermenschen“, in: Der Spiegel vom 9. 4. 1979, S. 160–168, Zitat 

S. 162; vgl. auch Der Spiegel vom 12. 2. 1979.
83 Vgl. Amnesty International, A report covering events within the seven month period follo-

wing the Revolution of February 1979, London 1979.
84 Vgl. Edward W Said, Covering Islam: How the Media and the Experts Determine how we see 

the Rest of the World, London 1997 [1981], S. 6; vgl. das Vorwort zur Neuauflage, in: Ebenda, 
S. xvi u. xxvi.

85 Vgl. zum Islambild des Spiegels die zitierten Ausgaben vom 11. 12. 1978, S. 152 f.; vom 
12. 2. 1979, S. 103–106; vom 9. 4. 1979, S. 164.
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„Gastarbeiter“ kaum als Teil der islamischen Welt wahrgenommen worden86. Im 
Zuge der iranischen Revolution vermerkten die linksliberalen Journalisten nun 
auch in der Bundesrepublik das Vordringen von Moscheen, Koranschulen und 
„radikalen Sekten“ wie der Süleymancilar-Bewegung, was den Islam mit der gene-
rell grassierenden Angst vor Sekten und Gurus verband. Derartige Berichte spra-
chen nun von 1,4 Millionen Moslems in der Bundesrepublik und zitierten hohe 
westdeutsche Gewerkschaftsfunktionäre, die einen „islamischen Staat im Staate“ 
fürchteten. Die Zeit titelte sogar: „Khomeinis Arm reicht bis Hamburg“87.

Von den Neuen Sozialen Bewegungen intervenierten Vertreterinnen der Frau-
enbewegung. Prominente Frauenrechtlerinnen wie Simone de Beauvoir protes-
tierten mit Manifesten, zahlreiche westliche Feministinnen reisten auch in den 
Iran, um gegen die zunehmende Diskriminierung zu demonstrieren und die Ge-
walt gegen Frauen öffentlich zu machen. So flog auch Alice Schwarzer Mitte März 
1979 in den Iran, um die dortigen Frauen zu unterstützen. Wiederum deutete das 
Regime Gesprächsbereitschaft an. Das hastig gegründete „Internationale Komitee 
zur Verteidigung der Rechte der Frauen“ wurde sogar von Khomeini und Bazar-
gan selbst empfangen88. Dennoch endete auch hier der „Frühling der Freiheit“ im 
März 1979. So wurde die amerikanische Feministin Kate Millet aus dem Iran aus-
gewiesen, andere reisten mit dem Gefühl ab, dass gegen die männliche Repressi-
on wenig auszurichten sei. Damit platzte die Hoffnung, in einer globalisierten 
Welt mit internationaler Öffentlichkeit weltweit Menschenrechte durchzusetzen.

Die Geiselnahme und die Verschleppung von Sanktionen

Mit der Besetzung der amerikanischen Botschaft in Teheran forderte der radikale 
Islamismus die westliche Welt auf neuartige Weise heraus. Rund 400 iranische Stu-
denten hatten das Gebäude am 4. November 1979 gestürmt und die 66 amerika-
nischen Botschaftsmitarbeiter zu ihren Geiseln erklärt89. Ursprünglich hatten sie 
nur eine Besetzung von wenigen Tagen geplant90, dann verselbständigte sich die 
Geiselnahme jedoch zu einer der längsten und dramatischsten der Geschichte. 
Erst nach 444 Tagen und nach internationalen Sanktionen, Verhandlungen und 
Zugeständnissen gelang die Freilassung der dann noch 52 Geiseln.

86 Diesen Zusammenhang sieht auch Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in 
Deutschland. Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, Flüchtlinge, München 2001, 
S. 260.

87 Vgl. Der Spiegel vom 7. 1. 1980, S. 38–43; Die Zeit vom 27. 8. 1979, S. 5.
88 Vgl. Janet Afary/Kevin B. Anderson, Foucault and the Iranian Revolution, Gender and the 

Seductions of Islamism, Chicago 2005, S. 112–117; vgl. als Erfahrungsberichte der Feminis-
tinnen „Um ihre Hoffnungen betrogen”, in: Die Zeit vom 20. 3. 1979; Emma, Mai 1979.

89 Sechs Geiseln konnten zur kanadischen Botschaft fliehen und wurden von der CIA außer 
Landes gebracht.13 Geiseln, vor allem Frauen und Afroamerikaner, wurde nach zwei Wo-
chen freigelassen.

90 So zumindest ein Kopf der Geiselnehmer in einem späteren Interview; vgl. Ulrich Encke, 
Vom Kaiserreich zum Gottesstaat. Reportagen aus 30 Jahren iranischer Revolution, Norder-
stedt 2010, S. 103.
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Dass Bürger aus westlichen Staaten durch die revolutionären Proteste und das 
neue Regime gefährdet sein könnten, war frühzeitig bekannt. Ende 1978 befan-
den sich schätzungsweise 55.000 Amerikaner und rund 13.000 Menschen mit 
bundesdeutschem Pass im Iran91. Die meisten Deutschen waren bei den großen 
Exportprojekten beschäftigt, besonders bei „Hochtief“ und der KWU-Siemens, in 
geringerem Maße bei Babcock und der Zimmer AG. Bereits im Dezember 1978 
verließen rund 1.400 Deutsche das Land, auch, weil deutsche Schulen geschlos-
sen wurden92. Seit Ende 1978 kam es zu vereinzelten Morden an westlichen Aus-
ländern93. Nach Khomeinis Rückkehr schufen vielfältige Straßensperren und 
-kontrollen, insbesondere nahe des Flughafens, eine Atmosphäre der perma-
nenten Einschüchterung. Da der Hass vor allem Amerikanern galt, half es vielen 
Bundesbürgern, demonstrativ auf ihre Nationalität hinzuweisen, wenngleich dies 
zu Kommentaren führte wie „Deutschland, Hitler, sehr gut“94.

Die internen Akten belegen, dass die Bundesregierung ebenso wie andere west-
liche Länder bereits seit November 1978 Evakuierungspläne ausarbeitete. Die 
Lufthansa sollte größere Maschinen bereithalten, auch die Erhöhung der Flugfre-
quenz und Verbindungen über Nachbarländer wurden überprüft. Neben einer 
militärischen Evakuierung aus der Luft mit den westlichen Verbündeten erwog 
man mit Unterstützung der Sowjetunion eine Evakuierung über das Kaspische 
Meer95. Das Auswärtige Amt setzte dabei auf die Strategie, die eigenen Landsleute 
informell zur Ausreise zu ermuntern, ohne dies offiziell zu verkünden. Öffent-
liche Äußerungen, auch zum Schah, sollten vermieden werden, um die Lage der 
Bundesbürger im Iran nicht zu verschlechtern und die relativ guten Beziehungen 
nicht zu gefährden96. Anfang Januar reisten weitere rund 3.000 Deutsche aus, 
auch mit zusätzlichen Lufthansa-Maschinen und Militärflugzeugen aus Kanada. 
Bereits vor der Rückkehr Khomeinis hatte rund die Hälfte der Bundesbürger das 
Land verlassen. Dennoch hatte der tägliche Linienverkehr immer noch einige 
freie Plätze, weil viele Deutsche im Iran an eine baldige Normalisierung glaub-
ten97. Nach Khomeinis Ankunft rechnete die Bundesregierung intern wiederum 
mit dem Schlimmsten: Sie hielt zwei Boeing 707 flugbereit, Blutkonserven wur-
den vorbereitet, zwei Transall-Maschinen mit Spezialisten des Bundesgrenzschut-
zes flogen nach Zypern98. Nach Khomeinis Triumph im Februar konkretisierte 
eine deutsch-britisch-amerikanisch-französische Arbeitsgruppe die Evakuierungs-

91 Vermerk Multinational Evacuation, in: BArch, B 136/16650. Die Zahlenangaben schwanken 
je nach Quelle stark.

92 Bericht Oldenkott für Bundeskanzler vom 7. 12. 1978, in: BArch, B 136/16650.
93 So wurde am 23. 12. 1978 der amerikanisch Ölmanager Paul Grimm getötet. Botschaft Teher-

an vom 7. 1. 1979, in: BArch, B 136/16650.
94 Vgl. den Bericht des Spiegel-Reporters Volkhard Windfuhr, „Wann kommt der Schah eigent-

lich zurück?“, in: Der Spiegel vom 19. 2. 1979, S. 112.
95 Bericht Botschaft Teheran an AA vom 2. 11. 1978, Arbeitsstab Iran, 6.11. und 28. 11. 1978, 

Bericht Oldenkott für Bundeskanzler vom 7. 12. 1978, alle in: BArch, B 136/16650. Vgl. auch 
Aufzeichnung Meyer-Landrut v. 10. 1. 1979, in: AAPD 1979, Bd.1, Dok. 8, S. 43–46.

96 Bericht AA vom 10. 11. 1978, in: BArch, B 136/16650.
97 Vermerk vom 3. 1. 1979 und 4. 1. 1979, in: BArch, B 136/16650.
98 Evakuierungsplan Iran vom 11. 2. 1979, in: BArch, B 136/16651.
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planung, um 20.000 Menschen auszufliegen: 4.800 Westdeutsche, 8.411 Amerika-
ner und Japaner, wenn noch Plätze frei seien99. Während die westlichen Politiker 
offiziell den Wechsel gelassen beobachteten oder sogar zum Teil als kleineres 
Übel begrüßten, war man sich intern der Dramatik der Lage also durchaus be-
wusst.

Bereits Mitte Februar 1979 besetzte eine radikale Gruppe die Botschaft der 
USA in Teheran. Khomeini trat jedoch, da er sich international als Hüter der neu-
en Ordnung etablieren wollte, für den Abzug ein. Bis zum Herbst 1979 kam es 
zwar immer wieder zur Bedrohung von Ausländern, aber insgesamt schien sich 
die Lage für sie zu stabilisieren. Geschäftsleute reisten nun wieder in den Iran, da 
das Öl langsam erneut sprudelte, und gerade die Beziehungen zu europäischen 
Handelspartnern konsolidierten sich. Aus dem größten deutschen Auftrag, dem 
fast fertig gestellten und bis heute umstrittenen Kernkraftwerk in Buschehr, zog 
sich KWU/Siemens im Sommer 1979 zwar aufgrund der ökonomisch und poli-
tisch unsicheren Lage zurück, zumal Khomeini die Kernkraft nicht förderte100. 
Andere Großaufträge an bundesdeutsche Unternehmen wurden jedoch bestätigt, 
wie der Bau einer Raffinerie in Isfahan (Thyssen), eines Wärmekraftwerks in Neka 
(BBC/Deutsche Babcock) oder von Anlagen zur Wasserversorgung in Teheran 
(Lar-Tunnel-Konsortium Huta Hegerfeld) im Gesamtwert von drei Milliarden 
Mark101.

Die Lage veränderte sich jedoch im Oktober 1979, als die USA den schwer 
krebskranken Reza Pahlavi zur Behandlung ins Land ließen, vor allem durch die 
Vermittlung von Henry Kissinger sowie von David und Nelson Rockefeller, die 
enge geschäftliche Beziehungen zum Iran hatten102. Da ihm die Islamisten im Iran 
den Prozess machen wollten und nun vergeblich seine Auslieferung verlangten, 
flammte der Hass gegen die USA neu auf. Gerüchte kursierten, die USA berei-
teten wie 1953 einen Putsch vor, um den Schah wieder einzusetzen. Amerika-
nische Flaggen gingen in Flammen auf und die US-Botschaft in Teheran wurde 
zum Ziel der anti-amerikanischen Proteste, bis Studenten sie schließlich erstürm-
ten.

Die Botschaftsbesetzung radikalisierte den Umbau der Islamischen Republik 
und stand für einen deutlichen Bruch zwischen dem Islamismus und der west-
lichen Welt. Sie war zwar nicht von Khomeini initiiert, aber er tolerierte sie und 
setzte ihr, im Unterschied zur Besetzung im Februar 1979, kein Ende. Zugleich 
nutzte er die Botschaftsbesetzung im Machtkampf um die Ausgestaltung der Isla-

 99 Vermerk vom 14. 2. 1979, in: Ebenda.
100 Das im Irakkrieg bombardierte Kraftwerk wurde seit den 1990er Jahren mit russischer Hilfe 

aufgebaut und blieb wegen eines möglichen iranischen Atomwaffenprogramms umstritten; 
vgl. Mehdi Askarieh, A case for sustainable development of nuclear energy and a brief ac-
count of Iran’s nuclear program, in: Homa Katouzian/Hossein Shahidi (Hrsg.), Iran in the 
21st Century: Politics, Economics & Conflict, New York 2007, S. 181–193.

101 Referat 311, Lage im Iran, Okt. 1979, in: BArch, B 136/16651.
102 Vgl. James A. Bill, The Eagle and the Lion. The Tragedy of American-Iranian Relations, New 

York 1988, S. 322.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

 Frank Bösch:  337 
Zwischen Schah und Khomeini  337

mischen Republik und die Abstimmung über die Verfassung103. In den vorherge-
henden Monaten waren gemäßigte Regierungsvertreter wie Premierminister Ba-
zargan noch für eine gewisse Beschränkung der geistlichen Macht eingetreten. 
Die neue Revolte gegen die USA stärkte jedoch die Islamisten und ihre Macht auf 
der Straße. Als Khomeini die Besetzung nicht abbrach, reichte Bazargan sofort 
seinen Rücktritt ein, eine neue Regierung wurde gebildet, was den gemäßigten 
Flügel deutlich schwächte.

Offiziell begründete das iranische Außenministerium die Besetzung damit, es 
handele sich nicht um eine Botschaft, sondern um ein CIA-Spionagenest und die 
„eigentliche Herrschaftszentrale des Iran“104. Dass die Besetzer tatsächlich einzel-
ne iranische Informanten der Amerikaner enttarnen konnten, verstärkte im Iran 
den Hass und den Glauben an Verschwörungstheorien. Ähnlich wie in Vietnam 
oder später in Mogadischu erfolgte die Demütigung der USA über die weltweiten 
Bildmedien: Botschaftsangehörige mit Augenbinden, die vor laufenden Kameras 
vorgeführt wurden, zeigten der Welt die Verletzlichkeit der Supermacht und die 
Stärke der islamischen Revolution105.

Die amerikanischen Botschaften waren nun in vielen islamischen Ländern Ziel 
gewaltsamer Proteste. Insbesondere nachdem Khomeini per Radio verkündet hat-
te, die USA seien für die Besetzung der Großen Moschee in Mekka verantwortlich 
(die tatsächlich radikale Islamisten am 20. November 1979 durchführten), entlud 
sich diese Gewalt grenzübergreifend. In Islamabad und Tripolis wurden die US-
Botschaften niedergebrannt. Dieser radikalisierte Konflikt weitete sich auf west-
liche Länder wie die Bundesrepublik aus. Schon am Tag nach der Besetzung ver-
sammelten sich iranische Demonstranten vor der US-Botschaft in Bonn, deren 
ständige polizeiliche Bewachung nun angeordnet wurde. Ebenso musste die Poli-
zei in Washington Demonstranten für und gegen den Iran trennen. In London 
traten festgenommene iranische Demonstranten in den Hungerstreik, was wiede-
rum Angst um Briten im Iran verstärkte106.

Tatsächlich wurde auch die britische Botschaft kurzzeitig besetzt107. Die bun-
desdeutsche Botschaft in Teheran erhielt am 10. November 1979 ebenfalls eine 
entsprechende Drohung. Die Besetzung sollte nicht erfolgen, wenn im Fernsehen 
ein Brief bekannt gemacht werde, der unter anderem Asylanträge von Schah-An-
hängern verurteilte108. Die deutschen Botschaftsangehörigen blieben deshalb auf 
Weisung von Außenminister Genscher vorerst Zuhause, dann arbeitete die Bot-
schaft nur mit einem Minimalstab. Zudem ordnete das Auswärtige Amt an, Akten-
material zu vernichten, besonders zu Personalfragen. Am gleichen Tag riet die 

103 Vgl. Christian Emery, The transatlantic and Cold War dynamics of Iran sanctions, 1979–80, 
in: Cold War History 10 (2010), H. 3, S. 371–396.

104 Presseerklärung des Außenministerium der Islamischen Republik Iran vom 10. 11. 1979, in: 
BArch, B 136/ 16651.

105 Vgl. als gut zugängliches Zeugnis die abc-Nachrichten vom 11. 11. 1979: www.youtube.com/
watch?v=A8bC1DEYbI4 [13. 4. 2012].

106 Bericht Botschaft London vom 6. 8. 1980, in: PA/AA, Bd. 137623.
107 Bericht britische Botschaft Bonn vom 9. 11. 1980, in: Ebenda.
108 Referat 114 vom 6. 11. 1979, und Referat 213 vom 8. 11. 1979, in: BArch, B 136/16651.
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Botschaft den noch ca. 1.900 Deutschen im Iran, das Land zu verlassen, was je-
doch unauffällig geschehen sollte. Verklausuliert sprach sie von einer „vorsich-
tigen Ausdünnung“ und riet angesichts des Anti-Amerikanismus, „in jedem Fall 
sich als Deutscher zu erkennen [zu] geben“109. Der Botschafter drängte zudem 
darauf, sich in der Bundesrepublik mit kritischen Äußerungen zurückzuhalten, 
da dies fatale Folgen für Deutsche im Iran haben könne110. Die Industrie- und 
Handelskammer schätzte die Gefahr dagegen geringer ein, und verschiedene Fir-
menvertreter wollten bleiben. Zugleich versuchte die iranische Politik, die Bot-
schaften der anderen Länder zu beruhigen: Sie seien nicht gefährdet, da sie keine 
Spionagezentren seien. Ayatollah Nouri zog sogar mit Anhängern zu den west-
lichen Botschaften in Teheran und überreichte ihnen vor den Toren vor lau-
fenden Fernsehkameras Blumen mit Botschaften der Freundschaft, was diese als 
Zeichen des guten Willens akzeptierten111. Auf diese Weise versuchte das neue Re-
gime, die westliche Welt zu spalten.

Vermittlungsversuche gab es auf unterschiedlichen Ebenen. Ergebnislos blie-
ben die Verurteilung der Botschaftsbesetzung durch den Internationalen Ge-
richtshof oder die Verhandlungsversuche der UN unter Generalsekretär Kurt 
Waldheim. Wirkungsvoller waren dagegen langfristig die schrittweise verschärf-
ten Wirtschaftssanktionen, die die USA gegen den Iran einleiteten. Besonders 
wirksam war das Einfrieren iranischer Guthaben in den USA am 14. November, 
immerhin 12 Milliarden Dollar. Offiziell wurde dieser Schritt als Kapitalsicherung 
bezeichnet, tatsächlich ging es darum, Verhandlungsmasse in die Hand zu be-
kommen112. Diese Maßnahme erregte jedoch in der gesamten arabischen Welt 
Unmut, da die USA bisher als sicherer Anlageort für die „Petro-Dollars“ galten, 
der nun im Fall politischer Konflikte gefährdet schien. Zudem untersagten die 
USA die Einfuhr iranischen Öls.

Die Bundesrepublik reagierte unmittelbar nach der Geiselnahme ebenfalls, 
aber zögerlicher. Seit dem 6. November 1979 gab sie keine Bürgschaften mehr bei 
Exportgeschäften und stoppte die Ausfuhr militärischen Materials113. Zudem ver-
sprach die Bundesregierung, auf Unternehmen einzuwirken, keine Ersatzteile 
mehr zu liefern sowie iranisches Öl weiterhin nur in US-Dollar und zu OPEC-Be-
dingungen zu kaufen. Zugleich riet sie den Banken, keine neuen iranischen Kon-
ten zu eröffnen und keine Kulanz bei iranischen Zahlungsverzögerungen zu zei-

109 Vgl. hierzu die täglichen Berichte von Botschafter Ritzel/Teheran vom 11.11., 12.11., 15.11. 
und vom 16. 11. 1979, in: BArch, B 136/16651.

110 Ritzel vom 18. 11. 1979, in: Ebenda.
111 Ritzel vom 18. 11. 1979, und Vermerk Kabinett, in: Ebenda.
112 Stärker als Strafe für Iran und Schutz des US-Dollar bewertet diesen Schritt: Russell Moses, 

Freeing the Hostages. Reexamining U.S.-Iranian Negotiations and Soviet Policy, 1979–1981, 
Pittsburg 1996, S. 35 f.

113 Gespräch mit Außenminister Vance am 11. 12. 1979, in: AdSD, 1/HSAA008875. Dies spricht 
gegen die Einschätzung von Emery, die Bundesrepublik habe die Irankrise zunächst nur als 
regionalen Konflikt gesehen; vgl. ders., The transatlantic, S. 382.
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gen114. Die Bundesrepublik setzte folglich wie andere westeuropäische Staaten 
eher auf weiche Empfehlungen als auf harte Einschnitte.

Die Frage, wie auf die Geiselnahme zu reagieren sei, spaltete dabei zunehmend 
die westliche Welt und führte zu neuen Belastungen der ohnehin angespannten 
Beziehungen zwischen Westeuropa und den USA115. Um den Iran wirklich unter 
Druck zu setzen, verlangten die USA von ihren NATO-Partnern schmerzhafte 
Sanktionen. Schon am 20. November drängte Präsident Carter Bundeskanzler 
Schmidt telefonisch dazu, die Botschaft zu schließen oder wenigstens das Perso-
nal zu reduzieren. Schmidt lehnte dies mit Verweis auf die Sicherheit seiner 
Landsleute im Iran ab116. Noch Ende März warnte der Kanzler Präsident Carter, 
dass „überstürzte Aktionen eine kontraproduzente Wirkung haben“ und die Ver-
handlungen weiter erschweren würden. Der Botschafter der Bundesrepublik in 
Teheran teilte diese Meinung117. Damit spielten sie implizit auf eine militärische 
Rettungsaktion der USA an, die die Westeuropäer als weitere Zuspitzung fürchte-
ten. Auch die Protokolle von Spitzengesprächen zwischen Schmidt, der britischen 
Premierministerin Margaret Thatcher und Giscard verdeutlichen, dass die west-
europäischen Staaten und insbesondere die Bundesrepublik wenig Interesse da-
ran hatte, die Wirtschaftsbeziehungen einzufrieren oder gar iranisches Auslands-
vermögen zu blockieren118. Letztlich dominierte die Angst, bei Sanktionen 
würden die Ölpreise weiter steigen119.

Erschwert wurden die Sanktionsverhandlungen durch den sowjetischen Ein-
marsch in Afghanistan Ende 1979, den die USA ebenfalls mit gemeinsamen Sank-
tionen gegen die Sowjetunion beantworten wollten. Da für die Bundesrepublik in 
beiden Fällen besonders wichtige Handelspartner auf dem Spiel standen, die 
nicht zuletzt Öl und Gas lieferten, hätte sie eine harte Sanktionspolitik selbst emp-
findlich getroffen. Denn auch 1979 war die Bundesrepublik weiterhin der wich-
tigste Handelspartner des Iran, wenngleich die deutschen Ausfuhren in den Iran 
um zwei Drittel gegenüber dem Vorjahr einbrachen120. Trotz aller Bedenken ge-
gen ein echtes Embargo betonte Schmidt zugleich, dass die Bundesrepublik im 
Zweifelsfall solidarisch sein müsste, wenn ein gemeinsames Vorgehen der Verbün-
deten nötig sei. Auf ein Schreiben des Botschafters in Teheran, der vor Sankti-

114 Vorbereitung Gespräch mit Außenminister Vance vom 11. 12. 1979, in: AdSD, 1/
HSAA008875; Referat 311 vom 3. 1. 1980, in: BArch, B 136/16652.

115 Vgl. zum diplomatischen Taktieren ausführlich Wiegrefe, Das Zerwürfnis, S. 303–328.
116 Vermerk Kabinettsitzung vom 20. 11. 1979, in: BArch, B 136/16652.
117 Schmidt an Carter vom 29. 3. 1980, in: AAPD 1980, Bd.1, Dok. 95, S. 528–530, Zitat S. 529; 

AL  2 an BK Schmidt zur Vorbereitung Gespräch mit Außenminister Vance vom 11. 12. 1979, 
in: AdSD, 1/HSAA008875.

118 Gespräch Schmidt mit Thatcher am 9. 5. 1980, in: AdsD, 1/HSAA006756; Gespräch Schmidt 
mit US-Außenminister Christopher am 16. 1. 1980, Aufzeichnung von Staden, in: AAPD 
1980, Bd. 1, Dok. 15, S. 89–91, hier S. 91. Dass Margaret Thatcher für Sanktionen gewesen 
sei, wie Emery vor allem an publizistischen Quellen ausmacht, kann aus den Akten nicht 
bestätigt werden; vgl. Emery, The transatlantic, S. 384.

119 Vgl. Gespräch Schmidt mit Außenminister Christopher am 16. 1. 1980, in: AAPD 1980, Bd. 
1, Dok. 15, S. 92.

120 Aufstellung BMWi vom 26. 3. 1980, in: BArch, B 136/16652.
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onen warnte, notierte der Kanzler handschriftlich: „Ritzel hat recht. 1.) So haben 
wir auch gegenüber Washington argumentiert – aber USA entscheidet – nicht wir 
2.) Man muß Ritzel sagen, warum wir (so weit – und nicht weiter!) in Sachen Iran 
öffentliche Solidarität mit USA bezeugt haben.“121 Das erste NATO-Land, das die-
se Solidarität tatsächlich zeigte und den Handel mit dem Iran einstellte, war aus-
gerechnet das arme Portugal, obwohl das Land 1978 immerhin ein Sechstel seines 
Rohöls aus dem Iran bezog122.

Der Kalte Krieg prägte weiterhin die Entscheidungsbildung. Die westeuropä-
ischen Länder argumentierten, dass bei einem Wirtschaftsboykott die Sowjetuni-
on und ihre Verbündeten einspringen würden, um nach dem Afghanistan-Ein-
marsch mit dem Iran ein weiteres Land an sich zu binden123. Tatsächlich erfolgte 
direkt nach der Geiselnahme keine offizielle Verurteilung von sowjetischer Seite, 
ebenso wenig von China. Der sowjetische Außenminister Andrej Gromyko unter-
strich Schmidt gegenüber sogar am 23. November 1979, „daß die Sowjetunion zu 
all dem positiv stehe, was man mit ‚iranischer Revolution‘ bezeichne“. Niemand 
dürfe sich hier einmischen124. Im Januar stimmten die Sowjets im UN-Sicherheits-
rat erwartungsgemäß gegen wirtschaftliche Sanktionen und versuchten, durch 
Handelsverträge die Beziehungen mit dem Iran auszubauen. Die Intervention in 
Afghanistan stand einer Annäherung jedoch entgegen. Auch die DDR  verkündete 
schon nach den ersten Sanktionen im November, dass sie und ihre Verbündeten 
den Iran mit allem Notwendigen versorgen könnten. Unter Federführung von 
Alexander Schalck-Golodkowski lieferte sie ab 1980 zunehmend LKW und Waffen 
in den Iran, allein zwischen 1981 und 1983 wohl im Wert von 477 Millionen Valu-
tamark; dazu noch Ausbildungsunterstützung. Entsprechend bezog die DDR seit 
der Revolution größere Mengen Öl aus dem Reich Khomeinis125.

Seit Januar 1980 wurde eine militärische Befreiung der Geiseln erwogen. Die 
Bundesregierung, aber auch die Briten, sprachen sich dagegen aus, da dies zu 
einer langfristigen Verstimmung in der islamischen Welt führen könne126. Den-
noch versuchten die USA am 25. April 1980 im Alleingang, die Geiseln mit acht 
Hubschraubern zu befreien, ein Unternehmen, das in einem Desaster endete. 
Die Carter-Administration hatte die westlichen Verbündeten zwar nicht vorab in-

121 Ritzel an AA vom 19. 1. 1980, in: BArch, B 136/16654.
122 Botschaft Lissabon vom 18. 2. 1980, in: Ebenda.
123 Referat 311 vom 3. 1. 1980 sowie Aufstellung BMWi vom 26. 3. 1980, in: BArch, B 136/16652.
124 Gespräch Schmidt mit Gromyko am 23. 11. 1979, in: AAPD 1979, Bd. 2, Dok. 344, S. 1770–

1784, Zitat S. 1775. Vgl. auch Botschaft Washington an AA vom 24. 11. 1979, in: BArch, B 
136/16652.

125 Vgl. Harald Möller, DDR und Dritte Welt. Die Beziehungen der DDR mit Entwicklungslän-
dern – ein neues theoretisches Konzept, dargestellt anhand der Beispiele China und Äthio-
pien sowie Irak/Iran, Berlin 2004, S. 226–236, S. 433 u. S. 437; ders., Waffen, S. 70–78; Klaus 
Storkmann, Geheime Solidarität: Militärbeziehungen und Militärhilfen der DDR in die 
„Dritte Welt“, Berlin 2012, S. 93–106; Emery, The transatlantic, S. 378.

126 Vermerk und Gespräche Christophers mit Genscher vom 16. 1. 1980, in: PA/AA, B 150 470; 
Gespräch Schmidt mit Thatcher am 9. 5. 1980, in: AdSD, 1 HSAA006756. Bezüglich der Ge-
rüchte vgl. Ritzel an AA vom 18. 3. 1980, in: PA/AA, B 150 475.
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formiert, wohl aber beratende Gespräche geführt127. Der Präsident wollte sich mit 
der Aktion als handlungsfähig erweisen; nun stärkte die peinliche Aktion vor 
allem seinen Herausforderer Ronald Reagan von der Republikanischen Partei128. 
Das amerikanische Scheitern verbildlichte nochmals die Schwäche einer Super-
macht gegenüber der neuartigen islamistischen Herausforderung. Der Iran und 
die sozialistischen Länder quittierten die Ereignisse mit Spott, während die bun-
desdeutsche Öffentlichkeit monierte, dass die blamable Aktion im Alleingang er-
folgt sei und die weltpolitischen Spannungen verschlimmere129. Tatsächlich er-
schwerte der gescheiterte Befreiungsversuch den Zugang zu den Geiseln, die nun 
an verschiedene Orte verlegt wurden.

Gelöst werden konnte der verfahrene Konflikt nur noch über härtere Sankti-
onen und informelle Verhandlungen. Einen Tag vor der Rettungsaktion sprachen 
sich die EG-Länder für Sanktionen aus, wenn bis zum 17. Mai keine Freilassung 
erfolgt sei. Sie betonten aber immer wieder, dass die Sanktionen sie selbst härter 
träfen als den Iran130. Bis dahin wollte man die Zahl der Diplomaten verringern 
und Waffenlieferungen verbieten. Allerdings bezogen sich die Handelssankti-
onen nur auf neue Verträge seit der Geiselnahme, nicht auf ältere, was wirklich 
wirtschaftliche Nachteile für die EG-Länder und den Iran bedeutet hätte131. Inso-
fern konnte der Bundeskanzler auch großen westdeutschen Handelspartnern zu-
sichern, dass ihre Arbeit fortgeführt werden könne132. Folglich trugen die westeu-
ropäischen Sanktionen zumindest kurzfristig wenig dazu bei, den Konflikt zu 
lösen.

Die Bundesrepublik als Mittler bei der Geiselbefreiung

Parallel dazu erfolgten informelle Verhandlungen über die Freilassung der Gei-
seln. Anfangs bezogen sich die Forderungen der Iraner vor allem auf den Schah. 
Sie verlangten von den USA erst seine Auslieferung. Dann milderten die Machtha-

127 Laut der zugänglichen Akten wurden die Deutschen überrascht. Vgl. Botschaft Washington 
vom 25. 4. 1980 und vom 28. 4. 1980, in: BArch, B 136/16653; nachrichtendienstliche Quel-
len besagten wohl, die Sowjetunion würde eine militärische Rettung tolerieren; vgl. Runder-
lass Vestring vom 4. 12. 1979, in: AAPD 1979, Bd. 2, Dok. 360, S. 1838, Anm. 3. Kissinger bat, 
jede Kritik zu unterlassen, obgleich oder weil keine Information vorab erfolgte. Eingeweiht 
wurde wohl Thatcher; vgl. Wiegrefe, Das Zerwürfnis, S. 322.

128 Zur Wirkung in den USA vgl. Edward D. Berkowitz, Something Happened: A Political and 
Cultural Overview of the Seventies, New York 2006, S. 222.

129 Vgl. die Pressestimmen, in: AdSD, HA HSAA009140.
130 Erklärung der Außenminister der Neun zu Iran vom 22. 4. 1980, in: BArch, B 136/16652; 

Vermerk für Kabinettsitzung vom 14. 5. 1980 und vom 21. 5. 1980, in: BArch, B 136/30561.
131 Wirtschaftsminister Lambsdorff setzte sich sogar, wenn auch vergeblich, für Freigrenzen bei 

neuen Verträgen ein; Tischvorlage Kabinettssitzung am 23. 4. 1980; Sprechzettel Regierungs-
sprecher vom 22. 4. 1980, in: BArch, B 136/16653.

132 Schmidt an Ewaldsen vom 4. 6. 1980 (Entwurf), in: BArch, B 136/30561. Es greift insofern 
sicherlich zu kurz, wenn man vornehmlich dem britischen Unterhaus die Schuld an der 
zahnlosen Sanktion gibt, da sie im starken Maße auch deutschen Auffassungen entsprach. 
So jedoch Emery, The transatlantic, S. 386.
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ber in Teheran ihre Forderungen ab und verlangten ein Verhör des Schahs durch 
eine internationale, vom Iran ausgesuchte Untersuchungskommission in den 
USA, die entscheiden sollte, ob er vor Gericht gestellt werde. Zudem forderten sie 
die Rückgabe des Schah-Vermögens und eine offizielle Anerkennung der USA, 
dass der Schah Verbrechen begangen habe133. Als Reza Pahlavi Mitte Dezember 
1979 die USA verließ und im Juli 1980 in Kairo verstarb, drehten sich die Ver-
handlungen vor allem um finanzielle Forderungen und um Zugeständnisse mit 
symbolischen Formulierungen. Vor allem ging es beiden Seiten darum, ihr Ge-
sicht zu wahren. Eine Schlüsselrolle bei der Kommunikation zwischen den USA 
und dem Iran nahm zunächst auch die Schweiz ein, die Noten oder Berichte 
überbrachte und erste Treffen mit arrangierte134.

Die informellen, streng geheim geführten Verhandlungen wurden jedoch 
maßgeblich über die Bundesrepublik eingefädelt135. Während die schweize-
rischen Vermittlungen auf Präsident Abolhassan Banisadr und Parlamentspräsi-
dent Rafsandschani abzielten, waren die westdeutschen Bemühungen letztlich 
erfolgreicher, da sie sich stärker auf Khomeinis Umfeld konzentrierten136. Nach 
der Befreiung der amerikanischen Geiseln 1981 schrieben viele westdeutsche Me-
dien besonders Außenminister Genscher eine wichtige Rolle zu, ohne jedoch den 
genaueren Ablauf zu kennen137. Die überlieferten Akten zeigen dagegen viele Ak-
teure, und machen besonders die zentrale Bedeutung Gerhard Ritzels deutlich, 
des bundesdeutschen Botschafter im Iran. Der 1922 in Hessen geborene Diplo-
mat brachte einige Erfahrungen für derartig sensible Gespräche mit: Als Sohn des 
sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten Heinrich Ritzel, der 1933 in die 
Schweiz emigriert war, hatte er früh die politische Welt kennengelernt. Seit 1951 
hatte Ritzel im Auswärtigen Dienst verschiedene Stationen wie Bombay, Colom-
bo, New York und Los Angelos absolviert. Zudem hatte er Ende der 1960er Jahre 
im engeren Umfeld von Willy Brandt gearbeitet, kurzzeitig auch als persönlicher 
Referent des neu gewählten Kanzlers. Ritzel amtierte dann in den 1970er Jahren 
als Botschafter in Oslo und Prag, bevor er 1977 den Posten in Teheran antrat. 
Während der Revolution zählte er zu den wenigen westlichen Botschaftern mit 
gutem Kontakt zur islamischen Führungsspitze138. So sind zahlreiche Gespräche 

133 Vgl. die Aufstellungen hierzu in: BArch, B 136/16652; vgl. auch Botschafter Ritzel an AA 
vom 14. 11. 1979, in: AAPD 1979, Bd. 2, Dok. 331, S. 1692–1697, hier S. 1694.

134 Vgl., allerdings ohne Archivquellen, Thomas Fischer, Die Rolle der Schweiz in der Iran-Gei-
selkrise 1979–1981. Eine Studie zur Politik der Guten Dienste im Kalten Krieg, Zürich 2004.

135 In den ereignisgeschichtlichen Darstellungen der amerikanischen Seite wird dies kaum er-
wähnt; vgl. Moses, Freeing the Hostages, sowie David R. Faber, Taken Hostage. The Iran 
Hostage Crisis and America’s first Encounter with Radical Islam, Princeton 2005.

136 Ritzel an AA vom 2. 6. 1980, in: PA/AA, B 150, 480; Botschaft Washington an AA vom 
22. 9. 1980, in: PA/AA, B 150 487.

137 Zuerst im US-Fernsehsender ABC: The Secret Negotiations, 22. 1. 1981, 22.00 Uhr, in 
der Bundesrepublik dann BILD am 23. 1. 1981, danach viele deutschen Zeitungen am 
24. 1. 1981ff. Kritisch insbesondere zum Wahrheitsgehalt des BILD-Berichts das Auswärtige 
Amt, Referat 213 vom 27. 1. 1981, in: BArch, B 136/16653.

138 AL 2 an BK Schmidt zur Vorbereitung Gespräch mit Außenminister Vance vom 11. 12. 1979, 
in: AdsD, 1/HSAA008875; vgl. Gerhard Ritzel, Soweit ich mich erinnere: Aufzeichnungen 
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Ritzels mit Vertrauten Khomeinis überliefert: Ritzel suchte aktiv das Gespräch mit 
den Ayatollahs, ihren Mittelsmännern und ihren Vertrauten in der Regierung, 
wurde aber auch von ihnen aufgesucht.

Schon wenige Tage nach Khomeinis triumphaler Rückkehr hatte Ritzel im Fe-
bruar 1979 ein Gespräch mit Ayatollah Taleghani geführt. Sein Bericht verdeut-
lichte den neuen Rahmen für eine Diplomatie mit den islamischen Machthabern, 
gerade im Unterschied zu den pompösen Auftritten des Schahs: „Schuhe auszie-
hen, Fenster offen bei ca. plus 3 Grad, Ofen brennt an einer Latte Kistenholz, 
Teppichboden braune europäische Auslegware billigster Sorte.“139 Zugleich fan-
den die beiden jedoch eine gemeinsame Ebene, die später mit zur Rettung der 
amerikanischen Geiseln beitrug. So äußerte der Ayatollah: „Wir hätten im Iran 
eine gute Vergangenheit, an die man anknüpfen könne. Ich erwiderte, dass es 
auch unsere Hoffnung sei, die Beziehungen vieler guter Jahre fortsetzen zu 
können.“140 Bei der Beerdigung von Ayatollah Taleghani 1979 besuchte der deut-
sche Botschafter eine Moschee und reihte sich in den Trauerzug ein. Danach wur-
de er, so erinnerte er sich in späteren Aufzeichnungen, oft von fremden Iranern 
auf der Straße mit einem Lächeln begrüßt141.

Ritzel erschien rasch als Mittler. Schon kurz nach der Geiselnahme wählte das 
iranische Regime den Botschafter aus Bonn als Emissär einer Botschaft für den 
Schah142. Er selbst bot den USA sofort seine Kontakte an und traf sich, auch auf 
Bitten des amerikanischen Außenministers, rasch mit Ex-Premierminister Bazar-
gan, Ayatollah Besheti und anderen Vertrauensleuten Khomeinis143. Die streng 
geheimen und verschlüsselten Berichte vernichtete er sofort, häufig wurden nur 
Code-Namen geführt. Für die Geiselbefreiung waren besonders Ritzels Kontakte 
zum stellvertretenden Ministerpräsidenten Sadegh Tabatabai entscheidend. 
Denn Tabatabai besaß sowohl enge Verbindungen zu Khomeini als auch in die 
Bundesrepublik, wo er lange gelebt hatte. Nach seinem Chemiestudium in Aa-
chen wurde er in Bochum promoviert und hatte in diesen Jahren angeblich auch 
Ulrike Meinhof Material für ihre berühmte konkret-Kolumne gegen den Schah-
Besuch vermittelt144. Mit Khomeini war er verschwägert (seine Schwester war mit 
Khomeinis Sohn verheiratet) und stand schon im Pariser Exil eng an seiner Seite. 
Er war zugleich im Mai 1979 der erste Vertreter des neuen Regimes, der einen 
offiziellen Deutschlandbesuch machte und mit Otto Graf Lambsdorff (FDP) zu-

eines Dieners der Diplomatie über Länder, Erlebtes, Gehörtes, Empfundenes und Gedach-
tes, Michelstadt 1998, S. 196–200.

139 Botschafter Ritzel/Teheran an AA vom 7. 2. 1979, in: BArch, B 136/16651.
140 Ebenda.
141 Vgl. Ritzel, Soweit ich mich erinnere, S. 194.
142 Vgl. Botschafter Hermes/Washington an Montfort vom 1. 12. 1979, in: AAPD 1979, Bd. 2, 

Dok. 357, S. 1827–1829, hier S. 1828; Aufzeichnung von Staden vom11. 12. 1979, in: Ebenda, 
Dok. 371, S. 1884–1887, hier S. 1885; Ritzel, Soweit ich mich erinnere, S. 201–205.

143 Ritzel an AA vom 2.1., 20.1., 21.1. und vom 18. 3. 1980, in: PA/AA, B 150 471.
144 Ein Dossier zu Tabatabai in den Unterlagen BK Schmidt 1979, in: AdSD, 1/HSAA008863, 

Bestand Schmidt. Seinen Kontakt zu Ulrike Meinhof, der hier nicht nachgewiesen werden 
kann, ermittelte die ZEIT, zit. in: Küntzel, Die Deutschen und der Iran, S. 164.
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sammentraf. Auch die Botschaft in Teheran hatte einen guten Zugang zu ihm, 
ebenso pflegte er ein vertrautes Verhältnis zu wichtigen Auslandskorrespon-
denten wie Peter Scholl-Latour145. Da Tabatabai deutsch sprach, musste zudem 
kein Übersetzer mit eingeweiht werden.

Am 21. März 1980 traf sich nach Ritzels Vorarbeiten auch Genscher mit Tabata-
bai zu einem Gespräch, das sein Verhandlungsgeschick bewies: Der Außenminis-
ter betonte, dass er seit seiner Ernennung 1974 nie den Iran unter dem Schah 
besucht und nie einen offiziellen Besuch des iranischen Außenministers empfan-
gen habe. Die Geiselnahme sprach Genscher dezent mit indirektem Lob für das 
Regime an: „Ohne die Geiselfrage würde die iranische Revolution auch bei uns 
mit viel mehr Sympathie und Verständnis gesehen werden“. Zudem schlug Gen-
scher ein privates, zufällig wirkendes Treffen vor, zu dem Vertreter der Vereinig-
ten Staaten kommen könnten. Anschließend informierte er telefonisch den ame-
rikanischen Außenminister146. Schon zwei Wochen später führte Genscher ein 
weiteres Gespräch mit Tabatabai, bei dem er eine schnelle Überstellung der Gei-
seln verlangte und mit Sanktionen drohte147. Wenngleich diese Treffen vorerst er-
gebnislos blieben, festigten sie das Vertrauen in die westdeutsche Diplomatie, 
zumal die Amerikaner in dieser Zeit keine substanziellen Verhandlungspartner 
fanden. Im Nachklang übermittelte Ritzel, der weiterhin regelmäßig Tabatabai 
und andere Khomeini-Vertraute traf, entscheidende Zusicherungen von den USA 
für eine Geiselfreilassung: den Verzicht auf anschließende Strafaktionen, die Frei-
gabe des iranischen Vermögens in den USA, normale Wirtschaftsbeziehungen 
und die Unterstützung von Gerichtsverfahren, um das Vermögen des Schahs in 
den USA einzuklagen148. Einzelgespräche hielten diesen Kontakt am Leben, etwa 
durch den SPD-Abgeordneten und Nahost-Experten Hans-Jürgen Wischnewski, 
der Tabatabai am 19. August 1980 in Bonn traf, da er ihn aus dessen Zeit in der 
Bundesrepublik und der Sozialistischen Internationale kannte149.

Anfang September führte Botschafter Ritzel in Teheran entscheidende Vorge-
spräche, aus denen sich eine Lösung entwickelte. Zunächst sprach er mit Präsi-
dent Banisadr, dann mit Ayatollah Beheshti und schließlich am 9. September 
1980 mit Tabatabai150. Tabatabai vereinbarte mit Khomeinis Sohn Ahmad und 
Parlamentspräsident Rafsandschani daraufhin ein Prozedere zur Freilassung der 
Geiseln. Konkret ging es um drei Forderungen, die in Bonn zu verhandeln seien: 
die Freigabe eingefrorener iranischer Guthaben; eine Zusage der USA, nicht im 
Iran zu intervenieren; die Rücküberstellung des Vermögens, das der Schah ins 

145 Vgl. Scholl-Latour, Allah, S. 196 f.
146 Gespräch Genscher mit Tabatabai am 21. 3. 1980, in: AAPD 1980, Bd. 1, Dok. 88, S. 496–501, 

Zitat S. 498; vgl. Aufzeichnung Botschafter Ruth/Washington vom 16. 4. 1980, in: Ebenda, 
Dok. 113, S. 618–622, hier S. 620.

147 Vgl. Gespräch Genscher mit Tabatabai am 3. 4. 1980, in: AAPD 1980, Bd. 1, Dok. 88, S. 501, 
Anm. 14.

148 Schlagintweit an Ritzel vom 28. 5. 1980, in: PA/AA, B 150 479.
149 Aufstellung zur Geiselnahme von Referat 311, S. 14, in: BArch, B 136/16653.
150 Am 3.9. und 6. 9. 1980, vgl. Aufstellung zur Geiselnahme von Referat 311, S. 14, in: BArch, B 

136/16653.
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Ausland geschafft hatte151. Tatsächlich kam es auf dieser Basis am Rande einer 
Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung über die Lage im Iran am 16. und 18. Sep-
tember 1980 zu Geheimverhandlungen in Bonn. Die Protagonisten dieser Ge-
spräche waren Genscher, Tabatabai und Warren Christopher, wobei der Deputy 
Secretary of State unauffällig mit einem kleinen Flugzeug aus London angereist 
war. Die USA erklärten sich bereit, eingefrorene Vermögen freizugeben, militä-
rische und politische Zurückhaltung zu üben und die Rückführung des Schah-
Vermögens zu unterstützen (was Tabatabai als wichtigsten Punkt benannte). 
Chris topher sicherte zu, die USA würden bereits vorab Sicherheiten gewähren152. 
Im Iran teilte wiederum Ritzel mit, Präsident Carter sei mit dem Verhandlungser-
gebnis einverstanden153. Darüber hinaus regte er die Lieferung von Ersatzteilen 
für iranische Waffen durch die USA an154.

Alle weiteren Absprachen und Kontakte sollten über den bundesdeutschen 
Botschafter laufen. Ritzel stand nun regelmäßig mit Tabatabai in Kontakt und traf 
ihn allein im Oktober 1980 achtmal155. Dabei informierte Tabatabai seine deut-
schen Gesprächspartner über Unterredungen mit Khomeini, und sie kamen 
überein, es sei das Beste, alle Geiseln zeitgleich freizulassen156. Besonders wichtig 
war, dass Ritzel und dann auch Genscher gegenüber Tabatabai erklärten „dass wir 
gegenüber Iran Garant für die Einhaltung der von USA einzugehenden Verpflich-
tungen sein würden“157. Genscher sicherte Tabatabai sogar zu, er werde sich nach 
Freilassung der Geiseln „um eine positive Beeinflussung der öffentlichen Mei-
nung über den Iran bemühen“158. Da Tabatabai im Falle von Khomeinis Tod 
fürchtete, als Verräter ermordet zu werden, sicherte Ritzel ihm zudem die Ver-
nichtung aller Unterlagen zu159. Tatsächlich griff Khomeini die ausgehandelten 
Bedingungen in einer öffentlichen Rede auf, die Ritzel als Direktive für das Parla-
ment interpretierte. Dass es dennoch zu Verzögerungen kam, lag am Ausbruch 
des iranisch-irakischen Kriegs, der mit dem Angriff der Truppen von Saddam 
Hussein am 22. September 1980 begonnen hatte.

151 Ritzel an AA vom 10. 9. 1980, in: AAPD 1980, Bd. 2, Dok. 265, S. 1375.
152 Gesprächsnotizen vom 16.9., 17.9., 18.9. und vom 19. 9. 1980, in: PA/AA, B 150 487. Vgl. 

Montfort an Ritzel vom 19. 9. 1980, in: AAPD 1980, Bd. 2, Dok. 275, S. 1416; Warren Chri-
stopher, Chances of a Lifetime: A Memoir, New York 2001, S. 110 f. Er erinnerte sich, dass 
besonders die Freigabe des Schah-Vermögens wegen des US-Bankengesetzes ein schwieriger 
Punkt war. Vgl. zudem Moses, Freeing the Hostages, S. 253 f. u. S. 258–262.

153 Botschaft Washington vom 22. 9. 1980, in: PA/AA, B 150 487.
154 Ritzel an AA vom 22. 9. 1980, in: Ebenda; Botschaft Washington an Genscher vom 

15. 10. 1980, in: PA/AA, B 150 488.
155 Aufstellung, in: PA/AA, B 150 489.
156 Vgl. auch zum folgenden: Montfort an Ritzel vom 19. 9. 1980, in: AAPD 1980, Bd. 2, Dok. 

275, S. 1414–1416, und Aufzeichnung Montfort vom 14. 10. 1980, in: Ebenda, Dok. 291, 
S. 1516–1518.

157 Ritzel an AA und Genscher an AA vom 17. 10. 1980, in: PA/AA, B 150 489.
158 Telefongespräch Genscher-Tabatabai vom 27. 10. 1980, in: Ebenda.
159 Ritzel an AA vom 9. 11. 1980, in: PA/AA, B 150 490. Das Auswärtigen Amt bewahrte diese 

aber auf.
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Die Übertragung der iranischen Vermögenswerte wurde über Algerien abge-
wickelt, das als islamisches Land das Vertrauen des Iran besaß. Algerien galt schon 
im Februar 1980 als ein möglicher Unterhändler160. Das Begräbnis des jugoslawi-
schen Präsidenten Tito am 8. Mai 1980, zu dem führende Politiker aus aller Welt 
und ganz unterschiedlicher Couleur kamen, erwies sich als einmaliger Verhand-
lungsort. Helmut Schmidt bat hier den algerischen Präsidenten Chadli Bendje-
did, sich für die Überstellung der Geiseln einzusetzen. Als der Bundeskanzler er-
klärte „ohne Einmischung von außen werde man sicher eine Lösung finden“, 
erwiderte sein algerischer Kollege „Algerien würde sein Möglichstes tun“161. Den 
Kontakt mit dem algerischen Botschafter in Teheran hielt wiederum Ritzel, der 
trotz Krankheit bis 1981 auf seinem Posten blieb, um die Freilassung der Geiseln 
mit abzuwickeln162.

Die abschließenden Verhandlungen, bei denen es vor allem um Finanzfragen 
und die Übergabemodalitäten ging, führten dann jedoch die USA, vertreten ins-
besondere durch Vize-Außenminister Warren Christopher, und Algerien, wobei 
die algerischen Politiker wiederum mit dem Iran sprachen163. Beide Seiten stimm-
ten schließlich zu, dass die USA rund acht Milliarden Dollar eingefrorener ira-
nischer Gelder bei der algerischen Zentralbank hinterlegen und nach Freilassung 
der Geiseln die Blockade iranischen Vermögens aufheben sollten. Zur Deckung 
iranischer Schulden in den USA wurde Geld aus gesperrten iranischen Bankgut-
haben, iranisches Währungsgold und Zentralbankguthaben einbehalten, was die 
schließlich transferierte Summe erheblich senkte. Die sogenannten Algier Accords 
vom 19. Januar 1981 garantierten zudem die sofortige Aufhebung der Wirtschafts-
sanktionen, die Blockierung des Schah-Vermögens und eine Erklärung zur Nicht-
Einmischung der USA im Iran, auf die der Iran noch heute pocht164. Diese Rege-
lungen waren für beide Seiten akzeptabel: Die USA argumentierten, dass sie nur 
das zurückerstatteten, was ohnehin dem Iran gehörte, und Verbindlichkeiten ab-
sicherten; der Iran erhielt damit neben symbolischen Zugeständnissen vor allem 
Zugang zu Devisen, die er im Krieg mit dem Irak besonders für Waffenkäufe ein-
setzen konnte.

Dass die Geiseln über Algier zunächst zu einer US-Militärbasis in Wiesbaden 
geflogen wurden, wo Helmut Schmidt und der gerade abgewählte US-Präsident 
Carter sie begrüßten, verstärkte auch öffentlich den Eindruck, die Bundesrepu-
blik habe zur Rettung maßgeblich beigetragen. Vor laufender Kamera und in 

160 Botschaft Teheran vom 14. 2. 1980, in: BArch, B 136/16654.
161 Gespräch Schmidt mit Bendjedid am 8. 5. 1980, in: AdSD, 1 HSAA006756. Im Rückblick: 

Referat 213 vom 27. 1. 1981, in: BArch, B 136/16653.
162 Ritzel an AA vom 3. 11. 1980, in: PA/AA, B 150 490. Anschließend arbeitete Ritzel im Bun-

deskanzleramt als Leiter der Abteilung 6 (Bundesnachrichtendienst, Koordinierung der 
Nachrichtendienste des Bundes, Geheimschutz), 1983–1988 dann als Botschafter in Stock-
holm.

163 Sehr anschaulich die Erinnerungen bei Christopher, Chances of a Lifetime, S. 116–123.
164 Vorlage Sitzung Bundeskabinett vom 21. 1. 1981, in: BArch, B 136/16653; vgl. Moses, Free-

ing the Hostages, S. 252–326. Die Algier Accords vom 19. 1. 1981 sind nun online einsehbar: 
http://www.parstimes.com/history/algiers_accords.pdf [9. 3. 2015].
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einem persönlichen Schreiben bedankte sich Carter bei den Deutschen und 
strich so Balsam auf die Wunden der deutsch-amerikanischen Freundschaft: 
„They helped us in ways which I can never reveal publicly to the world“, schrieb 
Carter165. Intern dankte er besonders dem deutschen Botschafter: „Working pati-
ently, Ritzel brought Tabatabai to accept being a middle man for the American 
government, passing on messages to the Ayatollah through Ahmed Khomeini.“166 
Eine interne Auswertung des Auswärtigen Amts merkte zwar bescheiden an, dass 
Genschers und Ritzels Handeln nicht ursächlich für die Befreiung der Geiseln 
gewesen sei167, doch bei Licht betrachtet war es gerade Ritzels ebenso mutiges wie 
feinfühliges Engagement in Teheran, das die entscheidenden Gespräche mit er-
möglicht hatte. Damit zahlte es sich am Ende aus, dass er auch nach Khomeinis 
Rückkehr den Kontakt zu islamischen Geistlichen und den neuen Machthabern 
gesucht hatte und sich auf ein Land im Umbruch einließ.

Ausblick: Die islamische Revolution und der Menschenrechtsdiskurs

Die iranische Revolution vollzog sich in einer Zeit, als der Menschenrechtsdiskurs 
aufblühte. Am Beispiel des Umgangs mit der iranischen Revolution zeigte sich 
jedoch, welch geringe Bedeutung dieser für das Handeln der politischen Eliten 
– und man muss hinzufügen: auch für größere Teile der politischen Linken – in 
der Bundesrepublik hatte. Selbst als die Gewalt nach Errichtung der islamischen 
Republik weiter eskalierte, dominierte eine Politik der Toleranz. Unmittelbar 
nach Ende der Geiselnahme bemühte sich die Bundesrepublik wieder um eine 
Normalisierung der Beziehungen, weiterhin mit ökonomischen und antikommu-
nistischen Motiven. Im Spätsommer 1981 stellte etwa das Auswärtige Amt nüch-
tern intern fest, dass es im Iran seit der Absetzung des iranischen Präsidenten Ba-
nisadr im Juni täglich ca. 30 Hinrichtungen gebe, aber Außenminister Genscher 
erklärte seinem iranischen Kollegen Mir Hossein Mussawi laut einem internen 
Protokoll nur, die Bundesrepublik würde „jeden Akt der Gewalt bedauern“, und 
umwarb das Ölland zugleich: „Wir sind ihrer Revolution ohne Vorbehalt entge-
gengetreten. Wenn Sie gute Beziehungen haben wollen, werden Sie gute Bezie-
hungen haben.“168 Und der neue bundesdeutsche Botschafter in Teheran, Jens 
Petersen, mahnte vor der Industrie- und Handelskammer im Oktober 1981, bei 
der medialen Kritik an den Hinrichtungen im Iran würden Hinweise fehlen, „in 
welchem Maße diese Unmenschlichkeiten durch die Terrorakte der militanten 
Linksopposition“ veranlasst seien169.

Erst im Oktober 1981 fokussierte sich der Menschenrechtsdiskurs stärker auf 
den Iran. Nachdem zwischen der Revolution Anfang 1979 bis zum Sturz Banisadrs 

165 Botschaft Washington vom 22. 1. 1981, in: BArch, B 136/16653.
166 Transkript Anhang, in: Ebenda.
167 Referat 213 vom 27. 1. 1981, in: BArch, B 136/16653.
168 Gespräch Genscher mit Mussawi am 8. 10. 1981, in: AAPD 1981, Bd. 3, bearb. von Daniela 

Taschler, Matthias Peter und Judith Michel, München 2012, Dok. 292, S. 1568–1570, Zitate 
S. 1569.

169 Botschafter Teheran Jens Petersen an AA vom 25. 10. 1981, in: PA/AA, Bd. 137673.
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am 21. Juni 1981 „nur“ schätzungsweise 2.000 Menschen hingerichtet worden wa-
ren, gab es in den drei Monaten danach ebenso viele Hinrichtungen, dazu kam 
eine viel größere Zahl an Toten bei Kämpfen gegen Kurden170. Ausschlaggebend 
für die beginnende Empörung in der Bundesrepublik waren vor allem Medienbe-
richte über hingerichtete Jugendliche und Kinder, etwa in der Tagesschau am 11. 
Oktober und in Panorama am 27. Oktober 1981. Schüler und erwachsene Bürger 
wandten sich nun zahlreich mit Schreiben und Unterschriftenlisten an die Poli-
tik. Daraufhin protestierten auch mehrere Politiker wie etwa Bundesjustizminis-
ter Jürgen Schmude (SPD) beim Empfang für den UN-Menschenrechtsaus-
schuss171. Probleme gab es zudem, weil der Iran Druck auf deutsche Unternehmen 
wie Bayer ausübte, ihre Anteile kostenlos dem iranischen Staat zu übertragen172. 
In den Monaten nach dieser öffentlichen Entrüstung sprach auch Genscher „die 
hohe Zahl an Todesurteilen“ bei seinen Gesprächen mit iranischen Politikern 
deutlicher an, auch gegenüber Parlamentspräsident Rafsandschani 1984173.

Dennoch pflegte kein westliches Land weiterhin so sehr den Kontakt zu 
 Khomeinis Iran wie die Bundesrepublik. Die etablierten ökonomischen und kul-
turellen Beziehungen überlagerten die kritische Rhetorik der Medien. 1983 lag 
der Wert der deutschen Exporte bereits bei 7,7 Milliarden DM174. Die bundes-
deutschen Ausfuhren in den Iran stiegen in der Folgezeit deutlich an und mach-
ten in den 1990er Jahren bis zu 50 Prozent der gesamten EG-Exporte in den Iran 
aus175. Waffenlieferungen wurden zwar wegen des bis 1988 dauernden Kriegs mit 
dem Irak eingeschränkt, aber man sprach auch während der Hinrichtungswelle 
1983 bereits über mögliche Rüstungsexporte nach Kriegsende, wie etwa über die 
Lieferung von U-Booten, Alpha-Jets und Panzern176. Entsprechend suchte die 
Bundesrepublik stärker als andere Länder auch den politischen Austausch. 1981 
war die Bundesrepublik das erste westliche Land, das iranische Staatsmänner 
empfing und Außenminister Genscher reiste 1984 als erster hochrangiger west-
licher Politiker zu einem Staatsbesuch in den Iran. Noch in den 1990er Jahren 
bemühte sich sein Nachfolger Klaus Kinkel intensiver als seine westlichen Kolle-

170 Amnesty nannte 1.800 Hinrichtungen in den drei Monaten; Bericht Ref. 311 vom 
23. 11. 1981, und Bericht Botschaft Teheran vom 2. 11. 1981, in: PA/AA, Bd. 137673.

171 Diverse Unterlagen in: PA/AA, Bd. 137673.
172 AAPD 1983, Bde. 1 u. 2, bearb. von Tim Geiger, Matthias Peter und Mechthild Lindemann, 

Müchen 2014, hier Bd. 1, Dok. 156, S. 817, Anm. 7.
173 Vgl. Gespräch Genscher mit Botschafter Velayati am 5. 2. 1982, in: AAPD 1982, Bd. 1, bearb. 

von Michael Ploetz, Tim Szatkowski und Judith Michel, München 2013, Dok. 43, S. 212–216, 
hier S. 215; vgl. auch Gespräch Genscher mit Rafsandschani am 21. 7. 1984, in: AAPD 1984, 
Bd. 2, bearb. von Daniela Taschler und Tim Szatkowski, München 2015, Dok. 201, S. 934–
937, hier S. 935. Dennoch zog Genscher eine positive Bilanz des Gesprächs; Genscher an 
Außenminister Shultz v. 23. 7. 1984, in: Ebenda, Dok 203, S. 941 f.

174 Bericht Botschaft Teheran vom 15. 9. 1984, in: PA/AA, Bd. 137754.
175 Vgl. im internationalen Vergleich Roger Howard, Iran Oil: The New Middle East Challenge 

to America, London/New York 2003, S. 67. Sehr kritisch zur weiteren Entwicklung Küntzel, 
Die Deutschen und der Iran, S. 151–176.

176 Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrat Schlagintweit vom 26. 9. 1983, in: AAPD 1983, 
Bd. 2, Dok. 278, S. 1402 f.
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gen um den Dialog mit dem Iran. Ebenso blieben eingespielte Unternehmensbe-
ziehungen größtenteils bestehen. Der Iran behielt etwa weiterhin sein großes Pa-
ket von Krupp-Aktien und der Konzern damit einen Vertreter von Khomeinis 
Regime in seinem Aufsichtsrat. Vor allem die im Westen ausgebildeten technisch-
öko nomischen Eliten ermöglichten die weitere Zusammenarbeit. Dafür nahm die 
Bundesrepublik beträchtliche Spannungen zu den USA in Kauf. Erst der Druck 
der USA gegen Unternehmen mit iranischen Anteilen führte 2003 dazu, dass 
 Thyssen-Krupp die iranischen Anteile weitgehend aufkaufte und die Partner-
schaft beendete, um sein amerikanisches Geschäft nicht zu gefährden. 

Die Menschenrechtspolitik und -rhetorik konzentrierte sich lange auf andere 
Regionen und Länder wie Südafrika oder Chile. Gegenüber den ölreichen ara-
bischen Staaten, die Gewalt und Terrorismus unterstützten und ihre Bevölkerung 
folterten, verblasste sie hingegen sowohl in der Politik als auch bei sozialen Bewe-
gungen. So reiste Genscher 1979 auch mit großer Delegation nach Libyen, das ein 
Fünftel seiner gewaltigen Ölexporte an die Bundesrepublik lieferte, und förderte 
hier die Wirtschaftskontakte mit dem Argument, dass sonst die Sowjetunion dies 
ausnutze, die bereits Rüstungsgüter liefere und einen Versuchsreaktor in Libyen 
errichtet habe. Dass Gaddafis Regime den Terrorismus unterstützte und seine 
Truppen in den Tschad schickte, änderte an der Libyen-Politik der Bundesregie-
rung nichts177. Während in der (Medien-)Öffentlichkeit mit der iranischen Revo-
lution die Angst vor einem radikalisierten Islam aufflammte, blieb die Politik stär-
ker in den Koordinaten des Kalten Kriegs verhaftet und dabei wirtschaftspolitisch 
pragmatisch.

177 Vgl. Tim Szatkowski, Gaddafis Libyen und die Bundesrepublik Deutschland 1969 bis 1982, 
München 2013.
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Die Aussichten sind trübe, polemische Insider sprechen sogar von einem 
„Selbstmord“ der italienischen Universitäten und meinen damit auch die Zeitge-
schichte südlich der Alpen. Christof Dipper, hochgeschätzter Veteran der deutschen 
Italienforschung, konnte sich als Mitglied einer Art Evaluierungskommission selbst 
ein Bild von der Lage der italienischen Zeitgeschichte machen. Es gibt, so betont er 
in seiner luziden Analyse, kaum Anlass zu Optimismus: Selbstreferenzialität, Provin-
zialität und methodischer Traditionalismus wohin man schaut, und nur wenige helle 
Tupfer, die von Wagemut und Innovationskraft zeugen. nnnn

Christof Dipper

Die italienische Zeitgeschichtsforschung
Eine Momentaufnahme

Die Universitäten im Visier der Politik

Universitäten haben in Italien, dem Land, das sie einst erfunden hat, einen schwa-
chen Stand. Im Grunde gilt diese Aussage für die wissenschaftlichen Einrich-
tungen insgesamt. Die unmittelbare Ursache ist natürlich das fehlende Geld. Das 
Land gibt derzeit, mit sinkender Tendenz, etwas mehr als ein Prozent des Brutto-
sozialprodukts für Forschung aus1, die Bundesrepublik neuerdings nahezu drei. 
Geldmangel ist dabei kein neues Phänomen. Bildung und Wissenschaft waren 
den politischen Eliten seit 1861, von wenigen Ausnahmen abgesehen, stets un-
wichtig, wie kürzlich festgestellt worden ist. Wenn die Politiker im liberalen Kö-
nigreich von der „scienza nazionale“ als zentraler Aufgabe sprachen, sei das nichts 
als leeres Gerede gewesen2. Ausgerechnet Mussolini hat die (Natur-) Wissenschaf-

1 Meriggi spricht von 1,25 % für die wissenschaftliche Forschung in Italien und von 2,92 % in 
der Bundesrepublik; vgl. Zur Lage der Nachwuchsforschung in der italienischen Geschichts-
wissenschaft. Ein Gespräch mit Marco Meriggi und Elena Mazzini, in: Weltweit vor Ort. Das 
Magazin der Max-Weber Stiftung (2014), H. 2, S. 23–26, hier S. 26. Auf die Universitäten 
entfallen davon im Haushaltsjahr 2014 rund 7 Milliarden Euro oder 0,43 % des Bruttoin-
landsprodukts, die von der Regierung Renzi für 2015 zugunsten der Einstellung von 148.000 
bislang nur mit kurzfristigen Verträgen ausgestatteten Lehrern um maximal 400 Millionen 
Euro gekürzt werden soll. Dies ist der vorläufige Schlusspunkt einer „jahrzehntelangen Eu-
thanasie“ (decennale eutanasia) des italienischen Universitätswesens; Novello Monelli, Come 
ti rottamo l’università, in: Mente politica vom 18. 10. 2014, http://www.mentepolitica.it/ar-
ticolo/come-ti-rottamo-la-universit/237 [letzter Zugriff 20. 10. 2014], S. 1. Zum Vergleich: Das 
Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst des Freistaats Bayern verfügte laut 
Haushaltsplan 2014 über Mittel in Höhe von 6,1 Milliarden Euro http://www.stmf.bayern.
de/haushalt/staatshaushalt_2013/haushaltsplan/, Einzelplan 15, S. 1180 [21. 10. 2014]; die 
Zahlen sind allerdings nicht direkt miteinander vergleichbar.

2 Vgl. Anna Gianna Manca, Struktur und Entwicklung der Verwaltung des öffentlichen 
Bildungswesens in der konstitutionellen Monarchie Italiens (1861–1922), in: Wolfgang 
Neugebauer/Bärbel Holtz (Hrsg.), Kulturstaat und Bürgergesellschaft. Preußen, Deutschland 
und Europa im 19. und frühen 20. Jahrhundert, Berlin 2010, S. 153–188. Die letztlich 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

352  Aufsätze

ten erstmals massiv gefördert, aber dann wurde es auch ihm zu teuer, und er gab 
der Aufrüstung den Vorzug3. Seit Ende der 1930er Jahre rangieren auch sie wie-
der, wo die anderen Disziplinen immer schon waren: unter „Ferner liefen“.

Damit ist die tiefere Ursache angesprochen: der Unwille der politischen Eliten, 
sich für Bildung und Wissenschaft und deren organisatorische Rahmenbedin-
gungen ernstlich zu engagieren. Denn am Geldmangel liegt es nicht, Italien ist 
schließlich kein Entwicklungsland. Geld wird für andere Dinge ausgegeben. Es 
war Mario Monti, angesehener Professor für Wirtschaftswissenschaften, der als 
Ministerpräsident einen Teil des Budgets für Wissenschaft und Forschung zur 
Rettung von Alitalia geopfert haben soll. In seiner Amtszeit lief – deshalb? – das 
Förderverfahren für Grundlagenforschung aus4. Dass Berlusconi den Universi-
täten kein Geld zu geben bereit war, versteht sich angesichts seiner politischen 
Ziele und der Werthaltung seiner Anhänger von selbst5.

Das alles hat natürlich Folgen. Eine davon ist die Massenflucht der gut Ausge-
bildeten ins Ausland. 2012 hatten 25 Prozent der Emigranten die Laurea, d. h. den 
Bachelor, oder einen höheren Abschluss6. Deutschland ist allerdings kein vorrangi-
ges Ziel, unter den 2005 bis 2010 Zugewanderten mit Hochschulreife liegen die 
Italiener unter allen südeuropäischen Migranten auf dem vorletzten Platz7. In 
den Statistiken des Brüsseler European Research Council sind Italiener dagegen 
durchweg stark vertreten. Nur die Deutschen verlassen in noch größerer Zahl ihr 
Land, aber es kommen fast ebenso viel Forschungswillige in die Bundesrepublik; 

fehlgeschlagene Orientierung am deutschen Wissenschaftsmodell schildert eindrucksvoll 
Francesco Marin, Die „deutsche Minerva“ in Italien. Die Rezeption eines Universitäts- und 
Wissenschaftsmodells 1861–1923, Köln 2010.

3 Vgl. dazu Christof Dipper, Nationalsozialistische und faschistische Wissenschaftspolitik im 
Vergleich, in: Klaus Kempf/Sven Kuttner (Hrsg.), Das deutsche und italienische Bibliotheks-
wesen im Nationalsozialismus und Faschismus. Versuch einer vergleichenden Bilanz, Wies-
baden 2013, S. 1–36.

4 PRIN, “Progetto di ricerca di interesse nazionale” (Forschungsprojekt von nationalem Inter-
esse), war bis 2013 ein ministeriell finanziertes Programm für Projekte mit zwei- bis dreijäh-
riger Laufzeit, das den Geisteswissenschaften mit dem Argument der Grundlagenforschung 
Zugang zu staatlichen Fördermitteln verschaffte.

5 Das zweite Kabinett Berlusconi beschloss für die Jahre 2009–2013 Kürzungen von Personal-
mitteln an den Universitäten in Höhe von 1,4 Milliarden Euro; diese Summe wurde später 
auf 0,9 Milliarden reduziert. Die technische Spitzenforschung erhielt Zusatzmittel; vgl. Giulio 
Palermo, L’università dei baroni. Centocinquant’anni di storia tra cooptazione contestazione 
e mercificazione, Mailand 2011, S. 119. Die fragwürdigen politischen Aussagen dieses Buches 
werden im Folgenden weder referiert noch verwendet.

6 Vgl. Marco Mondini, Qualità va cercando. De-meritocrazia e ope legis uccidono la scienza, 
impoveriscono il paese (e annientano una generazione), in: Mente politica vom 3. 6. 2014, 
http://www.mentepolitica.it/articolo/de-meritocrazia-e-ope-legis-uccidono-la-scienza/75 
[10. 6. 2014]; 2009 betrug der Anteil der laureati, d. h. der Inhaber des bis zum Bologna-Pro-
zess einzigen Universitätsabschlusses, an der italienischen Bevölkerung ca. 15 %; vgl. Daniela 
Del Boca/Anna Giraldo, Why has the growth of female employment in Italy been so slow?, in: 
Journal of Modern Italian Studies 18 (2014), S. 485–499,Tab. 1.

7 Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, Neue Potenziale. Zur Lage der Integration 
in Deutschland, Berlin 2014, S. 3 (als pdf-Datei abrufbar unter: http://www.berlin-institut.
org/publikationen.html) [10. 6. 2014].
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nach Italien will dagegen kaum ein ausländischer Forscher8. Oder vielleicht: Will 
schon, kann aber nicht, weil das Land dafür keine hinreichende Infrastruktur 
geschaffen hat. Um nur die Geisteswissenschaften herauszugreifen: Forschungs-
institutionen, die diesen Namen verdienen, Gastprofessuren, Stipendienpro-
gramme, Vertretungen im Ausland – alles Fehlanzeige. Und das versteht sich na-
türlich, denn wenn es schon nicht für die eigenen Forscher reicht, ist für 
Ausländer erst recht kein Geld da.

Dabei wirken die deutsch-italienischen Unterschiede – aus naheliegenden 
Gründen bleibt der Vergleich auf diese beiden Länder beschränkt – auf den ers-
ten Blick gar nicht so groß, das Mittelmeerland schneidet im Vergleich prima vista 
eigentlich nicht schlecht ab. Im Jahre 2005 gab es an italienischen Universitäten 
2.078 hauptberufliche Historiker und Historikerinnen, an deutschen dagegen 
nur 1.6259. So gesehen hätten fünfzig Jahre früher, als die Vergleichszahlen 93 
und 451 lauteten, die Missstände südlich der Alpen viel größer sein müssen als 
heute, rechnerisch jedenfalls. Aber damals war in Italien nicht nur der Zugang 
zum Studium sehr beschränkt und ein historisches Curriculum noch unbekannt 
– es wurde erst 1978 eingeführt –, sondern damals gab es noch eine Ministerial-
bürokratie mit klaren zentralstaatlichen Steuerungsfunktionen und einen akade-
mischen Korpsgeist, der Kriterien der Wissenschaftlichkeit nicht im Wege stand. 
Beides zusammen sorgte dafür, dass an die Forscher hohe Anforderungen gerich-
tet waren und der cursus honorum strengen Regeln folgte. Diese besagten, dass der 
Nachwuchs, in der Regel wie in Deutschland Assistent und zugleich Privatdozent 
(Assistente bzw. Libero docente), nach kräftiger Siebung erst einmal auf Professuren 
im Süden und auf den Inseln geschickt wurde, wo man ihn beobachtete, bevor 
man ihn auf Stellen an die (wenigen) angesehenen Universitäten Mittel- und 
Nord italiens vorrücken ließ10.

8 Zahlen und Schaubilder in: European Research Council, Annual Report on the ERC activities 
and achievements in 2013, Brussels 2014 (abrufbar unter: http://erc.europa.eu/publicati-
ons) [10. 6. 2014], sowie ERC in a nutshell, update 17. 3. 2014, http://erc.europa.eu/press_
release/erc-nutshell [4. 6. 2014].

9 Vgl. Ilaria Porciani/Lutz Raphael (Hrsg.), Atlas of European Historiography. The Making of 
a Profession 1800–2005, Basingstoke 2010, S. 121 u. S. 164. Daneben gibt es in Deutschland 
eine hohe Zahl an außeruniversitären Forschungsinstitutionen hauptamtlich tätiger Histo-
riker, während Vergleichbares in Italien kaum existiert. Die zahlreichen Resistenza-Institute 
beispielsweise, so etwas wie zeitgeschichtliche Gedenk- und Forschungsinstitute mit eigenen 
Buchreihen, werden fast ausschließlich von nebenamtlichem Personal betrieben. Zu den 
wenigen Ausnahmen zählt das 1973 gegründete Italienisch-Deutsche Historische Institut in 
Trient (ISIG), das von der autonomen Provinz Trient getragen wird, und das in Mailand ansäs-
sige außeruniversitäre Forschungsinstitut zur jüdischen Geschichte (CDEC), eine gemeinnüt-
zige Stiftung, die ca. ein Drittel ihrer laufenden Mittel vom Staat erhält. Nach Stefano Cavaz-
za, Die Neueste Geschichte in Italien. Überlegungen zu einem etablierten Fach, in: Annali/
Jahrbuch des Italienisch-Deutschen Historischen Instituts in Trient 36/37 (2010/11), H. 2, 
S. 82–111, hier S. 86, Anm. 8, habe es 2011 477 „reine“ Zeithistoriker aller Kategorien, aber 
ohne Nebendisziplinen wie nordamerikanische Geschichte usw. gegeben.

10 Willkürlich herausgegriffene Beispiele: Federico Chabod begann 1934 in Perugia, wo gerade 
eben erst die Fakultät für Politische Wissenschaften gegründet worden war, ging dann 1938 
nach Mailand und 1946 nach Rom. Delio Cantimori begann 1939 in Messina und wurde 
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Das alles ist inzwischen Geschichte. Wie in Deutschland, ja fast in ganz Europa 
sind auch in Italien Hochschulgesetze seit den 1970er Jahren zur Spielwiese der 
Politik geworden und unterliegen deshalb nahezu permanenten Änderungen. 
Dabei handelt es sich vielfach um unumgängliche und auch anderswo zu beob-
achtende Versuche, die in den 1960er Jahren in Gang gekommene beispiellose 
Dynamik im Bildungssektor zu steuern. In Italien verlief sie jedoch bescheidener 
als anderswo: Zwischen 1950 (besonders seit der 1969 verfügten Öffnung des Stu-
diums für alle Abiturienten) und 1995 versechsfachten sich die Studentenzahlen, 
während sie sich in Deutschland verneunfachten. Die Antwort der Politik darauf 
bestand, vereinfacht gesagt, in der jahrzehntelangen Öffnung der Schleusen für 
Hochschulpersonal, was dessen Qualität wenig bekömmlich war und den Staat fi-
nanziell überforderte. Im Rückblick lässt sich feststellen, dass in mehreren Schrit-
ten die international gültigen akademischen Leistungskriterien beseitigt wurden 
und die italienischen Universitäten „Selbstmord“ begangen haben11. Schon in 
den ersten zwanzig Jahren nach 1960 versechsfachte sich der Lehrkörper12: 1967 
schuf man tausend Lehrstühle, 1973 weitere 7.500, außerdem verfügte man die 
Überleitung Tausender auf irgendeine Art zu Unterrichtsstellen Gekommener 
auf Extraordinariate (Professori straordinari)13. Dabei blieb es nicht. Per Präsidialde-
kret von 1980 wurde in den Jahren danach das restliche Universitätspersonal, 
sprich zehntausende von Assistenten, Stipendiaten und Doktoranden, nach Be-
gutachtung in die neugeschaffenen und unbefristeten Stellen von Ricercatori 
(wörtlich „Forscher“, faktisch der klassische akademische „Mittelbau“) und Profes-
sori associati (sprachlich am amerikanischen Associate Professor angelehnt, faktisch 
W2-Professoren) übergeleitet14. Die von Salvatore Valitutti15 verantwortete Univer-
sitätsreform hinterließ, so kann man zusammenfassen, schwere und im Blick auf 
die Lebenserwartung der damals Begünstigten auf absehbare Zeit kaum wieder-
gutzumachende Schäden.

Die sogenannte riforma Ruberti von 1989/90 zielte denn auch auf ganz andere 
Dinge. Ihr Urheber, Antonio Ruberti, ein die internationalen Gepflogenheiten 

schon 1940 dank politischer Protektion nach Rom berufen. Franco Venturi erhielt 1951 sei-
nen ersten Ruf nach Cagliari, bevor er über Genua 1958 nach Turin wechselte. Endlich Ren-
zo De Felice, der 1968 in Salerno anfing, bevor er 1972 nach Rom ging.

11 Das drastische Bild verwendet Mondini, Qualità. Dort auch die meisten der im Folgenden 
wiedergegeben Sachverhalte.

12 Alle Zahlen bei Guy Neave, Grundlagen, in: Walter Rüegg (Hrsg.), Geschichte der Universi-
tät in Europa, Bd. 4, München 2010, S. 47–75, hier S. 54.

13 Vgl. Palermo, L’università, S. 57.
14 Die Deutschen kennen das aus Hessen, wo in den 1970er Jahren erhebliche Teile des akade-

mischen Mittelbaus ohne Habilitation auf Professuren überführt wurden. Das Gesetz erntete 
scharfe Kritik, die entgegen dem akademischen Comment so Beförderten nur Spott („Dis-
count-Professor“) und das Experiment wurde rasch abgebrochen. Eine Berufung in andere, 
insbesondere CDU-geführte Bundesländer war so gut wie ausgeschlossen.

15 Salvatore Valitutti war lange Jahre hoher Beamter im Erziehungsministerium, dann Abgeord-
neter der Liberalen Partei und beendete seine Karriere 1979/80 als Minister. Die von ihm 
angestoßene Neuordnung des Universitätssystems wurde nach seinem Rücktritt umgesetzt.
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bestens kennender Informatiker16, suchte die zeittypische Umsteuerung des 
Hochschulmanagements in Richtung Rechenschaftslegung und Selbstverantwor-
tung auch in Italien heimisch zu machen17. Im Personalsektor änderte er nicht 
viel. Nur die Ricercatori wurden aufgewertet, nämlich zu gleichberechtigten Mit-
gliedern des Lehrkörpers gemacht; sie hatten schon immer dieselbe Lehrver-
pflichtung wie Professoren. Das sparte dem Staat Geld, behinderte aber natürlich 
die Forschung, für die dieser Mitarbeitertyp ursprünglich (angeblich) eingeführt 
worden war. Wichtiger war, dass Ruberti den Universitäten, d. h. seinen Kollegen, 
weitgehende Autonomie verlieh, was Studiengänge, Satzungsrecht, Mittelverwen-
dung usw. betraf – ein vollständiger Bruch mit der Tradition, der dadurch noch 
größer wurde, dass Ruberti den Universitäten die Annahme von Drittmitteln er-
laubte. Die Linke erblickte darin eine Auslieferung der Universitäten an das Kapi-
tal und seine Verwertungsinteressen – zur Korrektur solch bizarrer Vorstellungen 
könnten Geistes- und Sozialwissenschaften fördernde Stiftungen wie Henkel und 
Thyssen dienen, aber sie gibt es in Italien nicht – und protestierte entsprechend, 
freilich vergeblich. Nach Rubertis Ausscheiden aus dem Amt erhöhten eine Reihe 
weiterer Gesetze die Finanzautonomie und beschränkten im Gegenzug die Mit-
wirkungsrechte zugunsten der wohl nach französischem Muster geschaffenen Set-
tori scientifici-disciplinari18, d. h. Lehr- und Forschungseinheiten, die die Diszipli-
nen teilweise neu konzipierten und dazu eine Vielzahl von Lehrstühlen neu 
zuordneten. Das machte die von diesen Einrichtungen betreuten Berufungsver-
fahren in den Augen vieler Bewerber anfechtbar; die Klagen häuften sich in 
einem solchen Maße, dass die Verwaltungsgerichte ganze concorsi kassierten. Die 
dadurch ausgelösten Schneeballeffekte alarmierten schließlich die Politik, die das 
Verfahren vollständig neu ordnete – durch die sogenannte riforma Berlinguer.

Priorität hatte für Luigi Berlinguer19 die Beschleunigung der Besetzungsver-
fahren und die Reduzierung der Klagen; dazu entzog das Gesetz vom 3. Juli 1998 
die Rekrutierung der römischen Zentrale, sprich dem zuständigen Ministerium. 
Das war ein abermaliger Bruch mit 130 Jahren Tradition, indem es den Universi-
täten vollständig Ausschreibung und Anstellung überantwortete. Außerdem be-
schränkte das Gesetz die Nachfrage durch Bewerbungsgebühren und setzte eine 
Obergrenze für jährlich fünf Bewerbungen pro Kandidat. Neu war auch, dass nun 
wie im deutschen Kulturraum zwischen Eignungsprüfung und Berufung unter-

16 Antonio Ruberti, Informatikprofessor in Roma La Sapienza und deren Rektor, war von 1987 
bis 1989 Minister ohne Geschäftsbereich im Erziehungsministerium, dann bis 1992 Minister 
für Universitäten und Forschung und ging danach als EU-Forschungskommissar nach Brüs-
sel.

17 Zum internationalen Rahmen vgl. Geoffrey Lockwood, Management, in: Rüegg (Hrsg.), Ge-
schichte, S. 121–152, hier S. 132 f.

18 Jedenfalls hat Paris, allerdings schon 1968, „Unités d’enseignement et de recherche“ für 
neue Universitäten geschaffen.

19 Luigi Berlinguer, Rechtshistoriker und bis zu deren Ende Mitglied der Kommunistischen 
Partei, war von 1996 bis 2000 Minister für Universität und Forschung, zuvor Rektor der Uni-
versität Siena. Von 2010 bis 2014 saß er als Abgeordneter des Partito Democratico im Europapar-
lament und hat seither eine Beraterfunktion im Erziehungsministerium.
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schieden wurde und dass durch das Erfordernis von pari passu-Zweierlisten die 
Unterlegenen ohne weiteres Verfahren anderswohin berufen werden konnten. 
Aber diese gut gemeinte Klausel erwies sich erst recht als Einfallstor für Protekti-
on und Geschäfte auf Gegenseitigkeit. Weder Berlinguer noch sein Ministerpräsi-
dent Romano Prodi haben, obwohl beide an Universitäten lehrten, offenbar vo-
rausgesehen, was eine von Kontrollen befreite Hochschulautonomie im Lande 
des Familismus und Klientelismus anrichten würde. Faktisch haben sich jeden-
falls die sogenannten concorsi Berlinguer in Massenbeförderungen verwandelt und 
die Zahl der Ordinarien von 13.000 auf 19.000 erhöht. Dieser Vorgang erklärt 
auch die genannte höhere Zahl von Historikern in Italien als in der Bundesrepu-
blik.

In der zunächst von Forza Italia, seit 2011 von Berlusconis Gegnern dominierten 
Phase besteht die Hochschulpolitik aus der widersprüchlichen Kombination von 
Versuchen zur Qualitätssicherung und Mittelkürzungen. Berlusconis Ministerin 
Letizia Moratti20 machte sich beim Universitätspersonal besonders verhasst und 
zwar durch die Wiedereinführung zentraler concorsi, die Aufwertung privater und 
Fernuniversitäten und durch verschiedene Maßnahmen, mit denen die Universi-
täten zur Zusammenarbeit mit der (lokalen) Wirtschaft gezwungen wurden. Ge-
blieben ist die schon vom Vorgänger Berlinguer geschaffene Möglichkeit zur Di-
rektberufung bekannter Wissenschaftler – studiosi di chiara fama −, doch enthüllen 
die Umsetzungsvorschriften – bis zu 10 Prozent der offenen Stellen von, in deut-
scher Diktion, W3- und W2-Professuren konnten so besetzt werden −, dass dann 
doch weniger an die „Leuchttürme“ gedacht ist. Morattis von der Linken gestell-
ter Nachfolger blieb nur 12 Monate im Amt und hinterließ keine Spuren, wäh-
rend die im Anschluss erneut von Berlusconi gestellte Regierung in der Wissen-
schaftspolitik von Finanzminister Giulio Tremonti dominiert wurde, der sich mit 
den umfangreichsten Steuerkürzungen seit dem Krieg einen Namen machte. Die 
Wissenschaftspolitik trug daher sehr eigene, uneinheitliche Züge. Einerseits 
schichtete Ministerin Mariastella Gelmini21 den Universitätsetat verfassungswid-
rig zugunsten der zahlreich gewordenen Privatuniversitäten um und erschwerte 
massiv die Auszahlung universitärer Haushaltsmittel, angeblich aus Gründen der 
Mafia-Bekämpfung (die sich bisher nicht gerade für Universitäten interessiert hat-
te). Andererseits suchte sie den Wettbewerbsgedanken in die Universität zurück-
zutragen. Beides löste harten Protest aus; die Demonstrationen von Schülern, 
Studenten und Universitätspersonal 2008 zählten zu den größten seit Jahrzehnten. 
Aus deutscher Perspektive trägt eine der zentralen Reformen der Ministerin ver-
traute Züge: Neue Ricercatori erhalten seit der riforma Gelmini im Jahre 2010 nur 
noch befristete Verträge (3 plus 2 Jahre), und dies bei drastisch gekürzten Stellen-

20 Mailänder Managerin, enge Vertraute Berlusconis, danach Bürgermeisterin ihrer Heimat-
stadt, wo sie mit ihrer Personalpolitik nach dem amerikanischen spoil-system – sie holte nicht 
weniger als 54 Personen von außen in die Verwaltung − gerichtlich gerügt wurde. Sie verlor 
die Wiederwahl, obwohl sie die Weltausstellung 2015 nach Mailand geholt hatte.

21 Gelmini, Rechtsanwältin, war 2008 bis 2011 im vierten Kabinett Berlusconi Ministerin für 
Bildung, Hochschule und Forschung.
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plänen, so dass die Mehrzahl so gut wie keine Aussichten hat, auf Stellen, gar 
Professuren zu gelangen. Ein akademisches Prekariat, wie man es bis dahin nur in 
der Bundesrepublik kannte, hierzulande allerdings vornehmlich als Folge des Sie-
geszugs der Drittmittelforschung22, war die logische Konsequenz.

Zur riforma Gelmini gehört auch die 2010 beschlossene Aufwertung der von Ber-
linguer eingeführten Habilitation zur Abilitazione Nazionale Scientifica, einem In-
strument zur unabhängigen Kontrolle wissenschaftlicher Mindeststandards. Da-
bei wird die Eignung nicht mehr von lokalen Universitäten oder einer nationalen 
Kommission festgestellt, sondern es findet ein anspruchsvolles Verfahren unter 
internationaler Beteiligung statt.

Bevor im Folgenden die Ergebnisse dieses Verfahrens ausgewertet werden, sei 
in fünf Stichworten die aus deutscher Sicht doch recht andersartige Universitäts-
kultur Italiens skizziert.

Erstens der Zentralismus: Das traditionell große Misstrauen der römischen Bü-
rokratie gegen lokale Organe gilt auch den Universitäten, die dementsprechend 
an sehr kurzen Zügeln geführt werden und sich selbst für kleinste Entscheidungen 
in Rom die Genehmigung besorgen müssen23. Das erzwingt geradezu die Etablie-
rung von Seilschaften, um den Alltag zu bewältigen. In deutschen Augen ist das 
(zeitweilige) Verbot der Teilnahme lokaler Fachrepräsentanten an der Besetzung 
von Professuren ebenso unvorstellbar wie das des Einwerbens von Drittmitteln. 
Auch dass die Habilitation nicht von der betreuenden Fakultät vorgenommen 
werden darf, klingt auf den ersten Blick merkwürdig, hat aber seinen Sinn, da 
Hausberufungen erlaubt sind.

Zweitens der Mittelbau: Die Ricercatori werden im Rahmen nationaler Aus-
schreibungen ausgewählt, aber es gibt natürlich Mittel und Wege, die eigenen 
Schüler unterzubringen. Dass es dem Gesetz von 1980 weder um Forschung noch 
um Nachwuchs, sondern um Versorgung ging, ergibt sich daraus, dass Ricercatori 
bis 2010 auf Lebenszeit eingestellt wurden, was dazu führte, dass derzeit ein nam-
hafter Teil des Mittelbaus aus Sechzigjährigen mit nichts als der Laurea besteht. Im 

22 In Deutschland waren 2009 ca. 85 % des hauptberuflichen wissenschaftlichen Personals an Uni-
versitäten auf unselbstständigen Mittelbaupositionen unterhalb der Hochschullehrer ebene 
beschäftigt, weitaus die meisten auf befristeten Qualifikations- und/oder Drittmittelstellen. 
Nur ein kleiner, zunehmend schrumpfender Teil des Mittelbaupersonals hat Dauerstellen. 
Der Anteil der Professuren belief sich auf 13 % − ein auf den deutschen Kulturraum und Län-
der Ostmitteleuropas beschränkter Stellenzuschnitt; Zahlen bei Reinhard Kreckel, Habilita-
tion versus Tenure Track. Kurzfassung, in: Aus Forschung und Lehre, 2012 (abrufbar unter: 
http://www.academics.de/wissenschaft/habilitation_versus_tenure_track_51642.html) 
[9. 1. 2015].

23 Die italienische Bürokratie ist ebenso mächtig wie ineffizient. Dazu jetzt die ungewöhnlich 
gut aufbereitete Untersuchung von Magda Bianco/Giulio Napolitano, Why the Italian Ad-
ministrative System Is a Source of Competitive Disadvantage, in: Gianni Toniolo (Hrsg.), 
The Oxford Handbook of the Italian Economy since Unification, Oxford 2013, S. 533–568. 
Dass sich seit 1980 die Dinge im internationalen Vergleich verschlechtert haben, errechnet 
Francesco Paolo Cerase, „Performance“ ed efficienza del settore pubblico italiano: compa-
razione con Francia, Germania, Giappone, Regno Unito (1980–2010), in: Amministrare 45 
(2015), H. 1, S. 33–73.
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Gegenzug haben sie dasselbe Lehrdeputat wie Professoren. Natürlich schließt das 
hervorragende Forschungsleistungen im Einzelfall nicht aus.

Drittens die Interessenvertretung: In den Staatsangestellten finden die italie-
nischen Gewerkschaften ihren letzten Rückhalt, rücksichtslose Interessenvertre-
tung gegenüber der Gemeinschaft der Steuerzahler mit stets klassenkämpfe-
rischem Zungenschlag ist die Regel. Für zusätzliche Komplikationen sorgt die 
Tatsache, dass eine Vielzahl von Gewerkschaften miteinander konkurriert und 
sich deshalb an Radikalität zu überbieten sucht. Außerdem hat jede Statusgruppe 
bis hin zu den Hilfskräften eigene nationale Vertretungen, auch Professoren. Wis-
senschaftsfremde Versorgungsmentalität und Wettbewerbsfeindlichkeit großer 
Teile des Hochschulpersonals erklären sich mit dieser in vielen Ländern latei-
nischer Zunge anzutreffenden Lage.

Viertens die Professoren: Sie sind politisch gespalten, waren es in der Vergan-
genheit aber noch ungleich stärker als in den letzten zwanzig Jahren und genie-
ßen die Vorzüge eines seit jeher verschulten Unterrichts – oder leiden darunter. 
Seminare und Übungen bieten sie kaum an, korrigiert werden musste bislang bei 
jedem Studenten nur einmal, nämlich die Tesi di Laurea, seit dem Bologna-Prozess 
zweimal. Die Ausstattung ist dafür denkbar dürftig: Man teilt sich mit Kollegen 
Büro, Telefon, Fax, Bleistift und Papier; entsprechend selten trifft man die Kolle-
gen in der Universität an. Ihre Lehr- und Dienstleistungsverpflichtungen betra-
gen zusammen 340 Stunden pro akademischem Jahr, die 240 Stunden Lehre kön-
nen auf ein Semester konzentriert werden. Das versetzt Professoren in die Lage, 
nebenher auch anderen, oft bezahlten Tätigkeiten nachzugehen, was das Gesetz 
erlaubt und häufig der Fall ist, obwohl die Gehälter der Ordinarien höher sind als 
in fast allen europäischen Ländern24. Ein bemerkenswert hoher Anteil der Parla-
mentarier ist auch heute noch zugleich Universitätsprofessor25.

Fünftens die Studenten: Sie zahlen Studiengebühren und erhalten dafür in der 
Regel einen miserablen akademischen Unterricht, der aus kaum etwas anderem 
als Vorlesungen besteht, in denen die Professoren oder Ricercatori aus ihren Text-
books vortragen. Forschendes Lernen ist die große Ausnahme. Wie sollte das auch 
gehen bei überfüllten Universitäten – die römische Universität La Sapienza hatte 
zeitweise 120.000 Studenten −, dürftiger Infrastruktur und mit vielem anderen 
beschäftigten Personal? Die Regularien sehen deshalb durchaus ein „externes“ 
Studium vor, man sieht sich dann bei der – stets mündlichen – Prüfung oft zum 
ersten Mal. Italien bildet seit langem wie viele andere südeuropäische Länder weit 
über den Bedarf aus, die akademische Arbeitslosigkeit ist traditionell hoch, aber 
niemals hat sie, wie gegenwärtig, die Quote von über 40 Prozent der Absolventen 
erreicht – dies auch eine Folge des von den Gewerkschaften hartnäckig mit Klas-
senkampfparolen verteidigten Arbeitsrechts, das nur die Interessen der Stellenbe-
sitzer kennt.

24 1986 bewegten sich die Jahresgehälter zwischen 90.000 und 170.000 DM; vgl. Thomas Fin-
kenstaedt, Die Universitätslehrer, in: Rüegg (Hrsg.), Geschichte, S. 153–188, hier S. 173.

25 Seit 1948 kaum einmal unter 10 % der Abgeordneten; vgl. Palermo, L’università, Tab. S. 42.
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Abilitazione Nazionale Scientifica – Habilitation auf Italienisch

Nur wer sie besteht, darf künftig überhaupt an Ausschreibungen für Professuren 
teilnehmen. Die „Nationale Wissenschaftliche Habilitation“ ist eine nach öffent-
licher Aufforderung einmal jährlich stattfindende Bewertung der Publikationen 
selbst und ihres Verhältnisses zum Dienstalter durch eine fachspezifische fünfköp-
fige, für zwei Jahre berufene Kommission, von denen ein Mitglied Ausländer sein 
muss. Sie vergibt, um das nochmals zu betonen, weder Stellen noch Gelder, son-
dern Zeugnisse, die nur sechs Jahre gelten26. Die Kommissionen treffen sich be-
darfsweise am Sitz der sie betreuenden Universität, vergleichen dabei ihre Gut-
achten – jeder Gutachter muss jeden Kandidaten schriftlich beurteilen −, 
besprechen Grenz- und Streitfälle und stimmen am Ende über jeden Kandidaten 
ab. Das Verfahren endet, indem zum vorgegebenen Schlusstermin die individu-
ellen Voten und der Kommissionsbeschluss ins Netz gestellt werden. Gegen die 
(negative) Entscheidung können die Kandidaten beim Verwaltungsgericht Be-
schwerde einlegen, wovon durchaus Gebrauch gemacht wird; ob mit Erfolg, lässt 
sich bei der notorischen Langsamkeit der italienischen Justiz bislang nicht sa-
gen27.

Dem neuen Instrument verdanken sich Einsichten – freilich nur Momentauf-
nahmen –, die diesen Beitrag möglich machen. Denn wer sich um die Abilitazione 
bewirbt, muss neben dem ausführlichen Lebenslauf das Schriftenverzeichnis und 
je nach angestrebtem Professorenamt – Associato oder Ordinario (grosso modo ent-
sprechend W2- und W3-Professuren) – zwölf bzw. achtzehn pdf-Dateien seiner 
neuesten Arbeiten einreichen, die den Kommissionsmitgliedern in einer pass-
wortgeschützten Datenbank zur Verfügung gestellt werden. Das ist die Material-
grundlage der folgenden Ausführungen.

Im Fach Storia contemporanea, deren Gegenstand in Italien sehr umstritten war 
und immer wieder selbst von ministerieller Seite näher zu bestimmen versucht 
wurde28 − in diesem Falle deckt sie sich mit dem, was im Deutschen als „Neueste 
Zeit“ gilt29 −, haben im ersten Durchgang, 2012/13, nicht weniger als 541 Per-

26 Die Idoneità scientifica nazionale hatte nur vier Jahre Geltung. Dieses Detail verweist neben an-
deren auf das Vorbild Frankreich, wo das vergleichbare Zeugnis vier Jahre gilt, allerdings mit 
der Möglichkeit, eine Verlängerung zu beantragen. Die strikte Befristung ist sachfremd und 
verursacht nur einen erhöhten Aufwand für Bewerber wie Prüfer, denn man kann sich sogar 
noch jenseits der Pensionsgrenze, also über Jahre hinaus bewerben.

27 Zahlen zu Zivilverfahren bei Bianco/Napolitano, Italian Administrative System, in: Toniolo 
(Hrsg.), Oxford Handbook of the Italian Economy, S. 550 ff.

28 Einzelheiten bei Lutz Klinkhammer, Novecento statt Storia contemporanea? Überlegungen 
zur italienischen Zeitgeschichte, in: Alexander Nützenadel/Wolfgang Schieder (Hrsg.), Zeit-
geschichte als Problem. Nationale Traditionen und Perspektiven der Forschung in Europa, 
Göttingen 2004, S. 107–127, sowie bei Cavazza, Die Neueste Geschichte, bes. S. 92 ff.

29 Was zur Storia contemporanea gehört, wurde für dieses Verfahren im Ministerialdekret Nr. 336 
vom 29. 7. 2011 wie folgt definiert: „Die Disziplin mit der Ordnungsnummer 11/A3 gilt der 
wissenschaftlichen und didaktischen Befassung mit Themen jener Epoche, die im späten 18. 
Jahrhundert beginnt und die Themen universaler Selbstbestimmung und Staatsbürgerschaft 
(Amerikanische und Französische Revolution) zum Gegenstand hat. Die Disziplin umgreift 
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sonen ihre Unterlagen eingereicht, 425 für den Associato und 116 für den Ordina-
rio, was den enormen Personalstau sichtbar macht30. Beim zweiten Turnus 
2013/14 waren es nur noch 98, d. h. 77 bzw. 21 in den beiden Kategorien31. Man 
kann füglich sagen, dass das der Nachwuchs überhaupt ist, ja mehr als der Nach-
wuchs, wie gleich noch zu zeigen sein wird, und das macht einen Vergleich mit 
Deutschland streng genommen unmöglich, denn hierzulande gibt es keine ver-
gleichbare Erhebung; niemand, auch nicht die Vorsitzenden des Fachkollegiums 
„Geschichtswissenschaften“ der DFG, haben einen auch nur annähernd ähn-
lichen Überblick über das Feld jener Historiker, die unterhalb der ordentlichen 
Professur angesiedelt sind und sich aktuell beruflich verbessern möchten – denn 
so lässt sich die Gruppe der hier Versammelten abstrakt umschreiben.

Um welchen Personenkreis es sich dabei konkret handelt, lassen die folgenden 
Übersichten erkennen.

An Tabelle 1 ist einiges erklärungsbedürftig. Die klassischen Anwärter auf Pro-
fessuren sind die neuerdings befristet, bis 2010 überwiegend auf Dauer angestell-
ten Ricercatori, die in Italien den universitären Mittelbau bilden; die älteren unter 
ihnen besitzen naturgemäß nicht den erst 1980 eingeführten Titel eines dem PhD 
bzw. dem deutschen Dr. phil. entsprechenden Dottore di ricerca, der deshalb auch 
nicht zur Voraussetzung für die Teilnahme an der Abilitazione gemacht werden 
konnte32. Assegnisti und Borsisti, d. h. im Grunde Post-docs, genießen eine zeitlich 
begrenzte Forschungsförderung, während die Cultori della materia von ferne den 
Wissenschaftlichen Hilfskräften mit Abschluss entsprechen, allerdings auch fach-
fremd tätig sein können, weil sie sich auf die Organisation von Lehrveranstal-
tungen, Prüfungen und dergleichen beschränken – unbezahlt, aber in der Nähe 
einflussreicher Personen. Ganz ungewöhnlich ist die vergleichsweise starke Betei-
ligung von Bibliothekaren und Lehrern aller (!) Schulstufen33, während Archivare 
sich auch hierzulande als forschende Historiker verstehen. Dass Angehörige an-

auch die Geschichte Osteuropas im fraglichen Zeitraum, die sich vor allem seit der Epoche 
der Revolutionen durch geografische und historisch-kulturelle Besonderheiten auszeich-
net. Sie beachtet ferner die Phänomene weltweiter gegenseitiger Abhängigkeit, Vermassung 
und Beschleunigung sozioökonomischer Vorgänge. Soweit sie der Selbstaufklärung unserer 
Gegenwart dient, entwickelt sie den Zusammenhang von Geschichte und Erinnerung, Ge-
schlechtergeschichte, politisch-institutionelle, religiöse, sozio-kulturelle und militärische 
Phänomene. Außerdem gehören zu ihr Untersuchungen zur Methodologie, Geschichts-
schreibung und Didaktik des fraglichen Zeitraums“, http://attiministeriali.miur.it/anno-
2011/luglio/dm-29072011.asp [11. 6. 2014], Allegato B, S. 48. Pragmatischen Zwecken ge-
nügt diese etwas holprige Definition durchaus.

30 Er wird noch deutlicher, wenn man die Gesamtzahl von 59.193 zugelassenen Bewerbern ins 
Auge fasst.

31 Auf die Randbedingungen dieses Beurteilungsmarathons selbst für routinierte Gutachter 
soll hier nicht eingegangen werden.

32 Anders als in Deutschland, aber wie in Frankreich, wird dieser Doktorgrad nur für eine For-
schungsperspektive erworben bzw. erteilt. Den Grad des einfachen Dottore besitzt sowieso fast 
jeder Universitätsabsolvent.

33 Die Durchlässigkeit zwischen Schule und Universität ist in Italien (und vielen anderen Län-
dern) immer noch gegeben, während in Deutschland Karrieren wie etwa von Ernst Nolte, 
Andreas Hillgruber oder Volker Reinhard, die als Studienräte begonnen haben, heutzutage 
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derer, wissenschaftsferner Berufe sich auf Professuren bewerben und deshalb das 
Zeugnis der Abilitazione anstreben, ist in Deutschland vollends unvorstellbar, 
hängt aber mit dem – aus deutscher Sicht – geringeren Professionalisierungsgrad 
italienischer Professoren zusammen34: Italienische Professoren verbinden, wie be-
reits kurz erläutert, mit ihrer Tätigkeit als Hochschullehrer oft viele andere Tätig-
keiten, insbesondere Journalismus, Politik und alle möglichen Funktionen im 
kulturellen Bereich, so dass auch umgekehrt der Zudrang aus anderen beruf-
lichen Sphären zur Professur eine lange Tradition hat, zumal bis vor kurzem keine 
Habilitation oder andere Formalqualifikation bindende Voraussetzung war35.

undenkbar geworden sind – auch weil Lehrer besser bezahlt werden als der wissenschaftliche 
Nachwuchs, von den sichereren Berufsperspektiven ganz zu schweigen.

34 Näheres dazu bei Marcel vom Lehn, Westdeutsche und italienische Historiker als Intellektu-
elle? Ihr Umgang mit Nationalsozialismus und Faschismus in den Massenmedien (1943/45–
1960), Göttingen 2012, Kap. I.

35 So wurde der erst fünfundzwanzigjährige Journalist (und spätere) Politiker Giovanni Spa-
dolini 1950 auf den ersten italienischen Lehrstuhl für Storia contemporanea an die Universität 
Florenz berufen.

Tab. 1: Bewerber für W2-Professur (Associato) 2012 und 2013: 425 bzw. 77 Kandidaten

a) Berufe u. Tätigkeiten

Kategorien 2012 2013

Ricercatori (Mittelbau) an Universitäten 169 39,1% 20 25,9%

Ricercatori an außeruniv. Institutionen - - 6 7,8%

Assegnisti (Drittmittelforscher) 32 7,5% 13 16,8%

Borsisti post-doc (Post-doc-Stipendiaten) 8 1,8% - -

Cultori della materia (unbezahlte Hilfskräfte) 16 3,6% 4 5,2%

an ausländischen Forschungsinstituten 
 Beschäftigte

30 7,0% 6 7,8%

(davon Marie Curie-Fellowships 5 1,2% 1 1,2%)

Professori a contratto (Lehrbeauftragte) 37 8,7% 10 12,9%

Bibliothekare, Archivare 8 1,8% 1 1,2%

Lehrer aller Schulstufen 52 12,2% 7 9,1%

Journalisten, Verlagsangestellte 12 2,8% 2 2,6%

Verwaltungs- u. andere Beamte, Sonstige 27 6,1% 4 5,2%

Freiberufler, Selbständige 9 2,1% - -

Militärs 3 0,7% - -

Pensionäre 1 0,2% 2 2,6%

ersichtlich Arbeitslose  
(z. T. mit begrenzten Forschungsaufträgen)

19 4,4% 2 2,6%

Jean Monnet-Prof., Prof. assoc. anderswo 2 0,4% - -

425 100% 77 100%
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Längst nicht alle dieser Bewerber haben auch nur die hohen quantitativen Vor-
gaben erfüllt, die meisten aber doch, und das hat viel mit der humanistischen 
Kulturtradition Italiens zu tun, zu der Schreiben und Publizieren mehr als anders-
wo gehört und die darum beides auch ausgesprochen intensiv fördert. Die ar-
beitslosen Historiker sind mit vier bzw. drei Prozent deutlich unterrepräsentiert; 
unter den Cultori, Lehrbeauftragten, Journalisten, ja möglicherweise etlichen 
Selbständigen verbergen sich mit Sicherheit weitere Arbeitslose. Fasst man die Be-
rufsgruppen zusammen, ergibt sich ein klareres, aber immer noch von Deutsch-
land sehr verschiedenes Bild, das außerdem 2013 nochmals anders aussieht als im 
Jahr zuvor: Der Anteil der direkt an der Universität Tätigen und der forschungs-
nahen Berufe nimmt zu, und das bedeutet nichts anderes, als dass das Personal-
tableau ein Stück weit bereinigt wurde, das Reservoir der forschungsfernen Be-
werber also erschöpft ist36. Ein Alarmzeichen ist allerdings der Rückgang der 
Ricercatori und die anteilsmäßige Verdoppelung der Stipendiaten.

Erwartungsgemäß ist das Feld der für ein Ordinariat in Frage Kommenden 
(Tab. 2) stärker professionalisiert. Freiberufler, Selbständige und Historiker in 
Uniform fehlen ganz und selbst bei den hier als forschungsnah eingruppierten 
Berufen geht der Anteil im Vergleich zur W2-Kategorie 2012 leicht bzw. im Jahr 
2013 auf null zurück. Der klassische Anwärter auf ein Ordinariat ist der als Associ-
ato tätige Professor, allerdings dicht gefolgt von den Ricercatori. Beide zusammen 
haben 2013 quasi das Monopol. Die Rückkehrwilligkeit der im Ausland Forschen-
den hält sich in Grenzen; die geringen Zahlen bestätigen das über die mangelnde 
Attraktivität des italienischen Wissenschaftssystems bereits Gesagte.

36 Falls die Abgewiesenen es 2014 oder 2015 nicht ein weiteres Mal versuchen; sie sind nur ein 
Jahr lang gesperrt.

b) nach Gruppen zusammengestellt

Kategorien 2012 2013

1.) Direkt an Universitäten Beschäftigte

in Stellung an Universitäten des In- u. Auslandes 199 46,5% 32 29,8%

im universitären Unterbau 56 13,1% 17 22,0%

mit Lehrauftrag 37 8,7% 10 12,9%

Jean Monnet-Prof., Prof. associato 2 0,4% - -

Zw.-Su. 294 69% 59 77%

2.) Forschungsnah

Bibliothekare, Archivare 8 1,8% 1 1,2%

Lehrer aller Schulstufen 52 12,2% 7 9,1%

Zw.-Su. 60 14% 8 10%

3.) Rest 71 17% 10 13%
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Deutsche und italienische Spezifika

Bevor nun die inhaltliche Seite betrachtet und kommentiert wird, empfiehlt sich 
ein kurzer Blick auf das, was einem Italiener an der deutschen Geschichtswissen-
schaft auffallen würde. Zunächst der unterschiedliche Umgang mit den Spezial-

Tab. 2: Bewerber für W3-Professur (Ordinario) 2012 und 2013: 116 bzw. 21 Kandidaten

a) Berufe u. Tätigkeiten

Kategorien 2012 2013

Prof. assoc. (W2-Professoren) 51 44,0% 9 42.8%

Prof. ord. an nichtstaatl. Univ. (W3-Professoren) 1 0,9% - -

Ricercatori (Mittelbau) 31 26,7% 7 33,3%

Ricercatori an außeruniv. Forschungsinstitutionen 3 2,6% 2 9,5%

Assegnisti (Drittmittelforscher) 2 1,7 1 4,7%

Prof. a contratto (Lehrbeauftragte) 5 4,3% - -

an ausländ. Unis od. Forschungsinst. Beschäftigte 4 3,4% 1 4,7%

Marie Curie-Fellowships 1 0,9% - -

Lehrer aller Schulstufen 6 5,2% - -

Archivare 1 0,9% - -

Journalisten 4 3,4% - -

Militärs 2 1,7% - -

Selbständige 2 1,7% - -

Sonstige 3 2,6% 1 4,7%

Su. 116 100% 21 100

b) nach Gruppen zusammengestellt

Kategorien 2012 2013

1.) Direkt an den Universitäten Beschäftigte

in Stellung an Universitäten des In- u. Auslandes 
u. an außeruniv. Forschungsinstituten

90 77,6% 20 95,2%

im universitären Unterbau 2 1,7% - -

mit Lehrauftrag 5 4,3% - -

Zw.-Su. 97 84% 20 95%

2.) Forschungsnah

Bibliothekare, Archivare 1 0,9% - -

Lehrer aller Schulstufen 6 5,2% - -

Zw.-Su. 7 6% - -

3.) Rest 12 10% 1 5%

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

364  Aufsätze

disziplinen. Zur Geschichtswissenschaft zählt, wie man an jedem deutschen Histo-
rikertag sehen kann37, wesent lich mehr als das, was an den Historischen Instituten 
mit ihren vornehmlich chronologisch defi nierten Professuren ablesbar ist, aber 
diese Institute wiederum befinden sich ganz überwiegend in den Philosophi-
schen Fakultäten oder deren Erben. In Italien gibt es dagegen Historische Diparti-
menti sowohl bei den Philosophischen als auch bei den vom Faschismus geschaf-
fenen Fakultäten für Politische Wissenschaften – letzteres erklärt die starke 
Stellung der politischen Geschichte –, gelegentlich auch bei denen fürs Lehramt, 
aber kaum außerhalb davon angesiedelte Subdisziplinen. Auffallen würde Italie-
nern ferner, dass die ihnen so wichtige Agrargeschichte nördlich der Alpen insti-
tutionell ein Schattendasein führt (und daher ganz überwiegend von Allgemein-
historikern „im Nebenamt“ betrieben wird), dass sich Technik- und Wis sen- 
schaftsgeschichte nach langem Schattendasein im Zeichen des cultural turn auf die 
allgemeine Geschichte zubewegen, aber in der Regel ebenso wenig Bestandteil 
Historischer Institute sind wie die Wirtschaftsgeschichte, vor allem aber dass die 
Landesgeschichte des 19. und 20. Jahrhunderts, von Bayern abgesehen, ein dürf-
tig ausgestatteter Randbereich ist, um den sich vorwiegend Archivare und Histo-
rische Kommissionen mit den dort reichlich vertretenen nicht-professionellen 
Historikern zu kümmern pflegen, während es eigene Lehrstühle für Kirchenge-
schichte an den in Italien seit langem abgeschafften Theologischen Fakultäten 
gibt.

Andererseits erlaubten die bis zur Bolognareform in der Bundesrepublik ver-
gleichsweise sehr locker gestalteten Curricula – vor wenigen Jahrzehnten noch 
galt dies als Inbegriff der auch von Studenten verteidigten „akademischen Frei-
heit“ –, vor allem aber die nur chronologisch definierten Professuren deren Inha-
bern im Grunde die Befassung mit allem und jedem, sofern es einen Bezug zur 
Vergangenheit hatte, und zwar in Forschung und Lehre. Das ist die Ursache für 
die, neuerdings womöglich bedrohte, große inhaltliche Breite dessen, was ein 
deutscher Geschichtsprofessor zu bearbeiten pflegt, wenn er nur will, und für die 
es außerhalb des deutschen Kulturraums kaum eine Entsprechung gibt. Dafür ist 
in Italien die Lehrbelastung deutlich geringer – schon quantitativ, vor allem aber 
qualitativ, denn die Curricula verlangen die jährliche Wiederholung der einmal 
beschlossenen Lehrveranstaltungen. Das kommt der literarischen Produktivität 
zugute, von der noch zu reden sein wird.

Noch etwas weiteres ist in Italien neuerdings völlig anders geregelt als in 
Deutschland. Der bereits erwähnte Bildungs- und Wissenschaftsminister Luigi 
Berlinguer, der von 1996 bis 2000, d. h. sowohl unter Romano Prodi als auch unter 
dessen Nachfolge Giuliano Amato im Amt blieb, strebte im Universitätsbereich 

37 Er hat in Italien übrigens keine Entsprechung, sowenig wie es einen Gesamtverband aller 
Historiker gibt. Es organisieren sich stets die Partikularinteressen: So gründete sich 1989 der 
Historikerinnenverband, die Società Italiana delle Storiche (SIS), 1990 folgte die Società Italiana 
per lo Studio della Storia Contemporanea (SISSCO), der Verband der Zeithistoriker, und seit 2011 
existiert eine Organisation der Zeithistoriker für den deutschen Kulturbereich, die Società 
Italiana per la Storia Contemporanea dell’Area di Lingua Tedesca (SISCALT).
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eine Reihe von Reformen an. Zu diesen zählten die fehlgeschlagene Reform des 
Ausschreibungs- und Besetzungsverfahrens sowie die 1998 zur Verbesserung der 
forschungsorientierten Promotionen eingerichteten Doktorandenschulen (Scuole 
di Dottorato), die dem amerikanischen Beispiel zu folgen versuchen. Seither er-
laubt das Gesetz keine Promotionen mehr außerhalb solcher Graduiertenkollegs, 
von denen es deshalb fast an jedem Dipartimento eine gibt. Zugelassen wird auf-
grund einer Ausschreibung, ein Teil der Zugelassenen erhält ein Stipendium, die 
anderen müssen dagegen Gebühren zahlen. Diese Graduiertenschulen haben 
natürlich alle ein Thema, das je nach Universität entweder sehr allgemein gehal-
ten oder vergleichsweise spezialistisch ausgerichtet ist, aber auch theoretisch 
höchst anspruchsvolle bzw. voraussetzungsreiche Rahmenbezeichnungen aufwei-
sen kann38. Im ersten Jahr wird auch unterrichtet und geprüft, während in den 
folgenden beiden Jahren die selbständige Forschung Priorität hat, denn länger 
als drei Jahre darf kein Promotionsverfahren dauern. Die Folgen für die Wissen-
schaft sind erheblich, denn die Möglichkeiten für individuelle Zugänge, origi-
nelle Forschungsansätze und unorthodoxe Fragestellungen schwinden mit dieser 
gesteuerten, auf Profilbildung, Effizienz und dementsprechend Kontrolle ausge-
richteten Nachwuchspflege. Auch in Deutschland geht dank reichlich fließender 
Drittmittel der Trend in diese Richtung, doch zum Glück für die Wissenschaft 
sind freie Promotionen in den Geistes- und Sozialwissenschaften – noch? – mög-
lich und so sorgt das Nebeneinander zwischen beiden Systemen an ein und der-
selben Universität und insgesamt für heilsamen Wettbewerb.

Zur akademischen Geschichtskultur gehören neben den Institutionen natür-
lich auch Rollenvorstellungen, Werthaltungen und epistemische Eigenheiten. 
Letztere unterscheiden sich beim vergleichenden Blick auf die wissenschaftliche 
Produktion im Nachbarland in mehr als einer Hinsicht deutlich. Drei die Neues-
te Geschichte kennzeichnende Unterschiede seien hier kurz genannt.

Zunächst der akademische Stellenwert der Theorie in Deutschland. Kosellecks 
berühmter Aufsatz über die Theoriebedürftigkeit der Historie39 findet in Italien 
kein Gegenstück. Auch wenn dieser Anspruch oft genug nicht eingelöst wird, 
kann seit drei oder vier Jahrzehnten kein deutscher Historiker ausdrücklich be-
haupten, es genüge, einfach pragmatisch draufloszuschreiben. Gerade der Nach-

38 Beispiele für die erste Variante sind Scienze storiche in Alessandria oder Storia contemporanea 
in Roma Tre oder gar Scienze giuridiche, storiche e sociali (Rechts-, Geschichts- und Sozialwis-
senschaften) in Siena, für die zweite dagegen Titel wie Ceti dirigenti e potere pubblico nella storia 
d’Italia contemporanea (Politische Eliten und Staat im zeitgenössischen Italien) in Roma-La 
Sapienza oder Storia dei partiti e dei movimenti politici nell’Europa del XIX e XX secolo (Geschichte 
der Parteien und der politischen Bewegungen im Europa des 19. und 20. Jahrhunderts) in 
Bologna, während die dritte Variante Themen aufweist wie Teoria e storia della modernizzazione e 
del cambiamento sociale in età contemporanea (Theorie und Geschichte der Modernisierung und 
des sozialen Wandels in der modernen Gesellschaft) in Siena oder Crisi e trasformazione della 
società contemporanea (Krise und Wandel der modernen Gesellschaft) in Turin bzw. Pensiero 
politico e istituzioni nelle società mediterranee (Politisches Denken und Institutionen in den süd-
europäischen Gesellschaften) in Catania.

39 Vgl. Reinhart Koselleck, Über die Theoriebedürftigkeit der Geschichtswissenschaft (1972), 
jetzt in: Ders., Zeitschichten. Studien zur Historik, Frankfurt a. M. 2000, S. 298–316.
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wuchs sieht sich heute mehr denn je dazu genötigt, theoretische Begründungen 
für Themenwahl und Forschungsdesign zu liefern. In Italien ist das eher selten 
der Fall.

Damit in engem Zusammenhang steht zweitens die Vorbildfunktion der angel-
sächsischen Geschichtswissenschaft; sie ist in Deutschland längst auch institutio-
nell abgesichert. Sämtliche in USA entstandenen turns finden hierzulande Beach-
tung und Nachahmer – ob immer berechtigt, ist eine andere Frage –, während das 
für die italienische (Geschichts-) Wissenschaft traditionell verbindliche Frank-
reich zwar dem Nachwuchs oftmals Gastrecht gewährt – zahlreiche Kandidaten 
besitzen französische Graduierungen bis hin zum Maître de conférences − aber gera-
de in der Zeitgeschichte methodisch und thematisch kaum Anregungen bietet 40. 
Die Folge ist in Deutschland eine bisweilen geradezu zwanghaften Charakter an-
nehmende „Dynamik der Wenden“41, der in Italien eine auffallende Statik gegen-
übersteht, die im Vorwalten sachlich erzählter politischer Geschichte ihren Aus-
druck findet.

Drittens schließlich die nach der Wiedervereinigung in Gang gekommene bzw. 
von ihr herausgeforderte Diskussion über Leitfragen und Grundorientierung des 
Teilfaches Zeitgeschichte. Dabei hat sich Hockerts‘ Vorschlag, Zeitgeschichte als 
Vorgeschichte gegenwärtiger Problemlagen zu betreiben42, als besonders stimu-
lierend erwiesen. Dadurch sind Themen wie Wertewandel, Ordnungsmuster oder 
Migration ins Blickfeld der Historiker geraten, sie erzwingen geradezu eine ge-
genwartsnahe, sich mit anderen gegenwartsorientierten Disziplinen kritisch aus-
tauschende Zeitgeschichte. Sie ist das krasse Gegenteil der in Italien ganz über-
wiegend betriebenen Art der Neuesten Geschichte, die auf die Jahre zwischen 
1943/45 und 1970 konzentriert bleibt, Parteien, politische Strömungen und Po-
litiker in den Mittelpunkt stellt43 und kaum einmal zur Vorgeschichte der das 
Land seit drei Jahrzehnten niederdrückenden Krisen wird. Vor allem dem Nach-
wuchs scheint das viel zu gefährlich zu sein, obwohl sich die politisch-kulturellen 
Spaltungen zwischen links und rechts deutlich abgeschwächt haben. Fehlanzeige 
aus denselben Gründen auch bei der Historiografiegeschichte, stattdessen hagio-
grafisch angelegte Historikerbiografien. Intellektuelle und methodische Neugier, 
verbunden mit Mut und vielleicht sogar Freude an der Provokation ist ganz gewiss 

40 Manches davon führt Rainer Hudemann auf die Übermacht der Annales-Schule zurück; vgl. 
ders., Histoire du Temps présent in Frankreich. Zwischen nationalen Problemstellungen 
und internationaler Öffnung, in: Nützenadel/Schieder (Hrsg.), Zeitgeschichte als Problem, 
S. 175–200, hier S. 187.

41 Ebenso ironisch wie kenntnisreich dazu Christoph Conrad, Die Dynamik der Wenden. Von 
der neuen Sozialgeschichte zum cultural turn, in: Jürgen Osterhammel/Dieter Langewie-
sche/Paul Nolte (Hrsg.), Wege der Gesellschaftsgeschichte, Göttingen 2006, S. 133–160.

42 Vgl. Hans Günter Hockerts, Zeitgeschichte in Deutschland. Begriff, Methoden, Themenfel-
der, in: Historisches Jahrbuch 111 (1993), S. 98–127.

43 Dass der Fall Moro mit großem Abstand an der Spitze steht, verdeutlicht einerseits den eben-
so traumatischen wie enigmatischen Charakter dieses Ereignisses, andererseits die selbstge-
setzten Grenzen historisch-politischer Reflexion, denn der Untergang der sogenannten Ers-
ten Republik im Zuge einer Welle von Korruptions- und Parteispendenaffären ist kaum der 
Ermordung Moros anzulasten.
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nicht die Regel bundesdeutscher Geschichtswissenschaft und wohl deshalb hat 
der Historikerverband 2008 eine Dissertation über männliche Prostitution ausge-
zeichnet44. Ein auch nur von Ferne vergleichbares Buch hat der A.S.N.-Kommissi-
on nicht vorgelegen.

Inhaltliche Schwerpunkte

Was sind die wesentlichen Themenfelder45? In chronologischer Reihenfolge steht 
die Französische Zeit am Anfang. Das ist kein Zufall, denn im Zuge der Befreiung 
der Geschichtswissenschaft von nationalen Stereotypien wird in ihr der entschei-
dende Schritt für die Ausprägung eines nationalen Bewusstseins gesehen. Umso 
mehr verwundert, dass ihr kaum ein Beitrag gewidmet ist. Auch Napoleon findet 
so gut wie keinen Autor, und selbst das Risorgimento, obgleich dank Bantis bahn-
brechender Umdeutung im Zeichen des cultural turn aus seiner bisher verteidig-
ten Sonderrolle zugunsten internationaler Vergleichbarkeit herausgelöst46, ist, 
mit wenigen Ausnahmen47, aus dem Gesichtsfeld des Nachwuchses verschwun-
den; am ehesten gerät noch die modisch gewordene Erinnerungsgeschichte in 
den Blick. Das ist in Deutschland nicht viel anders. Die Gründung des National-
staats stößt auch hier bei den Jüngeren kaum noch auf Interesse. Außer in Über-
blicksgeschichten findet das 19. Jahrhundert auf der Ebene des Gesamtstaates 
beim italienischen Nachwuchs so gut wie nicht mehr statt. Erst die Krise der Jahr-
hundertwende und dann die Umbrüche in der Zeit des bedeutenden Reformpo-
litikers Giolitti finden eine gewisse Aufmerksamkeit. Gleiches gilt für den Ersten 
Weltkrieg, dessen Bearbeiter an einer Hand abzuzählen sind und die sich häufig 
erfahrungsgeschichtlichen Gegenständen – Feldpostbriefe – widmen.

Der eine der beiden Schwerpunkte zeitgeschichtlicher Forschung ist erwar-
tungsgemäß der Faschismus. Zwölf Prozent der Autoren widmen ihm Bücher mit 
diesem Stichwort im Titel; eine erheblich größere Zahl behandelt vornehmlich 
ein anderes Thema, das sich aber (auch) auf den Faschismus erstreckt. Detailun-
tersuchungen zur Machtergreifung, zur Steuerung der öffentlichen Meinung, vor 
allem aber zur Repression, hier am Rande auch zur deutsch-italienischen Zusam-
menarbeit, und natürlich zum lange Jahre stark überhöhten Gründungsmythos 

44 Vgl. Martin Lücke, Männlichkeit in Unordnung. Homosexualität und männliche Prostituti-
on in Kaiserreich und Weimarer Republik, Frankfurt a. M./New York 2008.

45 Es ist natürlich völlig ausgeschlossen, die Produktion der 631 Kandidaten maßstäblich abzu-
bilden. Ich habe deshalb von beiden Jahrgängen und beiden Bewerbergruppen eine reprä-
sentative Auswahl – 10 % bei gleicher Verteilung hinsichtlich Zulassung und Versagung wie 
bei der gesamten Kohorte – zusammengestellt, greife allerdings in Einzelfällen auf andere 
Personen zurück.

46 Vgl. Alberto M. Banti, La nazione del Risorgimento. Parentela, santità e onore dell’Italia uni-
ta, Turin 2000.

47 Hierzu zählen vor allem die Beiträge von Arianna Arisi Rota; vgl. dies. u. a. (Hrsg.), Patrioti 
si diventa. Luoghi e linguaggi di pedagogia patriottica nell’Italia unita, Mailand 2009, sowie 
dies., Discovering Politics: Action and Recollection in the First Mazzinian Generation, in: 
Silvana Patriarca/Lucy Riall (Hrsg.), The Risorgimento Revisited. Nationalism and Culture 
in Nineteenth-Century Italy, Basingstoke 2012, S. 77–96.
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der Republik, dem Widerstand – in Italien unter zwei unterschiedlichen Stichwor-
ten, Resistenza und Antifascismo, abgehandelt, – sind die häufigsten Gegenstände. 
Der verbrecherische Charakter von Mussolinis Herrschaft hat weithin und im Ge-
gensatz zur Meinung der Mehrheit der Italiener die Legende von den „Italiani 
brava gente“ abgelöst. Insoweit hat sich der Nachwuchs auch von den Verharmlo-
sungen Renzo De Felices freigemacht, unterliegt aber umso mehr dem Einfluss 
der geistesgeschichtlichen Interpretation seines Schülers Gentile48. Die Repubblica 
Sociale Italiana und der Faschismus nach 1945 zählen nach wie vor zu den Ausnah-
men. Ergänzend zu Thomas Schlemmers bahnbrechender Darstellung49 wurden 
hier auch zwei Beiträge zu den italienischen Kriegsgefangenen in der Sowjetuni-
on vorgelegt.

Ganz anderer Natur und dementsprechend auffällig sind einige Beiträge über 
den Rassismus. Sie räumen zum einen mit Blick auf Telesio Interlandi und Julius 
Evola und deren Ziel der definitiven rassischen Aufwertung Italiens hoffentlich 
endgültig die exkulpatorischen Darstellungen De Felices und Dennis Mack 
Smiths beiseite, zum anderen schließt die Geschichte der Suche nach dem „Neu-
en Menschen“ von Lombroso bis 1943 die Lücke zur Lage in anderen Ländern 
und dokumentiert die eugenische Diskussion, die ein Modernitätsentwurf war, 
der dank des in Italien großen Einflusses der Kirche jedoch weit weniger radikal 
ausfiel als selbst in anderen katholischen Ländern50. Die in Italien sowieso eher 
selten anzutreffende Scheu, den Faschismus mit Moderne in Beziehung zu brin-
gen51, wird hier endlich einmal auf das nötige theoretisch reflektierte Niveau ge-
bracht; das gilt auch für ein anderes Buch über die wohlfahrtspolitischen Innova-
tionen – und ihre Grenzen – am Beispiel der Fürsorgeorganisation in Turin52.

Der andere der beiden Schwerpunkte ist die italienische Nachkriegsgeschich-
te. Im Sample sind es alles in allem dreißig bis vierzig Prozent der Titel. Es über-
wiegen, wie bereits gesagt, Beiträge zu Parteien und Führungspersönlichkeiten 
gegenüber Institutionen und Prozessen, erweitert um Themen wie Jugendprotest 
und natürlich den Italien mehr als jedes andere westliche Land heimsuchenden 
Terror. Sicher, es finden sich auch Titel zur nationalen Identität, zu Symbolen des 
Wirtschaftswunders wie etwa der Vespa, zur Verkehrs- und insbesondere zur Stadt-

48 Ausgehend von Emilio Gentile, Il culto del littorio. La sacralizzazione della politica nell’Italia 
fascista, Rom/Bari 1993.

49 Vgl. Thomas Schlemmer, Die Italiener an der Ostfront 1942/43. Dokumente zu Mussolinis 
Krieg gegen die Sowjetunion, München 2005.

50 Vgl. Francesco Cassata, “La Difesa della razza”. Politica, ideologia e immagine del razzismo 
fascista, Turin 2008; ders., Building the New Man. Eugenics, Racial Science and Genetics in 
Italy, 1912–1975, Budapest/New York 2011. Cassata schrieb auch Studien zu Corrado Gini 
und Julius Evola und ein aufschlussreiches Buch, wie in Italien Kommunisten und andere 
mit dem „Fall Lysenko“ umgegangen sind; vgl. Francesco Cassata, Il fascismo razionale. Cor-
rado Gini fra scienza e politica, Rom 2006; ders., A destra del fascismo. Profilo politico di 
Julius Evola, Turin 2003, und ders., Le due scienze. Il „caso Lysenko“ in Italia, Turin 2008.

51 Verwiesen sei auf die klassisch gewordene Verblüffung des englischen Marxisten Tim Mason, 
Italy and Modernization. A Montage, in: History Workshop, Bd. 25 (1988), H. 1, S. 127–147.

52 Vgl. Silvia Daniela Inaudi, A tutti indistintamente. L’Ente Opere Assistenziali nel periodo 
fascista, Bologna 2008.
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geschichte, aber von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen enden die Untersu-
chungen in den 1970er Jahren53. Das hat bei einer so sehr der politischen Ge-
schichte verpflichteten Disziplin natürlich auch mit dem Umstand zu tun, dass 
namentlich staatliche Akten selbst für dieses Jahrzehnt noch so gut wie überhaupt 
nicht der Forschung zur Verfügung stehen. Aber Zeitgeschichte als Vorgeschichte 
der Gegenwart bedarf erst in zweiter Linie staatlicher Akten. In erster Linie liefert 
sie Bausteine zur Orientierung im Hier und Heute, und da geht es auch in Italien 
um anderes als um untergegangene Parteien und seit langem verstorbene Politi-
ker. Der die letzten drei Jahrzehnte kennzeichnende Niedergang Italiens auf so 
vielen Gebieten, das Ende der sogenannten Ersten Republik, der Übergang vom 
Auswanderungs- zum Einwanderungsland und gar überhaupt die Ankunft Italiens 
in der postkolonialen Welt – vom geschichtswissenschaftlichen Nachwuchs, je-
denfalls dieser beiden Jahrgänge, erfährt man hierzu so gut wie nichts. Das Phä-
nomen Berlusconi zu analysieren, bleibt Ordinarien wie Paul Ginsborg überlas-
sen54, wie überhaupt auch nur der historische Blick auf Zeitdiagnosen und davon 
abgeleitete Rekonstruktionsversuche des Politischen vollkommen fehlen. Selbst 
Bücher zur Analyse intellektueller Selbstverständigung nach Krieg und Zusam-
menbruch, also lange vor der durch archivalische Sperrfristen und anderes gezo-
genen Grenze, sucht man vergebens55.

Unter den sonstigen Themen ragen, von der stark verbreiteten Lokal- und Re-
gionalgeschichte abgesehen, auf die noch näher eingegangen wird, Frauen- bzw. 
Gendergeschichte56, Kirchen- und Religionsgeschichte im weitesten Sinne und 
erwartungsgemäß Auswanderungsgeschichte zahlenmäßig hervor. Auswande-
rungsgeschichte zählt bekanntlich seit langem zu den Klassikern. Sie leistet einen 
Beitrag zum nationalen Selbstverständnis und ist demgemäß sehr gut und natür-
lich nicht nur im Inland organisiert, kann fallweise auf politische und daher fi-
nanzielle Unterstützung hoffen und verfügt über zahlreiche Institute sehr unter-
schiedlicher Qualität und einige Spezialzeitschriften57. Ein allerdings keineswegs 

53 Überblicksdarstellungen reichen natürlich weiter, beruhen aber nicht auf eigener Forschung 
und spielen deshalb für die hier vorgenommene Bewertung keine Rolle.

54 Als Beispiel vgl. Paul Ginsborg, Berlusconi. Politisches Modell der Zukunft oder italienischer 
Sonderweg?, Berlin 2005; ital. Ausgabe 2003.

55 Gemeint sind Dissertationen wie Dirk van Laak, Gespräche in der Sicherheit des Schweigens. 
Carl Schmitt in der politischen Geistesgeschichte der frühen Bundesrepublik, Berlin 1993, 
und Jens Hacke, Philosophie der Bürgerlichkeit. Die liberalkonservative Begründung der 
Bundesrepublik, Göttingen 2006.

56 Im Falle der Gendergeschichte zählen zu diesen neben der bereits genannten Silvia Inaudi 
auch Silvia Salvatici mit ihrem bemerkenswerten Buch Contadine dell‘Italia fascista. Presen-
ze, ruoli, immagini, Turin 1999, und Patrizia Guarnieris Beiträge zu Verbrechen an Frauen 
und Kindern im 19. und 20. Jahrhundert. Unter ihren neueren Aufsätzen seien genannt: 
L’incesto scandaloso: legge e mentalità nell’Italia unita, in: Passato e Presente 58 (2003), 
S. 45–68, und Un piccolo essere perverso. Il bambino nella cultura scientifica italiana fra Otto 
e Novecento, in: Contemporanea 9 (2006), S. 253–284, sowie nicht zuletzt: Men committing 
female crime: Infanticide, family and honor in Italy 1890–1981, in: Crime, Histoire & So-
ciétés 13 (2009), H. 2, S. 41–54.

57 Vgl. die 1989 gegründete, mit Peer Review arbeitende Zeitschrift: Altreitalie. Rivista internazio-
nale di studi sulle migrazioni italiane nel mondo.
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auf Italien beschränktes Problem besteht darin, dass solche Themen vielfach von 
„Betroffenen“ bearbeitet werden. Das bekommt diesen Subdisziplinen nicht im-
mer gut, weil identitäre Motive unweigerlich in die wissenschaftliche Arbeit ein-
gebunden sind und nur in Ausnahmefällen mitreflektiert werden.

Zulassungsbedingungen und akademischer Habitus

Die Vorschriften für Bewerbungen auf Professuren sehen in Deutschland Zeug-
nisse vor – für Promotion und Habilitation bzw. als gleichwertig anerkannte wis-
senschaftliche Leistungen –, und streng genommen kommen erst in zweiter Linie 
Monografien, im weiteren dann auch andere Publikationen ins Spiel, neuerdings 
auch Angaben zur Lehre und Einwerbung von Drittmitteln. In Italien ist dies für 
die Abilitazione Nazionale Scientifica nicht möglich, weil das Dottorato di ricerca, wie 
erinnerlich, erst seit 1980 vergeben wird und also ältere Bewerber ausschlösse, 
und das Habilitationszeugnis ja überhaupt Gegenstand des Verfahrens ist. Also 
behilft man sich anders. Die vom Ministerium verordneten Bedingungen sind da-
rum quantitativer Art. Sie nennen, wie bereits erwähnt, eine Mindestzahl von Bü-
chern und Aufsätzen neueren Datums, unterschieden nach dem Typ der ange-
strebten Professur. Um nun aber die Jüngeren nicht gegenüber den (Dienst-)
Älteren zu benachteiligen, hat man die età accademica eingeführt, d. h. einen Indi-
kator, der die Produktion ins Verhältnis zur verflossenen Zeit setzt. Spätestens hier 
kommt die wissenschaftliche Produktivität ins Spiel, aber bezeichnenderweise in 
einer für Evaluationen geeigneten Form, also quantifizierbar, mit der unvermeid-
lichen Folge, dass die Logik wissenschaftlichen Produzierens ignoriert, oft gera-
dezu konterkariert wird58. Normalizzazione, Standardisierung, lautet das Gebot 
(nicht nur in Italien) und so enthält die Datenbank der Bewerberunterlagen 
gleich noch für jede Person drei anhand der insgesamt eingereichten Publikati-
onen errechnete Maßzahlen, Mediane genannt, die für die Bewertung eine Rolle 
spielen sollen. Diese Mediane nennen für Bewerber für den Professore associato 
1,71 Monografien und 11,5 unselbständige Schriften, jedoch null Beiträge in Or-
ganen mit Peer Review, für den Ordinario dagegen 2 bzw. 16 und ebenfalls null. Die 
Kommission war einerseits berechtigt, aus qualitativen Gründen Ausnahmen von 
diesen standardisierten Vorgaben zu machen, und machte davon auch Gebrauch, 
konnte andererseits aber gar nicht anders, als die quantitativen Maßstäbe zu ver-
schärfen59. So kamen unvermeidlicherweise und ohne weitere Begründung, weil 

58 Die entsprechenden Blogs sind voll von Klagen und absurder Modellberechnungen. Statt 
vieler Beispiele http://www.roars.it/online/la-normalizzazione-per-eta-accademica-secon-
do-anvur-ovvero-summum-jus-summa-iniuria/ [13. 4. 2015].

59 Für Associati zwei Monografien zu unterschiedlichen Themen oder eine Monografie von be-
sonderem Wert plus mindestens vier unselbständige Arbeiten zu anderen Themen, davon 
wenigstens zwei in Organen mit Peer Review. Für Ordinari neben drei Monografien eine Edi-
tion – in Italien in der Regel Textausgaben, keine kritischen Editionen − oder eine größere 
Anzahl unselbständiger Arbeiten zu anderen Themen, davon ebenfalls zwei in Organen mit 
Peer Review. Der Nachfolgekommission steht es natürlich frei, das zu ändern, aber freihändi-
ger Umgang mit Kriterien ist auch in deutschen Kommissionen üblich.
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tief im kulturellen Unterbewusstsein verankert, landesspezifische Einstellungen 
zum Thema „Produktivität“ zur Geltung. Das anderswo verlangte sogenannte 
zweite Buch genügt italienischen Vorstellungen über Qualität offensichtlich 
nicht, es muss schon „etwas mehr sein“. Dass das die Bewerber nicht in Schwierig-
keiten brachte, gehört zum akademischen Habitus. Die Produktivität der italie-
nischen Historiker und Historikerinnen ist im Allgemeinen höher als bei den 
deutschen; Vierzigjährige haben oft schon vier Bücher vorgelegt und das, obwohl 
das Dottorato di ricerca zumeist erst nach dem 30. Lebensjahr abgelegt wird60. Dass 
man schon vorher Monografien bei Verlagen unterbringt, ist aber keine Selten-
heit61. Und: Dicke Bücher gelten mehr als schmale.

Die hohe Produktivität hat viele Ursachen. Reden und Schreiben gehören, wie 
bereits festgestellt, zum Traditionsbestand der italienischen Kultur. Zu ihr gehört 
auch, dass die Freude am Erzählen sich sehr oft direkt in Aufsätzen oder Büchern 
niederschlägt. Analytisch angelegte Beiträge sind ausgesprochen selten, theore-
tische Überlegungen ebenso, ja selbst der Stand der Forschung wird nur in Aus-
nahmefällen referiert. Bücher verfügen kaum einmal über Literaturverzeichnisse, 
was die Überprüfung des herangezogenen Materials erschwert; auch die detail-
lierte Aufführung der ungedruckten Quellen ist nicht die Regel. Dagegen fehlt 
kaum einmal ein Namensregister; dank seiner können Freunde, Helfer und Patro-
ne mit einem Blick feststellen, wie oft sie zitiert worden sind. Nur die Hälfte der 
Bewerber nannte jedoch Beiträge in Zeitschriften mit anonymem Begutachtungs-
verfahren62. Das kann nur den Grund haben, dass solche objektivierten Wettbe-
werbsverfahren vielen nicht zusagen und im Alltag auch keine Vorteile verspre-
chen. Viele Zeitschriften sind noch immer, wie im 19. Jahrhundert ganz allgemein, 
Treffpunkt von Freunden und Gesinnungsgenossen, und so versteht man sich, 
wie gelegentlich in den Lebensläufen geschrieben wird, als fester Mitarbeiter 
eines Periodikums, in dem man regelmäßig publiziert. Nicht wenige dieser Perio-
dika stehen außerhalb der wissenschaftlichen, offenbar aber nicht außerhalb der 
akademischen Welt (wie ein Blick auf die stets umfangreichen Herausgeberlisten 
lehrt), weshalb die dort gedruckten Beiträge ebenso selbstverständlich aufge-
führt werden wie die in Passato e Presente oder in den Studi storici, zwei der führen-
den Zeitschriften.

Hier wird eine Wertordnung sichtbar, die sich von der deutschen erheblich 
unterscheidet. Sie beschränkt sich nicht auf Universität und Wissenschaft, son-

60 Patrizia Guarnieri, eine ausgesprochen tüchtige Historikerin, Jahrgang 1954, hat zwischen 
1978 und 2013 nicht weniger als 130 Aufsätze und 14 Bücher verfasst. Damit liegt sie unter 
den Kandidaten zwar weit vorne, ist aber keineswegs die große Ausnahme. Näheres unter 
http://www.unifi.it/p-doc2–2013-200049-G-3f2a3d323a2d2d.html [9. 1. 2015].

61 Giovanni Sbordone, Jahrgang 1972, seit 2010 Dottore di ricerca, hatte bis dahin aber schon vier 
Bücher veröffentlicht, von Aufsätzen nicht zu reden. Mehr zu ihm bei Wikipedia, http://
it.wikipedia.org/wiki/Giovanni_Sbordone [20. 10. 2014].

62 Im Sample 23 von 54 Anwärtern auf eine Associato-Professur und 8 von 15 Anwärtern für ein 
Ordinariat. Es gibt allerdings nur ganz wenige historische Zeitschriften, die extern begutach-
ten lassen, eine Erhebung 2003 förderte nur zwei zutage; vgl. Cavazza, Die Neueste Geschich-
te, S. 108, Anm. 74.
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dern ist Reflex italienischer Lebensbedingungen schlechthin. In einem Staat, der 
trotz aller Modernität es nach 150 Jahren noch immer nicht geschafft hat, seinen 
Bürgern annehmbare Lebensbedingungen, vor allem Daseinsvorsorge zu garan-
tieren, sind persönliche Beziehungen überlebenswichtig. Anonymität ist schäd-
lich, Vertrauen in regelgemäße Verfahren nur zu oft weltfremd. Auch in der Wis-
senschaft knüpft man daher möglichst früh möglichst feste Beziehungen, die 
Grenze zwischen beruflichen Kontakten und Klientelismus bleibt oft undeutlich. 
Man sieht das an vielen Dingen. So gut wie jedes Buch hat Vorwort oder Einlei-
tung oder beides, verfasst durch Dritte; Dissertationen ohne Vorwort des Doktor-
vaters sind die ganz große Ausnahme und lassen auf Konflikte schließen. In sol-
chen Texten bildet sich ein Teil des Netzwerks ab, in dem der Autor lebt.

Das gibt es natürlich auch anderswo. Landestypisch ist aber nicht nur die Häu-
figkeit, sondern auch der Umstand, dass fast jedes Buch in einer Reihe erscheint, 
was wiederum den Blick auf weitere Netzwerke freigibt, die ihrerseits den Zugang 
zu Druckkostenzuschüssen ermöglichen. Denn nur sehr selten tritt das Ministeri-
um für Wissenschaft und Forschung oder der Consiglio Nazionale di Ricerca63 dabei 
in Erscheinung. Umso mehr beteiligen sich Dipartimenti, Institute, ja selbst Gleich-
stellungsbeauftragte, Forschungseinrichtungen, Stiftungen, Gewerkschaften, 
Verbände, Kooperativen und Banken (gesetzlich verpflichtet), vor allem aber 
Städte, Provinzen und Regionen an der Finanzierung, und das bedeutet wiede-
rum, dass Kontakte zu diesen Geldgebern unverzichtbar sind. Bedingungen wie 
diese fördern unvermeidlicherweise die lebensweltlich ohnedies schon große 
Neigung zum Lokalismus, und so repräsentieren schätzungsweise zehn Prozent 
der Kandidaten biografisch, beruflich und wissenschaftlich einen lupenreinen 
Lokalismus. Der Gedanke, dass dadurch die Qualität leiden könnte, ist aus ihrer 
Sicht weltfremd oder jedenfalls irrelevant, denn die enge Vernetzung im Lokalen 
garantiert das Überleben besser, als wenn man sich dem nationalen Wettbewerb 
aussetzte.

Die Zahl der Preise in Italien beträgt ein Vielfaches von Deutschland, so dass 
wohl die Hälfte aller Kandidaten mindestens einen Preis bekommen hat. Nicht 
alle sind dotiert, aber etliche doch so hoch, dass man davon den Druck eines 
Buches finanzieren kann. Es gibt deshalb Verlage, die formell eine Zweignieder-
lassung an Orten errichten, deren reich ausgestatteter Preis verlangt, dass er an 
Ort und Stelle investiert wird64. Nicht wenige Preise stellen den naheliegenden 
Kurzschluss zwischen Thema und Ehrung her, so dass die Frage naheliegt, ob der 
solchermaßen gewürdigte Beitrag wirklich absichtslos, allein an der Sache orien-
tiert, entstanden ist. Jedenfalls: Wer über Nilde Iotti, die Mitarbeiterin und Weg-
begleiterin von Palmiro Togliatti, dem langjährigen Generalsekretär der PCI, 

63 Der C.N.R. ähnelt als Behörde mit eigenen Forschungsprojekten der Max Planck-Gesellschaft 
und ist wie diese erst seit vergleichsweise kurzer Zeit auch in den Geisteswissenschaften en-
gagiert. Hinsichtlich Organisationshoheit, Budget, Selbstverständnis und internationalem 
Prestige liegen zwischen beiden jedoch Welten.

64 Etwa Donzelli, Rom. Der Verlag hat Meridiana Libri in Catanzaro gegründet, weil der gut 
dotierte Premio letterario Città di Catanzaro verlangt, dass das Preisgeld dort ausgegeben wird.
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 arbeitet, erhält wohl unweigerlich den Premio Nilde Iotti per la storia contemporanea, 
wer über einen der Brüder Rosselli schreibt, bekommt höchstwahrscheinlich den 
Preis der an sie erinnernden Florentiner Fondazione Fratelli Rosselli.

Ein Großteil der Preise bedient den Lokalismus65, und zwar selbst dann, wenn 
sie sich als „national“ ausgeben. So hat ein aus Senigallia (Provinz Ancona) stam-
mender Ricercatore, der fast ausschließlich zu den politischen Eliten der Marken 
forscht, 1999 den Premio Nazionale di Cultura „Frontino Montefeltro“ bekommen, 
über den die im Hinterland der Marken gelegene winzige Berggemeinde Fronti-
no im Internet stolz verkündet: „Der Nationale Kulturpreis Frontino-Montefeltro 
hat seit langem die Grenzen des früheren Herzogtums von Federico da Montefel-
tro und die der Region überschritten und erreicht mit vollem Recht den Rang ei-
ner Auszeichnung von nationaler Bedeutung, dies auch dank der hochrangigen 
Jury, die von Ihrer Magnifizenz, dem Rektor der Universität Urbino, angeführt 
wird.“66 Und eine aus Pisa stammende Sozialhistorikerin, die an der dortigen Uni-
versität seit 1980 Ricercatrice ist, bekam für den von ihr 2008 herausgegebenen 
Sammelband über die einst in Pisa ansässige „Fabbrica di Boccadarno“ 2009 den 
Premio nazionale di narrativa e saggistica “Il delfino“ verliehen, den der Tourismusver-
ein „Pro Loco del Litorale Pisano“ betreut und im Rahmen seines Sommerpro-
gramms alljährlich vergibt.

Natürlich bedienen nicht alle Regionalgeschichten den Lokalismus, aber der 
Grad der Selbstreferenzialität ist in diesem Genre traditionell hoch. Angesichts 
der seit Jahrzehnten herrschenden Krise des italienischen Zentralstaats liegt die 
Bereitschaft zur Bedienung des Lokalismus besonders nahe und so kann man fast 
von einem Boom lokalistischer Forschung sprechen, namentlich im Mezzogiorno. 
Selbstreferenzialität ist aber auch auf anderen Gebieten zu beobachten. Arbeiter-, 
Gewerkschafts- und Geschichte linker Parteien gehörte lange Zeit dazu, in beiden 
Ländern, ist aber selbst in Italien inzwischen vom Aussterben bedroht. Die Orga-
nisationen der christlichen Demokratie haben dagegen den Zusammenbruch der 
Democrazia Cristiana gut überstanden, so dass wohl zwei Dutzend Kandidaten sich 
mehr oder weniger vollständig deren Geschichte widmen und dafür von ihr ali-
mentiert werden. Auch im Falle der Beiträge zum Katholizismus ist die Spannwei-
te groß. Neben gelungenen Arbeiten zur Kirchen-, Ordens-, Missions- und Religi-
onsgeschichte des In- und Auslandes gibt es nicht wenige durchaus problema-
tische, die von in kirchlichen Diensten stehenden Historikern stammen, die sich 
erkennbar den Fragen moderner Zeitgeschichtsforschung verweigern, sondern 

65 Im Prinzip ist das bei der deutschen Landesgeschichte ähnlich; auch dort werden bemer-
kenswert viele Preise vergeben, natürlich nur an Arbeiten aus den eigenen Reihen. Nur ge-
nießt, wie bereits bemerkt, die Landesgeschichte des 19. und vor allem des 20. Jahrhunderts 
in Deutschland nicht entfernt das Ansehen wie in Italien.

66 „Il Premio Nazionale di Cultura Frontino Montefeltro ha superato da tempo i confini 
dell’antico Ducato dei Federico da Montefeltro e quelli della Regione, per assurgere a pie-
no merito come uno degli appuntamenti culturali di rilevanza nazionale per merito anche 
dell’illustre Giuria, presieduta dal Magnifico Rettore dell’Università degli Studi di Urbino 
Carlo Bo“, http://www.frontinomontefeltro.it/eventi/premio-nazionale-di-cultura-2011 
[13. 6. 2014]. Preisträger war Marco Severini.
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als Fromme für Fromme produzieren, um es abgekürzt zu formulieren. Ein in 
Apulien beheimateter, mit zwei Dottorati di ricerca (an der Cattolica in Mailand und 
der Gregoriana in Rom, zwei hochrenommierten kirchlichen Universitäten) verse-
hener Dozent für Kirchengeschichte an Instituten der Kirchlichen Hochschule 
im apulischen Foggia forscht vorzugsweise über die Kirche und kirchliches Perso-
nal in Apulien67 und publiziert dann auch in den dort erscheinenden Zeitschrif-
ten Quis ut Deus oder Studi su padre Pio. Das ist nicht verwerflich. Aber so etwas al-
len Ernstes als Belegstücke wissenschaftlicher Exzellenz zu präsentieren, lässt eine 
Wertordnung erkennen, die weit von den hergebrachten Standards abweicht.

Ein ähnliches Bild vermittelt ein Kandidat, der ebenfalls an der Cattolica pro-
moviert hat, freilich mit einer deutlich seriöseren Arbeit, und nun seit Jahren in 
Brescia über den jungen Montini, den nachmaligen Papst Paul VI., forscht und 
praktisch alle 29 Zeitschriftenaufsätze in dem von ihm mitherausgegebenen Bre-
scianer Lokalblättchen C&D: Città e dintorni und im Notiziario – Istituto Paolo VI un-
tergebracht hat; sie umfassen jeweils nur wenige Seiten. Außerdem ediert er die 
Reden und Schriften Montinis als Mailänder Erzbischof, seinen Briefwechsel mit 
Maritain und eine seiner Enzykliken. Gäbe es in Italien Theologische Fakultäten 
mit kirchengeschichtlichen Lehrstühlen, müsste sich dieser Kandidat nicht bei 
den Zeithistorikern einordnen. Die geringe organisatorische Ausdifferenzierung 
der italienischen Geschichtswissenschaft schafft das Problem, dass die anderen 
Logiken folgenden und anderes Publikum bedienenden Lokal- und Kirchenhis-
toriker ihr zugerechnet werden. Das verbessert nicht immer den Ruf dieser Diszi-
plin.

Internationalisierung

Bleibt noch die dem ausländischen Beobachter am Herzen liegende Frage, ob 
der italienische Nachwuchs über die Grenzen seines Landes blickt und wenn ja, 
wohin. Man sollte dabei nicht vergessen, dass die Erforschung der Vergangenheit, 
vor allem aber ihre Erzählung seit jeher vor allem der nationalen Selbstverständi-
gung dient, und dass sich nur das Einwanderungsland par excellence, die Vereinig-
ten Staaten, den „Luxus“ leistet, für so gut wie jedes Land dieser Erde über spezi-
alisierte Historiker zu verfügen. Der Normalfall ist die Beschäftigung mit der 
Geschichte des eigenen Landes, und es ist schwer, einen Maßstab zu entwickeln, 
der so etwas wie eine zulässige Obergrenze für die nationale Nabelschau festlegt. 
Aber es fällt doch auf, dass vom Sample der Anwärter auf ein Ordinariat gerade 
einmal drei Aspiranten Beiträge zur außeritalienischen Geschichte liefern, und 
auch das nur bei großzügiger Berechnung: die europäische Einigung, Äthiopien 
als Gegenstand der Missionsgeschichte und Israel. Eine sinnstiftende Interpreta-
tion dieses Befundes ist nicht möglich, es handelt sich offensichtlich um Zufalls-
treffer – denn in der Gesamtgruppe finden sich durchaus namhafte Forscher zur 

67 Wer, und sei er auch Professor, an einer kirchlichen oder privaten Universität beschäftigt ist 
und sich bei einer staatlichen bewerben möchte, muss die Abilitazione nachweisen.
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Geschichte vor allem europäischer Nachbarländer68 –, aber nur Zufall ist es dann 
auch wieder nicht. Liegt es am Alter? Es beträgt im Jahrgang 2012 durchschnitt-
lich fünfzig, in Jahrgang 2013 immer noch 48 Jahre. Das zeigt sowohl den „Beför-
derungsstau“ an wie auch die Zugehörigkeit zur letzten Generation vor dem glo-
balen Zeitalter. Sich mit anderen Ländern und Kulturen abzugeben bringt 
offenbar einfach keinen Vorteil. Obwohl: Die Curricula der Doktorandenschulen 
enthalten häufig die Stichworte „Europa“ oder „Mittelmeer“69 – wer da wohl die 
entsprechenden Kurse anbietet, fragt man sich unwillkürlich –, so dass man mei-
nen sollte, dass die dort Ausgebildeten auf außeritalienische Geschichten verwie-
sen werden, aber vermutlich hat es dann doch eher biografische Ursachen oder es 
sind nicht erschließbare, also zufällige Gründe, wenn sich in diesem Sample je-
mand für die außeritalienische Geschichte entschieden hat. Im Jahrgang 2013 ist 
der Horizont nun weiter und endlich tauchen hier auch Beiträge zu anderen Län-
dern auf und nicht nur Beziehungsgeschichten. Es geht um die Sowjetunion, das 
späte Osmanische Reich, um Mittelasien und besonders Pakistan, natürlich auch 
wieder um Europa, um die französische V. Republik und gleich vier Personen be-
fassen sich mit Deutschland. Auch hier fällt eine Erklärung nicht leicht. Frank-
reich ist vor allem dann vollkommen unterbelichtet, wenn man berücksichtigt, 
wie viele Kandidaten die Maîtrise oder das D.E.A. erworben oder gar die Prüfung 
für den Maître de conférences abgelegt haben, während drei der vier sich mit deut-
scher Geschichte Befassenden auch in Deutschland promoviert worden sind. Nur 
so viel ist klar: Das Sample des Jahrgangs 2013 ist mit durchschnittlich 38 Jahren 
(im Jahrgang 2012 sind es noch 45 Jahre) deutlich jünger. Viel spricht dafür, dass 
hier ein kausaler Zusammenhang besteht.

Trübe Aussichten?

Wie sieht nun die Gesamtbilanz aus? Was lässt sich für die italienische Zeitge-
schichtsforschung in dem hier gebotenen Ausschnitt, der diejenigen sichtbar 
macht, die derzeit eine Professur anstreben, am Ende feststellen? Unter ihnen 
befindet sich eine ganze Reihe vorzüglicher Historikerinnen und Historiker, die 
den italienischen Universitäten zur Ehre gereichen. Sie namentlich zu nennen, 
verbietet sich aus mancherlei Gründen, aber es gibt natürlich Kriterien: Publika-
tionen in Zeitschriften des In- und Auslandes mit anonymem Begutachtungsver-
fahren, Einladungen an ausländische Wissenschaftsinstitutionen und Mitarbeit 
an solchen italienischen Forschungsinstitutionen, die diesen Namen verdienen. 
Die Mehrzahl von ihnen, nicht überraschend, ist an mittel- und norditalienischen 
Universitäten zu Hause: Bologna, Turin, Mailand, Pisa, Florenz – in dieser Rei-
henfolge; auch aus Rom und Neapel kommen einige vorzügliche Kandidaten. Die 
Masse der italienischen Zeithistoriker ist dagegen weder inhaltlich noch metho-
disch innovativ und betreibt vornehmlich Nabelschau in Gestalt politischer Ge-

68 Genannt seien nur die dank deutscher Publikationen auch hierzulande recht bekannten Na-
men Stefano Cavazza, Monica Cioli, Costanza D’Elia und Filippo Focardi.

69 Vgl. Anm. 38.
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schichte der Nachkriegszeit70. Noch nicht einmal die von Alberto Banti für das 
Risorgimento vorgeführte „Erfindung“ der Nation wird für die Republik erprobt, 
obwohl das ein Weg wäre, den von De Felice und Galli della Loggia medienwirk-
sam erklärten Tod der Nation am 8. September 1943 zu widerlegen71. Überhaupt 
gilt: Die Ideengeschichte erneuert sich kaum wegen der noch immer übermäch-
tigen Tradition Benedetto Croces und Antonio Gramscis. Die moderne Sozialge-
schichte kannte, weil nicht durch wirkmächtige Interpretamente wie den „Son-
derweg“ abgesichert, keinen dem deutschen Pendant vergleichbaren Siegeszug. 
Eine global erweiterte Migrationsgeschichte mit Blick auf Handelsdiasporas und 
ihre Produkte oder auf transnationale Gruppen bzw. Minderheiten tut sich ange-
sichts der fest etablierten klassischen Auswanderungsgeschichte schwer, und die 
Schlüsselbegriffe der Historischen Anthropologie – Alterität, Hybridität, Alltag – 
begegnen in zeitgeschichtlichen Arbeiten ausgesprochen selten. Aufbruch zu 
neuen Horizonten ist momentan kein Kennzeichen der italienischen Zeitge-
schichte, jedenfalls dieses personellen Ausschnitts. Das hat nicht nur mit man-
gelnden Haushaltsmitteln zu tun; das seine Universitäten, schon gar die Geistes-
wissenschaften ebenfalls nur spärlich alimentierende Israel steht ganz anders da.

Den Ausschlag gibt die Krise der akademischen Kultur, die parallel zur politi-
schen seit den 1970er Jahren sehr gelitten hat. Überleitungen und Hausberu-
fungen sind der Tod der Universität, es sei denn, die Regularien sind derart streng 
wie in England und den Vereinigten Staaten. Davon kann gerade in Italien keine 
Rede sein, wo im Gegenteil nach Ansicht einheimischer Beobachter Familismus 
und Klientelismus inzwischen auch das Bildungssystem zu zersetzen drohen72. Im 
Land der „hundert Städte“ und eines kulturell nach wie vor tief verwurzelten Ka-
tholizismus ist die Versuchung groß, Geschichte zur lokalen oder religiösen 
Selbstverständigung zu betreiben. Anderen geht es nur um das antiquarische In-
teresse. Ganze Subdisziplinen fehlen überhaupt, teilweise schon als Folge mangel-
hafter Englischkenntnisse. Ist es da ein Wunder, dass nahezu zwei Drittel der Kan-

70 Cavazza kommt zu einer ähnlichen Bewertung, sieht aber deutliche Zeichen der Besserung; 
vgl. ders., Die Neueste Geschichte, S. 105 ff.

71 Vgl. Renzo De Felice, Rosso e Nero; hrsg. von Pasquale Chessa, Mailand 1995; Ernesto Galli 
della Loggia, L’identità italiana, Bologna 1998.

72 „Familismus und Parteiklientelismus sind Tumore, die den gesamten Arbeitsmarkt schädi-
gen, aber das Bildungssystem in den letzten Jahrzehnten geradezu systematisch unterwan-
dert haben“; Mondini, Qualità, S. 1. Ein anderer Beobachter formuliert noch deutlicher: 
„Wessen Schuld? Vermutlich ist es das System klientelarer und quasi-feudaler Kooptation, 
das viele Universitätsdepartements in Einstellungsbehörden für Kofferträger verwandelt 
hat“; Novello Monelli, Una modesta proposta. Se scuola e università sono campo di battaglia 
per estremismi opposti, in: Mente Politica vom 25. 9. 2014, http://www.mentepolitica.it/ar-
ticolo/una-modesta-proposta/208 [25. 9. 2014]. An anderer Stelle schreibt Monelli, Come 
ti rottamo l’università, S. 2: „Ein perverser Mechanismus lokalistischer Personalrekrutierung 
hat vor allem seit den Neunziger Jahren viele Fakultäten in Brutstätten des Klientelismus 
und amoralischen Familismus verwandelt“; „Amoralischer Familismus“ ist ein vom amerika-
nischen Soziologen E. C. Banfield 1958 eingeführter Begriff, um das von ihm festgestellte 
Fehlen von Gemeinwohlorientierung in der süditalienischen Gesellschaft mit der Folge per-
manenten Zurückbleibens zu beschreiben; er wurde seither geradezu zum geflügelten Wort, 
ist aber inzwischen nicht mehr unumstritten.
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didaten – also Personen, die vielfach eine universitäre Karriere bereits begonnen 
haben und in jedem Falle eine solche anstreben – nach Ansicht der Kommission 
die Kriterien nicht erfüllt haben73?

Aber was nun? Wer kontrolliert die Fernhaltung der Gescheiterten bei der Be-
setzung von Stellen? Das zuständige Ministerium wohl kaum, es hat ja noch nicht 
einmal gewagt, diejenigen vom Verfahren auszuschließen, die die von ihm selbst 
festgesetzten quantitativen Mindestbedingungen nicht erfüllt haben, sondern 
nach dem verbreiteten Grundsatz todos caballeros jeden Bewerber an die Kommis-
sion weitergereicht. Und von „links“ führen Kritiker im Namen des Kampfes ge-
gen den Neoliberalismus einen geradezu manichäische Züge aufweisenden Feld-
zug gegen Qualitätskontrolle und wissenschaftlichen „Leistungslohn“74 und 
suchen auf diese Weise die Durchsetzung international üblicher wissenschaftsadä-
quater Standards zu verhindern. Strebsame und leistungsfähige italienische Nach-
wuchswissenschaftler sind in persönlichen Gesprächen der Verzweiflung nahe, 
haben an diesem Verfahren oftmals gar nicht erst teilgenommen und versuchen 
im Ausland unterzukommen75. Dieser Artikel kann ihnen leider keine große Hoff-
nung machen.

73 Dieser Befund findet, nicht überraschend, seine Entsprechung in der mangelnden Hoch-
schulreife des Großteils der italienischen Abiturienten. Die Bildungsforschung hat ermittelt, 
dass in Italien schon in den späten 1970er Jahren die Anforderungen an die Abiturprüfung 
gesenkt wurden, um die Abiturientenquote der (irrigen) OECD-Standards zu erreichen. 
„Dass heute drei Viertel eines Jahrgangs eine Studienberechtigung erlangen, steht in krassem 
Gegensatz zu den Pisa-Ergebnissen, denen zufolge nur ein Viertel zu den leistungsstarken 
Schülern zählt“; Rainer Bölling, Viele Abiturienten, weniger Bildung, in: Frankfurter Allge-
meine Zeitung vom 4. 12. 2014, http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/kritik-an-oecd-
viele-abiturienten-wenig-bildung-13300535.html [31. 3. 2015].

74 Vgl. Valeria Pinto, Valutare e punire. Una critica della cultura della valutazione, Neapel 2012; 
Giulio Palermo, Baroni e portaborse. I rapporti di potere nell’università, Rom 2012.

75 Typisch die Antwort der erfolgreich habilitierten Bewerberin Elena Mazzini auf die Frage, 
ob sie nochmals promovieren und eine akademische Karriere anstreben würde: „Ja […]. Al-
lerdings würde ich meine Forschungstätigkeit im Ausland verankern, nicht so sehr deshalb, 
weil ich an die Devise glaube, im ‚Ausland‘ sei alles ‚besser‘, sondern weil der Arbeitsmarkt in 
Italien gesättigt ist und die postgraduierte Ausbildung nicht als solche anerkannt wird. Man 
sieht in ihr vielmehr eine kaum gewürdigte Nebenqualifikation – vor allem dann, wenn man 
sie in einer geisteswissenschaftlichen Disziplin erworben hat“; Zur Lage der Nachwuchsfor-
schung in der italienischen Geschichtswissenschaft. Ein Gespräch mit Marco Meriggi und 
Elena Mazzini, S. 25.
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Die Veröffentlichung der „Schwarzen Hefte“ Martin Heideggers hat den deut-
schen Philosophen fast 40 Jahre nach seinem Tod erneut in die Schlagzeilen gebracht. 
Der massive Antisemitismus, der in den Aufzeichnungen zutage tritt, hat großes 
Aufsehen erregt und die Position jener gestärkt, die Heidegger schon lange wegen 
seiner Nähe zum Nationalsozialismus kritisieren. Doch stellt sich, wie beim ähnlich 
gelagerten Fall von Carl Schmitt, die Frage: Welche Bedeutung haben die jüngsten 
Enthüllungen für die Einschätzung von Heideggers Denken? Der renommierte US-
amerikanische Ideenhistoriker Richard Wolin gibt eine eindeutige Antwort.  nnnn

Richard Wolin

Heideggers „Schwarze Hefte“
Nationalsozialismus, Weltjudentum und Seinsgeschichte

Die Heidegger-Debatte

In den letzten Jahrzehnten entflammen kritische Debatten über die NS-Vergan-
genheit des Philosophen Martin Heidegger – und vor allem darüber, wie seine 
Philosophie durch diese Bindung kompromittiert sein könnte – mit bemerkens-
werter Regelmäßigkeit. Die „Urszene“ für sie war Karl Löwiths aufschlussreicher 
Essay „Les implications politiques de la philosophie d’existence chez Martin 
 Heidegger“ in der von Jean-Paul Sartre herausgegebenen Zeitschrift „Les Temps 
modernes“. Löwith war Heideggers einziger Habilitations-Schüler, seine Ein-
sichten aus dem Jahr 1946 sind in vieler Hinsicht noch immer aktuell. Der Erwäh-
nung wert ist auch die ausgezeichnete Studie des Politikwissenschaftlers Christian 
Graf von Krockow „Die Entscheidung: Eine Untersuchung über Ernst Jünger, 
Karl Schmitt, Martin Heidegger“ aus dem Jahr 1958, die 1990 neu aufgelegt wur-
de1. Obwohl es nicht auf  Archivstudien basierte, war die Stärke von Krockows 
Buch die Darstellung des „konservativ-revolutionären Habitus“, den diese drei 
Vertreter der radikalen Rechten der Zwischenkriegszeit teilten. In allen Fällen 
ging es um eine entschiedene Verwerfung der „bürgerlichen Moral“, die nach 
dem Ersten Weltkrieg als heuch lerisch, ja als völlig bankrott betrachtet wurde, 
zugunsten eines abgebrühten und kriegerischen Realismus. Oder, wie Schmitt es 
selbst unnachahmlich in „Der Begriff des Politischen“ von 1927 zum Ausdruck 
brachte: „Die Höhepunkte der großen Politik sind zugleich die Augenblicke, in 
denen der Feind in konkreter Deutlichkeit als Feind erblickt wird.“2 (Wobei 

1 Karl Löwith, Les implications politiques de la philosophie de l’existence chez Heidegger, in: 
Les Temps modernes (November 1946), S. 343–360, hier S. 347; vgl. auch Christian Graf von 
Krockow, Die Entscheidung: Eine Untersuchung über Ernst Jünger, Carl Schmitt, Martin Hei-
degger, Stuttgart 1958.

2 Carl Schmitt, Der Begriff des Politischen, Berlin 1963, S. 67 (Erstauflage 1927).
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Schmitt damals nicht  zugab, dass der Ausdruck „die große Politik“ eine Nietzsche-
sche Prägung aus „Jenseits von Gut und Böse“ und anderen späten Werken war.)

Ein weiterer vernachlässigter Meilenstein der früheren Debatten ist Pierre 
Bourdieus kleines Meisterstück „L’Ontologie politique de Martin Heidegger“ von 
1975 (Neuauflage 1988)3. Bourdieus Arbeit weist Ähnlichkeiten mit der von 
Krockow auf. Sein „wissenssoziologischer“ Ansatz, den man auch als „demaskie-
rende Kritik“ bezeichnen könnte, zielt darauf, Heideggers intellektuelle und 
ideo logische Affinitäten mit seiner „Generation“ freizulegen, Charakteren wie 
Hans Freyer, Oswald Spengler und Arthur Moeller van den Bruck. Auf diese Weise 
versucht Bourdieu, das falsche Selbstverständnis der Fundamentalontologie als 
„Erste Philosophie“ (prima philosophia) zu entmystifizieren. Stattdessen geht es 
um Themen der „Weltanschauung“, die Heidegger – auf eine in der Rückschau 
banale und vorhersagbare Weise – wie so viele andere literarische Repräsentanten 
der Kriegsjugendgeneration, die während des Ersten Weltkriegs das Erwach-
senenalter erreichten, verinnerlicht und reproduziert hat.

Dennoch bildete die Wasserscheide der Debatte über Heideggers NS-Ver-
gangenheit zweifellos das Jahr 1987. Damals erschien das Buch „Heidegger et le 
Natio nal Socialisme“ des chilenischen Forschers Victor Farías, das einen Sturm 
journalistischer und wissenschaftlicher Auseinandersetzung auslöste. Da er kei-
nen deutschen Verleger hatte finden können, war Farias genötigt gewesen, sich 
nach Frankreich zu wenden. In der Folge wurde das Buch in nahezu jede westeu-
ropäische Sprache übersetzt. Von diesem Zeitpunkt an wurde die Frage über 
 „Heidegger und den Nationalsozialismus“ zu einem semi-permanenten Topos, 
genährt und begünstigt durch ein peinigend schmales Rinnsal neuer Archiv-
funde. Als nach zwei Jahren Farias‘ Buch in Deutschland erschien, wurde es mit 
einer starken „Einführung“ des Philosophen Jürgen Habermas ausgestattet, der 
den „Fall Heidegger“ als repräsentativ für einen deutschen intellektuellen Son-
derweg betrachtete, dessen Wurzeln tief im 19. Jahrhundert zu finden seien4. 
 Habermas zufolge war es unmöglich, Heideggers philosophische Aneignung des 
„Volks“-Begriffs nach 19185 von einer allgemeineren deutschen Antipathie gegen 
die „Ideen von 1789“ und „Verwestlichung“ im Allgemeinen zu separieren. 1988 
erschien die außerordentlich gut recherchierte Heidegger-Biografie des Freibur-
ger Historikers Hugo Ott im Frankfurter Campus-Verlag6. Otts Studie war frei von 

3 Vgl. Pierre Bourdieu, L’Ontologie politique de Martin Heidegger, Paris 1988.
4 Vgl. Jürgen Habermas, Heidegger – Werk und Weltanschauung, in: Victor Farías, Heidegger 

und der Nationalsozialismus, Frankfurt a. M. 1989, S. 11–37.
5 Vgl. Absatz 74, in: Martin Heidegger, Sein und Zeit, Halle a. d. Saale 1927.
6 Vgl. Hugo Ott, Martin Heidegger: Unterwegs zu seiner Biographie, Frankfurt a. M. 1988; 

Richard Wolin, The Politics of Being: The Political Thought of Martin Heidegger, New York 
1990 (zweite Aufl. 2015). Deutsche Übersetzung: Seinspolitik: das politische Denken Martin 
Heideggers, Wien 1991; ders. (Hrsg.), The Heidegger Controversy: A Critical Reader, New 
York 1991 (zweite Aufl. Cambridge/MA. 1993); ders., Heidegger’s Children: Hannah Arendt, 
Karl Löwith, Hans Jonas, and Herbert Marcuse, Princeton 2001 (zweite Aufl, Princeton 2015); 
vgl. auch ders., Heidegger: l’antisemitisme en toutes lettres, in: Books – Le Magazine vom 
6. 10. 2014, sowie Un Heidegger sans Autocensure, in: Critique, October 2014, S. 39–58.
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philosophischen Ansprüchen. Stattdessen zielte sie nur darauf, die Fakten rund 
um Heideggers Freiburger Universitätsrektorat von 1933/34 zu ermitteln. Die 
Bücher von Farias und Ott entmystifizierten Heideggers eigene spätere Apologe-
tik, wie sie sich etwa in seiner Schrift „Das Rektorat, 1933–34: Tatsachen und 
Gedanken“7 sowie in seinem „Spiegel“-Interview von 19668 niederschlug.

Eine weitere wichtige Stufe in der Debatte über Heideggers politische Nei-
gungen und Engagements wurde 2005 mit dem Buch von Emmanuel Faye „Hei-
degger, l‘introduction du nazisme dans la philosophie“ erreicht9. Die Stärke von 
Fayes Buch bestand in seiner Fokussierung auf mehrere von Heideggers bis dahin 
unveröffentlichten Seminar-Aufzeichnungen der Jahre 1933 bis 1935, als er im 
Dialog mit dem Zeitgeist die Beziehung zwischen seiner Konzeption der „Seins-
frage“ und der, wie er es in einer Vorlesung aus dem Jahr 1935 ausgedrückt hatte, 
„innere[n] Wahrheit und Größe“ des Nationalsozialismus zu klären versuchte. 
Obwohl die empirische Kohärenz des Nationalsozialismus sich als schwankend 
erwies, so implizierte diese Aussage, würden seine „innere Wahrheit und Größe“ 
für immer bestehen bleiben. Die Achillesferse von Fayes Darstellung – und das 
war eine, in die Kritiker eifrig hineinstachen – bestand in seiner Schlussfol gerung, 
dass Heideggers Texte, nachdem er die nationalsozialistische Weltanschauung in 
die Philosophie eingeführt hatte, es nicht mehr verdienten, in Philo sophie-
seminaren diskutiert zu werden. Stattdessen sollten sie den Fakultäten für Ge-
schichte und Politikwissenschaft überantwortet werden, wo sie als Dokumente der 
Zeitgeschichte untersucht werden könnten.

Seine Kritiker nahmen solche Schwächen zum Anlass, Faye heftig zu attackie-
ren. Man kann dafür eine kleinliche Diskussion in der „Neuen Zürcher Zeitung“ 
als Beleg anführen, in der der Sankt Gallener Philosoph Dieter Thomä versuchte, 
den Spieß gegen die Heidegger-Kritiker umzudrehen, indem er behauptete, dass 
Zweifler wie Faye (ein Verwandter von ihm wurde, wie anzumerken ist, in Buchen-
wald ermordet) wegen ihrer exzessiven Kritik die echten Nazis seien – was man 
nicht anders als eine amoralische Gleichsetzung bezeichnen kann10. Wie jedoch 
viele Beobachter damals feststellten, läuft eine solche Verwischung von Unter-
schieden – eigentlich eine Verwandlung von Tätern in Opfer und von Opfern in 
Täter – auf einen unbewussten Flirt mit den Modalitäten der Holocaust-Leug-
nung, des Negationismus hinaus. Heidegger wird von allen Verbrechen und Ver-
gehen freigesprochen (ungeachtet der Tatsache, dass ihm 1946 seine venia legendi 

 7 Vgl. Martin Heidegger, Die Selbstbehauptung der deutschen Universität, in: Ders., Gesamt-
ausgabe, Bd. 16: Reden und andere Zeugnisse eines Lebensweges, 1910–1976, hrsg. von 
 Hermann Heidegger, Frankfurt a. M. 2000, S. 107–117: Rede, gehalten bei der feierlichen 
Übernahme des Rektorats der Universität Freiburg i. Br. am 27. 5. 1933. 

 8 Vgl. „Nur noch ein Gott kann uns retten“, in: Der Spiegel vom 31. 5. 1976, S. 193–219. Das 
Gespräch fand am 23. 9. 1966 statt, durfte aber auf Heideggers Wunsch erst nach dessen Tod 
veröffentlicht werden. Heidegger starb am 26. 5. 1976.

 9 Vgl. Emmanuel Faye, Heidegger, l‘introduction du nazisme dans la philosophie: autour des 
séminaires inédits de 1933–1935, Paris 2005.

10 Vgl. Dieter Thomä, Alle zwanzig Jahre wieder: Eine neue französische Debatte über 
 Heidegger und den Nationalsozialismus, in: Neue Zürcher Zeitung vom 30. 7. 2005.
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aberkannt worden war, weil er der NSDAP während ihres Aufstiegs zur Macht zu 
Respektabilität verholfen hatte; hier kam die entscheidende Intervention von 
Karl Jaspers, der in seinem Gutachten vom Dezember 1945 Heideggers Philo-
sophie als „unfrei, diktatorisch und kommunikationslos“ verurteilte11), und seine 
Ankläger werden auf pervertierte Weise vor Gericht gestellt.

Mit dieser Sorte von Verdrehungen haben die Debatten über Heideggers belas-
tetes Erbe einen Tiefpunkt erreicht, von dem aus ein Neuanfang schwierig er-
scheint. Tatsächlich hat Thomä in den jüngsten Debatten um Heideggers „Schwar-
ze Hefte“ ganz im alten Stil seine Verleumdung wiederholt, indem er jene, die 
Heidegger kritisieren, einer „Mimesis an den Aggressor“ beschuldigte12. Selbst 
wenn man, nur um auf dieses Argument einzugehen, Thomäs Unterstellung (die 
ich ausdrücklich ablehne) akzeptieren würde, dass die Vehemenz der Kritiker 
Heideggers den Eifer der pronazistischen Jüngerschaft des Freiburger Philo-
sophen selbst widerspiegelt (um ein Beispiel dafür aus Heideggers „Schwarzen 
Heften“ anzuführen: „Aus der vollen Einsicht in die frühere Täuschung über das 
Wesen und die geschichtliche Wesenskraft des Nationalsozialismus ergibt sich 
erst die Notwendigkeit seiner Bejahung und zwar aus denkerischen Gründen“13), 
was sollte man genau daraus schließen? Sollten Kritiker nicht das Recht haben, 
intellektuelle Residuen des Nationalsozialismus, wo immer sie anzutreffen sind, 
mit aller Kraft und allem Elan, über den sie verfügen, zu bekämpfen? Will Thomä 
wirklich die (un)moralische Äquivalenz propagieren, um die es hier geht, näm-
lich dass jene, die Heideggers nationalsozialistische Position kritisieren, ebenso 
tadelnswert sind wie jene, die wie Heidegger sich mit ganzem Herzen dem Natio-
nalsozialismus und seinen Plänen für eine Umgestaltung der politischen Ord-
nung Europas entlang rassistischer Linien verschrieben haben? Wenn eine kri-
tische Debatte auf die Stufe von böswilliger Beschuldigung herabsinkt, dann sind 
das Bemühen um Wahrheit und der intellektuelle good will die wahren Verlierer.

Die „Schwarzen Hefte“

Martin Heideggers „Schwarze Hefte“, so bezeichnet aufgrund der Farbe ihrer 
Wachs- und Ledereinbände, umfassen acht Bände, von denen vier in den letzten 
18 Monaten bei Vittorio Klostermann, dem Verlag der Mammutedition von 
 Heideggers „Gesammelten Werken“, erschienen sind14. Diese wird bei ihrer Voll-
endung den atemberaubenden Umfang von 102 Bänden erreicht haben – mehr 
als die konkurrierenden Werkausgaben von Kant, Hegel, Nietzsche und Husserl. 

11 Vgl. Karl Jaspers, Letter to the Freiburg University Denazification Committee, in: Wolin 
(Hrsg.), The Heidegger Controversy (1993), S. 144–151.

12 Dieter Thomä, Kann ein Untoter sterben?, in: Neue Zürcher Zeitung vom 29. 4. 2015.
13 Martin Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 95 (Überlegungen VII–IX, Schwarze Hefte 1938/39), 

Frankfurt a. M. 2014, S. 209.
14 Vgl. Martin Heidegger, Gesamtausgabe, hier Bd 94 (Überlegungen II-VI, Schwarze Hefte 

1931–1938), Bd. 95, Bd. 96 (Überlegungen XII-XV, Schwarze Hefte 1939–1941), alle Frank-
furt a. M. 2014, und Bd. 97 (Anmerkungen I-V, Schwarze Hefte 1942–1948), Frankfurt a. M. 
2015.
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Heidegger war bemerkenswert selbstbewusst hinsichtlich seiner Bedeutung in 
der Geschichte der Philosophie und hielt sich, ohne übertriebene Bescheiden-
heit, für den größten Denker der abendländischen philosophischen Tradition 
seit Heraklit. Gegen Ende seines Lebens (1889–1976) hat Heidegger die Abfolge 
seiner Gesamtausgabe minutiös geplant und, mit großer Voraussicht, die „Schwar-
zen Hefte“ als den End- und Höhepunkt vorgesehen – und damit als den krö-
nenden Abschluss seiner gesamten Lebensarbeit.

Jahrzehntelang haben die Wahrer von Heideggers literarischem Erbe, sein 
Sohn Hermann und der Freiburger Philosoph Friedrich-Wilhelm von Herrmann, 
das Geheimnis ihrer Existenz sorgfältig gehütet. In Anbetracht ihres zutiefst 
kompromittierenden Inhalts ist ihre Motivation dafür unschwer zu erraten. Denn 
die „Schwarzen Hefte“ enthüllen das Ausmaß, in dem Heideggers Philosophie 
während der 1930er und 1940er Jahre unauflöslich mit dem Zeitgeist verbunden 
war, nämlich mit der ideologischen Konfrontation von Nationalsozialismus, 
Bolschewismus und den angeblich schändlichen Aktionen und Schürereien des 
„Weltjudentums“, für die vor allem die Westmächte England und USA standen.

Aufmerksame Leser der Gesamtausgabe haben die „metapolitischen“ Ob ses-
sionen des Philosophen in dieser Periode durchaus wahrgenommen. Was jedoch 
die „Schwarzen Hefte“ im Unterschied zu den bereits veröffentlichten Vorlesungen 
und theoretischen Abhandlungen nun offenbaren, ist der ungehinderte Zugang 
zu Heideggers innersten philosophischen Gedanken, die in anderen Arenen und 
Formaten preiszugeben, ihm aus verschiedenen Gründen unangenehm war. Die 
„Schwarzen Hefte“ repräsentieren daher so etwas wie Heideggers „verborgene 
Lehre“: eine Zusammenstellung esoterischer Einsichten oder Wahrheiten, die 
der Philosoph in der Einsamkeit seiner legendären Schwarzwald-Skihütte 
verborgen hielt, weil er fürchtete, sich Missverständnissen auszusetzen, wenn er 
sie öffentlich machen würde. Dieses Vorgehen steht in völligem Einklang mit 
Heideggers bekanntem Widerwillen gegen Öffentlichkeit und Kommunikation. 
Tatsächlich betrifft eine in den „Schwarzen Heften“ immer wiederkehrende Klage 
das gesunkene Niveau der öffentlichen Kommunikation, die ewig und beständig 
unzulänglich bleibe, wenn sie mit den Tiefen der „Seinsfrage“ konfrontiert werde.

Man sollte sich daher im Klaren darüber sein, dass die „Schwarzen Hefte“ 
keineswegs nur ein Kompendium von Gelegenheits- und unvollendeten Ge dan-
ken sind. Vielmehr bestehen sie hauptsächlich aus fortwährenden Reflexionen 
über die essentiellen Probleme der Gegenwart, wie sie sich von Heideggers 
exklusivem Standpunkt der „Geschichte des Seins“ aus darstellten. Einer von 
Heideggers charakteristischen philosophischen Zügen besteht in dem Postulat 
einer absoluten Trennung zwischen seinem eigenen Ansatz, der auf dem 
„Seinsgedanken“ gründet, und denjenigen aller anderen Philosophen, die seiner 
Auffassung nach auf dem unterlegenen Standpunkt des „Seienden“ verharrten.

Aber hier treten tiefgreifende Probleme von Definition und Klarheit auf, weil 
schnell deutlich wird, dass Heidegger als einziger seit den ionischen Vorsokratikern 
das Problem richtig erfasst zu haben glaubte. Wenn das aber der Fall ist, wie 
können wir Heideggers Thesen prüfen, verifizieren oder bestätigen? Größtenteils 
ist die intersubjektive Beglaubigung von Heideggers dogmatischen Thesen und 
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Erklärungen unmöglich, weil er einen privilegierten und exklusiven Zugang zu 
den mysteriösen „Schickungen des Seins“ für sich beansprucht. Infolgedessen 
erweist sich sein philosophischer Standpunkt oder Gestus als in besonderer Weise 
förderlich für Jüngerschaft und Beweihräucherung, also für eine Haltung passiven 
Akzeptierens und der Ausschaltung von Zweifeln.

Vielleicht ist das eine Erklärung dafür, dass Heideggers Denken solch 
leidenschaftlich loyale Anhänger findet, in deren Augen der Meister praktisch 
nichts falsch machen kann. In einem aufschlussreichen Brief an Karl Jaspers aus 
den späten 1940er Jahren hat Hannah Arendt Heideggers philosophischen 
Solipsismus aus ähnlichen Gründen einer harschen Kritik unterzogen, da er sich 
bewusst der Gemeinschaft der Philosophen entziehe, die er fast ausschließlich 
gering schätzte:

„Dies Leben in Todtnauberg, auf Zivilisation schimpfend und Sein mit einem y 
schreibend, ist ja doch in Wahrheit nur das Mauseloch, in das er sich zurückgezo-
gen hat, weil er mit Recht annimmt, daß er da nur Menschen zu sehen braucht, 
die voller Bewunderung anpilgern; es wird ja so leicht nicht einer 1200 Meter 
steigen, um eine Szene zu machen.“15

Ein stärkerer Kontrast zu Immanuel Kants Anspruch in „Beantwortung der Frage: 
Was ist Aufklärung?“ (1784), dass Aufklärung das Vertrauen zur Fähigkeit der Be-
tätigung des eigenen Verstandes bezeichnet – weshalb nach Kant der Wahlspruch 
der Aufklärung lautet: „Habe Mut dich deines eigenen Verstandes zu bedienen!“ 
–, ist kaum vorstellbar16. Bei der Erklärung dessen, was der Philosoph die „on-
tisch-ontologische Differenz“ nennt, also den Unterschied zwischen dem Sein 
und den Seienden, sind wir offenbar gezwungen, seine Thesen glaubend zu ak-
zeptieren. So hat Heidegger, als er gedrängt wurde, das „Sein“ im Gegensatz zu 
den „Seienden“ zu definieren, in einem der Schlüsseltexte seiner späteren Perio-
de, dem „Brief über Humanismus“ aus dem Jahr 1947, einen Standpunkt einge-
nommen, den man nur als eine Art „ontologischer Fatalismus“ charakterisieren 
kann, der aus einer Kantianischen Perspektive eindeutig als ein Rezept für „He-
teronomie“ einzustufen wäre: „Ob es erscheint und wie es erscheint, ob und wie 
der Gott und die Götter, die Geschichte und die Natur in die Lichtung des Seins 
hereinkommen, an- und abwesen, entscheidet nicht der Mensch. Die Ankunft des 
Seienden beruht im Geschick des Seins.“17 Hier wird die Bedeutung von Heideg-
gers „ontologischem Fatalismus“ klar: Er läuft auf die unveränderbare Abhängig-
keit der Menschheit von namenlosen und mysteriösen höheren Mächten hinaus, 
die Heidegger, in der zitierten Passage, mit der Herrschaft und Macht „Gottes 
und der Götter“ assoziiert. Jedoch unterlässt er es, uns zu unterrichten, wie wir 

15 Arendt an Jaspers am 29. 9. 1949, in: Hannah Arendt, Karl Jaspers. Briefwechsel 1926–1969, 
hrsg. von Lotte Köhler und Hans Saner, München u. a. 1985, S. 178.

16 Immanuel Kant, Beantwortung der Frage: Was ist Aufklärung?, in: Berlinische Monatsschrift 
1784, H. 12, S. 481–494, Zitat S. 481.

17 Martin Heidegger, Über den Humanismus, Frankfurt a. M. 1947, S. 22.
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diese Götter definieren könnten, wie sie zum Sein gekommen sind, ganz zu 
schweigen von dem Einfluss, den sie auf die sublunare Sphäre der menschlichen 
Angelegenheiten ausüben könnten (wohlwollend oder bösartig). Auf der Grund-
lage dieser Überlegungen wird klar, dass viele von Heideggers Schlüsselbehaup-
tungen über „Menschheit“, „Schicksal“ und „Seinsgeschichte“ intersubjektiv veri-
fizierbare Urteile zugunsten von Spekulationen über obskure Gottheiten und 
Mächte vermeiden, über deren Natur wir faktisch sehr wenig wissen.

Heidegger hatte bereits offen verkündet, dass die Geschichte der Philosophie 
kaum mehr als „Verfallsgeschichte“ sei. Gleichzeitig erklärte er, dass die Konzepte 
und Begriffe dieser Tradition dysfunktional geworden seien. Konsequenterweise 
müssen sie bewusst vermieden werden18. Aber wenn das der Fall ist und der gewal-
tige Speicher ererbter philosophischer Konzepte und Urteile sich als schädlich 
für den „Seinsgedanken“ in all seiner Sublimität erwiesen hat, welche andere 
Wahl bleibt dann dem Denken als in die Gefilde konzeptioneller und theore-
tischer Unverständlichkeit hinabzusteigen? Daher charakterisiert Heidegger die 
Natur des Seins, von der soviel abhängt, in Begriffen, die in jeder Hinsicht unter-
halb des Schwellenwerts der Sinnhaftigkeit liegen: „Doch das Sein – was ist das 
Sein? Es ist Es selbst. Dies zu erfahren und zu sagen, muss das künftige Denken 
lernen.“19 Wenn aber das Sein nur als selbstidentisch definiert werden kann – wie 
Heidegger elliptisch behauptet – „Es ist Es selbst“ –, wie können wir menschliche 
Wesen seine verschiedenen Manifestationen und Einflüsse verstehen? Heidegger 
beansprucht, Einsicht in die Modalitäten des Seins zu haben. Aber diese Ein-
sichten bleiben unvorzeigbar. Er philosophiert aus einer aristokratischen Per-
spektive, die die Kapazitäten menschlichen Verständnisses übersteigt.

Diskutiert man Heideggers Ansatz, so stellt sich die entscheidende episte mo-
logische Frage der normativen Basis der philosophischen, ethischen und poli ti-
schen Beurteilungen, zu denen er kommt. Als antiphilosophisches Traktat oder 
„Anti-Traktat“ sind die „Schwarzen Hefte“ voller solcher Urteile. Sie bilden eine 
unablässige negative Polemik gegen die Gebrechen des modernen Zeitalters: 
Vernunft, Individualismus, Demokratie und so weiter. Heidegger sieht die Regeln 
des modernen Liberalismus durch das Prisma der „Seinsverlassenheit“: durch die 
Linse der totalen und vollkommenen „Verlassenheit“ der modernen Menschheit 
„durch das Sein“. Wenn aber der „Seinsgedanke“ einen kon zep tio nellen 
Obskurantismus umfasst, wie Heidegger bereitwillig zugibt, wie verlässlich mag 
dieser Standpunkt für eine fundierte Kulturkritik sein? Heideggers obsku ran-
tistischer Ausgangspunkt – die „Seinsgeschichte“ – führt zu ebenso obs kuren 
Formen der Kritik. Wie Heidegger in den „Beiträgen zur Philosophie“ er klärt: 
„Das Seyn ist die Erzitterung des Götterns“20 – eine Aussage, deren Sinn unauf find-

18 Für eine radikale Formulierung dieser Perspektive vgl. Martin Heidegger, Überwindung der 
Metaphysik, in: Ders., Gesamtausgabe, Bd. 7: Vorträge und Aufsätze, hrsg. von Friedrich-
Wilhelm von Herrmann, Frankfurt a. M. 2000.

19 Martin Heidegger, Brief über den Humanismus (1946), in: Ders., Wegmarken, Gesamtaus-
gabe, Bd. 9, hrsg. von Friedrich-Wilhelm von Herrmann, Frankfurt a. M. 1976, S. 331.

20 Martin Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 65: Beiträge zur Philosophie (Vom Ereignis), hrsg. 
von Friedrich-Wilhelm von Herrmann, Frankfurt a. M. 32003, S. 239.
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bar ist. Heideggers exklusiver normativer Ausgangspunkt beeinflusst seine ein sei-
tige und polemische „Zeitdiagnose“ sowohl in den „Schwarzen Heften“ als auch in 
seinen anderen Schriften in nachteiliger Weise. Seine überzogene Fokussierung 
auf die Vorsokratiker als normativer Prüfstein für das Denken über das moderne 
Zeitalter wird statt zu einer Quelle von Einsicht und Klärung zu einer Instanz des 
Missverstehens und der Fehleinschätzung.

Als „metapolitisches“ Unternehmen reflektieren die „Schwarzen Hefte“ sowohl 
Heideggers Begeisterung für die sogenannte „Nationale Revolution“ in Deutsch-
land 1933, von der er, wie er es einmal ausdrückte, die „völlige Umwälzung des 
gesamten deutschen Daseins“ erwartete21, als auch seine Bemühungen, die letzt-
endliche ontologische Bedeutung des Nationalsozialismus zu bestimmen: seine 
Bedeutung aus der Perspektive der „Seinsgeschichte“. In einer frühen Stelle in 
den „Schwarzen Heften“ verkündet Heidegger die notwendige Beziehung zwi-
schen seiner eigenen Seinsphilosophie und der nationalsozialistischen Weltan-
schauung, indem er erklärte: „Die Metaphysik des Daseins muß sich nach ihrem in-
nersten Gefüge vertiefen und ausweiten zur Metaphysik ‚des‘ geschichtlichen Volkes.“22 
Heidegger hat niemals die Ansicht aufgegeben, dass nach den Griechen die Deut-
schen das einzige „historische Volk“ seien. Sogar am Zenith des Zweiten Welt-
kriegs, als viele europäische Städte in Trümmern lagen und die slawischen Völker 
zu Sklaven der Deutschen gemacht worden waren, bestand Heidegger weiter da-
rauf, dass eine Erlösung, wenn es sie überhaupt gab, von den Deutschen ausge-
hen würde, dass „die Deutschen und nur sie das Abendland in seine Geschichte 
retten können. […] Der Planet steht in Flammen. Das Wesen des Menschen ist aus 
den Fugen. Nur von den Deutschen kann, gesetzt, dass sie ‚das Deutsche‘ finden 
und wahren, die weltgeschichtliche Besinnung kommen.“23

Heidegger sah die nationalsozialistische Bewegung als ersten Schritt zu einer 
Neuorientierung des Abendlandes in Richtung der ontologischen Fülle des „grie-
chischen Anfangs“. Das war die Grundlage, von der aus er sich 1933 damit einver-
standen erklärte, als „Führer-Rektor“ der Freiburger Universität zu fungieren. In 
seiner Einführungsrede rechtfertigte er seine Unterstützung des Regimes in dem 
Idiom der Existenzphilosophie, das er in „Sein und Zeit“ entwickelt hatte. Heideg-
ger glaubte, dass die Überlegenheit des Existenzialismus über den Idealismus aus 
dem Anspruch seiner Verwurzelung im Leben bzw. im Sein folgte. Genauso war 
die völkische Ideologie, auf der der Nationalsozialismus basierte, auf die 
 Tugenden der „Bodenständigkeit“ oder „Erdverwurzelung“ gegründet24. Nach 
Heideggers Ansicht lagen darin die tiefgehenden existentiellen Affinitäten zwi-
schen dem Nationalsozialismus und seinem eigenen philosophischen Ansatz der 

21 Martin Heidegger, Die Universität im Nationalsozialistischen Staat (30. November 1933), in: 
Ders., Gesamtausgabe, Bd. 16, S. 765–773, hier S. 766.

22 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 94, Überlegungen und Winke III, S. 124, Hervorhebung im 
Original.

23 Martin Heidegger, Der Anfang des abendländischen Denkens. Heraklit, in: Ders., Gesamt-
ausgabe, Bd. 55, 2., durchgesehene Aufl., Frankfurt a. M. 1987, S. 108 u. S. 123.

24 Anmerkung des Autors im englischen Original: „Die zutiefst rassistischen Konnotationen des 
deutschen Begriffs erschließen sich kaum in der englischen Übersetzung.“
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„Fundamentalontologie“. Die beiden Bewegungen ergänzten einander, insofern 
sich beide auf die Werte der Seinsverwurzelung gründeten. In dieser Hinsicht ist 
es nicht verfehlt zu behaupten, dass das, was Heidegger philosophisch favori-
sierte, die Nationalsozialisten politisch zu implementieren versuchten. Wie Leo 
Strauss, der 1923 bei Heidegger in Marburg studiert hatte, in “An Introduction to 
Heideggerian Existentialism?” treffend beobachtet hat:

„Jeder der [„Sein und Zeit“] gelesen hat und nicht den Wald vor lauter Bäumen 
nicht gesehen hat, konnte die enge Verwandtschaft der Stimmung und Richtung 
von Heideggers Denken und den Nazis entdecken. Worin sollte die praktische, 
das heißt ernsthafte Bedeutung der Verachtung der Vernünftigkeit und der Lob-
preis für Entschiedenheit bestehen, wenn nicht darin, diese extremistische Bewe-
gung zu ermutigen?“25

So pries Heidegger in einer wichtigen Passage seiner Rektoratsrede den Natio-
nalsozialismus dafür, die ursprünglichen „erd- und bluthaften Kräfte“ erneut ge-
weckt zu haben26.

Das Vertieftsein in die Werte der ontologischen Verwurzelung, das Heidegger 
zu den Nationalsozialisten hinzog, erklärt zugleich seine Abneigung gegen die 
Juden. Als „Kosmopoliten“ – das heißt als Menschen, die, entsprechend einem 
weit verbreiteten Vorurteil, eine parasitäre Existenz unter den anderen Nationen 
führten, da sie kein eigenes Territorium besaßen – fehlte den Juden von Hause 
aus das, was Heidegger am meisten schätzte: Bodenständigkeit – eine Befähigung 
zur völkischen Zugehörigkeit, begründet in der Verwurzelung im Sein. Schon 
1916 hatte sich Heidegger in einem Brief an seine künftige Ehefrau, Elfride  Petri, 
heftig über die „Verjudung unsrer Kultur u. Universitäten“ beklagt27. In ähnlicher 
Weise verstieg er sich 1934 in einem Seminar zu einer pauschalen Verdammung 
der „semitischen Völker“, die als „wurzellose“ unfähig seien, die exis ten ziellen 
Qualitäten des deutschen „Raumes“ zu erfassen. Wie in den „Schwarzen Heften“ 
zu lesen ist, stellt die „Boden-ständigkeit“ Strukturen bereit, die die Berührung 
mit „der Mutter Blut“ und dem „ihrer Vorfahren“ ermöglichen28.

Als Stammväter des biblischen Monotheismus waren es die Juden, die zugleich 
den religiösen Universalismus erfanden. So war Jahwe nicht der Gott eines 
bestimmten Stammes oder einer Gruppe, sondern der Herr der Schöpfung. Ein 

25 Leo Strauss, An Introduction to Heideggerian Existentialism?, in: The Rebirth of Classi-
cal Political Rationalism. An Introduction to the Thoughts of Leo Strauss, ausgewählt und 
eingleitet von Thomas L. Pangle, Chicago University Press 1989, S. 30.

26 Vgl. die Erörterung der „Bodenständigkeit“, in: Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 94, Winke x 
Überlegungen (II) und Anweisungen, S. 38; vgl. auch ders., Die Selbstbehauptung der deut-
schen Universität, in: Ders., Gesamtverzeichnis, Bd. 16, S. 107–117, hier S. 112: „Und die geis-
tige Welt eines Volkes […] ist die Macht der tiefsten Bewahrung seiner erd- und bluthaften 
Kräfte als Macht der innersten Erregung und weitesten Erschütterung seines Daseins.“

27 „Mein liebes Seelchen!“ Briefe Martin Heideggers an seine Frau Elfride 1915–1970, hrsg., 
ausgewählt und kommentiert von Gertrud Heidegger, München 2005, S. 51.

28 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 94, Winke x Überlegungen (II) und Anweisungen, S. 38.
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solcher „Universalismus“ in all seinen Manifestationen war für Heidegger 
Anathema, da sein Herangehen an die Fundamentalontologie in konkreten 
Strukturen wie Dasein, Stimmung und Alltäglichkeit begründet war, ebenso wie 
in jenen des Volkes, der Rasse und der Erdverwurzelung. Für Heidegger war jede 
Art des Universalismus ontologisch rückschrittlich – ein Überrest von „Idealismus“ 
oder der Subjektphilosophie, die Heidegger mittels seiner eigenen Ontologie 
bzw. der Seinsfrage zu „vernichten“ suchte. Wie Heidegger in „Sein und Zeit“ klar 
macht, ist es der Partikularismus oder die Besonderheit „meines“ In-der-Welt-
Seins – eine Orientierung, die Heidegger als „Jemeinigkeit“ bezeichnet –, die 
einen der Schlüssel zur Authentizität bildet.

Zu Heideggers Antipathie gegen den jüdischen „Geist“ gehört auch der 
behauptete Status der Juden als Lieferanten von philosophischem Rationalismus. 
In „Wissenschaft als Beruf“ hat Max Weber bekanntlich die Essenz der Moderne 
mittels der Konzepte der „Intellektualisierung“ und „Rationalisierung“ be schrie-
ben. In deutschen antisemitischen Zirkeln galt es als Allgemeinplatz, dass Juden 
die Hauptträger des zersetzenden Geistes der Moderne seien, der mit exzessiver 
Intellektualität assoziiert wurde. Daraus folgte logisch, dass die Juden für die 
vielfältigen Tendenzen der Moderne verantwortlich zu machen seien, vor allem 
für die Verwerfungen und Verirrungen, die mit dem folgenschweren Übergang 
von Gemeinschaft zu Gesellschaft einhergingen, deren Brüche in den Ländern 
Zentraleuropas infolge des längeren Fortbestandes des ancien régime als besonders 
einschneidend empfunden wurden. Solche antijüdischen Vorurteile grassierten 
in den deutschsprachigen Ländern schon seit Langem, nach der Niederlage der 
Mittelmächte im Ersten Weltkrieg nahmen sie fieberhafe Züge an; die berüchtigte 
Dolchstoßlegende, die die Juden für Deutschlands Niederlage verantwortlich 
machte, gewann eine weite Gefolgschaft.

Antijüdische Vorurteile dieser Art wurden keineswegs nur von sogenannten 
„Lumpenelementen“ der deutschen Gesellschaft gepflegt. Sie wurden auch zu 
Gemeinplätzen bei den erzkonservativen Großintellektuellen Deutschlands. Der 
renommierte Historiker Heinrich Treitschke postulierte im Jahr 1880 „Die Juden 
sind unser Unglück“29 und lieferte damit einen heimtückischen Vorgeschmack 
der Ächtungen und Verfolgungen, die noch kommen sollten. Drei Jahrzehnte 
später veröffentlichte Werner Sombart seine einflussreiche Abhandlung „Die 
 Juden und das Wirtschaftsleben“30, in der die angebliche jüdische Vorliebe für 
Handel und Kalkül eine prominente Position einnahmen – Klischees, die wieder-
holt in Heideggers Anklagen jüdischen Einflusses auftauchen sollten. Sechs Jahre 
zuvor (1904/05) hatte Max Weber, in seiner Studie, „Die protestantische Ethik 
und der ,Geist‘ des Kapitalismus“31, die These von den Juden als Speerspitze des 
modernen Kapitalismus angefochten. Sombarts denunziatorisches Bild der  Juden 

29 Heinrich von Treitschke, Ein Wort über unser Judenthum, 1880 (vier Auflagen) S. 4, Sonder-
abdruck aus: Preußische Jahrbücher, Bde. 44 u. 45 (1879/1880).

30 Leipzig 1911.
31 Max Weber, Die protestantische Ethik und der „Geist“ des Kapitalismus, in: Archiv für Sozial-

wissenschaft und Sozialpolitik (1905), Bd. 20, S. 1–54 und Bd. 21, S. 1–110.
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hatte eine erhebliche Bestandskraft, da er mit seinen pseudowissenschaftlichen 
Befunden eine Menge bereits existierender Vorurteile bestätigte und verstärkte. 
Sein Beispiel zeigt einmal mehr, wie leicht offenkundig ideologische Sichtweisen 
über konkurrierende Perspektiven triumphieren können, auch wenn diese sich 
auf bessere Argumente und Quellen stützen können.

Einer der Sachbuch-Bestseller der Weimarer Zeit, in der Heideggers metapoli-
tische Weltsicht geformt wurde, war schließlich Oswald Spenglers „Der Untergang 
des Abendlandes“. Spenglers Darstellung eines unaufhaltsamen Niedergangs 
 Europas passte perfekt zu der Stimmung kultureller Niedergeschlagenheit, die in 
Deutschland nach dem Krieg herrschte. In seiner leidenschaftlichen Jeremiade 
machte er eine Reihe bereits bekannter Übel dingfest: Rassenmischung, die Ent-
wurzelungen des modernen Stadtlebens, den damit einhergehenden Verlust von 
Gemeinschaft und Glauben und schließlich den Triumph steriler Intellektualität 
auf Kosten des menschlichen Instinktlebens. Spengler offerierte nicht viel mehr 
als eine leicht verdauliche Version von Nietzsches einflussreicher Polemik gegen 
den „Sokratismus“ – den fatalen Triumph syllogistischen Denkens – in der „Ge-
burt der Tragödie“ und anderen damit in Verbindung stehenden Schriften. 
Durchweg waren es in dieser Saga vom unaufhaltsamen kulturellen Niedergang 
die Juden als „Kulturträger der Modernität“, die als Hauptprovokateure und An-
stifter jene Entwicklungen herbeiführten, die Spengler beschrieb.

Heidegger kannte Spenglers Werk, mit dem er sich bei verschiedenen Gele-
genheiten beschäftigte und das er sehr schätzte32. Er schloss sich enthusiastisch 
dem larmoyanten Narrativ vom „Untergang des Abendlandes“ an. Allerdings gab 
er Spenglers Befunden einen spezifisch ontologischen Dreh, indem er darauf be-
stand, dass die Manifestationen des Untergangs, die Spengler melodramatisch 
gezeichnet hatte, sich letztlich mehr aus der Seinsgeschichte als aus nähergele-
genen historischen Quellen ableiteten. Ansonsten herrschte zwischen diesen bei-
den Titanen der Kulturkritik der Zwischenkriegszeit nahezu vollständiges Einver-
nehmen. In den „Schwarzen Heften“ findet sich folgende Bestätigung für 
Spenglers Haltung: „Es besteht nicht die geringste Veranlassung, gegen den 
‚Schriftsteller‘ Oswald Spengler zu Felde zu ziehen“33.

Im Deutschland der Zwischenkriegszeit gingen die Paradigmen von Zivilisati-
onskritik und Vernunftkritik Hand in Hand. Heidegger bemühte sich nie, seine 

32 Martin Heidegger, Ontologie. Hermeneutik der Faktizität, in: Ders., Gesamtausgabe, Bd. 
63, Frankfurt a. M. 1995, S. 37: „Das Entscheidende liegt aber daran, dass Spengler all das, 
was hier unsicher und verängstigt zu einem Ende drängte, wirklich von der Stelle brachte. 
Vor Spengler hatte niemand den Mut, die in Ursprung und Entwicklung des neuzeitlichen 
geschichtlichen Bewusstseins gelegene bestimmte Möglichkeit rücksichtslos wirklich zu ma-
chen.”

33 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XV, S. 274. Weitere Belege für Heideggers 
Nähe zu dem Paradigma des konservativ-revolutionären Denkens bietet ein kürzlich erschie-
nener Artikel der Siegener Philosophin Marion Heinz, Die geheimen Briefe, in: Hohe Luft 
vom 15. 3. 2015, S. 82 f., die zeigt, dass Heidegger nicht nur ein enthusiastischer Leser von 
„Mein Kampf“ sondern auch der von Hans Zehrer redigierten rechtsradikalen Zeitschrift 
„Die Tat“ war.
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Affinität zu dieser Weltanschauung zu verbergen, ebensowenig wie zu der pejora-
tiven Konzeption des Weltjudentums, die sie nach sich zog. So erklärte er 1950 
demonstrativ: „Das Denken beginnt erst dann, wenn wir erfahren haben, dass die 
seit Jahrhunderten verherrlichte Vernunft die hartnäckigste Widersacherin des 
Denkens ist.“34 Es ist wichtig zu betonen, dass die Vernunftkritik nicht nur auf 
eine Korrektur oder Besänftigung der Exzesse der Vernunft zielt, sondern viel-
mehr auf die Abschaffung der Vernunft im Namen von „ursprünglicheren“ geisti-
gen Ansätzen wie etwa Heideggers „Seinsfrage“.

Es ist ein offenes Geheimnis, dass das Ziel der Vernunftkritik oft das Judentum 
und die Juden bilden. In den „Schwarzen Heften“ bedient Heidegger diese 
Konstante explizit durch seine Kritik des „Kalküls“ und der „Rechenhaftigkeit“. 
Darin liegt eine weitere wichtige Parallele zu den Bekenntnissen der Misologie 
und des Hasses auf die Vernunft, die man in Spenglers „Untergang des 
Abendlandes“ findet. Spengler erklärte:

„Das abgezogene Denken besteht im Gebrauch eines endlichen Wortgefüges, in 
dessen Schema der unendliche Gehalt des Lebens gepreßt wird. Begriffe töten das 
Dasein und fälschen das Wachsein. Einst, in der Frühzeit der Sprachgeschichte, 
als das Verstehen sich noch gegen das Empfinden zu behaupten suchte, war diese 
Mechanisierung bedeutungslos für das Leben. Jetzt ist der Mensch aus einem 
Wesen, das zuweilen dachte, ein denkendes Wesen geworden und das Ideal aller 
Gedankensysteme ist es, das Leben endgültig und vollständig der Herrschaft des 
Geistes zu unterwerfen. Das geschieht in der Theorie, indem nur Erkanntes als 
wirklich gilt und das Wirkliche als Schein und Sinnentrug gebrandmarkt wird. 
Das geschieht in der Praxis, indem die Stimme des Blutes durch allgemein ethi-
sche Grundsätze zum Schweigen verwiesen wird.“35

An diese Bemerkungen fügt Spengler folgende Coda an und macht damit die Be-
ziehung zwischen Vernunftkritik und Antijudaismus vollkommen klar:

„[…] die Rabbiner sind die Brahmanen und Mandarinen des Ghetto – und die 
Masse der Kuli mit einer zivilisierten, kalten, weit überlegenen Intelligenz und 
einem rücksichtslosen Geschäftssinn. […] Es ist vielmehr der Gegensatz zwischen 
dem Rasseideal der gotischen Frühzeit, das züchtend gewirkt hat, und dem Ty-
pus des sephardischen Juden, der sich erst in den Ghettos des Abendlandes und 
zwar ebenfalls durch seelische Zucht unter sehr harten äußeren Bedingungen 
ausgebildet hat, zweifellos in dem wirksamen Banne der Landschaft und der 
Wirtsvölker und in der metaphysischen Verteidigung gegen sie, namentlich seit 
dieser Teil der Nation durch Verlust der arabischen Sprache eine Welt für sich 
geworden ist. Dies Gefühl eines tiefen Andersseins tritt auf beiden Seiten um 
so mächtiger hervor, je mehr Rasse der Einzelne hat. Nur der Mangel an Rasse 

34 Martin Heidegger, Holzwege, Frankfurt a. M. 1950, S. 246 f.
35 Oswald Spengler, Der Untergang des Abendlandes, Bd. 2: Welthistorische Perspektiven, 

München 1922, S. 172 f.
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bei geistigen Menschen, Philosophen, Doktrinären, Utopisten bewirkt es, daß 
sie diesen abgrundtiefen, metaphysischen Haß nicht verstehen, in welchem der 
verschiedene Takt zweier Daseinsströme wie eine unerträgliche Dissonanz zum 
Vorschein kommt, einen Haß, der für beide tragisch werden kann und der auch 
die indische Kultur durch den Gegensatz des Inders von Rasse und des Tschudra 
beherrscht hat. Während der Gotik ist dieser Gegensatz tief religiös und richtet 
sich vor allem gegen den consensus als Religion; erst mit Beginn der abend-
ländischen Zivilisation ist er materialistisch geworden und richtet sich gegen die 
plötzlich vergleichbar gewordene geistige und geschäftliche Seite. […] Was die 
abendländische Kultur in ihren Machtgebieten durch Reformen eigenen Stils 
vernichtet hat, ist nicht auszudenken, und ebenso vernichtend wirkt das Juden-
tum, wo es auch eingreift.“36

Eines der Hauptangriffsziele der Heideggerschen Existenzphilosophie war die 
semi-offizielle akademische Philosophie des Kaiserreichs, der Neo-Kantianismus. 
In Heideggers Sichtweise war er die vollendete Verkörperung einer vom Leben 
geschiedenen Philosophie – ein unfruchtbarer und blutleerer Intellektualismus. 
Heidegger schloss sich der erstarkenden Strömung der Lebensphilosophie an, 
die er indes mit einer ontologischen Strenge auszustatten bemüht war, welche aus 
seiner früheren Wertschätzung des Neo-Thomismus herrührte. Als Heidegger in 
Freiburg sein Promotionsstudium abschloss, war Hermann Cohen (1842–1918) 
der führende Repräsentant des Neo-Kantianismus, dessen Manifest „Religion der 
Vernunft aus den Quellen des Judentums“ 1919 erschien. Teilweise als Stoß gegen 
die steigende Welle eines philosophischen Irrationalismus konzipiert, das heißt 
die Lebensphilosophie und verwandte Strömungen, präsentierte Cohens Ab-
handlung die ultimative Rechtfertigung des jüdischen Monotheismus als Urquell 
des westlichen Rationalismus.

Vor dem Hintergrund dieser summarischen Darstellung jener intensiven phi-
losophischen Rivalitäten wird deutlich, wie leicht in Heideggers Denkweise viele 
dieser komplexen, sich überlappenden kulturellen Probleme und Themen ver-
schmelzen oder sich verbinden konnten. Wenn die Moderne eine zu Katastrophe 
und Ruin verdammte Ära war, und wenn der Hauptschuldige in deutschen Augen 
der westliche Rationalismus war, schien es vollkommen plausibel zu folgern, dass 
die Drahtzieher hinter diesem ganzen Desaster die Juden waren. Ein kursorischer 
Blick auf Heideggers Existenzphilosophie in den 1920er Jahren zeigt, in welchem 
Maße er die Rudimente der beschriebenen antizivilisatorischen Weltsicht verin-
nerlicht hatte, die in der Zwischenkriegszeit eine Art lingua franca unter den füh-
renden Intellektuellen der deutschen konservativen Revolution bilden sollte37.

Heideggers Anhänger haben das Argument vorgebracht, dass der giftige Anti-
semitismus, der die „Schwarzen Hefte“ durchzieht, ein später Auswuchs sei. Er 
sei, ziehe man die longue durée seines philosophischen Weges in Betracht, nur ein 
kurz aufflackernder, aber gleich wieder verlöschender Leuchtpunkt auf dem Ra-

36 Ebenda, S. 391- 393 u. S. 395.
37 Vgl. Ulrich Sieg, Die Verjudung des deutschen Geistes, in: Die Zeit vom 22. 12. 1989.
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darschirm, ein bedauerlicher Lapsus, den der Meister selbst schnell korrigiert 
habe. Jetzt, da diese antisemitischen Verfehlungen gründlich beleuchtet und se-
ziert worden seien, könne man gefahrlos zur Heidegger-Lektüre zurückkehren 
und seine unheilschwangeren Aussagen über die schädlichen Wirkungen der 
Technologie und die aussichtslose Verfassung des modernen Menschen themati-
sieren.

Aber der kritische Punkt, den man im Blick behalten muss, wenn man Heideg-
gers Status als eines Diagnostikers eines radikalen kulturellen Abstiegs einschät-
zen will, besteht darin, dass die erwähnten Standpunkte und Themen ein ineinan-
der verwobenes Ensemble bilden. Die Kritik der Vernunft, der Subjektivität, der 
modernen Technik und der kulturell abschüssigen Flugbahn der westlichen Zivi-
lisation bilden eine Weltsicht, deren individuelle Komponenten historisch und 
thematisch untrennbar sind. Sie stellen Elemente eines einheitlichen und kohä-
renten diskursiven Codes dar. Bekannt als „Zivilisationskritik“ wurde dieses Para-
digma wegen seiner ätzenden Kritik an Vernunft, Demokratie, Individualismus 
usw. Fast immer werden dabei als die treibende Kraft hinter dieser unabwend-
baren Tendenz kulturellen Verfalls und spiritueller Verarmung die Juden gese-
hen, die als wurzellose Kosmopoliten und unverbesserliche kulturelle Eindring-
linge typisiert wurden. Wie Heidegger in den „Schwarzen Heften“ in einer Passage 
voller antisemitischer Stereotype bekennt:

„Die zeitweilige Machtsteigerung des Judentums aber hat darin ihren Grund, daß 
die Metaphysik des Abendlandes, zumal in ihrer neuzeitlichen Entfaltung, die 
Ansatzstelle bot für das Sichbreitmachen einer sonst leeren Rationalität und Re-
chenfähigkeit, die sich auf solchem Wege eine Unterkunft im ‚Geist‘ verschaffte, 
ohne die verborgenen Entscheidungsbezirke von sich aus je fassen zu können.“

Seine Judenfeindschaft ist typisch für die deutsche Zivilisationskritik der Zwi-
schenkriegszeit, auch wenn, wie die Anspielung auf die „Metaphysik des Abend-
landes“ verdeutlicht, in diesem Fall der konservativ-revolutionäre rhetorische 
Rahmen mit Heideggers spezifischer und bekannter Klage über die „Seinsver-
lassenheit“ der zeitgenössischen Menschheit verschmolzen wird. Heidegger 
 beendet diese antisemitische Litanei mit der Erklärung: „Je ursprünglicher und 
anfänglicher die künftigen Entscheidungen und Fragen werden, umso unzugäng-
licher bleiben sie dieser ‚Rasse‘“ [das heißt den Juden]38.

Existenzphilosophie als Verteidigung des deutschen Weges

Die natürliche Entsprechung zu dieser Dämonisierung des Weltjudentums als 
Hintermänner des Untergangs des Abendlandes bildete die chauvinistische Ver-
herrlichung des deutschen Partikularismus. Es ist daher wenig überraschend, 
dass in Heideggers Seinsphilosophie das Idiom der „völkischen“ Zugehörigkeit 
eine wichtige Rolle spielt. Vertreter eines deutschen Partikularismus verurteilten 

38 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XII, S. 46.
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die Ideale bürgerlicher Gleichheit, die in der Zeit der Französischen Revolution 
aufkamen. An ihre Stelle setzten die Verteidiger eines deutschen Sonderwegs die 
Werte deutschen Volkstums. Seit Richard Wagners berühmtem Aufsatz über „Das 
Judentum in der Musik“ war es zu einem Gemeinplatz der reaktionären deut-
schen Kulturkritik geworden, dass Juden, so sehr sie sich auch bemühen moch-
ten, konstitutionell unfähig seien, sich deutsche Werte authentisch zueigen zu 
machen. Diese Unfähigkeit sei unüberwindbar, weil in der unveränderlichen 
 Substanz der „Rasse“ begründet – eine konzeptionelle Innovation, die den Über-
gang vom traditionellen Antijudaismus zum eliminatorischen Antisemitismus er-
leichterte.

Die obligatorische semantische Verknüpfung der verschiedenen Elemente der 
„Zivilisationskritik“ hatte zur Folge, dass man sich nicht einzeln für die eine oder 
andere dieser Komponenten entscheiden konnte, ohne sich notwendigerweise 
auch die anderen einzuhandeln. Um es ganz direkt zu sagen: Die Kritik der Ver
nunft, der Intellektualität, von Handel und Finanzen, von politischem Liberalismus und 
Kosmopolitismus zieht die ideologische Ablehnung des Judentums und eines angeblich über
zogenen Einflusses der Juden auf das soziokulturelle Leben in Europa nach sich. Diese 
 Begriffe sind Teil eines einheitlichen lexikalischen Schemas, das einen Prozess 
wechselseitiger Bedingtheit nach sich zieht. Infolgedessen schließt das konserva-
tiv-revolutionäre Vokabular, das Heidegger während der 1920er Jahre bereitwillig 
übernahm, die Juden als ein obligatorisches, wenn auch manchmal unausgespro-
chenes Objekt der Schmähung ein. Tatsächlich sind die antijüdischen Kompo-
nenten und Implikationen dieses ideologischen Schemas so durchsichtig, dass sie 
vielfach gar nicht explizit gemacht werden müssen39.

In den „Schwarzen Heften“ brachte Heidegger häufig seine Enttäuschungen 
über die Kompromisse und Halbherzigkeiten des „real existierenden“ National-
sozialismus zum Ausdruck, wobei er sich auf einen „idealen“ Nationalsozialismus 
berief, der, seiner Meinung nach, eine authentischere Beziehung zum Sein zur 
Folge haben würde. Der locus classicus für diese ausschlaggebende ontologische 
Unterscheidung findet sich in den Abschlusspassagen einer Vorlesung von 1935, 
„Einführung in die Metaphysik“, wo Heidegger zwischen Ideen differenziert, die 
als nationalsozialistisch gelten, und solchen, die er als die „innere Wahrheit und 
Größe“ des Nationalsozialismus bezeichnet. Diese Unterscheidung war so zentral 
für ihn, dass er sie zum Nutzen und Frommen des deutschen Nachkriegspubli-
kums beibehielt, als er den Vorlesungstext in den frühen 1950er Jahren wieder 
veröffentlichte – eine Geste, die sowohl für die Bestätigung seiner Ansichten von 
1935 steht als auch für eine offene Trotzhaltung gegen Deutschlands Integration 
in die westliche Allianz40.

39 Vgl. zu diesem Thema die wichtige Studie von Raphael Gross, Carl Schmitt und die Juden: 
Eine deutsche Rechtslehre, Frankfurt a. M. 2000.

40 Damals hat Jürgen Habermas eine wichtige Kritik an Heideggers Aussage über die „in-
nere Wahr heit und Grösse des [Nationalsozialismus]“ veröffentlicht; vgl. ders., Im Lichte 
 Heideggers, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 12. 7. 1953, S.12.
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In den „Schwarzen Heften“ kritisiert Heidegger die Ziellosigkeit des deutschen 
Universitätssystems in seiner traditionellen liberalen Humboldtschen Verkörpe-
rung. In seiner Eigenschaft als „Führer“-Rektor der Universität Freiburg schlug er 
eine Reihe von politischen Veränderungen vor, die das höhere Bildungssystem in 
Einklang mit den Werten der „Boden-ständigkeit“ und dem, was er den „griechi-
schen Anfang“ nannte, bringen sollten. Zu diesem Zweck pries er die Idee des 
„Dienstes“ in einem dreifachen Sinn: Wehrdienst, Arbeitsdienst und Wissens-
dienst. Heidegger erwies sich als besonders eifriger Befürworter des „Arbeits-
dienstes“, da er glaubte, dass körperliche Arbeit ein heilsames Korrektiv gegen 
intellektualistische Tendenzen bilden würde, die er als eine negative Erbschaft 
des deutschen Idealismus betrachtete. Der Arbeitsdienst werde helfen, die deut-
schen Studenten von ihrer exzessiven Anhänglichkeit an den „Geist“ zu kurieren 
und ihre Energien auf die existienziellen Werte der nationalsozialistischen „Volks-
gemeinschaft“ zu richten. In all diesen Belangen nahm Heidegger wichtige Affi-
nitäten zwischen seiner eigenen philosophischen Lehre und der Transformation 
des deutschen Daseins wahr, die durch die Machtergreifung der Nationalsozia-
listen 1933 angekündigt wurde, in der die Werte von Volk, Gemeinschaft, Führer-
tum, Hierarchie, Schicksal und Kampf in ihr altes Recht eingesetzt wurden. Viele 
dieser nationalsozialistischen oder proto-nationalsozialistischen Ideale tauchten 
schon in „Sein und Zeit“ im Zusammenhang mit Heideggers Diskussion der 
 Geschichtlichkeit auf. Schon in den 1920er Jahren gehörten zu seinen Kriterien 
für authentische Historizität: die Treue zum Volk, die Zugehörigkeit zur eigenen 
„Generation“, die Loyalität zu einer historischen Gemeinschaft, die Fähigkeit, 
„seinen Helden zu wählen“ und auf den Ruf des Geschicks zu hören. Die Treue zu 
diesen Werten schloss logisch und dialektisch die Übernahme ihrer liberalen und 
demokratischen Pendants aus: Individualismus, Vernunft und ethischer Uni-
versalismus. In vieler Hinsicht formalisierten und überhöhten die Ideen, die 
 Heidegger in „Sein und Zeit“ in Gestalt der Historizität entwickelte, nur die Werte 
des deutschen „Sonderwegs“.

Für Heidegger bezog sich Geschichtlichkeit auf die Art und Weise, in der eine 
Nation oder ein Volk seine Vergangenheit übernahm oder „zeitigte“. Aber so wie 
er sie definiert, ist Geschichtlichkeit untrennbar an das moralisch problematische 
Paradigma des „Volks“ gebunden und damit an alle antidemokratischen Vor-
urteile, die dieses Konzept begleiten. Nur „Völker“ können nach Heideggers Ver-
ständnis „geschichtlich“ sein, da nur sie die von ihm hochgeschätzten existenziel-
len Züge der Verwurzelung im Boden und am Ort, einen gemeinsamen 
Stammbaum und die zugehörigen rassischen Gemeinsamkeiten aufweisen. Wie 
Heidegger einmal feststellte: „Das Blut, das Geblüt kann nur mit Grundbestim-
mung des Menschen sein, wenn es bestimmt ist durch das Gemüt. Die Stimme des 
Blutes kommt aus der Grundstimmung eines Menschen, und dazu gehört Be-
stimmtsein unseres Daseins durch Arbeit.“41

41 Lógica: lecciones de M. Heidegger (semestre Verano 1934) en el legado de Helene Weiss / 
Ministerio de Educación y Ciencia. Introducción y traducción de Víctor Farías, Barcelona 
1991, S. 100.
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Moralischen und rechtlichen Konzeptionen, die der Idee des „Volkes“ wider-
sprechen – Kosmopolitismus, Universalismus und Menschenrechte –, fehlt daher 
aus Heideggers Sicht die Befähigung zu authentischer Geschichtlichkeit. Als Aus-
druck der „liberalen“ Ära, die Heidegger wiederholt missbilligt, sind sie körper-
lose Abstraktionen und ermangeln daher der ontologischen Qualitäten und 
Züge, die Heidegger für das Ideal des „Volks“ für bestimmend hält. Mit dem Kon-
zept der Geschichtlichkeit versucht er ein ideologisches Rapprochement mit dem 
Regime zu erreichen, um die Kluft zwischen den Prinzipien seiner eigenen Seins-
philosophie und den Grundlagen der nationalsozialistischen Doktrin zu überbrü-
cken, die natürlich die Idee der Rasse und des Rassenantisemitismus beinhalten. 
In den „Schwarzen Heften“ werden diese Anliegen obsessiv. Wie Heidegger in ei-
ner seiner Vorlesungen erklärte:

„Auch die Natur hat ihre Geschichte. Aber dann haben die Neger auch Geschich-
te. Oder hat die Natur doch keine Geschichte? Sie kann zwar in die Vergangen-
heit als vergehend eingehen, aber nicht jedes, was vorgeht, geht in die Geschichte 
ein [das heißt gemäß Heideggers Verständnis von „authentischer Geschichtlich-
keit“]. Wenn sich der Propeller eines Flugzeuges umdreht, dann ‚geschieht‘ da-
bei doch eigentlich nichts. Allerdings wenn dieses Flugzeug den Führer zu Mussolini 
bringt, dann geschieht Geschichte. Der Flug wird Geschichte. Und das Flugzeug selbst 
geht in die Geschichte ein, wird vielleicht einmal in einem Museum aufbewahrt. 
Der geschichtliche Charakter des Flugzeugs hängt nicht von den Umdrehungen 
des Propellers ab, sondern von dem, was künftighin aus dieser Zusammenkunft 
entsteht.“42

Angesichts solcher Beispiele wird klar, dass der Versuch von Heideggers Ver-
teidigern, einen cordon sanitaire zu schaffen, der seine Philosophie von seinen 
 politischen Ansichten trennt, zum Scheitern verurteilt ist. Er scheitert am Wesen 
von Heideggers Philosophie selbst, da sie als eine Philosophie des Seins und der 
Geschichtlichkeit ihre Aufladungen und Inspirationen aus den historischen Be-
dingungen des Daseins bezieht. Heideggers Denken war schon vor seinem Ein-
tritt in die NSDAP im Mai 1933 mit proto-faschistischen ideologischen Elementen 
und Themen gesättigt. So ist die Kritik der „Alltäglichkeit“ in „Sein und Zeit“ an 
vielen Stellen ununterscheidbar von der antidemokratischen, protofaschistischen 
Perspektive von Denkern wie Carl Schmitt, Ernst Jünger, Oswald Spengler, Arthur 
Moeller van den Bruck und anderen43. Der einzige Unterschied besteht darin, 
dass Heideggers antidemokratische Einstellungen durch den Diskurs der Funda-
mentalontologie gefiltert – und daher zu einem gewissen Grade auch getarnt – 
werden. Jedoch ist seine Kritik am Untergang des Abendlandes noch umfassender 

42 Ebenda, S. 40, Hervorhebung durch den Verfasser; vgl. auch Heidegger, Gesamtausgabe, 
Bd. 38, Frankfurt a. M. 1998,  S. 83.

43 Vgl. Bourdieu, The Political Ontology of Martin Heidegger. Eine weitere informative Schilde-
rung der Parallelen zwischen Heideggers Denken und dem von Vertretern der konservativen 
Revolution wie Schmitt und Jünger, in: Krockow, Die Entscheidung.
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als die seiner konservativ-revolutionären Gesinnungsgenossen, da sie, im Gefolge 
von Nietzsche, mit der sokratischen Schule beginnt, also an dem Punkt, wo nach 
Heideggers Ansicht die abendländische Menschheit auf fatale Weise vom Kurs 
abgekommen war und sich auf einen Irrweg begeben hatte, aus dem sie erst noch 
herausfinden musste. Es ist daher kaum überraschend, dass in den „Schwarzen 
Heften“ die Stränge der Fundamentalontologie und der Zeitkritik aufs engste 
 ineinander verschlungen sind; und damit wird die Seinsfrage ein Vehikel für 
 Heideggers oft voreilige und wenig haltbare Urteile über die bedeutungsschwe-
ren politischen Ereignisse der 1930er Jahre.

Fundamentalontologie als Zeitkritik

Bei genauerer Untersuchung erkennt man jedoch, wie dürftig Heideggers „Zeit-
diagnose“ und Versuche politischer Kritik semantisch und konzeptionell sind. 
Von dem exklusiven und ätherischen Standpunkt der „Seinsgeschichte“ aus philo-
sophierend, erweist er sich als unfähig, der konkreten Spezifik weltlicher Ereig-
nisse gerecht zu werden. Die Ironie ist dabei, dass die Perspektive, die Heidegger 
als die Hauptquelle seiner philosophischen Tiefgründigkeit betrachtet – der 
Seinsgedanke –, tatsächlich sein Unvermögen zu urteilen bedingt. Letztlich 
macht ihm das, was ihm am nächsten ist, die onto-ontologische Differenz, die Un-
terscheidung zwischen dem Sein und dem Seienden, einen Strich durch die 
Rechnung. Denn auf diese Weise sind für Heidegger alle Ereignisse, die in der 
niederen Sphäre der „Seienden“ stattfinden, a priori der Verdammnis geweiht. 
Dabei führt Heidegger die Kritik der „Alltäglichkeit“ aus „Sein und Zeit“ fort, die 
er vorschnell und pejorativ dem Bereich der Uneigentlichkeit zuordnet.

In den „Schwarzen Heften“ nimmt Heidegger, wohin auch immer er seinen 
Blick richtet, dieselben gewaltigen Manifestationen historisch-ontologischer 
 Degeneration wahr, die immer gleiche fatale Hypostasierung und Abqualifi-
zierung des Seins. Sein bevorzugter Begriff für die Beschreibung des omnipräsen-
ten Verfalls ist „Machenschaft“. Allein in den „Beiträgen zur Philosophie“ (1936–
1938) verwendet er das Wort „Machenschaft“ mehr als dreißig Mal. Die Ursprünge 
dieses Begriffs liegen in seinen Augen bei den griechischen Auffassungen von 
 poesis und techne44. Mit dieser Kritik nimmt Heidegger sein späteres Urteil über 
die universelle Herrschaft der Technik und die damit einhergehende Reduktion 
aller Wesen auf den Status des „Bestands“ vorweg.

Heideggers Klage über die „Machenschaft“ ist ein Leitmotiv, das viele seiner 
Vorlesungen und Abhandlungen der 1930er Jahre durchzieht. Es überschneidet 
sich mit seinem polemischen Urteil über Deutschlands geopolitische Rivalen, 
Russland und Amerika. Wie Carl Schmitt glaubte Heidegger, dass alle Ideen 
gleichzeitig Kampfbegriffe seien. Wie er in den 1930ern erklärte: „Rußland und 
Amerika sind beide, metaphysisch gesehen, dasselbe; dieselbe trostlose Raserei 

44 Vgl. Martin Heidegger, Contributions to Philosophy (Of the Event), translated by Richard 
Rojcewicz and Daniela Vallega-Neu, Bloomington 2012, S. 100.
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der entfesselten Technik und der bodenlosen Organisation des Normalmen-
schen.“ Und weiter:

„Europa liegt in der Zange zwischen Rußland und Amerika, die metaphysisch 
dasselbe sind […]. Das Dasein begann in eine Welt hineinzugleiten, die ohne 
jene Tiefe war, aus der jeweils das Wesentliche auf den Menschen zu- und zurück-
kommt […]. Die vorherrschende Dimension wurde die der Ausdehnung und der 
Zahl. Können bedeutet nicht mehr das Vermögen und Verschwenden aus hohem 
Überfluß und aus der Beherrschung der Kräfte, sondern nur das von jedermann 
anlernbare, immer mit einem gewissen Schwitzen und mit Aufwand verbundene 
Ausüben einer Routine. All dieses steigerte sich dann in Amerika und Rußland 
in das maßlose Und-so-weiter des Immergleichen und Gleichgültigen so weit, bis 
dieses Quantitative in eine eigene Qualität umschlug. […] Das ist der Andrang 
von Jenem, was wir das Dämonische [im Sinne des zerstörerisch Bösartigen] 
nennen.“45

In Wirklichkeit ist Heideggers weitausholende Verurteilung der politischen Ge-
genwart ein oberflächlicher Versuch dessen, was in den Annalen der deutschen 
Kulturkritik unter dem Begriff der Zeitkritik läuft, die in ihren üblichen Wieder-
holungen in nationalkonservativen Schattierungen daherkommt. Der zitierten 
Passage ist zu entnehmen, wie Heideggers „Zeitdiagnose“ schnell in eine Apo-
kalyptik übergeht. So gibt er im letzten Satz den Vorwand einer säkularen Kritik 
auf und nimmt einen politisch-eschatologischen Standpunkt ein. Die „trostlose 
Raserei der entfesselten Technik und der bodenlosen Organisation des Normal-
menschen“, die er beschreibt, stellt nicht nur einen Beweis für den innerwelt-
lichen Ruin dar, sondern auch, wie Heidegger uns wissen lässt, des „Dämo-
nischen“, das er als „zerstörerisch Bösartiges“ definiert. Hier droht, wie in vielen 
anderen Fällen, die Seinsgeschichte in eine Art seitenverkehrte Theologie ab-
zugleiten: Die „Seinsverlassenheit“ riecht nach dem protestantischen deus abscon
ditus, dem abwesenden Gott. An einer Reihe entscheidender Nahtstellen greift 
Heidegger auf die Sprache der negativen Theologie zurück, um die Verlorenheit 
der Menschen zu charakterisieren. Er findet Trost, indem er sich auf Hölderlins 
Behauptung beruft, dass der Mensch in „dürftiger Zeit“ lebt, gefangen im Schwe-
bezustand zwischen dem „nicht mehr“ der Götter, die geflohen sind, und dem 
„noch nicht“ der Götter, die kommen sollen46. Einen ähnlichen Rückgriff auf eine 
Art rekonstituierter heidnischer Eschatologie kann man in Heideggers späteren 
Schriften feststellen, in denen er in etwas verliebt ist, das er „das Geviert“ von 
Sterblichen und Göttlichen, Erde und Himmel nennt.

Aber in dem zitierten Absatz hat Heidegger nichts zu sagen, das unser Ver-
ständnis für Russland unter dem Stalinismus oder Amerika zur Zeit des New Deal 

45 Martin Heidegger, Einführung in die Metaphysik, in: Ders., Gesamtausgabe, Bd. 40, Frank-
furt a. M. 1983, S. 40 u. S. 49 f.

46 Vgl. Karl Löwith, Sämtliche Schriften, Bd. 8: Heidegger – Denker in dürftiger Zeit. Zur Stel-
lung der Philosophie im 20. Jahrhundert, Stuttgart 1984.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

398  Aufsätze

erweitern könnte. Heidegger bestimmt die säkulare Geschichte auf einer quasi-
eschatologischen Sprachebene neu als „Seinsgeschichte“. Die Aktionen der dazu-
gehörigen Individuen – die Hannah Arendt treffend als „people acting in con-
cert“ beschrieben hat – zählen dabei sehr wenig. Stattdessen scheint es, dass alles 
„Wesentliche“ im Vorhinein von den mysteriösen und obskuren „Schickungen des 
Seins“ bestimmt worden ist. Es muss hier an Heideggers Erklärung aus dem „Brief 
über Humanismus“ erinnert werden, dass vom Standpunkt der Fundamentalon-
tologie aus der menschliche Wille nichts zählt, während das „Geschick des Seins“ 
allmächtig ist. Die einzige angemessene Haltung, die der Mensch einnehmen 
kann, ist die einer passiven Bereitwilligkeit, die mysteriösen Aussendungen oder 
„Schickungen“ des Seins anzunehmen. Wie Heidegger in ähnlicher Weise nach 
dem Krieg resigniert bekräftigte: „Nur noch ein Gott kann uns retten.“47

Tatsächlich wusste Heidegger sehr wenig über die entscheidenden sozialen 
und politischen Unterschiede zwischen Stalins Russland und Roosevelts Amerika 
in den 1930er Jahren. Aber selbst wenn er diese Unterschiede in Betracht gezo-
gen hätte, wären sie zu vernachlässigen gewesen. Für Heidegger blieben his-
torische oder Tatsachenbelege für seine hyperbolischen, historisch-ontologischen 
Urteile relativ bedeutungslos, da solch prosaische Überprüfungsmethoden sich 
aus der niedrigen Sphäre des Ontischen oder der Seienden ableiteten. So erklärt 
er in einem Bekenntnis philosophischer Arroganz: „Am weitesten abgedrängt von 
der Wahrheit der Geschichte stehen die Historiker“48, womit er sich selbst ab-
sichtsvoll einer objektiven Grundlage für seine eigenen politischen Urteile be-
raubte.

Die „Schwarzen Hefte“ sind überhaupt voller herablassender Äußerungen über 
konkurrierende akademische Disziplinen. So qualifiziert er beispielsweise die 
 Psychoanalyse brüsk ab, weil sie von dem „Juden ,Freud‘“ begründet wurde49. 
 Heidegger glaubte, dass die Sowjetunion, Amerika und England als Verkörpe-
rungen der „Machenschaft“ Ausdrucksformen des „Weltjudentums“ seien, einer 
„Art von Menschentümlichkeit, die schlechthin ungebunden die Entwurzelung alles 
Seienden aus dem Sein als weltgeschichtliche ‚Aufgabe‘ übernehmen kann“50. 
Heidegger zufolge ist die problematische Folge der „Machenschaft” eine „vollstän
dige Entrassung der Völker“, mit der eine „Selbstentfremdung der Völker“ einher-
geht51. Während, so Heidegger, „das Weltjudentum […] überall unfaßbar“ sei und 
sich „nirgends an kriegerischen Handlungen zu beteiligen“ brauche – da es, ver-
mutlich, heimlich alle globalen Machtzentren infiltriert habe –, bleibe „uns“ hin-
gegen nur, „das beste Blut der Besten des eigenen Volkes zu opfern“52. (Hier spielt 
Heidegger auf seine beiden Söhne an, die in der Wehrmacht an der Ostfront 

47 Vgl. „Nur noch ein Gott kann uns retten“, in: Der Spiegel vom 31. 5. 1976, S. 193–219.
48 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XIV, S. 183.
49 Ebenda, S. 218.
50 Ebenda, S. 243.
51 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XII, S. 56, Hervorhebung im Original.
52 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XV, S. 262.
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dienten.) In anderen Worten: Das Weltjudentum kann in dem laufenden Krieg 
ohne irgendeinen Einsatz alles gewinnen. Was könnte abwegiger sein?

Heidegger sah einen weiteren heuchlerischen Aspekt des Weltjudentums: „Die 
Juden ‚leben‘ bei ihrer betont rechnerischen Begabung am längsten schon nach dem 
Rasseprinzip, weshalb sie sich auch am heftigsten gegen die uneingeschränkte 
Anwendung zur Wehr setzen” – das heißt gegen die drakonischen Rassegesetze 
der Nationalsozialisten wie die Nürnberger Gesetze, die zur Entrechtung der Ju-
den führten53. Immer wieder brachte Heidegger seine Meinung zum Ausdruck, 
dass eine internationale jüdische Verschwörung für die heimliche Orchestrierung 
dessen verantwortlich sei, was er als einen welthistorischen Prozess der Entwurze-
lung beschrieb – die Entfremdung der Völker der Welt von ihrer Verwurzelung im 
Boden. Aus diesem Grund glaubte er, dass die rassische Verfolgung der Juden 
durch den Nationalsozialismus vollkommen gerechtfertigt war, und mehr noch, 
dass angesichts der ontologisch-historischen und internationalen Vorherrschaft 
der Juden deren Verfolgung im Wesentlichen ein Fall legitimer Selbstvertei digung 
war. Was konnte schließlich natürlicher sein, als dass die Völker der Welt, und 
insbesondere die Deutschen, zu harten Maßnahmen griffen, um sich gegen den 
Prozess der Entwurzelung zu verteidigen, für den die Juden als kosmopolitische 
Meister des „Kalküls” und der „Planung“ die Hauptverantwortung trugen? Wenn 
Heidegger in seiner Abhandlung über „Die Geschichte des Seins“ postulierte, „zu 
fragen wäre, worin die eigentümliche Vorbestimmung der Judenschaft für das 
planetarische Verbrechertum begründet“ sei, dann bestätigte er nicht nur die mit-
schwingende Unterstellung, sondern goss zudem Öl ins Feuer54.

Einen weiteren Beleg für Heideggers wahnhaften Glauben an eine jüdische 
Weltverschwörung findet man in Karl Jaspers Autobiografie. Dort berichtet 
 Jaspers von einem Gespräch mit Heidegger, in dem das Thema der Judenfrage 
aufkam. Als Jaspers die „Protokolle der Weisen von Zion“ als antisemitisches 
 Gewäsch abqualifizierte, widersprach ihm Heidegger und bestand darauf: „Es 
gibt doch eine gefährliche internationale Verbindung der Juden.“55

Ein scharfer Kritiker und früherer Student, Günther Anders (Hannah Arendts 
erster Ehemann), erhob den Vorwurf der „Pseudokonkretheit“ gegen Heidegger, 
wobei er implizierte, dass die Fundamentalontologie unfähig zur Verarbeitung 
neuer Erfahrungen sei56. Stattdessen schien, wie wir gesehen haben, der unflexi-
ble Rahmen der Seinsgeschichte alle Angelegenheiten der Geschichte und Erfah-
rung von vorneherein zu bestimmen. Wenn man zum Beispiel an Fragen politi-
scher Herrschaft und Legitimität interessiert ist, gibt es ganz offensichtlich vieles 
über grundlegende Unterschiede zwischen der Sowjetunion und Amerika zu sa-
gen. Die Beachtung solcher Unterschiede erlaubt es uns, zwischen totalitären 

53 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XII, S. 56, Hervorhebung im Original.
54 Peter Trawny, Heidegger und der Mythos der jüdischen Weltverschwörung, Frankfurt a. M. 

2014, S. 51.
55 Karl Jaspers, Philosophische Autobiographie, erweiterte Neuausgabe, München 1977, S. 101.
56 Vgl. Günther Anders, The Pseudo-Concreteness of Heidegger’s Philosophy, in: Philosophy 

and Phenomenological Research (März 1948), S. 337–371.
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und anderen Staaten zu differenzieren, in denen Pluralismus und Rechtsstaat-
lichkeit herrschen. Die historische Erfahrung hat uns gelehrt, dass dort, wo 
Rechtsstaatlichkeit existiert, Formen der Herrschaft öffentlich durch institutio-
nell legitimierte Kräfte in Frage gestellt werden können. Für Heidegger waren sol-
che fun da men talen sozialen und politischen Unterscheidungen grundsätzlich 
bedeutungslos. Aus diesem Grund ist sein Hang, in eine apokalyptische „Zeitdia-
gnose“ abzugleiten, hohl und unerquicklich. Ein scharfsinniger Kritiker hat den 
ten denziellen Fatalismus von Heideggers Konzeption des Seins folgendermaßen 
beschrieben:

„Die propositional gehaltlose Rede vom Sein hat gleichwohl den illokutionären 
Sinn, Schicksalsergebenheit zu fordern. Ihre praktisch-politische Seite besteht im 
perlokutionären Effekt der inhaltlich diffusen Gehorsamsbereitschaft gegenüber 
einer auratischen, aber unbestimmten Autorität. Die Rhetorik des späten Heideg-
ger entschädigt für die propositionalen Gehalte, die der Text selbst verweigert. 
Sie stimmt den Adressaten in den Umgang mit pseudo-sakralen Mächten ein.“57

In den „Schwarzen Heften“ geht Heideggers verfehlte Verehrung für das Sein qua 
„Schicksal“ oft in eine unverantwortliche Mystagogie über. So schrieb er beispiels-
weise völlig willkürlich Namen, die mit dem Buchstaben „H.“ beginnen,  numinose 
Macht zu, wobei er als Belege Heraklit, Hölderlin und Hegel nannte. Aber auch 
Hitler würde offenbar auf diese Liste gehören, und ebenso, natürlich, Heidegger 
selbst. Heidegger bedachte Hitler mit besonderem Lobpreis und erklärte, es sei 
„eine Beglückung“, dass „der Führer eine neue Wirklichkeit erweckt hat, die un-
serem Denken die rechte Bahn und Stoßkraft gibt. Sonst wäre es bei aller Gründ-
lichkeit doch in sich verloren geblieben und hätte nur schwer zur Wirkung hinge-
funden. Die literarische Existenz ist zu Ende.“58 An anderer Stelle schwelgte er in 
einer Art von haltlosem numerologischem Prophetentum und mutmaßte, dass 
eine endgültige Entscheidung über die Herrschaft des „Amerikanismus“ sich im 
Jahr 2300 ereignen werde59. Er sagte voraus, dass im Jahr 2327 sein eigener Name 

57 Jürgen Habermas, Der philosophische Diskurs der Moderne. Zwölf Vorlesungen, Frankfurt 
a. M. 1985, S. 168.

58 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 94, Überlegungen und Winke III, S. 111. Heideggers schein-
bar unbegründete Bemerkung, „Die literarische Existenz ist zu Ende“, verdient es im Sinne 
der Zeitkritik ernstgenommen zu werden. Der Diskurs kriegerischer Ernsthaftigkeit, der mit 
der Frontgeneration aufgekommen und in vieler Hinsicht von Ernst Jünger kodifiziert wor-
den war, bedeutete, dass das Zeitalter des ästhetischen Narzissmus (also l’art pour l’art und 
Doubles) eine Angelegenheit der Vergangenheit war. Carl Schmitt hatte in seinem Buch „Die 
politische Romantik“ aus dem Jahr 1919 ähnliche Schlüsse gezogen, mit dem er einen Schei-
deweg zwischen selbstzufriedenen romantischen Träumereien und dem neuen post-idea-
listischen Zeitalter markieren wollte, das in den Materialschlachten oder „Stahlgewittern“ 
geschmiedet worden war, die in Jüngers Kriegstagebüchern gefeiert wurden. Wie Jünger es 
so treffend ausgedrückt hat, war das „innere Erlebnis“ künftig nicht mehr die Prärogative 
„schöner Seelen“, sondern jener, die ihre Männlichkeit „im Kampf“ erworben hatte.

59 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XIV, S. 225.
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erneut aus der Vergessenheit auftauchen werde. Passenderweise fällt das Datum 
mit dem 400. Jahrestag des Erscheinens von „Sein und Zeit“ zusammen60.

Die „Schwarzen Hefte“ belegen, in welchem Maße Heideggers philosophische 
Sprache in den 1930er Jahren von der nationalsozialistischen Rhetorik von 
„Kampf und Vernichtung“ durchtränkt war. So behauptete er an einer Stelle: „Al-
les muss durch die völlige Verwüstung hindurch, der eine Vernichtung in der 
schärfsten Gestalt der scheinbaren Erhaltung der ‚Kultur‘ voraufgeht.“61 Schon 
früher hatte er behauptet: „Das Wahre ist nicht für jedermann, sondern nur für 
die Starken.“62 Zur Veranschaulichung pries er jene, die „als Gewalt-tätige Gewalt 
brauchen und Hochragende werden im geschichtlichen Sein“63. In den „Schwar-
zen Heften“ bediente er sich eines ähnlichen Idioms. In „Überlegungen III“ be-
fürwortete er die Praxis der Züchtung mit dem Argument „Das Züchten hoher 
und höchster Denkarten ist das erste – vor aller bloßen Kenntnismitteilung“64. Vol-
ler Verachtung für das deutsche Universitätssystem erklärte Heidegger: „Viel-
leicht ist zwei Jahre Soldatendienst eine bessere Vorbereitung für die Wissenschaf-
ten als vier Semester ‚Studium‘.“65

In einem Treuebekenntnis zum Zeitgeist bediente er sich stolz eines martia-
lischen Wortschatzes, um die philosophischen Absichten zu charakterisieren, die 
den „Schwarzen Heften“ zugrunde lagen. Sie sollten „unsichtbare Vorposten – 
und Nachhutstellungen“ abstecken im Kampf darum, eine Form zu erreichen, in 
der „anfängliche Fragen“ gestellt werden könnten, die von einem „seyns geschicht
liche[n] Denken“ inspiriert seien66. Der Herausgeber der „Schwarzen Hefte“, Peter 
 Trawny, hat treffend beobachtet: „Eine wesentliche Eigenschaft aller ‚Überle-
gungen‘ ist Heideggers Versuch, aus ‚Zeichen‘ oder ‚Kennzeichen‘ des national-
sozialistischen Alltags in ‚Wissenschaft‘, ‚Religion‘, ‚Politik‘ und ‚Kultur‘ seinsge-
schichtliche Einsichten zu gewinnen.“67

In den 1930er Jahren, als die Aggressivität des Nationalsozialismus sich in ei-
ner Reihe tumultuöser politischer Krisen niederschlug – der Militarisierung des 
Rheinlands 1936, dem Anschluss Österreichs, der Sudetenkrise und der „Kristall-
nacht“ 1938, der Zerschlagung der Tschechoslowakei, gefolgt vom Hitler-Stalin-
Pakt im August 1939 –, die Europa an den Rand des Krieges trieben, steigerte sich 
auch der ideologische Eifer Heideggers. In seiner fieberhaften Produktion his-
torisch-ontologischer Schmähungen unterzog er Deutschlands geopolitische 
Hauptrivalen, England, Frankreich und Russland, einer besonders rauen Behand-

60 Vgl. ebenda, S. 196.
61 Ebenda, S.195.
62 Heidegger, Einführung in die Metaphysik, in: Ders., Gesamtausgabe, Bd. 40, S. 142.
63 Ebenda, S. 118.
64 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 94, Überlegungen und Winke III, S. 124, Hervorhebung im 

Original.
65 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 95, Überlegungen VIII, S. 124; Zitat auch bei Markus 

Gabriel, „Wesentliche Bejahung“ des Nationalsozialismus, in: Die Welt vom 7.4.2014, http: 
www.welt.de/126631899.

66 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 95, Überlegungen X, S. 274, Hervorhebung im Original.
67 Peter Trawny, Nachwort des Herausgebers, in: Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 94, S. 533.
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lung. Entsprechend seiner Konzeption der Moderne, standen die egalitären Prin-
zipien der Französischen Revolution für eine Einbahnstraße auf dem Weg zur 
Herrschaft des Nihilismus und der ungezügelten „Machenschaft“. Die Propagie-
rung der minderwertigen, technisch-instrumentellen Werte der „Wohlfahrt“, 
„Vernunft“ und „Kultur“ beförderten diese sogenannten „abendländischen Revo-
lutionen“ und den Aufstieg der unpersönlichen „Despotie des Niemand – der rei-
nen Ermächtigung der Vorgänge des schrankenlosen Planens und Berechnens“, 
die in der modernen Welt herrscht68. Wenig plausibel beschrieb Heidegger den 
Bolschewismus als die Kulmination westlicher Entwicklungstendenzen, die mit 
der Englischen Revolution begonnen und in der totalen Degradierung des Seins 
und des Seienden resultiert hätten. So behauptete er in den „Überlegungen VI“: 
„Das gegenwärtige abendländische Zeitalter ist der Beginn des entscheidenden 
Abschnitts der Neuzeit: der Entfaltung ihres Wesens in das diesem eigene Riesen-
hafte und Zwangsläufige aller Bezirke des Seienden als Einrichtungen der 
 Machenschaftlichkeit des Seyns.“69 Von den „zeitgemäßen Regierungs- und Ge-
sellschafts- und Glaubensformen abgesehen“, seien der englische Staat und der 
„Staat der vereinigten Sowjetrepubliken“ „dasselbe“ – vermutlich insofern, als bei-
de politische Formationen sich der gleichen rücksichtslosen Logik der tech-
nologischen Weltherrschaft verschrieben haben. Er vollendete diese verworrene 
ideologische Tirade mit einer Anprangerung dessen, was er „die bürgerlich-
christliche Form des englischen ‚Bolschewismus‘“ nannte, der, wie Heidegger be-
hauptete, „vernichtet“ werden müsse, wenn man die unaufhaltsamen degenera-
tiven Tendenzen der Moderne überwinden wolle.

Während sich Heidegger dabei hervortat, Defekte bei den nicht-deutschen 
Kulturen zu suchen, war er eigentümlich unempfindlich gegenüber den räu-
berischen und genozidalen Praktiken des nationalsozialistischen Deutschland. In 
den frühen 1940er Jahren bemerkte er, dass Berichte über sowjetische Greuel-
taten besonders grausam seien, aber über das Treiben der Wehrmacht und der 
Einsatzgruppen im Osten verlor er keine Silbe. Er rechtfertigte Deutschlands in-
humane Behandlung eroberter slawischer Länder (etwa Polens und Russlands) 
mit der Behauptung, Frankreich und England würden im Falle eines militärischen 
Triumphes mit Deutschland genauso verfahren. (Selbst wenn das wahr gewesen 
wäre, erklärte Heidegger doch nie adäquat, warum dadurch in irgendeiner Weise 
die mörderische Behandlung anderer Völker, wie etwa der Slawen, gerechtfertigt 
sein sollte.) Vom Standpunkt der Seinsgeschichte aus würde ein Sieg von Frank-
reich und England noch viel schlimmer sein: Frankreich würde zweifellos Deutsch-
land seine „Geschichtslosigkeit“ auferlegen, und England würde wahrscheinlich 
dasselbe tun und alles in ein „Riesengeschäft“ verwandeln70. Nach Heideggers 
Ansicht war ein deutscher Triumph eine ontologischhistorische Notwendigkeit, weil er 
den einzigen Weg zu dem bildete, was er als „Übergang zur Besinnung“ beschrieb, 
als einen ersten Schritt zur Annäherung an einen „anderen Anfang“. Erneut 

68 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XIII, S. 132.
69 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 95, Überlegungen VI, S. 485.
70 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XIII, S. 146.
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kommt man angesichts dieser irritierenden Vermischung von ideologischer In-
vektive mit schwergewichtigen ontologisch-historischen Aussagen nicht umhin, 
die ethische Stichhaltigkeit von Heideggers philosophischem Programm in sei-
ner Gesamtheit in Frage zu stellen.

In Anbetracht des geopolitischen Rahmens, auf den Heidegger sich bezog, wa-
ren seine Ängste vor einer planetarischen Ausdehnung des „Amerikanismus“, 
eines Landes, das er schlicht als das „katastrophenhafte“ charakterisierte, immer 
präsent71. „Im Amerikanismus erreicht der Nihilismus seine Spitze“, versicherte 
er selbstbewusst. „Die Amerikaner aber nehmen den Zustand der Nichtigkeit als 
das Versprechen für ihre Zukunft, da sie ja alles zernichten im Schein des ‚Glücks‘ 
Aller.“72 Aber selbst wenn man zugestehen wollte, dass Heideggers Bild von Ame-
rika ein Körnchen Wahrheit enthielt, ist nicht schwer zu erkennen, dass seine 
 Urteile auf einer wahren Serie von oberflächlichen Missverständnissen und All-
gemeinplätzen basierten.

Natürlich unternahm Heidegger nicht die geringste Anstrengung, die Verhält-
nisse in den USA zu untersuchen – ihre Politik, Kultur und intellektuellen Ge-
pflogenheiten –, da der Standpunkt der „Seinsgeschichte“ einem ja schon alles 
mitteilte, was man wissen musste und so jegliche darüber hinausgehende Un ter-
suchung überflüssig machte. Angesichts dieser Beispiele ist leicht einzusehen, 
dass Heideggers Begriff der „Seinsverlassenheit“ – im Kern eine Neuformulierung 
von Spenglers Begriff des „Untergangs“, der mit der Sprache der Fundamentalon-
tologie nachgerüstet wurde – zu einer fixen Idee erstarrte, die sich wie ein riesiger 
Schlund unerbittlich alle Phänomene einverleibte, mit denen sie in Berührung 
kam. Obwohl Heidegger sehr bedacht darauf war, seine spätere Philosophie „Den-
ken“ zu nennen, gibt es hier tatsächlich wenig Belege für wirkliches Nachdenken. 
Immer wieder begegnet stattdessen die beschwörende Wiederholung von dogma-
tischen Vorurteilen und ideologischen Ressentiments.

Der Diskurs der Zivilisationskritik, der sich in den „Schwarzen Heften“ zeigt 
und der eine Art lingua franca unter proto-faschistischen Intellektuellen gewor-
den war, wirft immense Probleme für die Rezeption von Heideggers Denken auf, 
weil er mit dem tödlichen Idiom des Rassenantisemitismus untrennbar verbun-
den ist. Angesichts der permanenten kulturellen Herabwürdigung nicht-deut-
scher Völker, die mit Heideggers philosophischer Aneignung der Idee des 
„Volkes“ einherging, erscheint der eingefleischte Antisemitismus, der die „Schwar-
zen Hefte“ durchtränkt, nicht als große Überraschung. Die abfälligen Charakteri-
sierungen des „Weltjudentums“, die als eine Kernidee auftreten, sind von der fie-
berhaften Kritik der „Machenschaft“, des Kalküls, des „Amerikanismus“ und der 
Raserei der Technik nicht zu trennen, die nach Heideggers Ansicht die condition 
humaine in der modernen Welt bestimmten. Wer sonst könnte in seiner delirie-
renden, vorurteilsbeladenen Kritik der Moderne für diese vielfältigen und omni-

71 Heidegger, Hölderlins Hymne „Der Ister“, in: Ders., Gesamtausgabe, Bd. 58, Frankfurt a. M. 
1985, S. 86.

72 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 96, Überlegungen XIV, S. 225.
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präsenten Manifestationen des Verfalls an erster Stelle verantwortlich sein, wenn 
nicht die Juden?

Manche waren angesichts der krassen Bekundungen von Antisemitismus, die 
die „Schwarzen Hefte“ durchdringen, überrascht. Ist diese menschenverachtende 
Weltanschauung nicht fundamental unvereinbar mit den Grundsätzen einer Phi-
losophie, die so anspruchsvoll und tiefgründig ist wie jene Heideggers, fragen sie 
sich. Hier hat sich sogar eine von Heideggers begabtesten und loyalsten Schüle-
rinnen, nämlich Hannah Arendt, geirrt, indem sie behauptete, dass der National-
sozialismus ein „Phänomen aus der Gosse“ sei, das den erhabenen Errungen-
schaften des deutschen Geistes total entgegengesetzt sei73. Da indes die jüngere 
Forschung die Bereitwilligkeit aufgezeigt hat, mit der deutsche Gelehrte und In-
tellektuelle sich dem NS-Regime anpassten, bedarf diese apologetische Perspekti-
ve dringend einer Revision74.

Es ist merkwürdig, dass Heideggers Unterstützer an seinem Antisemitismus 
zweifeln konnten – angesichts der Tatsache, dass – wie es die „Schwarzen Hefte“ 
einmal mehr eindeutig bestätigen – er ein so enthusiastischer Unterstützer eines 
Regimes war, dessen Alpha und Omega der „Erlösungsantisemitismus“ war, um 
den Begriff des Historikers Saul Friedländer75 zu benutzen. Schließlich war 
 Heidegger weder ein unschuldiger Zuschauer, noch optierte er für die Einsam-
keit der inneren Emigration. Stattdessen war er ein NSDAP-Mitglied, das seinen 
Mit gliedsbeitrag bis zum Ende bezahlte. Während seiner Amtszeit als Rektor hatte 
Heidegger keinerlei Gewissensbisse, als eine der prominentesten intellektuellen 
Stimmen des Regimes zu fungieren, wobei er soweit ging, Hitler als „die heutige 
und künftige deutsche Wirklichkeit und ihr Gesetz“76 zu preisen.

In den „Schwarzen Heften“ wurde Heidegger selten schwankend in seiner Un-
terstützung für Hitler. Er bestand darauf, es sei eine „Beglückung“, dass „der Füh-
rer eine neue Wirklichkeit erweckt hat, die unserem Denken die rechte Bahn und 
Stoßkraft gibt“77. Heidegger legte auch großen Wert darauf, dass er und Hitler im 
gleichen Jahr geboren waren – ein Faktum, das er als Beleg dafür interpretierte, 
dass ihre „Schicksale“ miteinander verflochten waren, was sich als wahr erwies, 
aber in einem sehr viel dunkleren Sinn, als Heidegger sich das vorgestellt hatte.

Ebenso verstörend ist die Tatsache, das Heidegger bei vielen Gelegenheiten 
seine Übereinstimmung mit dem beispiellos grausamen und brutalen „Ethos“ des 
NS-Regimes zum Ausdruck brachte. So erklärte er in den „Schwarzen Heften“: 
„Der Nationalsozialismus ist ein barbarisches Prinzip. Das ist sein Wesentliches und 

73 Hannah Arendt, Martin Heidegger ist achtzig Jahre alt, in: Merkur 23 (1969), S. 893–902, 
hier S. 901.

74 Vgl. z. B. Wolfgang Bialis/Anson Rabinbach (Hrsg.), Nazi Germany and the Humanities: 
How German Academics Embraced Nazism, New York 2014.

75 Vgl. Saul Friedländer, Die Jahre der Vernichtung. Das Dritte Reich und die Juden 1939–1945, 
München 2006.

76 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 16, S. 184; Faksimile in: Der „Freiburger Kreis“. Widerstand 
und Nachkriegsplanung 1933–1945. Katalog einer Ausstellung, mit einer Einführung von 
Ernst Schulin, hrsg. von Dagmar Rübsam und Hans Schadek, Freiburg 1990, S. 25.

77 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 94, Überlegungen und Winke III, S. 111.
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seine mögliche Größe. Die Gefahr ist nicht er selbst – sondern daß er verharmlost 
wird in eine Predigt des Wahren, Guten und Schönen.“78 In dieser Passage präsen-
tierte Heidegger eine Bestätigung von Nietzsches prophetischer Anrufung der 
kommenden „Barbaren des 20. Jahrhunderts“, einer Rasse von Kriegern, deren 
Gewissen nicht von den Fesseln der christlichen Moral beeinträchtigt und die das 
Abendland von seinem fatalen Zustand bürgerlicher Mediokrität und rassischer 
Degeneration erlösen würde. Nietzsche versicherte:

„Im Gegensatz zu dieser Verkleinerung und Anpassung des Menschen an eine 
spezialisiertere Nützlichkeit bedarf es der umgekehrten Bewegung […] als ein 
Untergestell, auf dem er seine höhere Form zu sein sich erfinden kann. […] Eine 
herrschaftliche Rasse kann nur aus furchtbaren und gewaltsamen Anfängen em-
porwachsen. Problem: wo sind die Barbaren des 20. Jahrhunderts?79“

Wie die Vandalen und Westgoten im Europa des fünften Jahrhunderts das 
 Todesurteil über die römische Dekadenz gesprochen haben, so die Hoffnung 
Heideggers, würden die Nationalsozialisten als „Barbaren des 20. Jahrhunderts“ 
eine ähnliche Rolle spielen.

In seiner Anhänglichkeit an „Kampf“ und „Opfer“ versuchte Heidegger, der 
prägenden, existenziellen Erfahrung der Frontgeneration des Ersten Weltkriegs 
treu zu bleiben, mit der er sich stark identifizierte. Vor diesem Hintergrund ist es 
wohl kaum ein Zufall, dass der Begriff der „Generation“ für seine Konstruktion 
von Geschichtlichkeit im zweiten Teil von „Sein und Zeit“ von zentraler Bedeu-
tung war. Obwohl Heidegger selbst niemals an der Front gedient hatte, bestand er 
darauf, dass seine Konzeption der Existenzphilosophie im Fronterlebnis des Ers-
ten Weltkriegs geschmiedet worden sei.

Als Rektor hatte Heidegger wenig Vorbehalte gegen die Ächtung von jüdischen 
Fakultätsmitgliedern oder gegen die Denunziation von Gelehrten, die er für po-
litisch unzuverlässig hielt. Von Anfang an war er Augenzeuge der abscheulichen 
antisemitischen Maßnahmen des Regimes, vom antijüdischen Boykott vom April 
1933 über die drakonischen Berufsverbote vom selben Monat, die Nürnberger 
Gesetze von 1935 bis zu den Verfolgungen und Raubzügen der „Kristallnacht“ 
und den Judendeportationen seit 1940/41, mit denen Deutschland „judenrein“ 
gemacht wurde. Weder in seinen Vorlesungen noch in seinen Abhandlungen 
noch in seiner Korrespondenz distanzierte sich Heidegger von dieser Politik. 
Stattdessen, so scheint es, hat er ihr wie anderen Maßnahmen des Regimes rück-
haltlos zugestimmt. Selbst nach dem Krieg hat er sich, trotz vieler Appelle seiner 
Schüler, geweigert, dem Regime abzuschwören. In seiner Antwort auf eine solche 
Anfrage von Herbert Marcuse erklärte Heidegger arglistig, die von den Alliierten 
begangenen Gräueltaten seien genauso schlimm gewesen wie die des NS-Regimes, 

78 Ebenda, S. 194, Hervorhebung im Original.
79 Friedrich Nietzsche, Werke, Bd. 6: Der Wille zur Macht. Versuch einer Umwertung aller Wer-

te, hrsg. von Alfred Baeumler, Leipzig 1930, S. 590 u. S. 592.
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in Deutschland aber seien die Gräuel vor dem Volk verborgen worden80. Heideg-
gers Behauptung ist zweifellos anfechtbar, denn obwohl das öffentliche Wissen 
über die „Endlösung“ begrenzt gewesen sein mag, war das Ausmaß der Verfol-
gungen und Deportationen für jedermann offenkundig, also unmöglich zu igno-
rieren. Schließlich: Wo, glaubte Heidegger, seien Deutschlands 500.000 Juden 
hingekommen?

Die „Schwarzen Hefte“ sind von entscheidender Bedeutung, weil sie uns 
 Heideggers eigene „essentielle“ Rechtfertigung dieser bestialischen Maßnahmen 
und Reaktionen liefern, eine Rechtfertigung, die, weit entfernt davon, nur oka-
sionell oder situationsbedingt zu sein, direkt aus seiner „Seinsphilosophie“ er-
wächst. Heidegger behauptete: „Eine der verstecktesten Gestalten des Riesigen 
und vielleicht die älteste ist die zähe Geschicklichkeit des Rechnens und Schie-
bens und Durcheinandermischens, wodurch die Weltlosigkeit des Judentums ge-
gründet wird.“81

Wie bereits ausgeführt, gab es angesichts des explizit völkischen Charakters 
von Heideggers Fundamentalontologie, für die „Bodenständigkeit“ ein sine qua 
non war, in ihr keinen Platz für „weltlose“ Völker wie die Juden. In seinem existen-
ziellem Wortschatz bedeutete die Bezeichnung eines Volkes als „weltlos“ nichts 
anderes, als ihm das Existenzrecht abzusprechen. „Weltlosigkeit“ war eine Be-
zeichnung, die Heidegger bei anderer Gelegenheit benutzt hatte, um das Dasein 
von Tieren oder Dingen zu bezeichnen. Solche Schöpfungen waren nach seiner 
Auffassung „weltarm“. Damit waren sie der Geschichtlichkeit oder der Befähigung 
zu authentischer geschichtlicher Existenz beraubt.

In ihren Texten zu Kants politischer Philosophie verteidigte Hannah Arendt Kants 
Theorie des Urteils, einen Ansatz, der sich durch seine Fähigkeit zu „repräsen-
tativem Denken“ auszeichnet – die Fähigkeit also, durch die Vorstellungsgabe die 
Meinungen und Überzeugungen anderer Personen in Betracht zu ziehen. Im Ver-
trauen auf den sensus communis oder die Gemeinschaft vernunftbegabter Indi-
viduen immunisieren wir uns gegen die Fallstricke geistiger Verinselung. Aus die-
ser Perspektive ist das Urteil ein intrinsisch assoziativ-gemeinsamer Prozess: Es ist 
eher dialogisch als monologisch, eher kommunikativ als didaktisch. Als solches ist es die 
Antithese jedes philosophischen Solipsismus. Daher ist der öffentliche Gebrauch 
der Vernunft der Inbegriff des kritischen Denkens. Wie Kant erklärte, ist Urteils-
kraft gleichbedeutend mit der Befähigung zu „erweitertem Denken“, wodurch 
Individuen vor intellektueller Isolation und Erfahrungsarmut geschützt werden. 
Das erweiterte Denken repräsentiert einen paradigmatischen Moment intellektu-

80 Vgl. Brief Marcuses an Heidegger vom 28. 8. 1947 und Brief Heideggers an Marcuse vom 
20. 1. 1948, in: Wolin (Hrsg.), The Heidegger Controversy, S. 163: „To the charges of dubious 
validity that you express ‚about a regime that murdered millions of Jews, that made terror 
into an everyday phenomenon, and that turned everything that pertains to the ideas of spirit, 
freedom, and truth into its bloody opposite,’ I can merely add that if instead of ‚Jews’ you 
had written ‚East Germans’, then the same holds true for one of the allies, with the difference 
that everything that has occurred since 1945 has become public knowledge, while the bloody 
terror of the Nazis in point of fact had been kept a secret from the German people.“

81 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 95, Überlegungen VIII, S. 97.
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eller Selbstüberwindung, in dem der enge Subjektivismus transzendiert wird, 
dem wir sonst verhaftet sind82. „Je weiter die Ausdehnung, desto größer der Be-
reich, in dem sich das aufgeklärte Individuum von Standpunkt zu Standpunkt 
bewegen kann, desto ‚allgemeiner‘ wird sein Denken sein.“83

Die Befähigung zu kommunikativem Verstehen, zu dialogischer Erörterung, 
die Arendt in der Folge von Kant beschreibt, ist Heidegger völlig fremd. Auf nahe-
zu jeder Seite der „Schwarzen Hefte“ finden sich alarmierende und erstaunliche 
Belege für diesen Defekt. Da Heidegger glaubte, er stehe als Philosoph in einer 
direkten und unmittelbaren Beziehung zu den „Schickungen des Seins“, dachte 
er, dass er sich völlig von den Werten der horizontalen, intersubjektiven Kommu-
nikation befreien könne. Die rigide ontologisch-historische Trennung, die er zwi-
schen dem Sein und den Seienden vornahm, verstärkte nur die endemische Kurz-
sichtigkeit seines Urteils. Sie trieb ihn dazu, das durchschnittliche alltägliche 
In-der-Welt-Sein auf eine neo-augustinische Weise als Manifestation des „kreatür-
lichen Lebens“ oder einer „gefallenen“ Existenz zu sehen.

Epilog

Vor Kurzem ist Band 97 der Gesamtausgabe erschienen („Anmerkungen I–V; 
Schwarze Hefte, 1942–1948“), der eine neuerliche Kontroverse über die Dürf-
tigkeit von Heideggers politischen Ansichten angestoßen hat. Vielfach wurde 
 Heideggers überkommener Status als einer der „großen Denker“ des 20. Jahrhun-
derts in Frage gestellt84. Wie der gegenwärtige Inhaber des Heidegger-Lehrstuhls 
an der Freiburger Universität, Günter Figal, Bezug nehmend auf die verstörende 
antisemitische Rhetorik und entsprechende Behauptungen im Band 97 der Ge-
samtausgabe bemerkt hat: „So denkt man nicht, wenn man Philosophie betreibt.“85 
Im Januar 2015 trat Figal als Präsident der Internationalen Heidegger-Gesell-
schaft zurück und begründete diesen Schritt damit, dass er sich im Lichte der 
empörenden Äußerungen des Meisters über die Shoah und verwandte Themen 
nicht mehr imstande fühle, ihn in offizieller Eigenschaft zu vertreten86. Auch 
 Peter Trawny, Philosoph an der Universität Wuppertal und Herausgeber der 
„Schwarzen Hefte“, hat vor Kurzem in einem Interview seine starke Frustration 
darüber zum Ausdruck gebracht, dass die „Heidegger-Zunft“ nicht willens sei, die 

82 Immanuel Kant, Kritik der Urteilskraft, § 41, http://gutenberg.spiegel.de/buch/kritik-
der-urteilskraft-3507/51, [letzter Zugriff 26. 5. 2015]. Erstausgabe: Critik der Urtheilskraft, 
Berlin 1790.

83 Hannah Arendt, Das Urteilen. Texte zu Kants politischer Philosophie, hrsg. von Roland 
 Beiner, München 1985, S. 61.

84 Vgl. dazu Richard Wolin, Addio Heidegger, in: Corriere della Sera vom 19. 4. 2015, und ders., 
Heidegger’s Philosophy of Violence, in: The Chronicle Review vom 6. 3. 2015.

85 Interview mit Günter Figal, in: Radio Dreyeckland vom 9. 1. 2015, https://rdl.de/beitrag/
so-denkt-man-nicht-wenn-man-philosophie-betreibt [19. 5. 2015].

86 Vgl. ebenda; vgl. auch Antonio Carioti, Donatella Di Cesare si dimette. È ancora polemica 
sulla Società Heidegger, in: Corriere della Sera vom 30. 3. 2015.
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philosophischen Implikationen des Antisemitismus des Meisters in Betracht zu 
ziehen. Trawny:

„Wir [müssen] mit einer bestimmten Heideggerforschung rigoros brechen.  Diese 
Heidegger-Scholastik, die bei diesem Philosophen grundsätzlich kein Problem 
sieht, die nur eine Verdoppelung des Heideggerschen Textes betreibt und die 
durchaus institutionell schädlich gewirkt hat, zumindest in der Bundesrepublik, 
darf so nicht weitergehen. [. . .] Die ‚Schwarzen Hefte‘ werden auch institutionell 
Spuren hinterlassen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass eine solche ‚Heidegge-
rei‘ noch eine Zukunft hat. Unter ‚Heideggerianern‘ gibt es ja immer noch eine 
Menge Leute, die nicht bereit sind anzuerkennen, dass auch Heidegger ein sozu-
sagen irrtumsfähiger Mensch war.“87

In diesen neuen Debatten war einer der Aspekte, der erhebliche Aufmerksamkeit 
erregte, Heideggers Behauptung, dass die industrielle Vernichtung der europä-
ischen Juden als ein Akt jüdischer „Selbstvernichtung“ verstanden werden sollte. 
Wie Heidegger bemerkte: „Wenn erst das wesenhaft ‚Jüdische’ im metaphysischen 
Sinne gegen das Jüdische kämpft, ist der Höhepunkt der Selbstvernichtung in der 
Geschichte erreicht“, und weiter: “[G]esetzt, dass das ‚Jüdische’ überall die Herr-
schaft vollständig an sich gerissen hat, so dass auch die Bekämpfung ‚des Jü-
dischen’ und sie zuvörderst in die Botmäßigkeit zu ihm gelangt.”88

Worauf könnte Heidegger eine derart verstörende und abwegige Behauptung 
gestützt haben? Die Antwort ist klar: auf die angebliche jüdischen Vormachtstel-
lung bei der Förderung des Triumphs der „Machenschaft” – eine Eigenschaft, die 
sich nach Heideggers Auffassung in den vollständigen Ruin des Seins durch das 
Seiende übersetzte. Heideggers Argumentation war folgende: Insofern die Juden 
als die vorherrschenden Kulturträger der Modernität (seiner Ansicht nach waren 
„das wesenhaft ‚Jüdische‘“ und Modernität grundsätzlich Synonyme) selbst haupt-
verantwortlich für die technologische Verwüstung der Erde seien, hätten sie ihre 
Ausrottung mit industriellen Methoden über sich selbst gebracht. Ihre Ausrot-
tung kann so auf eine pervertierte Weise als ein Akt kollektiven Selbstmords ver-
standen werden. Damit sprach Heidegger zugleich die Deutschen – von denen 
allein, Hölderlin zufolge, das „Rettende“ kommen werde – von jeglicher mora-
lischer und juristischer Verantwortung für die Endlösung frei. Stattdessen machte 
er die Juden mittels der trügerischen Voraussagen der „Seinsgeschichte“ verant-
wortlich für ihre eigene massenhafte Vernichtung.

Ebenso bestürzend ist Heideggers, ebenfalls im vierten Band der „Schwarzen 
Hefte” enthaltene Behauptung, dass die Nachkriegsbesetzung Deutschlands 
durch die Alliierten ein Verbrechen größeren Ausmaßes darstellte als jedes vom 
Dritten Reich begangene. Ihr Sieg im Krieg resultierte nach Heideggers Ansicht 

87 Trawny, „Moralische Schuld ist in Heideggers Philosophie nicht möglich”, in: Hohe Luft vom 
18. 2. 2015. http://www.hoheluft-magazin.de/2015/02/moralische-schuld-ist-in-heideggers- 
philosophie-nicht-moeglich/ [24. 5. 2015].

88 Heidegger, Gesamtausgabe, Bd. 97, Anmerkungen I, S. 20.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

 Richard Wolin:  409 
Heideggers „Schwarze Hefte“  409

in einer „Vernichtung“ Deutschlands. Ein Teil von Heideggers diesbezüglichen 
Überlegungen rührte aus Eigeninteresse und verletzter Eitelkeit her, da eine der 
Konsequenzen des alliierten Sieges darin bestand, dass Heidegger für fünf Jahre 
seine venia legendi verlor. Aus diesem Kontext erwuchs Heideggers Unterstellung, 
der alliierte Sieg stelle eine schicksalshafte Unterdrückung des „Seinsgedanken“ 
dar, den der Freiburger Weise als einziger zu artikulieren fähig sei. Offensichtlich 
ist dies die Art fadenscheinigen und kläglichen Räsonierens, zu der man kommt, 
wenn man die reale Geschichte vom ätherischen Standpunkt der „Seinsgeschich-
te“ aus betrachtet.

Kann ein Philosoph, der mit der Holocaustleugnung liebäugelt, indem er zwar 
den massenhaften Tod der Juden einräumt, aber letztlich die Opfer beschuldigt 
und dabei die Deutschen von jeglicher historischen Verantwortlichkeit entlastet, 
wirklich als einer der größten Denker des Zwanzigsten Jahrhunderts gelten, wie 
seine Anhänger meinen? Nach der „Stunde Null“ war die moralische und recht-
liche Regeneration des Westens an ein Verständnis des Holocaust und analoger 
Verbrechen als einer Negativfolie gebunden. Theodor Adorno hat dazu in „Erzie-
hung nach Auschwitz“ treffend bemerkt:

„Jede Debatte über Erziehungsideale ist nichtig und gleichgültig diesem einen 
gegenüber, daß Auschwitz nicht sich wiederhole. Es war die Barbarei, gegen die 
alle Erziehung geht. […] Die einzig wahrhafte Kraft gegen das Prinzip von Ausch-
witz wäre Autonomie, […] die Kraft zur Reflexion, zur Selbstbestimmung, zum 
Nicht-Mitmachen.“89

Bereits in dem Bremer Vortrag über „Technik“ (1949) hatte Heidegger geschmack-
lose Gleichsetzungen zwischen Ackerbau als „motorisierte[r] Ernährungs-
industrie“, der Berliner Blockade und der „Fabrikation von Leichen in Gaskam-
mern und Vernichtungslagern“ getroffen90. Das ist eine der wenigen unmittelbaren 
Bezugnahmen auf die Shoah, die man in Heideggers œuvre findet; jedoch abstra-
hiert sie vollkommen von der Ideologie des rassistischen Antisemitismus, die den 
diskursiven Rahmen für die entsprechende „Tat“ lieferte. Der gemeinsame Nen-
ner bei der Verbindung dieser disparaten Phänomene war für Heidegger das un-
persönliche Übel autonomer Technologie  – „das Ge-stell“ – und damit nur eine 
 weitere Manifestation der „Seinsvergessenheit“. Auf diese Weise führte ihn seine 
Abneigung gegen Erklärungen, die sich auf empirische Befunde der Geistes-
wissenschaften gründen, fast zwangsläufig zu übertriebenen und unheilvollen Be-
hauptungen der „Seinsgeschichte“ – der Allzweck-Chimäre, von der Heideggers 
Ansicht nach die Geschehnisse in der niederen Sphäre menschlicher Angelegen-

89 Theodor W. Adorno, Erziehung nach Auschwitz (1966), in: Ders., Erziehung zur Mündigkeit. 
Vorträge und Gespräche mit Hellmuth Becker 1959–1969, hrsg. von Gerd Kadelbach, Frank-
furt a. M. 1970, S. 92–109, hier S. 92 u. S. 97.

90 Martin Heidegger, Das Ge-stell, in: Ders., Gesamtausgabe, Bd. 79, Frankfurt a. M. 1994, S. 27: 
„Ackerbau ist jetzt motorisierte Ernährungsindustrie, im Wesen das Selbe wie die Fabrikation 
von Leichen in Gaskammern und Vernichtungslagern, das Selbe wie die Blockade und Aus-
hungerung von Ländern, das Selbe wie die Fabrikation von Wasserstoffbomben.”
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heiten abhängen. In diesem phantasmagorischen – und selbstredend unbeweis-
baren – Schema tritt ein perfektes Beispiel Heideggerscher „Gedankenlosigkeit“ 
im Sinne einer fehlenden „Urteilskraft“ zutage.

Eine der allgemeinen Schlussfolgerungen, die man aus der Lektüre der 
„Schwarzen Hefte“ ziehen kann ist, dass Heideggers Technik-Kritik künftig nicht 
mehr brauchbar ist. Es ist klar, wie integral dieser Ansatz in das Zwischenkriegspa-
radigma der übertriebenen Zivilisationskritik eingebunden war, dessen Rolle bei 
der Diskreditierung der Weimarer Republik in den Augen des deutschen 
 Bildungsbürgertums kaum unterschätzt werden kann. Ebenso klar ist, dass 
 Heideggers Technologie-Kritik von der Mentalität des Antiliberalismus samt Anti-
semitismus nicht zu trennen ist, die den Diskurs des konservativ-revolutionären 
Denkens durchtränkte.

Schließlich haben jüngste Enthüllungen über die editorischen Praktiken bei 
der Vorbereitung der Heidegger-Gesamtausgabe deren wissenschaftliche Verläss-
lichkeit ernsthaft in Frage gestellt91. Es ist ans Licht gekommen (was tatsächlich 
schon seit einiger Zeit bekannt war), dass die Hüter von Heideggers Nachlass 
ebenso wie die Editoren systematisch pronazistische und antisemitische Äuße-
rungen aus den veröffentlichten Versionen von Heideggers Texten getilgt haben, 
was die oft vorgebrachte Behauptung, es handele sich um eine Ausgabe „letzter 
Hand“, Lügen straft. In den letzten Monaten wurde die Situation so kritisch, dass 
der Verleger der Gesamtausgabe, Vittorio Klostermann, sich mit einem brief-
lichen Appell an die verschiedenen Bandherausgeber wandte, die Fälle, in denen 
Heideggers Texte auf diese Weise „gereinigt“ worden seien, vorzulegen. Auch die 
Authentizität der „Schwarzen Hefte“ ist fragwürdig, weil offenkundig ist, dass 
 Heidegger selbst sie verschiedentlich revidierte, Zusätze beifügte oder Berich-
tigungen vornahm. Marion Heinz, Philosophin an der Universität Siegen beklagt: 
„Keiner weiß, wo Passagen gestrichen wurden, wo etwas aus Mitschriften oder 
Nachschriften eingefügt wurde. Wir haben keine verlässliche Grundlage, um 
H eideggers Philosophie [. . .] erforschen und beurteilen zu können.“92 Infolge-
dessen haben Wissenschaftler mit gutem Grund die Bildung einer unabhängigen 
Kommission gefordert, die die Vertrauenswürdigkeit der Edition prüfen soll.

Aus dem Englischen übersetzt von Jürgen Zarusky

91 Vgl. Adam Sobocysnski, „Was heißt ‘N. Soz.’”?, in: Die Zeit vom 26. 3. 2015, http://www.zeit.
de/2015/13/antisemitismus-martin-heidegger-philosoph-schwarze-hefte [19. 5. 2015].

92 Ebenda.
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Am 21. Juni 1978 wurde Till Meyer, ein Terrorist der „Bewegung 2. Juni“, der 
nur wenige Woche zuvor gewaltsam aus der Haft befreit worden war, in einem bul-
garischen Badeort verhaftet und an die Bundesrepublik ausgeliefert. Dem lag eine 
direkte Kooperation zwischen dem Bundeskriminalamt und den bulgarischen Be-
hörden zugrunde. Christopher Nehring rekonstruiert auf der Basis von Akten der 
Staatssicherheitsdienste Bulgariens und der DDR den Hergang und die Hintergrün-
de dieses ungewöhnlichen Vorgangs. Dabei treten nicht nur Verbindungen zwischen 
Bonn bzw. Wiesbaden und Sofia zutage. Es kam auch zu einem vorübergehenden Be-
ziehungsdrama zwischen den Stasis der DDR und der Tschechoslowakei einerseits 
und des eigensinnigen Bulgarien andererseits.  nnnn

Christopher Nehring

Die Verhaftung Till Meyers in Bulgarien
Eine Rand notiz aus dem Archiv der bulgarischen Staatssicherheit

Die Verhaftung des Terroristen und Mitglieds der „Bewegung 2. Juni“ Till Meyer 
im Sommer 1978 in Bulgarien ist bis heute eines der weniger bekannten Kapitel 
in der Geschichte des westdeutschen Terrorismus und seiner Bekämpfung. Der 
vorliegende Aufsatz beruht auf umfassenden Recherchen in den Archiven der 
ehemaligen bulgarischen Staatssicherheit Dyrzhavna sigurnost (DS) und des Bun-
desbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (BStU) und präsentiert neue Tatsachen 
über die Umstände der Verhaftung. Dabei können die bislang bekannten Fakten 
zum Teil bestätigt und zum Teil entscheidend ergänzt werden. Diese speisen sich 
aus drei Hauptquellen: den offiziellen Informationen im Umfeld der Verhaftung 
und des folgenden Prozesses, den Memoiren der Mitglieder der „Bewegung 2. 
Juni“ (u. a. Till Meyers „Staatsfeind“1) sowie aus eigenen Forschungsarbeiten zum 
Verhältnis des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) zum linksextremistischen 
Terrorismus in der Bundesrepublik2.

1 Vgl. Till Meyer, Staatsfeind. Erinnerungen, Hamburg 1996.
2 Vgl. hier vor allem die Studien von Tobias Wunschik, Die Bewegung 2. Juni und ihre Protektion 

durch den Staatssicherheitsdienst der DDR, in: Deutschland Archiv 40 (2007), S. 1014–1024; 
ders., Das Ministerium für Staatssicherheit und der Terrorismus in Deutschland, in: Heiner 
Timmermann (Hrsg.), Diktaturen in Europa im 20. Jahrhundert – der Fall DDR, Berlin 1996, 
S. 289–302; ders., Magdeburg statt Mosambique, Köthen statt Kap Verden. Die RAF-Aussteiger 
in der DDR, in: Klaus Biesenbach (Hrsg.), Zur Vorstellung des Terrors: Die RAF-Ausstellung, 
Bd. 2, Göttingen 2005, S. 236–240; ders., Der West-Berliner Terrorismus in den siebziger Jah-
ren. Die Bewegung 2. Juni und die Justiz, in: Recht und Politik 45 (2009), S. 157–164; Martin 
Jander, Differenzen im antiimperialistischen Kampf. Zu den Verbindungen des Ministeriums 
für Staatssicherheit mit der RAF und dem bundesdeutschen Linksterrorismus, in: Wolfgang 
Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke Terrorismus, 2 Bde., hier Bd. 1, Hamburg 2006, 
S. 696–713.
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Die „Bewegung 2. Juni“

Im öffentlichen Bewusstsein und in der Geschichtswissenschaft steht die linkster-
roristische „Bewegung 2. Juni“, obgleich kaum weniger aggressiv, im Schatten der 
RAF, mit der sie am 2. Juni 1980 verschmolz3. Beide Gruppierungen hatten ihren 
Ursprung in der West-Berliner Außerparlamentarischen Opposition und Studen-
tenbewegung und während der gesamten Zeit ihrer Existenz bestanden enge und 
wechselseitige Verbindungen zwischen ihnen4. Die „Bewegung 2. Juni“ wurde am 
2. Februar 1972 aus verschiedenen, mehr oder weniger organisierten West-Berli-
ner Zirkeln von Ina Siepmann, Norbert Kröcher und anderen gegründet und 
wollte durch ihren Namen an das Todesdatum von Benno Ohnesorg erinnern5. 
Programmatisch speiste sich die Bewegung aus aktionistischen, spontanistischen, 
antiimperialistischen, antifaschistischen, antikapitalistischen, antizionistischen 
und internationalistischen Ideen und wurde auch als das „anarchistische Korrela-
tiv zur RAF“6 bezeichnet7.

In ihren Aktionen, die auf der Idee der sogenannten Stadtguerilla fußten, be-
grenzte sich die „Bewegung 2. Juni“, im Gegensatz etwa zur RAF, auf West-Berlin. 
Keinesfalls minderte dies jedoch das Ausmaß ihrer Gewalttätigkeit oder den „Er-
folg“ ihrer Aktionen. Dabei schöpfte auch die „Bewegung 2. Juni“ das gesamte 
Gewaltrepertoire des Terrorismus aus. Die erste Aktion nach ihrer Gründung war 
ein Sprengstoffanschlag auf den britischen Yachtklub in Berlin, es folgten weitere 
Brand- und Bombenanschläge auf staatliche Einrichtungen8. Zu erster trauriger 
Berühmtheit jedoch gelangte die Bewegung, als sie am 10. November 1974 den 

3 Vgl. Tobias Wunschik, Die Bewegung 2. Juni, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke 
Terrorismus, Bd. 1, S. 531–561, hier S. 531; vgl. auch die Chronologie der Entwicklungsge-
schichte der „Bewegung 2. Juni“ aus Sicht ihres Mitglieds Rollnik, in: Gabriele Rollnik/Daniel 
Dubbe, Keine Angst vor niemand. Über die Siebziger, die Bewegung 2. Juni und die RAF, 
Hamburg 2004, S. 121–126.

4 Vgl. wiederum Wunschik, Die Bewegung 2. Juni, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke 
Terrorismus, Bd. 1, S. 559 f.

5 Vgl. Rollnik/Dubbe, Keine Angst vor niemand, S. 121; Meyer, Staatsfeind, S. 185.
6 Thorwald Proll/Daniel Dubbe, Wir kamen vom anderen Stern. Über 1968, Andreas Baader 

und ein Kaufhaus, Hamburg 2003, S. 101.
7 Wie bei anderen „Spontano-Gruppierungen“ auch, fällt die Bestimmung eines klaren Pro-

gramms und einer Strategie hier nicht immer leicht; vgl. zu dieser Frage Wunschik, Die Be-
wegung 2. Juni, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke Terrorismus, S. 537–541; für 
Originaltexte bzw. Interviews mit ehemaligen Mitgliedern vgl. Das Programm der Bewegung 
2. Juni, in: Der Blues. Gesammelte Texte der Bewegung 2. Juni, 2. Bd., o.O. o.J., S. 10–13; 
Ralf Reinders/Ronald Fritzsch, Die Bewegung 2. Juni. Gespräche über Haschrebellen, Lo-
renzentführung, Knast, Berlin 1995; Gerhard Klöpper, Widerstand gegen die Staatsgewalt. 
Erfahrungen aus der Bewegung 2. Juni, in: Michael Sontheimer/Otto Kallscheuer (Hrsg.), 
Einschüsse. Besichtigung eines Frontverlaufs zehn Jahre nach dem Deutschen Herbst, Berlin, 
1987, S. 58–77; Inge Viett, Nie war ich furchtloser. Autobiographie, Hamburg 1996; Bommi 
Baumann, Wie alles anfing, München 1979.

8 Siehe die „kleine Chronik“ in: Rollnik/Dubbe, Keine Angst vor niemandem, S. 121 f.; vgl. 
auch Stefan Aust, Der Lockvogel. Die tödliche Geschichte eines V-Mannes zwischen Verfas-
sungsschutz und Terrorismus, Reinbek 2002.
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Präsidenten des Berliner Kammergerichts Günther von Drenkmann bei einer als 
Racheakt für den Tod des RAF-Mitglieds Holger Meins gedachten, missglückten 
Entführung erschoss. Wie bei anderen Anschlägen spielte auch hier das Motiv der 
Vergeltung, das sich bereits im Namen der Bewegung spiegelte, eine wichtige 
 Rolle9.

Die Jahre zwischen 1974 und 1977 können zweifelsohne als die aktivsten und 
„erfolgreichsten“ der „Bewegung 2. Juni“ angesehen werden. Nach dem Mord an 
Drenkmann gelang der Bewegung im Februar 1975 eine der spektakulärsten Ent-
führungen der bundesdeutschen Geschichte; das Opfer war der CDU-Spitzenkan-
didat für die Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus, Peter Lorenz. Er wurde, 
im Unterschied zu anderen Entführten, etwa der RAF, erfolgreich als Geisel zur 
Freipressung der Terroristen Ina Siepmann, Verena Becker, Rolf Pohle, Rolf Heiß-
ler und Gabriele Kröcher-Tiedemann genutzt10. Auch die Lösegeld-Entführung 
des österreichischen Unternehmers Walter Palmer im November 1977, die zu-
künftige Aktionen der Bewegung finanzieren sollte, schien zunächst ein gelun-
genes Unternehmen zu sein11. Als spektakulärer Höhe- und gleichzeitig Wende-
punkt kann die mit Waffengewalt durchgeführte Befreiung Till Meyers aus der 
Justizvollzugsanstalt (JVA) Berlin-Moabit im Mai 1978 angesehen werden. Infolge 
der hiernach noch weiter verschärften Fahndungs- und Polizeimaßnahmen wur-
den in den nächsten Jahren die meisten Mitglieder der „Bewegung 2. Juni“ verhaf-
tet, worauf viele der verbliebenen Unterstützer ihren Übertritt in die RAF erklär-
ten12.

Die Bewegung 2. Juni, der Linksterrorismus und das MfS

Die Beziehungen des MfS zur linksterroristischen Szene in der Bundesrepublik 
sind seit der Archivöffnung 1990 einer der wohl am besten beschriebenen und 
kontrovers diskutierten Aspekte der Stasi-Forschung13. Erste Sensationsmel-

 9 Vgl. Wunschik, Die Bewegung 2. Juni, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke Terroris-
mus, Bd. 1, S. 539.

10 Vgl. dazu allgemein Matthias Dahlke, „Nur eingeschränkte Krisenbereitschaft“. Die staatli-
che Reaktion auf die Entführung des CDU-Politikers Peter Lorenz 1975, in: VfZ 55 (2007), 
S. 641–678. Dass die Entführer dabei eine geschickte „Öffentlichkeitsarbeit“ im Stile eines 
modernen Robin Hoods betrieben und 700 DM, die Lorenz in seiner Brieftasche bei sich 
trug, an eine Bittstellerin schickten, deren Brief Lorenz ebenfalls bei sich hatte, brachte der 
Bewegung hier einige Sympathien ein. Vgl. z. B. Viett, Nie war ich furchtloser, S. 137.

11 Vgl. Wunschik, Protektion, S. 1015.
12 Siehe die letzte Erklärung der Bewegung 2. Juni, in: taz vom 11. 6. 1980, S. 5.
13 Alte Diskussionen sind wieder aufgeflammt, als 2009 bekannt wurde, dass der West-Berliner 

Polizist Kurras, der am 2. 6. 1967 den Studenten Benno Ohnesorg während der Anti-Shah-
Demonstrationen erschossen hatte, ein Informeller Mitarbeiter des MfS war (vgl. Steffen 
Mayer, Pressemitteilung des BStU vom 27. 5. 2009). Vgl. zum Überblick mit weiteren Hinwei-
sen auf die Debatten der Zeit: Wunschik, Protektion, S. 1014–1024; ders., Das Ministerium 
für Staatssicherheit und der Terrorismus, in: Timmermann (Hrsg.), Diktaturen in Europa, 
S. 289–302; ders., Hauptabteilung XXII: „Terrorabwehr“, Berlin 1995; Klaus-Dietmar Henke 
u. a. (Hrsg.), Anatomie der Staatssicherheit. Geschichte, Struktur, Methoden. MfS-Hand-
buch, Teil III.16, Berlin 1995; Tobias Wunschik, „Abwehr“ und Unterstützung des internatio-
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dungen der Wendejahre, wonach das MfS Drahtzieher bzw. Auftraggeber für Ter-
rorakte in der Bundesrepublik gewesen sei, wurden allerdings nach einiger Zeit 
von deutlich differenzierteren Darstellungen entkräftet. So zeigten vor allem die 
Forschungen Tobias Wunschiks, dass das MfS eine zweigleisige Strategie gegen-
über den Vertretern der bundesdeutschen Linksterroristen verfolgte: Einerseits 
wurde zugelassen, dass Terroristen die DDR als mehr oder weniger sicheres Rück-
zugs- und vor allem Transitgebiet nutzten, in dem bundesdeutsche Fahndungs- 
und Festnahmegesuche keinerlei Bedeutung hatten. Neben dem noch zu be-
schreibenden Fall Till Meyers wird dies am Falle des Terroristen Johannes 
Weinrich besonders offenkundig. Er war 1982 mit einer Schusswaffe und 25 Kilo-
gramm Sprengstoff auf dem Ost-Berliner Flughafen Schönefeld gelandet und be-
kam – wider geltendes DDR-Recht – nach langen Verhandlungen auch den 
Sprengstoff wieder ausgehändigt, welchen er anschließend (trotz gegenteiliger 
Versprechungen gegenüber dem MfS) am 16. August 1983 für einen Anschlag 
gegen das West-Berliner „Maison de France“ einsetzte14. Bereits 1980 hatte das 
MfS acht ausgestiegenen und steckbrieflich gesuchten ehemaligen RAF-Mitglie-
dern eine neue Identität und Heimat in der DDR gegeben15.

Andererseits jedoch gab es nicht nur Unterstützung seitens des MfS. Ideolo-
gische Differenzen, und hier nicht zuletzt die Ablehnung der terroristischen 
Stadtguerillia als Mittel des revolutionären Kampfes, bewogen das MfS, die links-
terroristische Szene in Westdeutschland auszuspionieren16. Hierzu wurden betei-
ligte Personen bei Aufenthalten oder Grenzüberquerungen systematisch befragt 
und zum Teil auch als Informelle Mitarbeiter geworben. Die Haltung des MfS 
speiste sich vornehmlich aus zwei Überlegungen: Zum einen machte man sich 
Sorgen um einen eventuellen internationalen Ansehensverlust der DDR, sollte 
deren offene Unterstützung von Terroristen bekannt werden. Zum anderen galt es 
als ein vorrangiges Ziel des MfS, der Bildung ähnlicher Organisationen in der 
DDR vorzubeugen und damit eine Destabilisierung des absoluten Machtan-
spruchs von SED und MfS zu verhindern17.

Die Gemeinsamkeit des Feindbildes bei gleichzeitigen Differenzen zwischen dem 
MfS und linksterroristischen Gruppierungen lassen sich auch im Fall der „Bewe-
gung 2. Juni“ erkennen. Mitglieder der Gruppe reisten so immer wieder in und vor 
allem durch die DDR, blieben dabei einerseits trotz aktueller bundesrepublika-

nalen Terrorismus – Die Hauptabteilung XXII, in: Hubertus Knabe (Hrsg.), Westarbeit des 
MfS. Das Zusammenspiel von „Aufklärung“ und „Abwehr“, Berlin 1999, S. 263–273; Jander, 
Differenzen im antiimperialistischen Kampf, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke 
Terrorismus, Bd. 1, S. 696–713.

14 Vgl. Wunschik, Das Ministerium für Staatssicherheit und der Terrorismus, in: Timmermann 
(Hrsg.), Diktaturen in Europa, S. 289 f.

15 Vgl. Andreas Müller/Michael Kanonenberg, Die RAF-Stasi-Connection, Berlin 1992; Wun-
schik, Das Ministerium für Staatssicherheit und der Terrorismus, in: Timmermann (Hrsg.), 
Diktaturen in Europa, S. 290 f.; ders., Magdeburg statt Mosambique, Köthen statt Kap Ver-
den, in: Biesenbach (Hrsg.), Zur Vorstellung des Terrors, Bd. 2, S. 236–240.

16 Siehe hierzu grundsätzlich Wunschik, Hauptabteilung XXII.
17 Vgl. Jander, Differenzen im antiimperialistischen Kampf, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und 

der linke Terrorismus, Bd. 1, S. 713.
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nischer Fahndungsgesuche unbehelligt18. Andererseits waren die Mitglieder bei al-
len Aufenthalten einer ständigen Überwachung ausgesetzt und erhielten nachweis-
lich keinerlei direkte Unterstützung (Ausbildung, Waffen, Geld oder Dokumente).

Till Meyer

Gleich in mehrfacher Hinsicht kann Till Eberhard Meyer, geboren am 31. März 
1944 in Luckenwalde, als Musterbeispiel eines linksextremen Terroristen der „Be-
wegung 2. Juni“ und ihrer zahlreichen Kontakte mit dem MfS gelten. Mit vielen 
Linksterroristen teilt er den biografischen Hintergrund ärmlicher und zerrütteter 
Familienverhältnisse, geringe schulische und berufliche Bildung sowie erste, 
hauptsächlich auf West-Berlin konzentrierte Einflüsse von Studentenbewegung, 
APO, und schließlich das Engagement als Stadtguerillia und Berufsrevolutionär19. 
Wie auch die anderen Mitglieder der „Bewegung 2. Juni“ sah Meyer in dem Abtau-
chen in die Illegalität und dem bewaffneten Kampf gegen „das System“ die Chan-
ce, einerseits die Ziele der Studentenrevolte und andererseits persönliche Gel-
tung, Bewunderung und Anerkennung zu erreichen. Innerhalb der Gruppe galt 
Meyer dabei als schwieriger, oft machohafter Charakter, der an den internen Kon-
flikten der Bewegung nicht selten maßgeblichen Anteil hatte.

An allen terroristischen Aktionen der „Bewegung 2. Juni“ nahm Meyer, der zwi-
schen März 1972 und seiner Flucht beim Freigang am 13. November 1973 bereits 
wegen illegalem Schusswaffenbesitz inhaftiert war, an vorderster Front teil. Nur 
kurze Zeit nach der „erfolgreichen“ Entführung Peter Lorenz‘ jedoch wurde 
Meyer am 6. Juni 1975 erneut verhaftet. Am 27. Mai 1978 wurde er gewaltsam in 
einer spektakulären Aktion durch ein Kommando der „Bewegung 2. Juni“ aus der 
JVA Moabit befreit20. Die im Folgenden beschriebene Verhaftung Meyers brachte 
ihn nach nur 33 Tagen zurück nach Moabit, wo er bis 1986 einsitzen musste. Die 
folgenden Jahre verbrachte er, nachdem er jeglicher Gewalt abgeschworen hatte, 
als Journalist bei der taz und gleichzeitig als IM der für Terrorabwehr zuständigen 
HA XXII des MfS21. Der als DDR-freundlich geltende Meyer arbeitete dabei nach 
eigener Auskunft mit großer Begeisterung für die Stasi22, die er über die linke 
Szene in Berlin informierte und für die er gleichzeitig Desinformationsaufgaben 
über den Verbleib der in der DDR untergekommenen ehemaligen RAF-Terro-
risten übernahm.

18 Vgl. Wunschik, Protektion, S. 1019 f.; so auch Rollnik/Dubbe, Keine Angst vor niemand, 
S. 83: „Die DDR verhielt sich immer solidarisch. Jedenfalls hat sie uns nie in die Pfanne ge-
hauen.“

19 Vgl. Tobias Wunschik, Biographisches Portrait: Till Meyer, in: Jahrbuch für Extremismus und 
Demokratie 10 (1998), S. 231–251; ders., Die Bewegung 2. Juni, in: Kraushaar (Hrsg.), Die 
RAF und der linke Terrorismus, Bd. 1, S. 532–537; Meyer, Staatsfeind, S. 72–244.

20 Vgl. die – durchaus voneinander abweichenden – Schilderungen der Befreiungsaktion aus 
Sicht der Beteiligten bei Viett, Nie war ich furchtloser, S. 189–196, und Meyer, Staatsfeind, 
S. 356–362.

21 Vgl. ausführlicher Wunschik, Biographisches Portrait, S. 243 ff.
22 Vgl. Meyer, Staatsfeind, S. 451–458.
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Verhaftung in Bulgarien

Im Wesentlichen stimmen alle Versionen darin überein, dass Till Meyer zusam-
men mit seinen Kampfgefährtinnen nach der geglückten Befreiung aus dem Ber-
liner Gefängnis am 27. Mai 1978 unter freiem Geleit des MfS23 über die DDR und 
die CSSR in ein Ferienhaus nahe des Touristenzentrums „Goldstrand“ bei Varna 
reiste. Wie vor allem Meyer selbst im Nachhinein ausführlich beschrieb, fühlte 
man sich in dem „sozialistischen Bruderland der DDR“24 sicher, sicherer als im 
blockfreien Jugoslawien, das im Jahr zuvor mit der Bundesrepublik über die 
 Auslieferung von RAF-Terroristen verhandelt hatte. Dass das MfS auch die DS 
über diese Ausreise informierte, ist nicht belegt und aufgrund der hier analysier-
ten Quellen sehr fraglich25.

Während der mehrwöchigen Erholungskur an der „roten Riviera“ in Bulgarien 
sei Meyer dann von einem bundesdeutschen Polizeibeamten – einem „Schließer“ 
der JVA Moabit – im Urlaub am Strand erkannt worden26. Meyer selbst hingegen 
verwarf diese These als „Quatsch“ und entwickelte die Theorie, dass die Telefo-
nate der Gruppe von Bulgarien nach Bielefeld durch routinemäßiges Abhören 
des Bundesnachrichtendienstes (BND) aller Anrufe aus dem Ostblock aufgefal-
len seien27. Die These seiner Identifizierung durch einen JVA-Beamten bezeichne-
te er im Prozess als lancierte Mitteilung, die den Zweck gehabt haben soll, die Zu-
sammenarbeit zwischen Bundeskriminalamt (BKA) und BND zu verschleiern28.

23 Vgl. ebenda, S. 366 f; Viett, Nie war ich fruchtloser, S. 180; Wunschik, Protektion, S. 1024.
24 Vgl. Meyer, Staatsfeind, S. 374 ff.
25 Aus den bislang erschlossenen Materialien der damals noch für die Terrorismusabwehr zu-

ständigen Zweiten Hauptverwaltung DS (Vtoro glavo upravlenie DS – VGU DS) geht nicht 
hervor, ob der DS 1978 außer der RAF überhaupt andere bundesdeutsche Terroristengrup-
pierungen bekannt waren. Vgl. z. B. die entsprechenden Berichte der Antiterroreinheit der 
DS, in: Kommission zur Erschließung der Dokumente und Erklärung der Zugehörigkeit bul-
garischer Bürger zu Staatssicherheit und den Aufklärungsdiensten der Bulgarischen Volks-
armee – KRDOPBGDSRSBNA (Hrsg.), Der internationale Terrorismus in den Dokumenten 
der bulgarischen Staatssicherheit, Sofia 2011 (elektronische Ausgabe), http://comdos.bg/
media/Terorizam-DVD%20BG.pdf [letzter Zugriff 9. 3. 2015], insbesondere die Dokumen-
te, Nr. 18, Nr. 65, Nr. 73, Nr. 84, Nr. 90, Nr. 91, Nr. 106 u. Nr. 123.

26 Meyer, Staatsfeind, S. 384.
27 Ebenda, S. 384 f.; laut den Prozessunterlagen, die ebenfalls im Archiv der HA XXII des MfS 

erhalten sind, breitete Meyer diese These auch vor Gericht aus, um so die Unrechtmäßigkeit 
seiner Verhaftung durch BKA und, wie er vermutete, BND, in Täuschung der Behörden dar-
zustellen. Er sah seine Verhaftung als Teil einer Kriegsmaßnahme der NATO und bat sowohl 
den ehemaligen Präsidenten des BND, den für Geheimdienste zuständigen Staatssekretär im 
Kanzleramt, den Präsidenten des BKA, den Innenminister sowie die an der Maßnahme be-
teiligten BKA-Beamten vorzuladen; BStU, MfS HA XXII 1190, Bl. 23–46, hier Bl. 23 f.; auch 
Gabriele Rollnik verwies auf das Abhören von Telefonverbindungen, wobei sie die ameri-
kanische NSA als Hauptakteur sah. Gleichzeitig schloss sie im Nachhinein die These der 
zufälligen Identifizierung nicht aus; vgl. Rollnik/Dubbe, Keine Angst vor niemand, S. 83 f.

28 BStU, MfS HA XXII 1190, Bl. 30–32; hierbei ergeht sich Meyer auch in – durch das bulgari-
sche Dokument eindeutig widerlegte – Ausführungen über die Illegalität des Einsatzes und 
Dienstwaffengebrauchs der BKA-Beamten in Bulgarien.
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Neue Belege aus dem Archiv der bulgarischen Staatssicherheit

Wie eine neu entdeckte „Auskunft bezüglich der Verhaftung von vier westdeut-
schen Anarcho-Terroristen und die Tätigkeit der Botschaft der BRD in Sofia über 
diesen Fall“29 im Archiv der ehemaligen bulgarischen Staatssicherheit belegt, irrte 
sich Meyer hier. Die vom stellvertretenden Leiter der Abteilung III der Zweiten 
Hauptverwaltung der DS (Vtoro glavno upravlenie VGU-DS) am 5. Juli 1978 angefer-
tigte Auskunft rekapituliert die erste Kontaktaufnahme der deutschen Botschaft 
sowie die weitere Vorgehensweise bei der Verhaftung der Terroristen. Demnach 
wurde die Botschaft der Bundesrepublik in Sofia am 15. Juni 1978 von Bonn über 
die Identifizierung Meyers informiert, woraufhin sich der zweite Sekretär am 
Abend an das bulgarische Außenministerium wandte30. Die Identifizierung selbst 
sei am 13. Juni durch einen „juristischen Beamten in Moabit“ im Kurort Sonnen-
strand31 erfolgt. Ob die Botschaft bzw. das Auswärtige Amt diese Geschichte ledig-
lich als Tarnung für von Meyer vermutete, vom BND gewonnene Informationen 
erfunden hat, lässt sich zwar nicht abschließend beurteilen. Gleichwohl erscheint 
dieses Szenario als unwahrscheinlich, da der bulgarischen Staatssicherheit sogar 
der Name des Moabiter Beamten bekannt war, der Meyer identifiziert haben soll. 
Dass die bundesdeutschen Behörden hierbei so unvorsichtig gewesen sein sollten, 
entweder einen tatsächlichen Beamten derart in Gefahr zu bringen oder aber ei-
nen nicht existierenden Beamten namentlich zu nennen, leuchtet nicht ein. Der 
Auskunft zufolge informierte der deutsche Beamte, dessen Namen aufgrund der 
Regelung des bulgarischen Unterlagengesetzes anonym bleiben muss, als erste 
Reaktion sogar die bulgarische Volksmiliz, die seinen Hinweis jedoch nicht be-
achtet habe32. Die Botschaft fragte daher im bulgarischen Außenministerium 
nach, ob erstens sofortige Maßnahmen zur Suche und Verhaftung Meyers seitens 
der bulgarischen Organe unternommen werden könnten und ob zweitens zwei 
bundesdeutsche Kriminalbeamte zur Unterstützung einreisen dürften33. Bereits 
am folgenden Tag wurde der Botschaft durch das bulgarische Außenministerium 
das Einverständnis übermittelt und die Beamten reisten noch am selben Tag ein34. 
Über den Entscheidungsprozess innerhalb der bulgarischen Staats-, Sicherheits- 
und Parteiorgane ließen sich weder im Archiv der Staatssicherheit noch im Staats- 

29 Arhiv na Komisijata za razkrivane na dokumentite i objavjavane na prinadlezhnost na byl-
garski grazhdani kym Dyrzhavna sigurnost i razuznavatelnite sluzhbi na Bylgarskata narodna 
armija [Archiv der Kommission zur Erschließung der Dokumente und Erklärung der Zuge-
hörigkeit bulgarischer Bürger zur Staatssicherheit und den Aufklärungsdiensten der Bulga-
rischen Volksarmee] (künftig: AKRDOPBGDSRSBNA-M), literno delo VI-L 974, Bd. 25, Bl. 
193–200.

30 Ebenda, Bl. 193.
31 Der „Sonnenstrand“ (slyntschev brjag) liegt bei Burgas, wohingegen der von Meyer erwähnte 

„Goldstrand“ (zlatni pjazyci) im Norden bei Varna liegt. Meyer meinte jedoch, die Maschine, 
mit der sie in die Bundesrepublik zurückgeflogen wurden, sei vom Flughafen Burgas gestar-
tet, was für eine Verwechslung des Kurortes durch Meyer spricht.

32 AKRDOPBGDSRSBNA-M, literno delo VI-L 974, Bd. 25, Bl. 193.
33 Ebenda, Bl. 194.
34 Ebenda.
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und Parteiarchiv entsprechende Quellen finden. Auszugehen ist hierbei jedoch 
davon, dass eine Entscheidung dieser Tragweite lediglich in den obersten Rängen 
der Führung zwischen Staats- und Parteichef Todor Zhivkov, Außenminister Petar 
Mladenov und Innenminister Dimitar Stojanov getroffen werden konnte. Bei dem 
Treffen zwischen DS und MfS im April 1979, auf das später noch zurückzukom-
men ist, verwiesen die Bulgaren ebenfalls darauf, dass die Entscheidung zur Koo-
peration mit dem BKA vom Zentralkomitee der BKP und nicht von der DS getrof-
fen wurde35. Im Kollegium des Innenministeriums wurde am 26. Juni 1978 – also 
fünf Tage nach der Verhaftung – der Fall mündlich durch den stellvertretenden 
Innenminister Generaloberst Shopov vorgetragen36. Über diesen Vortrag wurden 
im Protokoll keinerlei Aufzeichnungen erstellt, was darauf schließen lässt, dass 
die bulgarische Staatssicherheit intern so wenig wie möglich Aufsehen um den 
durchaus einmaligen Vorgang erregen wollte.

Bei den Treffen zwischen den deutschen Kriminalbeamten und Vertretern des 
bulgarischen Außenministeriums sowie der Staatssicherheit einigte man sich 
schnell darauf, dass der Zugriff auf die Terroristen durch deutsche Beamte ge-
schehen solle, da die Bulgaren sehr bemüht waren, sich im Hintergrund zu hal-
ten37. Auch die Ausrüstung musste von den Deutschen selbst mitgebracht werden, 
ansonsten genossen sie jedoch „völlige Freiheit“ und die Unterstützung der bulga-
rischen Organe. Laut der Auskunft war das BKA darüber „entzückt“, wohingegen 
die westdeutsche Botschaft über diese großzügige Kooperation sehr „verwundert“ 
gewesen sei38. Noch am Abend der Verhaftung habe sich ein Reporter der „Bild“ 
in der Sofioter Botschaft gemeldet und Einzelheiten über den Vorfall verlangt, 
wie in den folgenden Tagen nach ihm noch einige weitere Journalisten39. Durch 
eine Indiskretion staatlicher Stellen in der Bundesrepublik muss die Information 
wohl noch am 21. Juni an die Presse gelangt sein. Die Botschaft, das Auswärtige 
Amt und das BKA wollten die Einzelheiten, vor allem das Land, in dem Meyer 
gefasst wurde, noch mehrere Tage geheim halten40. Wie der Botschafter anmerk-
te, sei dies im Interesse der bulgarischen Stellen, die ihre (überraschende) Ko-
operation in der Causa Meyer international kleinhalten wollten.

Bulgarien und die Bundesrepublik, das BKA und die DS

Meyer selbst zitierte in seinen Erinnerungen ein nicht näher beschriebenes „Stasi-
Papier“, das die dargestellten Ereignisse mit Ausnahme der Identifizierung 
Meyers bestätigt. Meyer interpretierte dies jedoch, vor allem da dort eben kein 
Hinweis auf seine Erstidentifizierung gegeben wurde, als Beweis für seine BND-

35 BStU, ZA, MfS HA XXII 284/1, Bl. 21.
36 AKRDOPBGDSRSBNA-M, F. 1 op. 12 a.e. 20, Bl. 13.
37 AKRDOPBGDSRSBNA-M, literno delo VI-L 974, Bd. 25, Bl. 194 f.
38 Ebenda, Bl. 195.
39 Ebenda, Bl. 196 f.
40 Ebenda.
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These41. Selbst 20 Jahre danach schien Meyer in seinen Erinnerungen das Gesche-
hene, insbesondere die Rolle und Kooperation der Volksrepublik Bulgarien mit 
den deutschen Behörden, immer noch nicht recht einordnen zu können. Auch 
wenn er seine ursprüngliche Annahme von einem „Kidnapping“ durch das BKA 
verwerfen musste, bot er außer Anklagen von ideologischem Verrat („verraten 
und verkauft“) an die Adresse des kommunistischen Bulgariens keine Erklärung.

Wie bereits erwähnt, lässt sich die Entscheidung zur Kooperation und Ausliefe-
rung Meyers innerhalb der bulgarischen Stellen bislang nicht detailliert nachvoll-
ziehen. Am Wahrscheinlichsten erscheint, dass Zhivkov selbst die Entscheidung 
traf oder sich einverstanden erklärte. Für diese überraschende Entscheidung las-
sen sich einige gute Argumente finden: Die Verhaftung Meyers fiel in eine neue 
Phase der bulgarisch-deutschen Beziehungen. Nicht nur der jederzeit drohende 
Staatsbankrott, der gerade 1978 wieder einmal über der Staats- und Parteiführung 
schwebte42, machte zumindest im Bereich der wirtschaftlichen Beziehungen ein 
Umdenken erforderlich. Bereits Ende der 1970er Jahre war die Bundesrepublik 
einer der größten Handelspartner Bulgariens außerhalb des Rates für gegensei-
tige Wirtschaftshilfe – trotz Embargo. Auf der Plovdiver Messe war Westdeutsch-
land gar mit mehr Ständen vertreten als der große Bruder Sowjetunion. Dass die 
Kooperation bei der Verhaftung Meyers, gerade im Angesicht der fehlgeschla-
genen Auslieferung der RAF-Terroristen aus Jugoslawien an die Bundesrepublik, 
ein Zeichen des guten Willens Sofias an Bonn war, liegt auf der Hand. Zhivkov 
selbst sollte in den 1980er Jahren sogar so weit gehen, lauthals den Plan zu ver-
künden, die Volksrepublik in eine „Mini-BRD“ verwandeln zu wollen, weshalb er 
öffentlich von Gorbatschow gerügt wurde43. Meyer machte im Rahmen seines Ge-
richtsprozesses ebenfalls auf für 1978 angesetzte, neue handelspolitische Ge-
spräche zwischen Bulgarien und der Bundesrepublik aufmerksam44. Dabei be-
schuldigte er Bonn, Bulgarien im Zusammenhang mit seiner Auslieferung 
ökonomisch erpresst zu haben45. Damit verwarf Meyer seine frühere These vom 
„Kidnapping“ und gestand die offensichtliche Kooperation der bulgarischen Be-
hörden mit dem BKA ein, führte sie jedoch auf „politisch-wirtschaftliche 
Erpressung“46 zurück.

41 Meyer, Staatsfeind, S. 384 f.; vgl. auch Dieter Schenk, Der Chef: Horst Herold und das BKA, 
Hamburg 1998, S. 355 f., der die Version der Verhaftung, wie sie aus den bulgarischen Akten 
hervorgeht – samt Identifizierung durch einen Beamten der JVA Berlin – stützt.

42 Zum ständig drohenden Staatsbankrott vgl. Hristo Hristov, Tajnite faliti na Komunizma, Sofia 
2007.

43 Vgl. dazu u. a. Todor Zhivkov, Memoarite, Bd. 2, Sofia 1997; http://slivendnesiutre.wordpress.
com/2011/09/07/%D1%82-%D0%B6%D0%B8%D0%B2%D0%BA%D0%BE%D0%B2-
%D1%81%D1%82%D0%B0%D0%BD%D0%B0%D1%85-%D0%BD%D0%B5%D0%BF
%D0%BE%D0%B4%D1%85%D0%BE%D0%B4%D1%8F%D1%89-%D0%B7%D0%B0-
%D0%BC%D0%BE%D1%81%D0%BA%D0%B2%D0%B0/ [8. 8. 2013].

44 BStU, MfS HA XXII 1190, Bl. 37.
45 Hier führte Meyer die Drohung seitens der Bundesrepublik an, eine Diffamierungskampa-

gne gegen die Volksrepublik Bulgarien zu starten; vgl. ebenda, Bl. 39 f.
46 Ebenda, Bl. 41.
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Archivfunde in Sofia zeigen, dass die Verhaftung Till Meyers keineswegs das 
erste Mal war, dass das BKA mit der bulgarischen Staatssicherheit Kontakt hatte47. 
Mehrere Aktenordner belegen, dass BKA-Präsident Horst Herold im Auftrag des 
Bundesinnenministers Gerhard Baum spätestens ab 1976 mit dem bulgarischen 
Innenministerium Verbindung aufgenommen hatte. Ob es ihm bewusst war, dass 
sein Gesprächspartner Jotov Abteilungsleiter der Zweiten Hauptabteilung VGU-
DS war, kann bezweifelt werden48. Im Einzelnen sondierte Herold dabei das 
T errain für eine Kooperation bei der Bekämpfung des internationalen Drogen-
schmuggels (aus der Türkei über Bulgarien nach Deutschland) und der 
Autoschieberei (gestohlene Wagen aus der Bundesrepublik über Bulgarien in 
den Orient)49. Die Intention hierbei war klar: Im Rahmen von „Wandel durch An-
näherung“ sollte die Kriminalitätsbekämpfung internationalisiert und außerhalb 
bundesdeutscher Grenzen betrieben werden. Hierzu wurden Partner benötigt 
und man lotete deshalb aus, inwieweit das kommunistische Bulgarien bereit war, 
eine solche Rolle einzunehmen. Die Treffen fanden zunächst auf unterer, opera-
tiver Ebene statt. Jedoch ist auch hier ausgeschlossen, dass die Kooperationsbe-
reitschaft ohne die explizite Zustimmung der Staatsführung geprüft wurde. Wie 
ein Dokument belegt, informierte der bulgarische Innenminister Stojanov den 
Staatschef Zhivkov ausführlich über die Verhandlungen mit dem BKA, ohne dass 
jedoch eine Anweisung oder Reaktion Zhivkovs überliefert wäre50. Nach der Ver-
haftung Meyers wurde sogar ein offizieller und prestigeträchtiger Besuch Baums 
in Sofia verhandelt, der, wie ein Ergebnisprotokoll des BKA belegt, am 16. Okto-
ber 1981 mit Stojanov und Finanzminister Beltschev als Gastgeber durchgeführt 
wurde51. Einigen konnte man sich ferner auf eine Materiallieferung des BKA, bei 
der es sich im Einzelnen um Röntgenprüfanlagen, Metalldetektoren, Sprengsatz-
detektoren und einen Langzeitbeobachtungswagen handelte52. Die Wünsche der 
DS nach spezifischer Computertechnik wurden vom BKA abgelehnt, da dies ge-
gen das Wirtschaftsembargo des Westens verstoße.

Wiederum ist aus den Quellen nicht ersichtlich, ob sich Herold über den tat-
sächlichen Hintergrund seiner Gesprächspartner innerhalb der bulgarischen 
Staatssicherheit im Klaren war. Als sich die bulgarische Seite darüber beschwerte, 
dass im Westen die Staatssicherheit mit Auftragsmorden in Verbindung gebracht 
werde, versicherte Herold, dass dies lediglich die „reaktionären Kreise der BRD“ 
seien, das BKA jedoch wisse, dass die DS nicht mit solchen Methoden arbeiten 

47 Unklar bleibt, ob sich das BKA und Bundesinnenminister Baum wirklich über die Identität 
ihrer Gesprächspartner im Klaren waren.

48 Ein Dokument der Deutschen Botschaft in Sofia, das im Archiv des Auswärtigen Amts ge-
funden wurde, verzeichnet General Jotov bei seinem Besuch bei BKA-Präsident Herold vom 
17.-20. 2. 1981 als „Leiter der bulgarischen Zollbehörden“, nicht als Abteilungsleiter in der 
VGU-DS; Politisches Archiv des Auswärtigen Amts (künftig: PA/AA), (Neues Amt), ZWISCH 
1132855; Schenk, Der Chef, S. 355, erwähnt Jotov als „Miliz-General“.

49 AKRDOPBGDSRSBNA-M, F. 1 op. 11a a.e. 1003, Bl. 21–25.
50 AKRDOPBGDSRSBNA-M, literno delo VI-L-979, Bd. 1, Bl. 35–38.
51 PA/AA, (Neues Amt), ZWISCH 1132855.
52 AKRDOPBGDSRSBNA-M, literno delo VI-L-979, Bd. 1, Bl. 22.
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würde53. In Anbetracht der Ermordung des bulgarischen Schriftstellers Georgi 
Markov in London im Sommer desselben Jahres verwundert Herolds Aussage. 
Auch die Tatsache, dass er bei seinen Besuchen rund um die Uhr sowohl visuell 
als auch akustisch überwacht wurde54, wirft ein grelles Schlaglicht darauf, wie es 
um das Vertrauen und die Einstellung der DS zu ihren Kooperationspartnern be-
stellt war. Aus einer Analyse des Wissenschaftlichen Informationszentrums des 
bulgarischen Innenministeriums aus dem Jahre 1976 in Bezug auf den vom BKA 
gemachten Vorschlag, die Zentralrechner der größten bulgarischen Grenzüber-
gangsstellen an die Datei des BKA anzuschließen, sodass gestohlene Autos ver-
folgt und beschlagnahmt werden könnten, geht weiterhin hervor: „Bei diesem 
Vorschlag hätten sie [das BKA] ungehinderten Zugang, was bedeutet, dass von 
unserer Seite aus die Informationen entweder nur offene oder Desinformationen 
sein können.“55 Dieter Schenk zufolge hatte Herold den Bulgaren zuvor den Vor-
schlag unterbreitet, ihre Grenzstationen an die INPOL-Terminals mit Sachfahn-
dungsdaten anzuschließen, was dann innerhalb eines halben Jahres den Kfz-
Schmuggel auf der Route über Bulgarien zum Erliegen brachte56.

Das bereits genannte Ergebnisprotokoll des BKA über das Treffen von Baum 
mit Stojanov und Beltschew am 16. Oktober 1981 zeigt darüber hinaus, dass die 
bulgarische Seite immer wieder auf Lieferungen im Umfang von mindestens fünf 
Millionen DM drängte und sich nicht besonders entgegenkommend zeigte, was 
die Möglichkeiten zur Etablierung einer langfristigen, direkten operativen Ko-
operation mit dem BKA betraf57. Obgleich, wie aus den Abhörberichten der VGU-
DS bereits im Fall Till Meyers hervorgeht, die BKA-Beamten die Kooperation mit 
der DS stets lobten, hatte diese aus ideologischen Gründen zu keiner Zeit eine 
aufrichtige Partnerschaft im Sinn58. Vielmehr versuchte die bulgarische Staatssi-
cherheit sich ihre Kooperation durch dringend benötigte Materiallieferungen 
und prestigeträchtige Besuche auf höchster Ebene teuer bezahlen zu lassen. 
Gleichzeitig strebte sie jedoch danach, diese Kooperation nicht über ein notwen-
diges (und für sie immer noch nützliches) Minimum hinausgehen zu lassen. Wie 
Stojanov dabei ganz richtig in seinem Bericht an Zhivkov anmerkte, ging die Ent-
wicklung der Zusammenarbeit nach der Kooperation bei der Verhaftung Till 

53 AKRDOPBGDSRSBNA-M, F. 1 op. 11a a.e. 1003, Bl. 19 f.
54 Siehe hierzu den kompletten zweiten Band der Objektakte, in: AKRDOPBGDSRSBNA-M, 

literno delo VI–L–979 Bd. 2.
55 AKRDOPBGDSRSBNA-M, F. 1 op. 11a a.e. 1003, Bl. 4.
56 Vgl. Schenk, Der Chef, S. 355.
57 PA/AA, (Neues Amt), ZWISCH 1132855. In diesem Protokoll wird Jotov als „Sicherheits-

direktor von Sofia“ bezeichnet, eine nicht existierende Position im bulgarischen Innenmi-
nisterium, und ein „Herr Mitev“, bei dem es sich höchstwahrscheinlich um den Leiter der 
Abteilung für Internationale Verbindungen der Staatssicherheit handelte, mit unbekanntem 
Dienstgrad und Stellung genannt. Auch hier wurde also das BKA im Unklaren darüber gelas-
sen, dass es nicht mit den „normalen“ bulgarischen Strafverfolgungsbehörden, sondern mit 
der kommunistischen Staatssicherheit verhandelte.

58 Besonders wunderten sich die bulgarischen Beamten auch darüber, dass seitens der bundes-
deutschen Gäste kein einziges Mal nach ihrer Kooperation mit dem MfS gefragt wurde; vgl. 
Jordan Baev, KGB v Bylgarija, Sofia 2009, S. 288 f.
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Meyers deutlich voran59, was Herold auch bei seinem ersten persönlichen Treffen 
nach der Verhaftung am 20. September 1978 in Sofia ansprach60.

Die Reaktion des MfS auf Meyers Verhaftung

Wie aber, um ein letztes Teil des Puzzles einzufügen, reagierte das MfS auf die 
plötzliche Kooperation ihrer bulgarischen Kollegen mit dem Klassenfeind? Dass 
die DS zum Beispiel das MfS über ihre seit mindestens 1976 andauernden Treffen 
mit dem BKA unterrichtete, ist weder belegt noch wahrscheinlich. Das MfS sei-
nerseits war durch seine Quellen in West-Berlin frühzeitig über die Umstände der 
Verhaftung Meyers informiert61. Die hier genannten Informationen decken sich 
dabei völlig mit der Faktenlage, wie sie der Bericht der DS wiedergibt. Auch ein 
Brief Meyers vom 26. Juni 1978 aus der JVA Moabit an seinen Anwalt, der die Um-
stände der Verhaftung in Meyers üblichem Duktus zusammenfasste, war dem MfS 
offensichtlich übergeben worden62. Diese Quellen klärten zwar den Hergang der 
Ereignisse für das MfS, warum die DS dem BKA jedoch Hilfestellung leistete, 
blieb ihm verborgen. Eine schriftliche Information oder Konsultation mit dem 
Ministerium Erich Mielkes im Vorfeld der Verhaftung hat es ganz offenbar nicht 
gegeben. Wie sein Telegramm an Stojanov vom 22. Juni 1978 deutlich macht, hat-
te das MfS am selben Abend durch bundesdeutsche Nachrichtenagenturen von 
der Verhaftung Kenntnis erhalten und bat nun um eine Bestätigung, um sicher zu 
stellen, dass es sich hierbei nicht um eine gezielte Desinformation handelte63. 
Gleichzeitig zeigte das MfS „operatives Interesse“ an allen Angaben, die in dieser 
Sache gemacht werden konnten. Bereits am 23. Juni 1978 antwortete Stojanov 
und gab die Umstände der Verhaftung – Identifizierung Meyers per Zufall, offizi-
elle Anfrage auf diplomatischem Wege, Verhaftung durch vier BKA-Männer – 
richtig wieder64. Zudem teilte er mit, dass die DS an der Verfolgung der entkom-
menen westdeutschen Terroristen kein Interesse habe und die Volksrepublik 
Bulgarien erbost darüber sei, dass – entgegen anderslautenden Versprechungen 
– die bundesdeutsche Seite den Vorfall und die Rolle Bulgariens darin nicht ge-
heim gehalten hatte. Eben jene Indiskretion, die die Verhaftung schon am 22. 
Juni 1978 zur Mediensensation machte, zwang die DS, ihre eigene Beteiligung 
und die Kooperation mit dem Klassenfeind auch vor ihren Verbündeten zugeben 
zu müssen. Das Mittel der Veröffentlichung könnte also ein von Bonn geschickt 
gewähltes Instrument gewesen sein, um die Bulgaren einerseits vor ihren Part-
nern bloßzustellen und andererseits mit Lob zu überschütten und so die verkrus-
teten Beziehungen zum Westen aufzufrischen. Außenminister Mladenov jeden-

59 AKRDOPBGDSRSBNA-M, literno delo VI-L-979, Bd. 1, Bl. 34.
60 AKRDOPBGDSRSBNA-M, F. 1 op. 11a a.e. 1003, Bl. 25.
61 Vgl. die in der HA XXII verbliebenen Kopien von streng vertraulichen Berichten der West-

Berliner Justizbehörden vom 27. 6. 1978 über die Verhaftung Meyers und den Justizbeamten, 
der ihn in Bulgarien identifiziert hatte, in: BStU, ZA, MfS HA XXII 5734, Bd. 3, Bl. 208–213.

62 BStU, ZA, MfS HA XXII 19183, Bl. 5–27.
63 Ebenda, Bl. 1.
64 Ebenda, Bl. 9, im russischen Original.
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falls war bereits zwei Wochen später, am 3. Juli 1978, zum offiziellen Staatsbesuch 
in Bonn und konnte sich persönlich für die Kooperation bei der Festnahme 
Meyers danken lassen.

Für diesen enormen Fortschritt in den Beziehungen zwischen der Bundesre-
publik und der Volksrepublik mussten die Bulgaren, insbesondere die DS, inner-
halb des sozialistischen Lagers jedoch einen hohen Preis bezahlen. Wie ein Brief-
wechsel zwischen dem MfS und seinem tschechoslowakischen Pendant zwischen 
dem 26. und 29. Juni 1978 beweist, hatte die DS mit ihrem Alleingang offenbar 
nicht nur das MfS, sondern auch die tschechoslowakische Staatssicherheit brüs-
kiert. Denn anscheinend war die DS bei der Verhaftung Meyers so sehr darauf 
bedacht, das BKA schnell wieder aus dem Land zu bekommen, dass die drei Ter-
roristinnen Regine Nikolau, Inge Viett und Ingrid Siepmann, mit denen Meyer in 
Bulgarien war, einfach laufen gelassen wurden. Sie reisten am 27. Juni nach Prag, 
wo sie bei der Ankunft von der Staatssicherheit verhaftet wurden. Nach Eigendar-
stellung Vietts hatte ihnen die bulgarische Passbehörde offen ihr Bedauern über 
die erfolgte Verhaftung ausgedrückt und von nun an Sicherheit und freie Ausreise 
versprochen65. Aus den Informationen der tschechoslowakischen Staatssicherheit 
geht jedoch hervor, dass ein nicht genannter Mitarbeiter der DS am 26. Juni 1978 
beim Konsulat der CSSR angefragt hatte, ob die drei Frauen ein Visum beantragt 
und erhalten hätten. Da dabei der Vertreter der Staatssicherheitsorgane in Sofia 
nicht einbezogen wurde, kam in Prag wohl der Verdacht auf, dass die DS die 
Gruppe in die CSSR abschieben wollte, ohne dies vorher abzusprechen66. Nach 
Information der tschechoslowakischen Staatssicherheit wurde sie erst 20 Minuten 
vor Landung des Flugzeugs von Sofia über die drei besonderen Passagiere infor-
miert67. Die Terroristinnen wiederum verlangten mit dem MfS zu sprechen, wes-
halb der Leiter der Abt. X, Willi Damm, am 28. Juni nach Prag reiste und ihre 
Ausreise und Übergabe in die Obhut des MfS organisierte68. Bei dieser Gelegen-
heit brachten sowohl Damm als auch sein Gegenüber Vlcek in Vertretung für ihre 
Minister das Unverständnis und die Empörung ihrer Organe über die Kooperati-
on der DS mit den bundesrepublikanischen Behörden bei der Verhaftung und 
Auslieferung Meyers zum Ausdruck69. Beide Seiten erklärten, dass es „über die 
Taktik und die Methode des Kampfes gegen den Imperialismus unterschiedliche 
Auffassungen [zwischen den sozialistischen Staaten und den Terroristen] geben 
kann, aber ein Paktieren, Zusammenwirken mit den Feinden gegen die betref-
fenden Kreise darf es auf keinen Fall geben“70. Daher sei zwar unklar, wie mit den 
Terroristen zu verfahren sei, „klar ist nur, dass es keine Auslieferung an die BRD 
geben wird“71. Das MfS war der Auffassung, „dass diese Personen reisen sollten, 

65 Vgl. Viett, Nie war ich furchtloser, S. 202 f.
66 BStU, ZA, MfS HA XXII 19188, Bl. 17.
67 Ebenda, Bl. 15.
68 Siehe dazu insgesamt ebenda, Bl. 11–21.
69 Ebenda, Bl. 16–18.
70 Ebenda, Bl. 17, Hervorhebung im Original.
71 Ebenda, Hervorhebung im Original.
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wohin sie wünschen“72, auch gegen eine „Reise“ in die DDR bestanden keine Ein-
wände, weshalb die „Abschiebung“ der drei in die DDR sofort ermöglicht wurde.

Die bulgarische Staatsführung und mit ihr die Staatssicherheit hatten also 
durch ihre Hilfestellung bei der Verhaftung Meyers zwar eine Verbesserung der 
Beziehungen zur Bundesrepublik erreicht, zahlten hierfür jedoch mit Unver-
ständnis und Anfeindungen im sozialistischen Lager. So ereiferte Mielke sich da-
rüber, dass trotz Vereinbarungen über das politisch-operative Zusammenwirken 
die „Bruderorgane“ nicht informiert wurden73. Ob bzw. in welcher Form dieser 
Ärger durch Mielke und seinen tschechischen Ministerkollegen direkt an die Bul-
garen herangetragen wurde, ist wiederum nicht belegt. Einmal noch, im Zuge der 
„Internationalen Beratung der Bruderorgane in Prag vom 3.-5. April 1979“, wurde 
dieses Thema zwischen MfS und DS angesprochen74. Hier jedoch keineswegs auf 
Minis terebene, sondern einzig im Rahmen des bilateralen Austausches zwischen 
den Abteilungsleitern der Terrorismusabwehr. Laut MfS-Aufzeichnungen habe 
bei den bilateralen Gesprächen „die Erörterung des hinterhältigen Vorgehens der 
BRD-Organe in Zusammenhang mit der Festnahme der Gruppe um Till Meyer 
durch ein grenzüberschreitendes Zielfahndungs-Kommando des BKA“75 im Mit-
telpunkt gestanden. Die bulgarische Staatssicherheit verwies bei diesem Problem 
auf die unklare Situation, bei der viele Zusammenhänge unbekannt gewesen 
seien, und zudem auf die hektische Sommersaison, in der öffentliche Meldungen 
über Terroristen einen Störfaktor für die Tourismusbranche darstellten und die 
interne Auslastung so hoch gewesen sei, dass keine bessere Koordination mit den 
Bruderorganen möglich gewesen sei76. Darüber hinaus erklärte die DS, dass die 
BKA-Aktion nach Rücksprache mit dem Zentralkomitee der Bulgarischen Kom-
munistischen Partei erfolgte, die Entscheidung also auf politischer Ebene getrof-
fen worden war. Seitens des MfS ließ man es offenbar damit bewenden und stellte 
keine weiteren Fragen. Die Verhaftung Meyers bildete den wohl größten Vertrau-
ensbruch zwischen MfS und DS77; dennoch gab es danach keinerlei Anzeichen 
dafür, dass sich die Beziehungen und die Zusammenarbeit, ob auf operativer 
oder auf Leitungsebene, dadurch wesentlich geändert hätten.

72 Ebenda.
73 Ebenda, Bl. 18.
74 BStU, ZA, MfS HA XXII 284/1, Bl. 20 f.
75 Ebenda, Bl. 20.
76 Ebenda, Bl. 21.
77 Vgl. den Überblicksartikel zu den Beziehungen von MfS und DS insgesamt von Christopher 

Nehring, Die Zusammenarbeit der bulgarischen Staatssicherheit mit dem Ministerium für 
Staatssicherheit der DDR (Texte zum Kommunismus, Veröffentlichungsreihe der Konrad-
Adenauer-Stiftung, Büro Bulgarien), http://www.kas.de/wf/doc/kas_33548–1522-1–30.
pdf?130218140643 [18. 2. 2013].
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Der Tübinger Historiker Anselm Doering-Manteuffel hat in den Vierteljahrs-
heften für Zeit ge schichte vor kurzem sein Konzept der Zeitbögen vorgestellt. Er 
bietet damit ein politische Zäsuren übergreifendes, an handlungssteuernden Ideen 
orientiertes Deutungsmuster an, um die deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert zu 
verorten. Peter Hoeres nimmt das Konzept der Zeitbögen kritisch unter die Lupe, 
hinterfragt seine normativen Im pli kationen, wägt analytisches Potenzial und inhalt-
lich-methodische Blindstellen ge gen ein an der ab und zeigt Perspektiven für alternati-
ve Interpretationen auf.  nnnn

Peter Hoeres

Gefangen in der analytisch-normativen Westernisierung 
der Zeitgeschichte
Eine Kritik am Konzept der Zeitbögen

Wie ist die wechselvolle deutsche Geschichte des 20. Jahrhunderts historiogra-
fisch konzeptualisierbar? Kann man sie wie Heinrich August Winkler und Ulrich 
Herbert, mit stabilem normativen Werkzeug ausgestattet, in zwei Hälften mit 
 einer mehr (Winkler) oder weniger (Herbert) scharfen Zäsur 1945 teilen1? Der 
Vorschlag, den jüngst Anselm Doering-Manteuffel an dieser Stelle gemacht hat2, 
ist anspruchsvoller. Anders als Winkler und Herbert, die in ihren Gesamtdarstel-
lungen in unterschiedlichem Maße auf die politischen Zäsuren fixiert bleiben, 
orientiert sich Doering-Manteuffel an Zeitbögen. Unter dem ursprünglich astro-
nomischen Begriff versteht der Autor, der über eine ausgeprägte Fähigkeit zur 
Begriffsprägung verfügt3, eine Zeitspanne von mehreren, sich überlappenden 
Dekaden, die „durch markant unterschiedliche Vorstellungen von der Ordnung 
in Gesellschaft und Staat gekennzeichnet sind“ (S. 324). Das Konzept gilt es im 
Folgenden kritisch zu diskutieren und mit Alternativvorschlägen zu konfrontie-
ren. Damit sollen einige Probleme einer analytisch-normativen Westernisierung 

1 Vgl. Heinrich August Winkler, Der lange Weg nach Westen, 2 Bde., München 2000; ders., 
Geschichte des Westens, Bd. 3: Vom Kalten Krieg zum Mauerfall, München 2014; Ulrich Her-
bert, Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert, München 2014. Herbert geht zwar von 
einer historischen Einheit der „Hochmoderne“ zwischen 1890 und 1990 aus, hält aber an ei-
ner scharfen Zäsur der „Stunde Null“ (S. 549, dort ohne Anführungszeichen) fest. Zu Herberts 
Buch vgl. meine demnächst erscheinende ausführliche Kritik im Jahrbuch Extremismus & 
Demokratie 27 (2015).

2 Vgl. Anselm Doering-Manteuffel, Die deutsche Geschichte in den Zeitbögen des 20. Jahrhun-
derts, in: VfZ 62 (2014), S. 321–348. Die mit Seitenzahlen im Haupttext ausgewiesenen Zitate 
im Folgenden stammen aus diesem Aufsatz.

3 Vgl. Anselm Doering-Manteuffel, Wie westlich sind die Deutschen? Amerikanisierung und 
Westernisierung im 20. Jahrhundert, Göttingen 1999; ders./Lutz Raphael, Nach dem Boom. 
Perspektiven auf die Zeitgeschichte seit 1970, Göttingen 2008.
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der Zeitgeschichtsschreibung erörtert werden, von der auch die Synthesen von 
Winkler und Herbert bestimmt sind.

I.

Die Vorzüge der Zeitbögen sind einleuchtend4: Sie unterlaufen erstens die poli-
tischen Zäsuren, die auf viele Zeitgenossen zunächst gar keine Auswirkungen 
 hatten. Für die Westdeutschen änderte sich mit dem 9. November 1989 oder dem 
3. Oktober 1990, wenn sie nicht unmittelbar an der innerdeutschen Grenze 
wohnten, beispielsweise zunächst wenig. Und dass selbst der 8. Mai 1945 keine 
Stunde Null war, ist evident. Mit Blick auf sozialhistorische Entwicklungen in der 
NS-Zeit und deren Folgewirkungen hatte Martin Broszat bereits 1985 eine „perio-
denübergreifende Betrachtung“ gefordert, ein Postulat, das bisher noch nicht 
eingelöst ist5. Die politischen Zäsuren werden mit dem Konzept der Zeitbögen 
nicht leichtfertig eskamotiert, aber der Blick darauf verändert sich. Zweitens kön-
nen die Zeitbögen längerfristige Entwicklungen markieren und identifizieren, 
ohne dass die Dekadeneinteilung durch überlange 1960er Jahre oder sehr kurze 
1970er und 1980er Jahre überstrapaziert werden muss. Drittens tragen die Zeit-
bögen tatsächlich zu einer „Gesellschaftsgeschichte handlungssteuernder Ideen“ 
(S. 324) bei, ein Ansatz, um den sich Doering-Manteuffel im Rahmen der „neuen 
Ideengeschichte“ außerordentlich verdient gemacht hat.

Worin bestehen nun die Zeitbögen, welche die „euroatlantischen Industrie-
gesellschaften“ (S. 324) des vergangenen Jahrhunderts bestimmt haben sollen? 
Der erste umfasst die Hochindustrialisierung von 1890 bis zum Zweiten Weltkrieg. 
Dieser Zeitbogen ist nur wenig profiliert, denn die Zeitbögen zielen auf einen 
weiten „europäisch-atlantischen Horizont“ (S. 322), vor dem nationale Besonder-
heiten erkennbar werden sollen. Die Krise des Liberalismus und des Bürgertums, 
die Doering-Manteuffel als Signatur seines ersten Zeitbogens diagnostiziert, soll 
ein „europäisches Phänomen“ (S. 326) darstellen; nicht auch – diese Frage drängt 
sich auf – ein amerikanisches? Die „Kulturrevolution des Antiliberalismus“ 
(S. 329) ist dagegen offenbar ein primär deutsches Phänomen. Durch den affir-
mativen Verweis auf Thorstein Veblen wird bereits deutlich, dass Doering-Man-
teuffel implizit an der Sonderwegsthese festhält, auch mit Blick auf einen spezi-
fischen eliminatorischen Antisemitismus, Daniel Goldhagen wird freilich nicht 
genannt. „Der Gegensatz zwischen liberalen und antiliberalen Vorstellungen über 
die Ordnung von Gesellschaft und Staat“ sei nun, so der Autor weiter, zwischen 
1914 und 1918 von der „Kriegspropaganda aller Seiten ins Grundsätzliche ver-
tieft“ (S. 328) worden. Das heißt aber doch wohl, dass dieser Gegensatz, weniger 
grundsätzlich als es in der Propaganda hieß, durchaus bestand. Angesichts der 

4 Doering-Manteuffels eigene Beschreibung des analytischen Potentials der Zeitbögen, die 
„Sichtbarmachung der Mehrdimensionalität des historischen Geschehens“ (S. 325), scheint 
mir nicht besonders aussagekräftig zu sein.

5 Martin Broszat, Plädoyer für eine Historisierung des Nationalsozialismus, in: Merkur 39 
(1985), S. 373–385, Zitat S. 384.
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neuen Forschungen zum Kaiserreich und zum Ersten Weltkrieg ist dieser Gegen-
satz als Charakterisierung einer Differenz zwischen dem Deutschen Reich und 
anderen europäischen Staaten jedoch nicht mehr zu halten, weder für die Vor-
kriegs- noch für die Kriegszeit, weder für die politische Kultur noch für die grund-
sätzlichen Ordnungsmodelle6. Mit Blick auf die (visuelle) Kriegspropaganda 
zeigt sich zudem, dass die Bestialisierung und Dehumanisierung des Feindes eine 
vor allem alliierte Angelegenheit (besonders Frankreichs und der USA) gewesen 
ist und im Deutschen Reich nach einem von der Obersten Heeresleitung bestell-
ten Rechtsgutachten sogar untersagt war. Auch die Handhabung von Zensur und 
Repression gegen Kriegsgegner und „Dissenters“ war bei den Staaten der Entente 
mindestens ebenso „antiliberal“ wie bei den Mittelmächten7. Der Gegensatz von 
liberalen und antiliberalen Vorstellungen firmiert bei Doering-Manteuffel dann 
aber zugleich als innerdeutscher Gegensatz, der die Weimarer Republik be-
stimmte. Die dezidiert antiliberalen „konservativen Revolutionen“ anderer Län-
der lässt Doering-Manteuffel trotz zahlreicher Studien der letzten Jahre zu diesem 
Thema außer Acht8.

Deutlicher konzeptualisiert wird der von sozialem Konsens, Gleichheit und 
Gemeinschaft definierte zweite Zeitbogen von 1930 bis 1973/75. Dies ist der Zeit-
bogen des Keynesianismus, mit einer starken Orientierung an den USA, an For-
dismus und Taylorismus, am New Deal. Soziale Integration, Gleichheit und Homo-
genität waren die Leitvorstellungen. Hier wird die Dichotomie von liberal/
antiliberal einmal aufgebrochen, wenn Doering-Manteuffel die Orientierungs-
funktion der USA auch für das Dritte Reich profiliert. Dass der Nationalsozialis-
mus aber primär als Antiliberalismus und Antirationalismus verstanden wird – 
der Antibolschewismus wird ebenso marginalisiert wie die Dialektik des 
Ra tio nalismus9 –, läuft auf eine ungute Verbindung von Georg Lukács10 und Whig-
History hinaus. Das Ende des lang anhaltenden Nachkriegsbooms in den 1970er 
Jahren schließt den zweiten Zeitbogen ab.

6 Vgl. synthetisierend Frank Lothar Kroll, Geburt der Moderne. Politik, Gesellschaft und Kul-
tur vor dem Ersten Weltkrieg, Berlin 2013. Zu den strukturellen ideengeschichtlichen Paral-
lelen des deutschen und britischen Diskurses der Kriegszeit siehe Peter Hoeres, Krieg der 
Philosophen. Die deutsche und die britische Philosophie im Ersten Weltkrieg, Paderborn 
2004.

7 Vgl. Dieter Vorsteher, Bilder für den Sieg. Das Plakat im Ersten Weltkrieg, in: Rainer  Rother 
(Hrsg.), Die letzten Tage der Menschheit. Bilder des Ersten Weltkrieges, Berlin 1994, 
S. 149–162; Adam Hochschild, To end all Wars. A Story of Loyalty and Rebellion, 1914–1918, 
Boston 2011; Charles Ridel, Propaganda at Home (France), in: Ute Daniel u. a. (Hrsg.), 
1914–1918-online. International Encyclopedia of the First World War, Berlin 2014, DOI: 
10.15463/ie1418.10359; Lon Strauss, Social Conflict and Control, Protest and Repression 
(USA), in: Ebenda, DOI: 10.15463/ie1418.10281.

8 Vgl. Bernhard Dietz, Neo-Tories. Britische Konservative im Aufstand gegen Demokratie und 
politische Moderne 1929–1939, München 2012; Hans-Wilhelm Eckert, Konservative Revolu-
tion in Frankreich? Die Nonkonformisten der Jeune Droite und des Ordre Nouveau in der 
Krise der 30er Jahre, München 2000.

9 Zur Wiederlektüre vorgeschlagen sei Max Horkheimer/Theodor W. Adorno, Dialektik der 
Aufklärung. Philosophische Fragmente, Frankfurt a. M. 1988 [zuerst 1947].

10 Vgl. Georg Lukács, Die Zerstörung der Vernunft, Berlin 1954.
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Der dritte Zeitbogen beginnt folgerichtig in den frühen 1970er Jahren und ist 
im Prinzip noch nicht beendet. Doering-Manteuffel sieht ihn bestimmt von dem 
Bedeutungsverlust der Nationalstaaten in der Globalisierung, von der Individua-
lisierung, vor allem aber von der Neujustierung des Freiheitsbegriffs als „Freiheit 
des Marktes“ (S. 343) vom Staat. Der „Neoliberalismus als konservatives Projekt“ 
(S. 341) – eine angesichts der ordoliberalen Ursprünge ganz verfehlte Bezeich-
nung für „Marktradikalismus“ – habe sogar zu einer „Abkehr von der sozialdemo-
kratischen Tradition der Staatsorientierung“ (S. 348) geführt, wie Doering-Man-
teuffel mit dem Hinweis auf das „Schröder-Blair-Papier“ von 1999 glaubt belegen 
zu können.

Das ist nun alles andere als überzeugend. Kommen wir zunächst zum immer-
hin an einer Stelle kurz problematisierten Begriff „Neoliberalismus“ (S. 346). 
 Doering-Manteuffel ignoriert die laufende Debatte über die Verwendung zeitge-
nössischer Selbstbeschreibungen in der Geschichtswissenschaft11, die sozialwis-
senschaftliche Gegenwartsanalysen und deren Wert für die Geschichtswissen-
schaft problematisiert. Beim Schlagwort „Neoliberalismus“ kommt verschärfend 
hinzu, dass es sich um einen polemisch konnotierten Begriff der Publizistik han-
delt. Gerade eine gegenwartsnahe Zeitgeschichtsschreibung muss hier besonders 
auf der Hut sein und publizistisch verwendete Begriffe befragen. Die Ordolibe-
ralen Alexander Rüstow und Wilhelm Röpke haben diesen Begriff seit den 1930er 
Jahren bisweilen verwendet, zum Leidwesen anderer Ordoliberaler wie Erich 
Welter, der vor diesem Schlagwort warnte12. Deregulierung, „Marktradikalismus“ 
und die Herrschaft der Finanzmärkte waren damit nicht gemeint. Aber auch in-
haltlich taugt der Begriff kaum zur Beschreibung des dritten Zeitbogens. Gerade 
die Konjunktur des polemischen, heutzutage rein pejorativ gebrauchten Begriffs 
ist eher ein Anzeichen für die verbreitete Gegnerschaft. Auch die Befunde sind 
bei näherer Betrachtung keineswegs eindeutig.

Weder hat sich die SPD das „Schröder-Blair-Papier“ dauerhaft zu eigen ge-
macht, noch hat die Agenda-Politik den Anteil der Sozialausgaben am Staatshaus-
halt und am Bruttoinlandsprodukt nennenswert gesenkt. Man braucht nicht erst 
auf die Maßnahmen der Großen Koalition III, die Rente mit 67 und die Mütter-
rente, hinzuweisen und man braucht nicht eigens auf die Steuererhöhungen un-
ter François Hollande in Frankreich und die Fiskalpolitik der Europäischen 

11 Vgl. aus der Debatte: Rüdiger Graf/Kim Priemel, Zeitgeschichte in der Welt der Sozialwissen-
schaften, in: VfZ 59 (2011), S. 479–508; Benjamin Ziemann, Sozialgeschichte und empirische 
Sozialforschung, in: Pascal Maeder/Barbara Lüthi/Thomas Mergel (Hrsg.), Wozu noch 
 Sozialgeschichte? Eine Disziplin im Umbruch, Göttingen 2012, S. 131–149; Bernhard Dietz/
Christopher Neumaier, Vom Nutzen der Sozialwissenschaften für die Zeitgeschichte. Wer-
te und Wertewandel als Gegenstand historischer Forschung, in: VfZ 60 (2012), S. 293-304; 
Andreas Rödder, Wertewandel in historischer Perspektive. Ein Forschungskonzept, in: Bern-
hard Dietz/Christopher Neumaier/Andreas Rödder (Hrsg.), Gab es den Wertewandel? 
Neue Forschungen zum gesellschaftlich-kulturellen Wandel seit den 1960er Jahren, Mün-
chen 2014, S. 17–39.

12 Vgl. Peter Hoeres, „Frankfurter Allgemeine Langeweile?“, in: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung vom 21. 10. 2014, S. 22 f. Eine Biografie Erich Welters wird derzeit von meiner Doktoran-
din Christina Schäfer erarbeitet.
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Zentral bank zu schauen, um festzustellen, dass es gerade keine neoliberale Agen-
da ist, die den Kurs in der Bundesrepublik und der Europäischen Union be-
stimmt. Die Große Koalition II betrieb mit der „Abwrackprämie“ 2009 eine anti-
zyklische Konjunkturpolitik wie aus einem Lehrbuch des Keynesianismus. Die 
gigantischen Transfers im Zuge der Euro-Rettung, die Ausweitung der Armuts-
migration, aber auch die immer durchgreifenderen Versuche, die Gesellschaft 
nach politischen Vorstellungen und Vorgaben zu formen, konterkarieren eine 
vermeintliche neoliberale Signatur, die nur für wenige Politikfelder zu beobach-
ten ist: bei der Privatisierung der Staatsunternehmen (VEBA, Lufthansa, Bundes-
post, Deutsche Bahn), der vorsichtigen Flexibilisierung des Arbeitsmarkts durch 
das Beschäftigungsförderungsgesetz (1985) und der Steuerreform von 1988 in 
der Ära Kohl13 sowie bei der rot-grünen Deregulierung der Finanzmärkte zwi-
schen 2002 und 200414, die nun zum Teil rückgängig gemacht wird. Dies waren 
allesamt Maßnahmen, die durch gegenläufige Ausweitungen des Sozialstaates 
flankiert oder überdeckt wurden. Auch die Agenda 2010 selbst mit den Hartz-
Gesetzen kann schwerlich als neoliberal im Sinne des heutigen Sprachgebrauchs 
interpretiert werden; sie hat sogar zu einer Ausweitung der Arbeitsmarktverwal-
tung und der Transferleistungen geführt15.

Auch für die neoliberalen „Modellstaaten“ bietet sich ein disparates Bild. Selbst 
in den USA unter Ronald Reagan wurde die Staatsquote nicht gesenkt, und der 
Umfang der Bundesbeschäftigten stieg entgegen der Rhetorik („government is 
not the solution to our problem, government is the problem“) sogar noch an16. 
Unter Barack Obama erlebten die USA mit dem American Recovery and Reinvest-
ment Act von 2009 eine Renaissance des Keynesianismus17. Und die Nach-That-
cher-Ära mit New Labour in Großbritannien war auch von Versuchen geprägt, mit 
der Einführung eines landesweiten Mindestlohns, eines Gesetzes zur betrieb-
lichen Anerkennung von Gewerkschaften und weiteren Schutzmaßnahmen von 
Arbeitnehmern- und Gewerkschaftsrechten sozial- und gesellschaftspolitisch zu 

13 Vgl. Andreas Wirsching, Abschied vom Provisorium 1982–1990, München 2006, S. 255–264 
u. S. 277–288. Die Postreform der 1980er Jahre wird von Gabriele Metzler aber plausibel ge-
rade nicht als Ausdruck neoliberaler Ideologie verstanden, vielmehr war sie nicht zuletzt von 
sozialstaatlichen Prämissen geprägt; vgl. Gabriele Metzler, Die Liberalisierung der Teleko-
munikation in der Bundesrepublik, in: Meik Woyke (Hrsg.), Wandel des Politischen. Die 
Bundesrepublik Deutschland während der 1980er Jahre, Bonn 2013, S. 167–194.

14 Die Wertung Edgar Wolfrums, Rot-Grün an der Macht. Deutschland 1998–2005, München 
2013, S. 523 f., Rot-Grün habe den globalen Deregulierungstrend eher bremsend begleitet, 
folgt sehr stark der rückblickenden Einschätzung eines damaligen Akteurs, nämlich Hans 
Eichels, Dichtung und Wahrheit, in: Süddeutsche Zeitung vom 31. 8. 2012.

15 Vgl. Simon Hegelich/David Knollmann/Johanna Kuhlmann, Agenda 2010. Strategien 
– Entscheidungen – Konsequenzen, Wiesbaden 2001, S. 131. Allein die Anzahl ganzer Stel-
len der Bundesagentur für Arbeit (Vollzeitäquivalente) stieg von 83.000 (2005) auf 106.000 
(2010) an, danach sank sie wieder, ist aber noch deutlich über dem Niveau von 2005. Freund-
liche Auskunft der Bundesagentur vom 4. 12. 2014.

16 Michael Schaller, Ronald Reagan, Oxford 2011, S. 34 u. S. 46. Das Zitat stammt aus der Inau-
gural Address vom 20. 1. 1981.

17 Vgl. Christiane Lemke, Richtungswechsel. Reformpolitik der Obama-Administration, Wies-
baden 2011, S. 55–71.
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intervenieren. Damit hat New Labour im neoliberalen Zeitbogen „auch einen Bei-
trag zur Erfüllung jenes historischen sozialdemokratischen Ziels geleistet, den 
Beschäftigten Schutzmöglichkeiten vor der Macht der privaten Unternehmer zu 
bieten“18.

Wenn man eine „Gesellschaftsgeschichte handlungssteuernde[r] Idee[n]“ an-
strebt, müsste man für Deutschland die Gründung und Stabilisierung der Links-
partei als Kontrast zum „Schröder-Blair-Papier“ wenigstens erwähnen. Auch in 
den Wirtschaftswissenschaften finden sich zahlreiche Gegenströmungen zum 
Neo liberalismus beziehungsweise zur Neoklassik. Ob angesichts der Diskurshege-
monie der Verfechter der sozialen Gerechtigkeit ein „Wandel in der Politik vom 
Primat des sozialen Konsenses zum Primat des Subjektivismus“ (S. 345) konsta-
tiert werden kann, ist also mit einem großen Fragezeichen zu versehen.

Gerade dieser letzte Zeitbogen führt zu einer Reduktion an gewünschter Mehr-
dimensionalität, zu einer falschen Eindeutigkeit in der Beobachtung langfristiger 
Tendenzen. Dahinter liegen größere Probleme der Konzeptualisierung der Zeit-
bögen, die in einer doppelten, nämlich analytischen und normativen Privilegie-
rung der „Westernisierung“ zu liegen scheinen. Die deutsche Geschichte wird als 
Teleologie hin zu einem „Platz im atlantischen Ordnungssystem“ verstanden 
(S. 348) und auf eine „Teilhabe am oder der Gegnerschaft zum westlich-liberalen 
Ordnungsmodell“ (S. 324) befragt. Könnte es nicht überraschende Ergebnisse 
 zeitigen, einmal nach deutscher Teilhabe an östlichen Ordnungsmodellen zu fra-
gen? Oder nach westlicher Teilhabe an deutschen wissenschaftlichen, kulturel-
len, wirtschaftlichen und sozialpolitischen Ordnungsmodellen?

Der Preis der „Westernisierung“ der Leitfragen und Kategorien ist in ana-
lytischer Hinsicht ein Schematismus der Zeitbögen – eine Homogenisierung – 
und normativ eine Idealisierung des „Westens“. Dass in der Weimarer Republik 
relativ gesehen de facto mehr Bürger wählen konnten als in den USA vor dem 
 Voting Rights Act 1965, dass die Klassengesellschaft sich in Deutschland nie so 
scharf ausprägen konnte wie in Großbritannien, dass die soziale Schere in 
Deutschland nicht so weit wie in den USA auseinander ging – all das wird ausge-
blendet. Den Preis der Verkürzung zeigen dann apodiktisch vorgetragene Fehl-
urteile im Einzelnen, mit denen man wieder beim eigentlich doch recht konsen-
sual verabschiedeten Sonderweg anlangt. Die Entwürfe von Winkler, Herbert und 
Doering-Manteuffel sind in diesem Punkt eben gerade nicht alternativ, sie sind 
auch nicht transnational oder global perspektiviert.

II.

Einige Fehlschlüsse und Fehlurteile, zu der die analytisch-normative Doppel-
orientierung an der Westernisierung führt, sollen im Folgenden exemplarisch 

18 Steve Ludlam, New Labour, Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsbeziehungen, in: Hans Kasten-
diek/Roland Sturm (Hrsg.), Länderbericht Großbritannien. Geschichte – Politik – Wirt-
schaft – Gesellschaft – Kultur, Opladen 2007, S. 456–477, Zitat S. 471. Siehe dort auch die 
Übersicht über die umfangreiche beschäftigungspolitische Gesetzgebung 1998–2004, S. 470.
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angedeutet werden. Insgesamt fällt auf, dass selbst gewagte Aussagesätze offenbar 
nicht als begründungspflichtig angesehen werden. Gleich zu Beginn heißt es bei 
Doering-Manteuffel, dass das Zeitalter der Nationalstaaten vorbei sei (S. 321). Das 
hat man nun aus der Politologie und Soziologie schon so oft gehört, dass man sich 
fragt, warum sich die Welt an diese Vorgabe einfach nicht halten will. Die zentra-
len Akteure gerade in Krisenzeiten sind dann doch immer wieder die National-
staaten, die sich freilich verändern, aber im Zusammenspiel mit anderen Ak-
teuren – einstweilen – die entscheidende Instanz zur Herstellung kollektiv 
verbindlicher Entscheidungen bleiben19. Analytisch weiterführender als solche 
apodiktischen Vorgaben wäre es gewesen, die Prozesse der Entnationalisierung 
(Zweistaatlichkeit, Verblassen der nationalen Orientierung), der Globalisierung 
und Renationalisierung (im Zuge der Neuen Ostpolitik20, der konservativ- 
liberalen Wende 1982 und der Wiedervereinigung) der deutschen Geschichte im 
20. Jahrhundert zu verfolgen und zu ergründen.

Dass der Versailler Vertrag „dem Deutschen Reich die Möglichkeit [eröffnete], 
sich wirtschaftlich, politisch und ideologisch neu zu festigen“ (S. 323), ist ein Eu-
phemismus, welcher den Vätern des Vertrags vollkommen fremd war21. Differen-
ziert oder gar begründet ist das Urteil jedenfalls nicht22. Dass der Nationalsozia-
lismus keine Verbindung mehr zum westlichen Rechtsdenken besessen habe, ist 
ebenso falsch. Die Versuche, eine deutsche Monroedoktrin zu entwerfen, zeigen 
anderes, wenn diese auch von Fehldeutungen bestimmt war23. Unscharf ist die an 
Hermann Rauschning erinnernde Formel von der „nihilistischen Utopie des Na-
tionalsozialismus“ (S. 332)24. Inwiefern kann eine Utopie überhaupt nihilistisch 
sein? Die Formel verweist allenfalls auf Deutungsmuster der 1950er Jahre, welche 
im Nationalsozialismus eine nihilistische Abkehr von Gott und der Tradition aus-
machten. Das ist hier aber offenkundig nicht gemeint; was aber dann? Gravie-
render und bezeichnender ist die wiederum in Form eines apodiktischen Aus-
sagesatzes formulierte These, der „Zweite Weltkrieg, ja überhaupt die Zeit des 

19 Vgl. Werner Abelshauser, Geschichte wiederholt sich nicht. Oder doch? Szenarien der Fi-
nanzmarktkrise, in: Zeitschrift für Staats- und Europawissenschaften 4 (2008), S. 565–576.

20 Diese wurde jedenfalls in weiten Teilen des Auslandes als nationales bzw. nationalistisches 
Projekt angesehen und im Wahlkampf 1972 klangen entsprechende Töne auch an („Deut-
sche, wir können stolz sein auf unser Land“); vgl. Peter Hoeres, Außenpolitik und Öffentlich-
keit. Massenmedien, Meinungsforschung und Arkanpolitik in den deutsch-amerikanischen 
Beziehungen von Erhard bis Brandt, München 2013, S. 371–512.

21 Vgl. deren Urteile bei Hans Fenske, Der Anfang vom Ende des alten Europa. Die alliierte 
Verweigerung von Friedensgesprächen 1914–1919, München 2013.

22 Vgl. an neueren historiografischen Einordnungen des Versailler Vertrages Manfred F. Boem-
ke/Gerald D. Feldman/Elisabeth Gläser (Hrsg.), The Treaty of Versailles. A Reassessment 
After 75 Years, Washington 1998; Hans-Christof Kraus, Versailles und die Folgen. Außenpo-
litik zwischen Revisionismus und Verständigung 1919–1933, Berlin 2013; Gerd Krumeich 
(Hrsg.), Versailles 1919. Ziele – Wirkung – Wahrnehmung, Essen 2001.

23 Vgl. Lothar Gruchmann, Nationalsozialistische Großraumordnung. Die Konstruktion einer 
„deutschen Monroe-Doktrin“, Stuttgart 1962.

24 Vgl. Hermann Rauschning, Die Revolution des Nihilismus. Kulisse und Wirklichkeit im Drit-
ten Reich, Zürich/New York 1938.
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Dritten Reiches, war von deutscher Seite ein Kampf gegen den atlantisch domi-
nierten liberalen Westen“ (S. 323). Vom antibolschewistischen Kreuzzug, vom Ziel 
des „Lebensraums im Osten“ finden sich nur Spurenelemente, weil es anders zum 
Konzept nicht gepasst hätte. Der von Doering-Manteuffel bereits einmal erprobte 
Ansatz des Weltbürgerkriegs, mit Deutschland als Zentrum, hätte hier komple-
xitätssteigernd wirken können25. Denn der Gegensatz liberal versus antiliberal ver-
einfacht den ersten Abschnitt des Weltbürgerkriegs doch zu sehr, an dem mit 
 Liberalismus, Bolschewismus und Faschismus mindestens drei wirkmächtige 
Ideo logien als gesellschaftliche Ordnungskräfte beteiligt waren.

Dass das geistige Klima in der Bundesrepublik in den 1960er Jahren liberal 
geworden sein soll (S. 341), ist mit Blick auf die Hochschulen, in denen das Klima 
nun eher illiberal wurde, und mit Blick auf die Vielgestaltigkeit und Heftigkeit 
der Debatten, der Pluralität der Zeitschriftendiskurse26 und nicht zuletzt der von 
Doering-Manteuffel selbst angeführten Kritiken von rechts und links am Zustand 
der Bundesrepublik doppelt abwegig. Die Restauration der Restaurationsthese 
entspringt jedenfalls wiederum eher einer zeitgenössischen Kritik, derjenigen 
von Walter Dirks27, die Doering-Manteuffel anführt, als einer der geschichtswis-
senschaftlichen Detailforschung Rechnung tragenden Perspektive.

Zeitgeschichtsschreibung sollte heutzutage nicht mehr vorrangig zur Affirma-
tion einer westlichen Einbindung der Deutschen dienen. Wie die Sonderwegs-
theo rie verstellt dies den nüchternen Blick auf disparate Phänomene und unge-
wöhnliche Verwandtschaften. Der Aufstieg der Eugenik etwa war eben gerade 
nicht an Nationen oder Systeme gebunden. Damit soll die Differenz zwischen 
Rechtsstaaten und Diktaturen (und etwa die höchst unterschiedlichen Konse-
quenzen der Eugenik in unterschiedlichen Systemen) keineswegs in Abrede ge-
stellt werden, sie erscheint für problembewusste, innovative Analysen aber eini-
germaßen banal. Die analytisch-normative Doppelorientierung führt zu einer 
whigistischen Triumphgeschichte des Westens28, die nicht nur blind gegenüber 
der Schadensbilanz der westlichen Modernisierung ist, sondern auch ein allzu 
grobes Raster über die Komplexe (deutscher) Geschichte legt. Die einseitige 
Westorientierung der Geschichtswissenschaft fällt in dem Bestreben, Geschichte 
als Legitimationsquelle von Werturteilen zu funktionalisieren, hinter Webers 
 Objektivitätsaufsatz zurück29.

25 Vgl. Thomas Nipperdey/Anselm Doering-Manteuffel/Hans-Ulrich Thamer (Hrsg.), Welt-
bürgerkrieg der Ideologien. Antworten an Ernst Nolte. Festschrift zum 70. Geburtstag, Ber-
lin 1993, und darin Doering-Manteuffels Aufsatz: Ernst Noltes „Deutschland und der Kalte 
Krieg“ im zeitgenössischen Kontext der frühen siebziger Jahre, S. 315–329.

26 Vgl. Friedrich Kießling, Die undeutschen Deutschen. Eine ideengeschichtliche Archäologie 
der alten Bundesrepublik 1945–1972, Paderborn 2012.

27 Vgl. Walter Dirks, Der restaurative Charakter der Epoche, in: Frankfurter Hefte 5 (1950), 
S. 942–954.

28 „Dreimal – 1918, 1945, 1989/90 – triumphierte das Ordnungsmodell des liberalen Westens 
über einen Gegner, der den Anspruch erhoben hatte, es niederzuringen“ (S. 324).

29 Vgl. Max Weber, Die „Objektivität“ sozialwissenschaftlicher und sozialpolitischer Erkenntnis, 
in: Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 19 (1904), S. 22–87.
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Begleitet wird dies von einer neuen Theoriearmut; theoretische Anschlüsse 
sind jenseits einiger Anklänge an die Totalitarismus- und Modernisierungstheorie 
nicht erkennbar. Warum wird nicht auch für geschichtswissenschaftliche Synthe-
sen einmal die Systemtheorie Niklas Luhmanns – und sei es in undogmatischer 
Teiladaption – erprobt? Mit ihrer Hilfe könnte man bei aller berechtigten Kritik 
am soziologischen Konstrukt einer Weltgesellschaft30 im Hinblick auf die Aus-
differenzierung der Funktionssysteme – und die Entdifferenzierungsprozesse im 
Gefolge des Nationalismus und in den Diktaturen31 – ganz andere Zusammenhän-
ge globalgeschichtlich herstellen und analytisch überzeugendere Kategorien zum 
Einsatz bringen als die sehr groben Dichotomien liberal-antiliberal, westlich-
nicht-westlich (immer im Sinne von Gut und Böse), die letztlich nichts anderes als 
eine Kombination von Schwundstufen der Modernisierungs- und der Totalitaris-
mustheorie darstellen. Der borussischen Geschichtsschreibung wurde mit guten 
Gründen die einseitige Orientierung am kleindeutschen Nationalstaat vorgewor-
fen. Man sollte den strukturell analogen Fehler in Gestalt der analytischen Wester-
nisierungs-Teleologie nicht wiederholen. Damit ist gerade nicht eine politische 
Aussage über die Rolle der Bundesrepublik Deutschland in den – im Übrigen 
ständig ostwärts erweiterten – transatlantischen Institutionen und Wertegemein-
schaften getroffen. Für diese Westbindung und erst recht für Rechtsstaatlichkeit, 
Demokratie und Pluralismus gibt es gute Gründe, die aber nicht einer Funktiona-
lisierung der Geschichte zu einer homogenisierenden teleologischen Großerzäh-
lung bedürfen, zumal eine solche politisch-pädagogische Funktionalisierung sich 
in ihrer Relevanz selbst aufhebt, wie Thomas Nipperdey in einem scharfsinnigen 
Aufsatz Anfang der 1970er Jahre gezeigt hat32.

III.

Das Konzept der Zeitbögen als Abkehr von der Fixierung auf politische und kalen-
darische Zäsuren ist im Grundsatz durchaus zu begrüßen, zumal auch die sugges-
tive Zäsur der Jahrtausend- beziehungsweise Jahrhundertwende relativiert wird. 
Weder „9/11“ noch andere Ereignisse im Umfeld des Milleniums haben sich bis-
her als zentrale politik- und gesellschaftsgeschichtliche Zäsuren der deutschen 

30 Vgl. dazu Niklas Luhmann, Die Gesellschaft der Gesellschaft, Frankfurt a. M. 1998, Bd. 1, 
S. 145–171.

31 Vgl. Sigrid Meuschel, Legitimation und Parteiherrschaft. Zum Paradox von Stabilität und Re-
volution in der DDR 1945–1989, Frankfurt a. M. 1992.

32 Vgl. Thomas Nipperdey, Über Relevanz, in: Ders., Gesellschaft, Kultur, Theorie. Gesammelte 
Aufsätze zur neueren Geschichte, Göttingen 1976, S. 12–32. Auf welche volkspädagogischen 
Abwege die Westernisierungs-Teleologie führen kann, zeigt die beharrliche Weigerung Hein-
rich August Winklers, sich inhaltlich ernsthaft auf den multiperspektivischen Ansatz Chris-
topher Clarks zur Erklärung des Ausbruchs des Ersten Weltkrieges einzulassen. Vgl. Hein-
rich August Winkler, Die Kontinuität der Kriegspartei, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 25. 8. 2014, S. 15; ders., Die Hundert-Männer-Geschichte, in: Süddeutsche Zeitung vom 
29. 8. 2014, sowie die Kritik von Dominik Geppert, Die Geschichte ist schon weiter, in: Süd-
deutsche Zeitung vom 25. 8. 2014, S. 12.
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Geschichte herauskristallisiert33. Die inhaltliche Bestimmung der Zeitbögen, bei 
der die deutsche Teilung samt Vertreibung und Integration ebenso wie die Zerstö-
rung der Städte und ihr neu gestaltender Wiederaufbau eigentümlich abwesend 
sind, sollte sich aber von einer anachronistischen und erkenntnishemmend 
 wirkenden analytisch-normativen Verengung auf die Westernisierung lösen und 
für weitere Perspektiven öffnen: für die Ausdifferenzierung der gesellschaftlichen 
Funktionssysteme, für die dialektischen Prozesse von Globalisierung und Deglo-
balisierung34 beziehungsweise Re-Nationalisierung, für die Gouvernementalität 
der Postmoderne mit neuen Regimen der Normierung und Verhaltenssteuerung 
(beispielsweise Gender Mainstreaming, Diversity, Inklusion)35 und nicht zuletzt für 
die Medialisierungsschübe, die man als spezifische Zeitbögen je eines Politik und 
Gesellschaft prägenden und alltagsstrukturierenden Leitmediums (Radio, Fern-
sehen, Internet) fassen könnte36. Mit dieser offeneren, zwischen Zeitbögen und 
Trends changierenden Konzeption könnte dann tatsächlich ein frischer Blick auf 
die deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert und auf unsere Gegenwart ent-
stehen. Sieht man Zeitgeschichte nicht nur wie Hans Rothfels als „Epoche der 
Mitlebenden“37, sondern als Epoche der von der untersuchten Geschichte noch un-
mittelbar Betroffenen, wäre dies keine schlechte Option.

33 Vgl. dazu Herbert, Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert, S. 1238–1252.
34 Vgl. Harold James, Continuities and Structural Breaks in German Economic History in the 

Twentieth Century, in: Anselm Doering-Manteuffel (Hrsg.), Strukturmerkmale der deut-
schen Geschichte des 20. Jahrhunderts, München 2006, S. 121–131.

35 Vgl. Andreas Rödder, Wohin führt die Kultur der Inklusion, in: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung vom 4. 7. 2014, S. 6.

36 Vgl. zur Analyse von Medialisierung Frank Bösch/Norbert Frei (Hrsg.), Medialisierung und 
Demokratie im 20. Jahrhundert, Göttingen 2006; Frank Bösch/Peter Hoeres (Hrsg.), Außen-
politik im Medienzeitalter. Vom späten 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart, Göttingen 2013; 
Klaus Arnold u. a. (Hrsg.), Von der Politisierung der Medien zur Medialisierung des Politi-
schen? Zum Verhältnis von Medien, Öffentlichkeit und Politik im 20. Jahrhundert, Leipzig 
2010.

37 Hans Rothfels, Zeitgeschichte als Aufgabe, in: VfZ 1 (1953). S. 1–8, Zitat S. 2.
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Tim B. Müller hat mit seinen provokanten Thesen – nicht ganz unbeabsichtigt 
und nicht ganz überraschend – eine heftige Debatte über das Scheitern der Weimarer 
Republik ausgelöst. Seine Kritik an älteren Deutungen wird nun ihrerseits auf den 
Prüfstand gestellt. Überzeugen seine Argumente oder sind sie nur alter Wein in neu-
en Schläuchen, wie manche meinen? Steffen Kailitz, Mitarbeiter am Hannah-Arendt-
Institut in Dresden, bezieht aus politologischer Sicht Stellung.  nnnn

Steffen Kailitz

Demokratie und Wirtschaftspolitik in der Weimarer 
Republik in international vergleichender Perspektive
Eine Replik auf den Beitrag von Tim B. Müller

Dieser Beitrag bezieht sich vor allem, aber nicht nur auf den Aufsatz, den Tim B. 
Müller in der Oktobernummer 2014 der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte pu-
bliziert hat1. Im Fokus der vorwiegend politologisch argumentierenden Kritik ste-
hen auch seine anderen, vielfach parallel veröffentlichten Arbeiten, die dem-
selben Thema gewidmet sind und denselben Tenor haben. Müller fordert hier 
wie dort, „endlich […] die Deutungsmuster zur Zwischenkriegszeit, zur Geschich-
te der deutschen Demokratie einer grundlegenden Revision zu unterziehen“2. Er 
behauptet, die Forschung zur ersten deutschen Demokratie habe sich in den letz-
ten Jahrzehnten durchweg an der Annahme orientiert, dass die Weimarer Repu-
blik als „Demokratie ohne Demokraten” „fast unweigerlich zum Scheitern verur-
teilt“ gewesen sei3. Dem hält er die Deutung entgegen, dass die erste deutsche 
Demokratie „auf einem guten Weg”4 war. Müller interpretiert dabei die Weimarer 
Republik als „Teil einer transnationalen Entwicklung, in deren Verlauf sich die 
westliche liberale und soziale Demokratie ausbildete”5. Auf einem „guten Weg” 

1 Vgl. Tim B. Müller, Demokratie und Wirtschaftspolitik in der Weimarer Republik, in: VfZ 62 
(2014), S. 569–601.

2 Ders., Die Ordnung der Krise. Zur Revision der deutschen Geschichte im 20. Jahrhundert, 
in: Zeitschrift für Ideengeschichte 8 (2014), S. 119–126, hier S. 121; vgl. auch ders., Nach 
dem  Ersten Weltkrieg. Lebensversuche moderner Demokratien, Hamburg 2014; ders., Krieg 
und Demokratisierung. Für eine andere Geschichte Europas nach 1918, in: Mittelweg 36 23 
(2014), H. 4, S. 30–52; ders., Der Erste Weltkrieg und die Geburt der sozialen Demokratie, in: 
Blätter für deutsche und internationale Politik 59 (2014), H. 10, S. 95–108.

3 Ders., Demokratie, S. 569. Auf Müllers Essays reagierten Claus Dieter Krohn, Neue Geschichts-
metaphysik. Tim B. Müllers Blick auf die Weimarer Republik, und Paul Köppen, Neue Per-
spektiven zur Zwischenkriegszeit – Eine Antwort auf Claus-Dieter Krohn, beide in: http://
www.ifz-muenchen.de/fileadmin/user_upload/Vierteljahreshefte/Forum/[letzter Zugriff 
25. 2. 2015].

4 Müller, Demokratie, S. 569. Beide Aussagen entstammen dabei dem Vorspann des Beitrags, 
der von der VfZ-Redaktion und nicht von Müller formuliert wurde. Sie geben aber die Eck-
punkte der Deutung Müllers gut wider. Vgl. dazu Müller, Die Ordnung der Krise, S. 119–126.

5 Müller, Demokratie, S. 572.
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war die Weimarer Republik wie andere „etablierte Demokratien” in der „demo-
kratischen Kernzone” aus Sicht Müllers, weil „Keynesianer” dort eine „demokra-
tische Wirtschaftspolitik” betrieben. Es lag aus dieser Perspektive nicht an einem 
Mangel an Demokraten oder Strukturdefiziten der deutschen Demokratie, son-
dern „an der Katastrophe der Weltwirtschaftskrise und daran, dass zur falschen 
Zeit die falschen Männer an der Regierung waren”6, dass der Weg Weimars nicht 
zur Konsolidierung führte. Konkret macht Müller für das Scheitern der deut-
schen Demokratie die Regierung Brüning verantwortlich, die in der Weltwirt-
schaftskrise mit ihrer „falschen” Deflationspolitik vom „guten Weg” der „demo-
kratischen Wirtschaftspolitik” der „Keynesianer” abgewichen sei. Doch damit 
nicht genug. Müller möchte die Zwischenkriegszeit generell neu bewerten. Er 
sieht die Demokratiegeschichte der Zwischenkriegszeit als eine Erfolgsgeschichte 
der Entfaltung der Demokratie und betont dabei erneut die Bedeutung einer „de-
mokratischen Wirtschaftspolitik”. Demokratien streben aus dieser tendenziell 
nicht nur optimistischen, sondern fast deterministischen Perspektive demnach 
dem Erfolg entgegen. Sie können überhaupt nur durch die Kombination einer 
wirtschaftlichen Katastrophe wie der Weltwirtschaftskrise mit wirtschaftspoli-
tischen Fehlentscheidungen eines „falschen” Manns zur „falschen” Zeit zu Fall 
gebracht werden. In dieser Replik widerspreche ich zentralen Thesen Müllers, 
wobei ich vom Standpunkt einer globalen vergleichenden Perspektive aus argu-
mentiere.

1. Für eine globale Demokratiegeschichte ohne Verzerrungen durch 
„halbeuropäische” Halbherzigkeiten

Erst der Vergleich der deutschen Demokratie mit anderen Demokratien ermög-
licht es, Aufschlüsse darüber zu gewinnen, welche Faktoren in der Zwischen-
kriegszeit das Überleben von Demokratien förderten und welche Kräfte in Rich-
tung eines Sturzes wirkten7. Wie Müller halte ich es für notwendig, die Geschichte 
der deutschen Demokratie besser als bislang in eine transnationale Demokratie-
geschichte einzubetten. Dazu bedarf es allerdings keineswegs eines „Neuanfangs”8 
der Forschung zu Weimar und zur Zwischenkriegszeit. In der Geschichtswissen-

6 Ebenda.
7 Der Autor leitet am Hannah-Arendt-Institut für Totalitarismusforschung in Dresden ein For-

schungsprojekt, bei dem aus globaler Perspektive die Gründe für das Scheitern und Überle-
ben der Demokratie in der Zwischenkriegszeit untersucht werden. Vgl. Steffen Kailitz, Sailing 
the Ship through the Storm. Necessary and Sufficient Conditions for the Breakdown and Sur-
vival of Democracies in the Interwar Years. ECPR workshop “Democratic Regressions: Patterns 
and Causes”, Salamanca 2014; ders., Nach dem „Großen Krieg”. Vom Triumph zum Desaster 
der Demokratie 1918/19–1939, in: Totalitarismus und Demokratie 15 (2015), H. 1, S. 21–46. 
Die Abschlussmonographie des Projekts erscheint Ende 2015/Anfang 2016.

8 Müller, Ordnung der Krise, S. 126.
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schaft9 und vor allem in den Sozialwissenschaften10 gehen bereits viele den Weg 
einer transnationalen Erforschung der Zwischenkriegszeit. Müller hätte in seinen 
Essays auf diesen Forschungen aufbauen können, in einigen Punkten vielleicht 
sogar müssen. Das eigentliche Problem sind aber grundlegende methodische De-
fizite, die Müllers spezifische transnationale Perspektive trüben.

Müller wirft den Weimar-Forschern pauschal vor, deterministisch vom Unter-
gang her zu denken. Er selbst hingegen schreibt die Demokratiegeschichte deter-
ministisch vom Überleben der von ihm betrachteten „etablierten Demokratien“11 
her. Nur Fälle, in denen die Demokratie langfristig Erfolg hatte oder in denen die 
Demokratie nur knapp scheiterte, waren für ihn nämlich wirklich Demokratien. 
Müller untersucht also nicht ergebnisoffen, ob – und unter welchen Vorausset-
zungen Demokratien in der Zwischenkriegszeit erfolgreich waren, sondern er ver-
engt seine Länderauswahl von vornherein so, dass am Ende nur das wenig überra-
schende Ergebnis stehen kann: Demokratien haben sich gerade in Anbetracht 
der katastrophalen Weltwirtschaftskrise in der Zwischenkriegszeit erstaunlich gut 
entwickelt.

Müller wählt seine Fälle bereits auf der Grundlage des Erfolgs aus. Seine Aus-
wahl ist damit gänzlich schief12 und präjudiziert das Ergebnis. Aus dem transnati-
onalen Blick blendet er konsequent alle Demokratien der Zwischenkriegszeit aus, 
die ebenso stark oder noch stärker als Deutschland mit strukturellen Hypotheken 
und einem Mangel an Demokraten zu kämpfen hatten. 

Seinen Anspruch, die Demokratie durch die Brille der „zeitgenössische[n] 
Demokraten”13 zu betrachten und darauf zu verzichten, „Demokratiebegriffe der 
Gegenwart oder des Kalten Krieges auf die Welt nach dem Ersten Weltkrieg zu 
übertragen”14, dementiert er selbst, indem er einen sehr ambitionierten Demo-
kratiebegriff eines Nachgeborenen anlegt. Müller unterscheidet nämlich zwi-

9 Vgl. u. a. Walther L. Bernecker, Europa zwischen den Weltkriegen: 1914–1944, Stuttgart 2002; 
Martin Kitchen, Europe Between the Wars. A Political History, London 2006; Gunther Mai, 
Europa 1918–1939: Mentalitäten, Lebensweisen, Politik zwischen den Weltkriegen, Stuttgart 
2001; Horst Möller, Europa zwischen den Kriegen, München 1998; Robert Alastair Clarke 
Parker, Europa 1918–1945, Frankfurt a.M. 1993.

10 Vgl. u. a. Nancy Bermeo, Ordinary People in Extraordinary Times: The Citizenry and the 
Breakdown of Democracy, Princeton 2003; Dirk Berg-Schlosser/Jeremy Mitchell (Hrsg.), 
Conditions of Democracy in Europe, 1919–39: Systematic Case-Studies, New York 2000; dies. 
(Hrsg.), Authoritarianism and Democracy in Europe, 1919–39: Comparative Analyses, Ba-
singstoke 2002; Giovanni Capoccia, Defending Democracy: Reactions to Extremism in Inter-
war Europe, Baltimore 2005; Gregory M. Luebbert, Liberalism, Fascism, or Social Democra-
cy: Social Classes and the Political Origins of Regimes in Interwar Europe, Oxford 1991; Juan 
Linz/Alfred Stepan (Hrsg.), The Breakdown of Democratic Regimes: Europe, Baltimore 
1978.

11 Müller, Nach dem Ersten Weltkrieg, S. 64.
12 Vgl. zum Problem des „sampling bias“ u. a. Barbara Geddes, How the Cases You Choose 

Affect the Answers You Get: Selection Bias in Comparative Politics, in: Political Analysis 2 
(1990), H. 1, S. 131–150; David Collier/James Mahoney, Insights and Pitfalls: Selection Bias 
in Qualitative Research, in: World Politics 49 (1996), H. 1, S. 56–91.

13 Müller, Demokratie, S. 573.
14 Ebenda, S. 570.
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schen „etablierten Demokratien auf der einen Seite und Staaten auf der anderen, 
in denen eine Zeitlang zögerlich und ohne Zukunft, mit der Demokratie experi-
mentiert wurde”15. Dabei grenzt er eine „demokratische Kernzone in West-, Nord- 
und Mitteleuropa” ab, „in der eine liberale und soziale Demokratie – politische 
Gleichberechtigung und Teilhabe aller Bürger in Verbindung mit der sozialpoli-
tischen, wohlfahrtsstaatlichen Ermöglichung politischer Partizipation – ange-
strebt und errichtet wurde”16. Von dieser Warte aus weigert er sich, “die Geschich-
te der Demokratie in der Zwischenkriegszeit als eine gesamteuropäische 
Geschichte darzustellen”17. Müller macht mit Blick auf die Demokratien außer-
halb seiner „demokratischen Kernzone in West-, Nord- und Mitteleuropa” also 
genau das, was er der Weimar-Forschung pauschal vorwirft. Er unterstellt, dass 
Demokratien, die nicht „etabliert“ waren und sich außerhalb der „Kernzone” be-
fanden, von vornherein zum Scheitern verurteilt gewesen seien, da in ihnen nur 
„zögerlich und ohne Zukunft”18 mit der Demokratie experimentiert worden sei. 
Selbst wenn diese Behauptung etwa mit Blick auf Estland, Lettland und die Tsche-
choslowakei empirisch nicht komplett falsch wäre, ließe sich auf dieser Grundla-
ge mitnichten rechtfertigen, dass in einer Demokratiegeschichte der Zwischen-
kriegszeit a priori nur „etablierte Demokratien” berücksichtigt werden. Wer so 
vorgeht, kann, wie gesagt, nur eine Erfolgsgeschichte der Demokratie schreiben.

Dies würde noch deutlicher, wenn Müller nicht fälschlich die deutsche Demo-
kratie als eine „etablierte Demokratie” einstufen würde. Neben dem Deutschen 
Reich benennt Müller in seinem Beitrag konkret Großbritannien, die Vereinigten 
Staaten, Skandinavien und Australien als Demokratien19. Australien und die USA 
liegen allerdings außerhalb der von Müller abgegrenzten „demokratischen Kern-
zone”. Es bleibt insbesondere unklar, warum er vor allem die USA als Kontrastfall 
zur ersten deutschen Demokratie nutzt, obgleich es ihm eigentlich um eine euro-
päische Demokratiegeschichte geht. Kann es sein, dass er den „keynesianischen” 
Helden Franklin D. Roosevelt als Gegenspieler des wirtschaftspolitischen Schur-
ken Heinrich Brüning benötigt20?

Aus der Perspektive einer globalen Demokratiegeschichte waren der „Auf-
bruch” zur Demokratie 1918/19 viel breiter und der „Einbruch” 1933/1934 weit 
tiefer als Müller bei seinem Blick auf West-, Nord- und Mitteleuropa zu erkennen 
vermag. Tatsächlich ist der Kreis der Demokratien in der Zwischenkriegszeit un-
gleich größer, als Müller unterstellt. Um ihn plausibel abzugrenzen, wurden in 
einem großangelegten sozialwissenschaftlichen Projekt die Einstufungen aller 
selbständigen Länder der Zwischenkriegszeit in über 40 sozialwissenschaftlichen 
Datensätzen (wie Lexical, PIPE und Polity IV) und vergleichend angelegten wis-

15 Müller, Nach dem Ersten Weltkrieg, S. 64.
16 Müller, Demokratie, S. 572.
17 Müller, Nach dem Ersten Weltkrieg, S. 64.
18 Ebenda.
19 Vgl. Müller, Demokratie, S. 580.
20 Es bleibt auch unklar, wie Müller etwa rechtfertigt, dass er die Demokratie in Deutschland be-

rücksichtigt, die in Österreich aber nicht. Auch andere Demokratien in der „Kernzone” wie 
Belgien, Frankreich und die Niederlande bleiben in seinen Essays weitgehend unerwähnt.
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senschaftlichen Standardwerken ausgewertet. Darüber hinaus wurde – davon un-
abhängig – der Kreis der Demokratien mittels einer anspruchsvollen Demokratie-
definition mit sechs Kriterien bestimmt21.

Die folgende Übersicht gibt an, welche Staaten auf dieser Basis in der Zwi-
schenkriegsperiode zumindest zeitweilig als Demokratien einzustufen sind. Es 
sind 26. In 14 davon überdauerte die Demokratie die gesamte Zwischenkriegszeit. 
Dies sind Australien, Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Irland, Kanada, 
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz, Tschechoslowakei 
und die USA. In zwölf Ländern – also keineswegs nur in Deutschland, wie Müller 
behauptet – kam die Demokratie in der Zwischenkriegszeit zu Fall.

Tabelle 1: Demokratiezusammenbrüche in der Zwischenkriegszeit

Demokratie Ende Beginn

Portugal I 19. 10. 1921 11. 05. 1919

Italien 28. 10. 1922 06. 11. 1919

Polen 12. 05. 1926 26. 01. 1919

Portugal II 28. 05. 1926 29. 01. 1922

Litauen 17. 12. 1926 14. 04. 1920

Argentinien 06. 11. 1930 02. 04. 1916

Deutschland 30. 01. 1933 19. 01. 1919

Österreich 15. 03. 1933 16. 02. 1919

Uruguay 31. 03. 1933 30. 07. 1916

Estland 12. 03. 1934 05. 04. 1919

Lettland 15. 05. 1934 17. 04. 1920

Griechenland I 10. 10. 1935 07. 11. 1926

Griechenland II 04. 08. 1936 26. 01. 1936

Spanien 18. 07. 1936 28. 06. 1931

Der revolutionäre Aufbruch zur Demokratie nach dem Ersten Weltkrieg hatte viel 
mit dem amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson zu tun. Dessen berühmte 
14 Punkte vom 8. Januar 1918 zündeten die Lunte, die zur „Explosion” der Demo-
kratisierungen in Zentral- und Osteuropa von 1918 bis 1920 führte22. Der revoluti-
onäre Aufbruch fand in Europa also gerade außerhalb der von Müller umrissenen 
„demokratischen Kernzone” statt23. In weiten Teilen Ostmitteleuropas – in Est-
land, Finnland24, Lettland, Litauen, Österreich, Polen und der Tschechoslowakei 

21 Zu den Details des Vorgehens vgl. Kailitz, Nach dem „Großen Krieg”, und den Online-Ap-
pendix zu dem Beitrag auf den Seiten des Hannah-Arendt-Instituts für Totalitarismusfor-
schung.

22 Vgl. Erez Manela, The Wilsonian Moment Self-Determination and the International Origins 
of Anticolonial Nationalism, Oxford 2007.

23 Vgl. u. a. Frances L. Carsten, Revolution in Central Europe, 1918–1919, Aldershot 1988.
24 Finnland gehört – dies gerät immer stärker in Vergessenheit – historisch zu Ostmitteleuropa. 

Esten und Finnen teilen nahezu die gleiche Sprache, Religion (Protestantismus) und Kultur. 
Bis zum Zweiten Weltkrieg verlief die Geschichte auch weitgehend parallel. Zunächst gab es 
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– bildeten sich 1919/20 wie in Deutschland erstmals Demokratien nach „west-
lichem” Muster heraus. Dort war der zeitgenössische nationenübergreifende de-
mokratische „Zeitgeist” eine entscheidende Triebfeder für die Hinwendung zur 
Demokratie. Deutlicher als in der Proklamation der polnischen Unabhängigkeit 
vom 7. Oktober 1918 kann dieser Aufbruchsimpuls kaum gefasst werden: „In die-
ser Stunde ist der Wille des polnischen Volkes klar, entschlossen und einstimmig. 
[…] Indem wir diesen Willen spüren und diesen Appell auf ihn stützen, stehen 
wir auf der Grundlage der allgemeinen Friedensprinzipien, die vom Präsidenten 
der Vereinigten Staaten verkündet wurden und gegenwärtig von der ganzen Welt 
als Fundament angenommen werden, ein neues Zusammenleben der Völker zu 
errichten.”25 Die polnischen Demokraten fühlten sich bei der Aufnahme des Rufs 
„von jenseits der Grenzen” nicht weniger demokratisch als deutsche Demokraten 
wie Gustav Bauer26. Die lettische und die estnische Verfassung waren sogar die 
wohl progressivsten demokratischen Verfassungen ihrer Zeit27.

Mit Blick auf Deutschland meint Müller zu Recht: „Den Zeitgenossen wäre der 
Gedanke, dass ein fundamentaler Unterschied zwischen Deutschland und den 
anderen Demokratien bestand, sonderbar vorgekommen.”28 In den neu entstan-
denen ostmitteleuropäischen Demokratien war es nicht anders. Albert Salts, der 
wohl wichtigste lettische Wirtschaftspolitiker der Zwischenkriegszeit, formulierte 
dies so: „In kultureller Beziehung gehört Lettland zu Westeuropa, und in diesem 
Sinne bilden die Ostgrenzen Lettlands die Ostgrenze Europas.”29 In den Köpfen 
der Demokraten gab es nach dem Ersten Weltkrieg ein Europa, das sich gemein-
sam auf dem Weg zu einer neuen demokratischen Friedensordnung befand. Auch 
die neuen Demokratien Ostmitteleuropas waren also wie Deutschland „Teil einer 
demokratischen Völkergemeinschaft”30.

Erscheint aus globaler Sicht der Aufbruch zur Demokratie nach dem Ersten 
Weltkrieg viel weitreichender als ihn Müller darstellt, so wird auch erst aus dieser 
Perspektive die tiefe Krise der Demokratie in den 1930er Jahren deutlich. Abgese-
hen von den „etablierten Demokratien” überlebten nämlich nur die neuen De-
mokratien in Finnland und der Tschechoslowakei. Im Unterschied zu allen Zeiten 
zuvor und danach gab es nur in der Zwischenkriegszeit Phasen (konkret 1922–
1926 und 1931–1936), in denen mehr Demokratien scheiterten als neu entstan-

eine lange schwedische, dann eine lange russische Fremdherrschaft. Es folgte die nationale 
Unabhängigkeit nach dem Ersten Weltkrieg.

25 Proklamation des Regentschaftsrates an das polnische Volk zur Bildung eines unabhängigen 
polnischen Staates vom 7. 10. 1918, http://www.herder-institut.de [15. 2. 2015].

26 Gustav Bauer, zit. nach Müller, Demokratie, S. 569.
27 Vgl. Das Grundgesetz der Republik Estland vom 15. 6. 1920, in: Die Verfassungen in Euro-

pa 1789–1949. Wissenschaftliche Textedition unter Einschluß sämtlicher Änderungen und 
Ergänzungen sowie mit Dokumenten aus der englischen und amerikanischen Verfassungs-
geschichte, hrsg. von Dieter Gosewinkel und Johannes Masing unter Mitarbeit von An-
dreas Würschinger, München 2006, S. 1857–1868; Verfassung der Republik Lettland vom 
15. 2. 1922, in: Ebenda, S. 1946–1953.

28 Müller, Nach dem Ersten Weltkrieg, S. 69.
29 Albert Salts, Lettlands Wirtschaft und Wirtschaftspolitik, Riga 1930, S. 114.
30 Müller, Demokratie, S. 601.
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den. Zur Geschichte der Zwischenkriegszeit gehört, dass Demokratien fundamen-
tal durch neue antidemokratische – faschistische, kommunistische, aber auch 
autoritäre – Bewegungen und Regime herausgefordert wurden31.

2. Demokratie und Wirtschaft

Mit der Behauptung einer naturwüchsigen Beziehung von Demokratie und 
Marktwirtschaft macht sich Müller ausgerechnet eine Prämisse der von ihm an-
sonsten heftig kritisierten „marktradikalen und antietatistischen”32 Österreichi-
schen Schule der Nationalökonomie zu eigen33. Tatsächlich stehen Demokratie 
und Marktwirtschaft aber in einem spannungsreichen Verhältnis zueinander. Sie 
folgen nämlich unterschiedlichen Logiken: Die Marktwirtschaft ist hierarchisch 
organisiert und die Akteure in den Unternehmen streben nach Profit. Demokra-
tien dürfen dagegen nicht hierarchisch organisiert sein und streben nach dem 
allgemeinen Wohl34. Das Verhältnis von Demokratie und Wirtschaft ist wegen die-
ser grundlegenden Spannung zweier unterschiedlicher Logiken der Kernbereich, 
in dem häufig über Wohl und Wehe von Demokratien entschieden wird. In die-
sem Kernbereich treffen die Interessen zentraler Akteure, vor allem der Vertreter 
der Arbeitnehmer und der Unternehmer, aufeinander. Dieser Interessenkonflikt 
ist dabei für demokratische Politiker umso einfacher zu moderieren, je größer 
der Kuchen ist, der verteilt werden kann.

Müller argumentiert, dass „ökonomische Produktivität” in der „Massendemo-
kratie eine Voraussetzung politischer Legitimität”35 sei. Damit trifft er einen sehr 
wichtigen Punkt, greift zugleich aber zu kurz. Ökonomische Produktivität kann 
nämlich Demokratien wie Autokratien legitimieren. Diese Klarstellung ist bedeut-
sam für die Analyse der unterschiedlichen Schicksale von Demokratien in der 
Zwischenkriegszeit. Die so verschiedenen politischen und ökonomischen Rah-
menbedingungen hatten nämlich ebenso Einfluss darauf, ob eine Demokratie 
scheiterte oder nicht, wie die Vorgeschichte mit ihren Hypotheken und nicht zu-
letzt mit den Erwartungen, die früher geweckt wurden36.

31 Vgl. u. a. Arnd Bauerkämper, Der Faschismus in Europa 1918–1945, Stuttgart 2006; ders., Der 
„Große Krieg” als Beginn: Der Konflikt zwischen traditionalen Ordnungskonzepten, Faschis-
mus und Autoritarismus, in: Totalitarismus und Demokratie 15 (2015), H. 1, S. 73–96. Eng 
damit verbunden ist die Betrachtung der „universelle[n] Faszination der Oktoberrevolution” 
(François Furet, Das Ende der Illusion. Der Kommunismus im 20. Jahrhundert, München 
1996, S. 87–136), und des Sowjetkommunismus nicht nur als Vorbild, sondern eben auch als 
Schreckbild der Rechten; vgl. Kai-Uwe Merz, Das Schreckbild. Deutschland und der Bolsche-
wismus 1917 bis 1921, Berlin 1995.

32 So über Ludwig von Mises, in: Müller, Demokratie, S. 589.
33 Vgl. Friedrich A. von Hayek, The Road to Serfdom, Chicago 1944; Ludwig von Mises, Plan-

ning for Freedom, and Sixteen Other Essays and Addresses, South Holland 1980.
34 Vgl. Wolfgang Merkel, Is Capitalism Compatible with Democracy?, in: Zeitschrift für Verglei-

chende Politikwissenschaft 8 (2014), H. 2, S. 109–128.
35 Müller, Demokratie, S. 575.
36 Vgl. dazu Kailitz, Nach dem „Großen Krieg”.
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Die erste deutsche Demokratie musste nach dem Ersten Weltkrieg eine beson-
ders hohe wirtschaftliche Latte überspringen, um die Erwartungen der Bürger zu 
befriedigen. Das Deutsche Kaiserreich hatte – wie ansonsten nur die USA – seit 
1870 mit einigen zwischenzeitlichen Stagnationsphasen ein historisch beispiel-
loses „Wirtschaftswunder”37 erlebt. Nach 1918 trauerte deshalb ein Teil der Bevöl-
kerung dem Kaiserreich nach. Die Weimarer Republik stand, um sich eine stabile 
Legitimationsbasis zu verschaffen, vor dem gewaltigen Problem, nicht hinter der 
wirtschaftlichen Produktivität des Deutschen Kaiserreichs zurückzubleiben. Hin-
zu kam, dass die Arbeiterschaft vom neuen demokratischen Staat mehr Sozial-
staatlichkeit als vom Kaiserreich erwartete38. Das Deutsche Reich war im Unter-
schied zu den „etablierten Demokratien in West-, Nord- und Mitteleuropa” aber 
der Verlierer des Ersten Weltkriegs. Die deutsche Demokratie hatte es aufgrund 
der Reparationen weit schwerer, den wirtschaftlichen Vorkriegsstand zu erreichen 
oder zu übertreffen als etwa die angelsächsischen oder skandinavischen Demokra-
tien. Schließlich belastete das in Deutschland verbreitete Gefühl, von den Sieger-
mächten durch den Versailler Vertrag als eine Art Paria behandelt zu werden, das 
Verhältnis zu den „etablierten Demokratien“ und in national gesinnten Teilen der 
Bevölkerung auch das Verhältnis zur Demokratie selbst.

In den „etablierten Demokratien“ entfaltete sich die Demokratie nicht – wie 
Müller behauptet – erst nach dem Ersten Weltkrieg. Gerade in den angelsäch-
sischen Staaten gab es bereits vor 1918 einen gefestigten nationalen Grundkon-
sens über demokratische Werte. Fundamentale Verteilungsprobleme wirtschaftli-
chen Wohlstands bewegten in der Zwischenkriegszeit die dortigen Demokratien. 
Auch in Australien, Großbritannien, Kanada, Neuseeland und den USA drängte 
die Arbeiterbewegung auf einen Ausbau der Sozialpolitik. Den liberalen Eliten 
war es in diesen Ländern aber bereits recht früh gelungen, die Arbeiterschaft peu 
à peu in das liberale und parlamentarische Regime zu integrieren39. Für kommu-
nistische Parolen erwärmten sich nur wenige, und das Bürgertum konnte sich in 
den angelsächsischen Demokratien recht sicher sein, dass von der Arbeiterschaft 
im Unterschied zu Deutschland keine Umsturzgefahr und damit eine Gefähr-
dung seines wirtschaftlichen Besitzstandes ausging40. Dadurch hatte auch das Bür-
gertum keinerlei ökonomisches Interesse, die Demokratie in Frage zu stellen.

37 Vgl. u. a. Alexander Jung, Das erste Wirtschaftswunder, in: Spiegel-Special: Made in Germany. 
Wie die deutsche Wirtschaft durch die Globalisierung gewinnt, H. 5/(2008), S. 88–93.

38 Vgl. Heinrich A. Winkler, Von der Revolution zur Stabilisierung: Arbeiter und Arbeiterbewe-
gung in der Weimarer Republik 1918 bis 1924, Bonn 1985.

39 Vgl. Luebbert, Liberalism, Fascism, or Social Democracy.
40 Bis heute ist der Sozialstaat in den USA und Großbritannien deutlich geringer ausgebaut als 

etwa in Deutschland. Die angelsächsischen Demokratien zeichnen sich in langer Perspektive 
gerade nicht durch das von Müller vorgestellte Modell einer „demokratischen” Wirtschafts- 
und Sozialpolitik aus. Vgl. zu den grundlegenden pfadabhängigen Unterschieden der Sozi-
alstaatsstrukturen des konservativen deutschen, des sozialdemokratischen skandinavischen 
und des liberalen angelsächsischen Sozialstaatsmodells Gøsta Esping-Andersen, The Three 
Worlds of Welfare Capitalism, Princeton 1990.
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In Deutschland lagen die Dinge anders. Hier fehlte diese weitgehende Selbst-
gewissheit des Bürgertums, und radikale Parolen fanden in der deutschen Arbei-
terbewegung viel größeren Anklang. Dies bedeutet keineswegs, dass die erste 
deutsche Demokratie zum Scheitern verurteilt war. Sie hatte es aufgrund ihrer 
spezifischen sozioökonomischen Ausgangslage aber weit schwerer, die Weltwirt-
schaftskrise zu überstehen als etwa die britische. Es hätte wohl lediglich einer län-
geren ökonomischen Schönwetterperiode bedurft, um die erste deutsche Demo-
kratie zu konsolidieren. Ohne die Weltwirtschaftskrise wäre Weimar nicht 
gescheitert, so eine höchst plausible und seit langem einflussreiche Deutung41. 
Auch wenn nur der deutsche und österreichische Demokratiezusammenbruch in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Weltwirtschaftskrise stehen, so war sie 
fraglos das zentrale Ereignis, das für die generelle Krise der Demokratie in den 
1930er Jahren verantwortlich war42. Der Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung 
ist mithin ein Kernfaktor, der über Wohl und Wehe von Demokratien mitentschei-
det. Laut Müller gibt es das Wundermittel einer „demokratischen Wirtschaftspoli-
tik”, mit dem sich Demokratien gegen ihren Sturz in wirtschaftlichen Krisen-
zeiten wappnen können. Aber ist das wirklich so?

3. Gibt es eine „demokratische Wirtschaftspolitik”?

Der „Keynesianismus” ist für Müller die „demokratische Wirtschaftspolitik”. Als 
ihr Kennzeichen benennt er den „Segen sowohl des freien Welthandels als auch 
der international erfolgreichen Sozialpolitik”43. Einen „Segen” bringen die „Gu-
ten”. Wer einen anderen Kurs als die „Keynesianer” verfolgt, erscheint in diesem 
Weltbild als „böse”, zumindest handelt er wirtschaftspolitisch „falsch”. Alles, was 
von links und rechts an Alternativen zum „Keynesianismus” entwickelt wurde, ist 
für Müller also keine „demokratische Wirtschaftspolitik”. Die Bösen sind aus sei-
ner Sicht vor allem die „Vertreter einer geschichtslosen Markt-Theologie”44.

Müller sieht vor dem Hintergrund seiner wirtschaftspolitischen Schwarz-Weiß-
Skizze die erste deutsche Demokratie schon deswegen „auf einem guten Weg“45, 
weil im Reichswirtschaftsministerium zunächst „Keynesianer” um den Staatssekre-
tär und Wirtschaftsprofessor Julius Hirsch am Werk waren46. Müllers Anklage ge-
gen Heinrich Brünings Wirtschaftspolitik in der Weltwirtschaftskrise lautet umge-

41 So erklärte etwa Lepsius 1978 in einem bis heute einflussreichen Beitrag zur ersten deut-
schen Demokratie: „The impact of the economic depression on the rise of Nazism and the 
breakdown of democracy in Germany cannot be overestimated.” M. Rainer Lepsius, From 
Fragmented Party Democracy to Government by Emergency Decree and National Socialist 
Takeover: Germany, in: Linz/Stepan (Hrsg.), Breakdown, S. 34–79, hier S. 50.

42 Vgl. Jørgen Møller/Alexander Schmotz/Svend-Erik Skaaning, Economic Crisis and Demo-
cratic Breakdowns in the Interwar Years: A Reassessment. Paper presented at the Council for 
European Studies Conference, June 25–27, Amsterdam 2013.

43 Beide Zitate in: Müller, Demokratie, S. 588.
44 Müller, Nach dem Ersten Weltkrieg, S. 98.
45 Müller, Demokratie, S. 569.
46 Vgl. u. a. ebenda, S. 594.
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kehrt: „Er gab die demokratische Wirtschaftspolitik nicht nur auf, er handelte im 
Gegensatz zu ihren Grundeinsichten.”47 Kurz: Eine Demokratie befindet sich auf 
einem guten Weg, wenn „Keynesianer“ am Werk sind. Nicht-„Keynesianer“ sind 
dagegen falsche Männer, die falsche Wirtschaftspolitik machen und damit den 
Sturz von Demokratien verursachen.

Müllers Vorgehen ist mehr als problematisch. Eine „demokratische Wirtschafts-
politik” gibt es ebenso wenig wie eine „autokratische Wirtschaftspolitik”. Es gibt 
vielmehr ein recht breites Spektrum an unterschiedlichen wirtschaftspolitischen 
Vorstellungen von links und rechts, die mit der Demokratie vereinbar sind. Mül-
lers Denkfigur einer urwüchsigen Beziehung zwischen „Keynesianismus” und De-
mokratie ist ebenso irreführend wie die – etwa von Hans Jörg Hennecke behaupte-
te – Denkfigur einer urwüchsigen Beziehung zwischen „Hayekanismus” und 
Demokratie48.

John Maynard Keynes adressierte in der Zwischenkriegszeit seine Positionen an 
dem politischen Schnittbereich von „Liberalism and Labour”49 und gegen die 
Wirtschaftspolitik der Konservativen in Großbritannien. Politisch beheimatet war 
der „Keynesianismus” in Weimar nahezu ausschließlich im sozialdemokratischen 
und linksliberalen Milieu. Mithin gelten für Müller im Bereich der Wirtschaftspo-
litik nur „zeitgenössische” sozialdemokratische und linksliberale Positionen als 
„demokratisch”. Diese extrem enge Abgrenzung demokratischer Positionen ist 
unhaltbar. Sie steht darüber hinaus in einem fundamentalen Widerspruch zu 
Müllers eigener Deutung, dass es keinen Mangel an Demokraten gegeben habe. 
Sozialdemokraten und Linksliberale waren bereits 1920 in der Minderheit, ihre 
Anhängerschaft nahm danach rasch weiter ab. Letztlich setzt Müller als engagier-
ter Anhänger des „Keynesianismus” seine wirtschafts- und sozialpolitischen Wert-
urteile absolut. Weder ist eine Demokratie zwangsläufig auf einem „guten Weg”, 
nur weil Regierungen eine „keynesianische” Wirtschaftspolitik betreiben, noch 
driftet sie unweigerlich in Richtung Diktatur, wenn eine andere Wirtschaftspolitik 
verfolgt wird.

In einer unvoreingenommenen Untersuchung über den Zusammenhang von 
Wirtschaftspolitik und Demokratie müssen die Konzepte „Demokratie” und 
„Wirtschaftspolitik” sauber auseinandergehalten werden. Erst auf dieser Grundla-
ge lässt sich empirisch untersuchen, welche Wirtschaftspolitik im transnationalen 
Vergleich unter welchen Kontextbedingungen welche Folgen für eine Demokra-
tie hatte. Es wäre dann etwa auch zu erkunden, ob der „Keynesianismus” bis zum 
Amtsantritt Brünings schädlich und/oder nützlich für die wirtschaftliche und 

47 Ebenda, S. 599.
48 Vgl. Hans Jörg Hennecke, Friedrich August von Hayek: die Tradition der Freiheit, Düsseldorf 

2000. Zu dieser wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Programmatik vgl. auch von Hayek, 
Road to Serfdom; von Mises, Planning for Freedom.

49 Vgl. John Maynard Keynes, Liberalism and Labour (1926), in: Elizabeth Johnson/Donald. E. 
Moggridge (Hrsg.), The Collected Writings of John Maynard Keynes, Vol. 9: Essays in Persua-
sion, London 1982, S. 307–312.
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politische Entwicklung der Weimarer Demokratie war50. Einzugehen wäre insbe-
sondere auf die Zeit, in der die „Keynesianer” um Julius Hirsch tatsächlich die 
Wirtschaftspolitik prägten, also die Zeit, bis Hirsch 1923 das Reichswirtschaftsmi-
nisterium verließ. Eine solche Untersuchung müsste sich auch mit dem Vorwurf 
auseinandersetzen, dass gerade das „keynesianische” Übermaß an staatlichen Aus-
gaben bei mangelnden Einnahmen in der Nachkriegskrise die Inflation wesent-
lich begünstigte, die 1923 mit der Hyperinflation in einem sozioökonomischen 
Desaster von bis dahin ungekanntem Ausmaß mündete51. Umgekehrt wäre dann 
auch zu klären, ob und in welchem Maße die Wirtschaftspolitik der Regierung 
Brüning in der Weltwirtschaftskrise tatsächlich Schaden anrichtete.

4. Ist Brüning Schuld am Scheitern von Weimar?

Da die Weltwirtschaftskrise alle, auch die „etablierten Demokratien” erschütterte 
und Müller auf die nationalen Variationen der sozioökonomischen Erschütte-
rung nicht eingeht, macht er allein Brünings Abrücken von der „demokratischen 
Wirtschaftspolitik” in der Weltwirtschaftskrise für das Scheitern der ersten deut-
schen Demokratie verantwortlich. Das ist eine steile, aber auch nicht gerade neue 
These. Aufgrund des aktuellen Forschungsstands lässt sich mit einiger Sicherheit 
nur sagen, dass Brüning sich bewusst für die Deflationspolitik entschied, obgleich 
alternative Politiken zumindest nicht ausgeschlossen waren52. Dies ist allerdings 
für die Frage der Triftigkeit von Müllers Deutung nachrangig.

Damit seine Deutung als tragfähig eingestuft werden kann, müsste die folgende 
Frage mit einem klaren Ja beantwortet werden können: Gibt es belastbare Belege 

50 Dies ist unter Wirtschaftshistorikern bekanntlich umstritten. Borchardt vertrat etwa die An-
sicht, dass gerade der „Keynesianismus”, also dass bis zu Brünings Amtsantritt die Wirtschafts- 
und Sozialpolitik dem Primat der Haushaltskonsolidierung übergeordnet wurde, wesentlich 
dazu beigetragen habe, dass Deutschland bereits in einer beträchtlichen wirtschaftlichen 
Schieflage in die Weltwirtschaftskrise ging. Schon in den „guten Jahren” der Weimarer Re-
publik sei demnach die ambitionierte Sozialpolitik kaum zu finanzieren gewesen. Vgl. Knut 
Borchardt, Wege aus der Arbeitslosigkeit – Die Diskussion in der Weltwirtschaftskrise, in: ifo 
Schnelldienst 58 (2005), H. 20–28, S. 42. Vgl. auch ders., Zwangslagen und Handlungsspiel-
räume in der großen Wirtschaftskrise der frühen dreißiger Jahre: Zur Revision eines über-
lieferten Geschichtsbildes, in: Michael Stürmer (Hrsg.), Die Weimarer Republik. Belagerte 
Civitas, Königstein 1980, S. 318–339.

51 Vgl. zur deutschen “Hyperinflation” 1923 u. a. Gerald D. Feldman, Bayern und Sachsen in 
der Hyperinflation 1922–23, München 1984; Carl-Ludwig Holtfrerich, Die deutsche Inflati-
on 1914–1923: Ursachen und Folgen in internationaler Perspektive, Berlin 1980; Gerald D. 
Feldman/William J. Bouwsma, Die Erfahrung der Inflation im internationalen Zusammen-
hang und Vergleich, Berlin 1984; Gerald D. Feldman, The Great Disorder: Politics, Econo-
mics, and Society in the German Inflation, 1914–1924, Oxford 1997.

52 Vgl. zuletzt Paul Köppen, „Aus der Krankheit konnten wir unsere Waffe machen.” Heinrich 
Brünings Spardiktat und die Ablehnung der französischen Kreditangebote 1930/31, in: VfZ 
62 (2014), S. 349–375. Vgl. auch Carl-Ludwig Holtfrerich, Alternativen zu Brünings Wirt-
schaftspolitik in der Weltwirtschaftskrise?, in: Historische Zeitschrift 235 (1982), S. 605–631. 
Dem widerspricht Knut Borchardt, Eine Alternative zu Brünings Sparkurs? Zu Paul Köppens 
Erfindung französischer Kreditangebote, in: VfZ 63 (2015), S. 229–239.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

448  Diskussionen

dafür, dass die erste deutsche Demokratie wegen Brünings Wirtschaftspolitik ge-
scheitert ist und dass sie bei einer „keynesianischen” Wirtschaftspolitik 1930 bis 
1932 eben nicht gescheitert wäre? Diese Frage lässt sich aber nicht plausibel mit 
einem entschiedenen Ja beantworten. Indem Müller den „falschen” wirtschafts-
politischen Entscheidungen der Regierung Brüning die Schuld für das Scheitern 
der deutschen Demokratie gibt, unterstellt er gleich mehreres: 1. dass Brüning 
mit seiner „falschen” Wirtschaftspolitik 1930 bis 1932 sehenden Auges von einer 
in Demokratien üblichen „demokratischen Wirtschaftspolitik” abrückte; 2. dass 
eine aktive Konjunkturpolitik 1930 bis 1932 zu einem besseren Überstehen der 
Weltwirtschaftskrise und damit auch zum Überleben der Demokratie beigetragen 
hätte; 3. dass die finanziellen und politischen Rahmenbedingungen für eine ak-
tive Konjunkturpolitik vorhanden waren. Wenn nur einer dieser Punkte nicht zu-
trifft, kann man Brüning nicht die „Schuld” am Sturz der ersten deutschen Demo-
kratie geben.

Der erste Punkt reicht bereits für einen „Freispruch” Brünings. Der „Angeklag-
te” folgte mit seiner Deflationspolitik in den Jahren 1930 bis 1932 nämlich im 
Großen und Ganzen der in dieser Zeit von Wirtschaftswissenschaftlern allgemein 
empfohlenen wirtschaftspolitischen Strategie in Krisenzeiten. Zu Beginn der 
Weltwirtschaftskrise betrieben alle Regierungen in den bedeutenden Industrie-
staaten noch eine Deflationspolitik53. Auch die Regierungen in den USA und 
Schweden verfolgten damals eine orthodoxe, teils neo-orthodoxe und keine ange-
botsstimulierende „keynesianische” Wirtschaftspolitik. Die anders gelagerten 
Maßnahmen des „New Deal” begannen erst 193354. Für Schweden kommt die de-
taillierte Analyse Jukka Pekkarinens sogar noch für das Jahr 1933 zu folgendem 
Urteil: „Turning to the actual course of economic policy, we find that policy  during 
the Great Depression was predominantly conservative and orthodox.”55

Die Deflationspolitik der Regierung Brüning in den Jahren 1930 bis 1932 war 
also keineswegs eine irrationale Abkehr von einer in Demokratien üblichen „de-
mokratischen Wirtschaftspolitik”. Müller argumentiert somit ahistorisch. Schon 
gar nicht blickt er durch die Brille der Zeitgenossen auf die Wirtschaftspolitik 
Brünings, sonst hätte er sich mit der Tatsache auseinandersetzen müssen, dass 
Keynes bei einem Vortrag in Hamburg 1932 die von Brüning verfolgte wirtschafts-
politische Strategie wohlwollend kommentierte. Auch Keynes sah es als vordring-

53 Vgl. u. a. Peter Fearon, The Origins and Nature of the Great Slump 1929–1932, Atlantic High-
lands 1979, S. 56 f.

54 1933 war in Deutschland der Fortschrittsglaube der Demokratien tief erschüttert. Der an 
den Konzeptionen von Keynes orientierte „New Deal” war ein ganz und gar radikaler, von 
fundamentaler Verunsicherung getriebener Bruch mit der vorherigen US-amerikanischen 
Wirtschaftspolitik. Vgl. dazu u. a. Ira Katznelson, Fear Itself: The New Deal and the Origins  
of Our Time, New York 2013.

55 Jukka Pekkarinen, Keynesianism and the Scandinavian Models of Economic Policy, Helsinki 
1988, S. 42. Zur vergleichenden Einordnung der Wirtschaftspolitiken im Zuge der „Großen 
Depression” vgl. Peter Alexis Gourevitch, Breaking with Orthodoxy: The Politics of Eco-
nomic Policy Responses to the Depression of the 1930s, in: International Organization 38 
(1984), H. 1, S. 95–129, hier S. 102.
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lich an, die Finanzmärkte zu stabilisieren, bevor man sich der Ankurbelung der 
Industrie zuwandte. Zwar empfahl er Deutschland, den Gold-Standard zu verlas-
sen. Er äußerte aber Verständnis dafür, dass Deutschland diesen Schritt wegen der 
ungelösten Reparationsfrage hinauszögerte56. Nach seinem Hamburger Vortrag 
traf Keynes mit Brüning in Berlin zusammen. Dabei machte er sich noch besser 
mit den konkreten deutschen Rahmenbedingungen in der Krise, vor allem dem 
Young-Plan, vertraut. Schließlich machte sich Keynes sogar Brünings Position zu 
eigen, dass keine deutsche Regierung überleben könne, die im Zeichen der Krise 
nicht auf ein vollständiges Ende der Reparationen dränge57. So wohlwollend muss 
man Brünings Strategie nicht beurteilen. Es reicht festzuhalten, dass er nicht wi-
der besseren Wissens in der Weltwirtschaftskrise 1930 bis 1932 eine „falsche” Poli-
tik betrieb.

Als Demokratien wie Schweden und die USA auf eine „keynesianische” Krisen-
politik umschwenkten, war Deutschland bereits eine Diktatur. Dennoch ist es mit 
Blick auf Müllers Gut-Böse-Skizze sinnvoll, die Frage aufzuwerfen: was wäre ge-
schehen, wenn. Laut einer sorgfältigen vergleichenden Untersuchung von Ekkart 
Zimmermann und Thomas Saalfeld hatte die konkrete Wirtschaftspolitik in der 
Weltwirtschaftskrise für den wirtschaftspolitischen Erfolg keine große Bedeu-
tung58. Sowohl Demokratien wie Schweden und die USA, die nach 1933 eine 
„keynesianische” Krisenpolitik betrieben, als auch solche, die wie Großbritannien 
durch die gesamte Weltwirtschaftskrise hindurch eine Deflationspolitik ver-
folgten, konnten die Krise wirtschaftlich und politisch meistern. Die ersten bei-
den Punkte sprechen aus vergleichender Perspektive bereits so deutlich gegen 
einen historischen „Schuldspruch” Brünings, dass auf den dritten Punkt nicht 
mehr ausführlich eingegangen werden muss.

Nur noch so viel. Müller bettet das Handeln der Regierung Brüning in den 
Jahren 1930 bis 1932 unzureichend in den Kontext und die Kontinuität der deut-
schen Wirtschaftsentwicklung ein. Die unerhörten wirtschaftlichen Belastungen 
durch die Kriegsniederlage, die Nachkriegskrise, die 1923 durch die Ruhrbesat-
zung ausgelöste Steigerung der starken Inflation bis zur vollständigen Entwertung 
der Währung und die das Staatsbudget stark belastenden Reparationszahlungen 
erwähnt Müller nur beiläufig. Er berücksichtigt aber nicht, dass diese Vorge-
schichte von großer Bedeutung für den wirtschaftspolitischen Handlungsspiel-
raum in der Weltwirtschaftskrise war. Die Hyperinflation von 1923 und die Welt-

56 Vgl. John Maynard Keynes, The Economic Prospects, 1932, in: Donald. E. Moggridge (Hrsg.), 
The Collected Writings of John Maynard Keynes, Vol. 21: Activities 1931–1939. World Crises 
and Policies in Britain and America, London 1982, S. 39–47.

57 Vgl. John Maynard Keynes, Keynes to Walter Case, 21 January 1932, in: Ebenda, S. 48 f.
58 Vgl. Ekkart Zimmermann/Thomas Saalfeld, Economic and Political Reactions to the World 

Economic Crisis of the 1930s in Six European Countries, in: International Studies Quarterly 
32 (1988), H. 3, S. 305–334. Vgl. auch Ekkart Zimmermann, The 1930s World Economic Cri-
sis in Six European Countries: A First Report on Causes of Political Instability and Reactions 
to Crisis, in: Paul M. Johnson/William R. Thompson (Hrsg.), Rhythms in Politics and Econo-
mics, New York 1985, S. 84–127.
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wirtschaftskrise ab 1929 führten zu einer „Doppelkrise“59. Die Folgen der ersten 
Krise wirkten in die zweite hinein. Man wird dem Handeln Brünings nicht ge-
recht, wenn man das tiefe Trauma weiter Teile des deutschen Bürgertums außer 
Acht lässt, das die Inflation – sprich die Vernichtung ihrer Ersparnisse – ausgelöst 
hatte. In Deutschland setzte sich die Deflationspolitik der Regierung Brüning 
1930 bis 1932 ganz bewusst von der als desaströs empfundenen Inflationspolitik 
des Krisenjahrs 1923 ab60. Gewiss, es wäre aufgrund der politischen und ökono-
mischen Lage 1930 bis 1932 nicht gänzlich unmöglich gewesen, entgegen dem 
internationalen wirtschaftspolitischen Mainstream von der Deflationspolitik ab-
zurücken. Für eine deutsche Regierung wäre diese Abkehr aber aufgrund der 
Rahmenbedingungen weit schwerer gewesen als für die Regierungen in den von 
Müller angesprochenen anderen „etablierten Demokratien”.

Ob Brünings Wirtschaftspolitik nun als „richtig” oder „falsch” bewertet wird, ist 
ohnehin eine ganz andere Sache. Es ist wohl müßig darüber zu streiten. Das Urteil 
basiert nahezu zwangsläufig auch auf der wirtschaftspolitischen Präferenz des Au-
tors. Aus Knut Borchardts Perspektive hat Brüning Deutschland aus einer wirt-
schaftlichen Schieflage befreit, indem er die Krise nutzte, um durch Lohnsen-
kungen die Schere zwischen Löhnen und Arbeitsproduktivität zu schließen. Die 
deutsche Wirtschaft habe sich 1933 primär aufgrund von Brünings Politik und 
der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik erholt61. Borchardt bewertet die 
Wirtschaftspolitik Brünings damit wohl insgesamt zu positiv. Er ignoriert vor 
allem die sozialen Verwerfungen durch die Massenarbeitslosigkeit. Diese wurde 
zwar nicht durch die Deflationspolitik verursacht, Brüning nahm sie aber zumin-
dest in Kauf und wirkte ihr nicht wirksam entgegen. Die „Schuld” am Untergang 
der ersten deutschen Demokratie trägt die Wirtschaftspolitik Brünings indes 
nicht.

5. Fazit

Ja, wir sollten künftig stärker als in der Vergangenheit das Positive des Aufbruchs 
zu Demokratie und Sozialstaatlichkeit nach dem Ersten Weltkrieg betonen. Es ist 
aber ein Fehler, die Zwischenkriegszeit zu einem positiven Kapitel der Demokra-

59 Vgl. Folko Arends/Gerhard Kümmel, Germany: From Double Crisis to National Socialism, 
in: Berg-Schlosser/Mitchell (Hrsg.), Conditions of Democracy, S. 129–156.

60 Vgl. u. a. Knut Borchardt, Das Gewicht der Inflationsangst in den wirtschaftspolitischen 
Entscheidungsprozessen während der Weltwirtschaftskrise, in: Gerald D. Feldman (Hrsg.), 
Die Nachwirkungen der Inflation auf die deutsche Geschichte 1924–1933, München 1985, 
S. 233–260; Gerald D. Feldman, Weimar from Inflation to Depression: Experiment or 
Gamble?, in: Ders. (Hrsg.), Nachwirkungen der Inflation, S. 385–401.

61 Vgl. Borchardt, Wege aus der Arbeitslosigkeit, S. 42. Vgl. ders., Zwangslagen und Handlungs-
spielräume, in: Stürmer (Hrsg.), Die Weimarer Republik; vgl. Albrecht Ritschl, Deutschlands 
Krise und Konjunktur 1924–1934. Binnenkonjunktur, Auslandsverschuldung und Repara-
tionsproblem zwischen Dawes-Plan und Transfersperre, Berlin 2002; ders., Knut Borchardts 
Interpretation der Weimarer Wirtschaft. Zur Geschichte und Wirkung einer wirtschaftsge-
schichtlichen Kontroverse, in: Jürgen Elvert/Susanne Krauss (Hrsg.), Historische Debatten 
und Kontroversen im 19. und 20. Jahrhundert, Stuttgart 2001, S. 234–244.
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tiegeschichte mit nur kleinen Schatten umzudeuten, wie Müller es tut. Nur wer, 
wie er, seinen Blick von vornherein nur auf die „etablierten Demokratien” richtet, 
kann zu dem Schluss kommen, dass das Überleben der Demokratie der histo-
rische Normalfall, ein Sturz hingegen wie in Deutschland 1933 ein extrem un-
wahrscheinlicher Betriebsunfall ist. Aus der Perspektive einer globalen Demokra-
tiegeschichte gab es in der Zwischenkriegszeit keine geradlinige Entwicklung zu 
mehr Demokratie. Die Demokratiegeschichte der Zwischenkriegszeit ist keines-
wegs eine reine Misserfolgsgeschichte, aber sicher auch keine Erfolgsgeschichte. 
Müllers Thesen genügen auch ganz und gar nicht seinem Anspruch, die Perspek-
tive der Zeitgenossen einzunehmen. Nach dem Sturz der deutschen Demokratie 
1933 wurden die liberalen Demokraten nämlich weltweit von einer tiefen Verun-
sicherung erfasst. Die Zeitgenossen und nicht erst die Nachgeborenen deuteten 
dies als eine tiefe „Krise der Demokratie”62.

Aus Sicht der Weimar-Forschung wäre es ein gigantischer Rückschritt, das 
Scheitern der ersten deutschen Demokratie schlicht auf ein Abweichen der Regie-
rung Brüning von einer „keynesianischen” Wirtschaftspolitik zurückzuführen 
und die vielen grundlegenden strukturellen Probleme zu ignorieren63. Weimar 
war damit keineswegs zum Scheitern verurteilt, die Weimarer Republik gehörte 
aber auch ganz gewiss noch nicht zum Kreis der „etablierten Demokratien”. Sie 
zählte nach dem Ersten Weltkrieg im Unterschied zu den USA und Großbritan-
nien zu den aus einer Revolution geborenen Demokratien. Nach einem oft allzu 
kurzen „Honigmond”64 sind solche jungen Demokratien im Unterschied zu kon-
solidierten Demokratien in einer Wirtschaftskrise in ihrer Existenz gefährdet65, 
wie nicht zuletzt die Zwischenkriegszeit lehrt. Die konkrete Wirtschaftspolitik in 
der Krise ist dabei nicht der entscheidende Punkt.

62 Vgl. u. a. William E. Rappard, Crisis of Democracy, Chicago 1938. Vgl. auch Karl Loewenstein, 
Autocracy versus Democracy in Contemporary Europe, in: American Political Science Review 
29 (1935), S. 571–592 u. S. 755–784, und ders., Militant Democracy and Fundamental Rights, 
in: Ebenda 31 (1937), S. 417–432 u. S. 638–658.

63 So argumentiert auch William L. Patch, Heinrich Brüning and the Dissolution of the Weimar 
Republic, Cambridge 1998, S. 13.

64 Vgl. Michael Bernhard/Christopher Reenock/Timothy Nordstrom, Economic Performance 
and Survival in New Democracies: Is There a Honeymoon Effect?, in: Comparative Political 
Studies 36 (2003), H. 4, S. 404–431.

65 Vgl. Ethan B. Kapstein/Nathan Converse, The Fate of Young Democracies, Cambridge 2008.
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Weltpolitik in Akten
Zum Abschied von Horst Möller als Hauptherausgeber der Akten zur Auswärtigen 
Politik der Bundesrepublik Deutschland

Seit 1993 war Horst Möller einer der Herausgeber, seit 2005 in der Nachfolge 
von Hans-Peter Schwarz Hauptherausgeber der Akten zur Auswärtigen Politik 
der Bundesrepublik Deutschland (AAPD). Nun ist er nach mehr als zwei Jahr-
zehnten und nach Erreichen der Altersgrenze ausgeschieden. Jeder, der sich in 
die Lek türe der „Akten“ vertieft, wird zustimmen, dass Horst Möller ein gewal-
tiges Werk geschaffen hat, zusammen mit seinen Herausgeberkollegen und na-
türlich den Bearbeitern und Bearbeiterinnen in der Abteilung des Instituts für 
Zeitgeschichte im Auswärtigen Amt zunächst in Bonn, dann in Berlin. Tatsächlich 
haben die AAPD, seitdem sie 1990 im Auftrag des Auswärtigen Amts begonnen 
wurden, Maßstäbe gesetzt und sich zu einer Art „Benchmark“ im internationa-
len Editionswesen diplomatischer Akten entwickelt. Nicht nur war das Team der 
AAPD darin erfolgreich, den vertraglich mit dem Auswärtigen Amt vereinbarten, 
mit dem Jahrgang 1963 einsetzenden jährlichen Publikationsrhythmus entlang 
der Aktensperrfrist von 30 Jahren einzuhalten. Unter der Herausgeberschaft 
von Horst Möller gelang es auch, die Jahrgänge 1949/50 bis 1953 sowie 1962 zu 
publizieren. Damit konnte ein entscheidender Beitrag zur Dokumentation der 
Außenpolitik der frühen Bundesrepublik und damit zur Vervollständigung der 
Edition geleistet werden. Für Fachhistoriker, Studierende sowie alle Interessierte 
ist sie das Mittel der Wahl für einen Einstieg in die Forschung zur bundesrepubli-
kanischen Außenpolitik.

Mit den AAPD hat Horst Möller zwei Jahrzehnte bundesdeutscher Außenpoli-
tik wissenschaftlich begleitet und maßgeblich dazu beigetragen, dass sie aus den 
Akten heraus greifbar wird. Der Leser begegnet unzähligen wichtigen Themen. 
Die bekannteren unter ihnen wie etwa die Entspannungs- und neue Ostpolitik seit 
1969 werden neu ausgeleuchtet und erschließen sich in ihrer Tiefendimen sion. 
Für die weniger bekannten wie zum Beispiel die europäische Forschungspolitik 
der 1980er Jahre oder auch die durchaus brisante Frage bundesdeutscher Waf-
fenexporte bietet die Edition erste Orientierungen und lädt zu weitergehenden 
Archivstudien ein. Insbesondere kann der Benutzer die bereits deklassifizierten 
Akten einsehen, die der Edition zugrunde liegen, quantitativ aber weit über die 
publizierten Bände hinausgehen.

Sucht man nach einem adäquaten Leitmotiv für die Jahrgänge 1964 bis 1985, 
deren Herausgabe Horst Möllers mitverantwortet hat, so stößt man rasch auf das 
Thema „Weltpolitik“. Gemeint ist damit freilich nicht das ungeschickte und un-
berechenbare Vorpreschen des wilhelminischen Kaiserreiches, sondern das all-
mähliche und umsichtige Ausgreifen der alten Bundesrepublik in die Welt jen-
seits der europäischen und transatlantischen Bündnissysteme. Die Anfänge in 
dieser Hinsicht waren bescheiden. So wurde 1963 im Auswärtigen Amt über die 
Frage einer Handelsvertretung der Bundesrepublik in der Republik China (Tai-
wan) diskutiert. Der amtierende Staatssekretär Karl Carstens war noch zögerlich, 
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da ein solcher Schritt möglicherweise die Beziehungen zu den neutralen Staaten 
der Region hätte beeinträchtigen können. Er wolle jedoch nicht ausschließen, 
so Carstens, dass die Bundesrepublik „eines Tages eine Handelsvertretung in 
 Peking“ eröffnen werde und dann vielleicht gleichzeitig eine ebensolche in Tai-
peh errichtet werden müsse1.

Misst man Intensität und Bedeutung der internationalen Politik an den per-
sönlichen Treffen der Staats- und Regierungschefs bzw. ihrer Außenminister, dann 
wandelte sich das Bild in den nächsten Jahrzehnten deutlich. Tatsächlich nahm 
während des Untersuchungszeitraums die Zahl entsprechender Staatsbesuche 
und Treffen auf höchster Ebene mit den Repräsentanten außereuropäischer Staa-
ten außerhalb des NATO-Gebietes kontinuierlich zu. 1964 kam es nur zu einem 
einzigen solchen Treffen: Bundeskanzler Ludwig Erhard tauschte sich mit dem 
südkoreanischen Präsidenten Park in Bonn in einer größeren Runde über wirt-
schaftliche und politische Fragen aus, ein Gespräch, in dem Park hervorhob, „daß 
man von Deutschland noch viel lernen müsse“2.

Elf Jahre später, während der Kanzlerschaft Helmut Schmidts, war die welt-
politische Rolle der Bundesrepublik, sofern man sie an entsprechenden Treffen 
auf höchster Ebene messen kann, bereits deutlich angewachsen. In dem AAPD-
Jahrgang 1975 sind insgesamt neun Begegnungen von Schmidt bzw. Bundesau-
ßenminister Genscher mit ihren Amtskollegen aus dem Nahen und Mittleren 
Osten (Saudi-Arabien, Ägypten, Israel), aus Asien (Pakistan), Afrika (Tansania, 
Südafrika, Nigeria, Mosambik) und Lateinamerika (Chile) verzeichnet. Wiede-
rum ein Jahrzehnt später, 1984, waren den „Akten“ zufolge Bundeskanzler Kohl 
bzw. sein Außenminister Hans-Dietrich Genscher 13 Mal mit Amtskollegen aus 
aller Welt im direkten Gespräch: mit Ägypten, Libyen, Israel, Jordanien und dem 
Iran im Nahen und Mittleren Osten, mit China, Südkorea und Thailand in Asien, 
mit Mali, Südafrika und Zaire im subsaharischen Afrika, schließlich mit Costa 
Rica und Mexiko in Mittelamerika. Natürlich ersetzen diese bloßen Zahlen noch 
keine politische Analyse. Aber unbestritten dürfte sein, dass sie das gestiegene 
politische Gewicht der Deutschen in zentralen Krisengebieten der Welt – insbe-
sondere in Afrika und in Nahost – zum Ausdruck bringen. Die Weltpolitik der 
Bundesrepublik vollzog sich in Akten allmählicher Radiuserweiterung, und diese 
Entwicklung spricht aus den Akten zur Auswärtigen Politik.

Sicher geht man in der Annahme nicht fehl, dass Horst Möller diese Entwick-
lung mit Befriedigung zur Kenntnis genommen hat. Selbst mit weitem Blick und 
sprichwörtlicher Weltläufigkeit ausgestattet, ist er international tätig und ein ver-
sierter Diplomat der Geschichtswissenschaft. Die Aktenedition des Auswärtigen 
Amts bildet hierfür das gleichsam adäquate Marschgepäck. Deren Bearbeiter und 

1  Vermerk des Staatssekretärs Carstens, 24. 6. 1963, in: Akten zur Auswärtigen Politik der 
Bundesrepublik Deutschland (AAPD) 1963, Bd. II, bearb. von Mechthild Lindemann und 
Ilse Dorothee Pautsch, München 1994, Dok. 210, S. 680.

2  Gespräch des Bundeskanzlers Erhard mit Präsident Park am 9. 12. 1964, in: AAPD 1964, Bd. 
II, bearb. von Wolfgang Hölscher und Daniel Kosthorst, München 1995, Dok. 376, S. 1457-
1462, das Zitat S. 1459.
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Mitherausgeber verdanken Horst Möller unendlich viel. Mit seiner souveränen 
Sachkenntnis und dem stets akribischen Urteil über die auszuwählenden Quel-
len, zugleich auch mit dem unbestechlichen Blick für mögliche Schwachpunkte 
und die Bedeutung des Verborgenen hat er die Edition maßgeblich geprägt. Das 
ganze Team wünscht ihm auch für die Zukunft tatkräftige Verbundenheit mit der 
Weltpolitik und ihren Akten.

Andreas Wirsching
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Neu im Forum:

Diskussionsbeitrag zu Theodor Eschenburg

Susanne Eschenburg hat eine Stellungnahme zu dem Aufsatz von

Anne Rohstock, Vom Anti-Parlamentarier zum „kalten Arisierer“ jüdischer 
 Unternehmen in Europa. Theodor Eschenburg in der Weimarer Republik und 
im Dritten Reich

im Januarheft 2015 der VfZ für das Forum eingereicht.

Der Beitrag ist nachzulesen unter: http://www.ifz-muenchen.de/vierteljahrs-
hefte/forum/

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



459Rezensionen online

VfZ 63 (2015) H.3 © Walter de Gruyter GmbH 2015 DOI 10.1515/vfzg-2015-0027

… von der Redaktion betreut (April – Juni 2015)

Die Redaktion der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte arbeitet seit 2003 im Auf-
trag des Instituts für Zeitgeschichte München-Berlin mit dem Rezensionsjournal 
sehepunkte zusammen. Diese Kooperation findet nicht nur in den sehepunkten ih-
ren Niederschlag, sondern auch in den Vierteljahrsheften selbst: In jedem Heft 
werden die von der Redaktion angeregten und betreuten Rezensionen angezeigt, 
die in den drei Monaten zuvor in den sehepunkten erschienen sind.

Ulrich Baer / Amir Eshel (Hgg.), Hannah Arendt zwischen den Disziplinen, Göt-
tingen 2014.
Rezensiert von: Benedikt Stuchtey (Philipps-Universität, Marburg) in sehepunkte 15 (2015), 
Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/25588.html

Władysław Bartoszewski, Mein Auschwitz. Übersetzt von Sandra Ewers und 
Agnieszka Grzybkowska, Paderborn 2015.
Rezensiert von: Jürgen Zarusky (Institut für Zeitgeschichte, München-Berlin) in sehepunkte 
15 (2015), Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/27141.html

Henrik Bispinck / Katharina Hochmuth (Hgg.), Flüchtlingslager im Nachkriegs-
deutschland. Migration, Politik, Erinnerung, Berlin 2014.
Rezensiert von: Bettina Greiner (Hamburger Institut für Sozialforschung) in sehepunkte 15 
(2015), Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/26325.html

Bernhard Blumenau, The United Nations and Terrorism. Germany, Multilatera-
lism, and Antiterrorism Efforts in the 1970s, Basingstoke 2014.
Rezensiert von: Thomas Riegler (Wien) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26366.html

Rosemarie Bovier, Heimat ist das, wovon die anderen reden. Kindheitserinne-
rungen einer Vertriebenen der zweiten Generation, Göttingen 2014.
Rezensiert von: Susanne Greiter (Ingolstadt) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/26307.html

Alexander Clarkson, Fragmented Fatherland. Immigration and Cold War conflict 
in the Federal Republic of Germany, 1945-1980, Oxford 2013.
Rezensiert von: Jenny Pleinen (Universität Augsburg) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/25609.html

Kathryn Crameri, ‘Goodbye, Spain?’. The Question of Independence for Catalo-
nia, Brighton 2014.
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Rezensiert von: Reiner Tosstorff (Johannes Gutenberg-Universität, Mainz) in sehepunkte 15 
(2015), Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/26082.html

Bernhard Dietz / Christopher Neumaier / Andreas Rödder (Hgg.), Gab es den 
Wertewandel? Neue Forschungen zum gesellschaftlich-kulturellen Wandel seit 
den 1960er Jahren, München 2014.
Rezensiert von: Martin Stallmann (Historisches Seminar, Ruprecht-Karls-Universität, Hei-
delberg) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/24970.html

Jörg Echternkamp, Soldaten im Nachkrieg. Historische Deutungskonflikte und 
westdeutsche Demokratisierung 1945-1955, München 2014.
Rezensiert von: Sonja Schilcher (München) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/25749.html

Lucie Filipová, Erfüllte Hoffnung. Städtepartnerschaften als Instrument der 
deutsch-französischen Aussöhnung, 1950-2000, Göttingen 2015.
Rezensiert von: Frank Baasner (Deutsch-Französisches Institut, Ludwigsburg) in sehepunkte 
15 (2015), Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/26957.html

Rüdiger Frank, Nordkorea. Innenansichten eines totalen Staates, München 2014.
Rezensiert von: Rolf Steininger (Innsbruck) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/26430.html

Christian Heideck, Zwischen Ost-West-Handel und Opposition. Die Japanpolitik 
der DDR 1952-1973, München 2014.
Rezensiert von: Hermann Wentker (Institut für Zeitgeschichte, München-Berlin) in sehe-
punkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/26323.html

Beatrice Heuser, Rebellen – Partisanen – Guerilleros. Asymmetrische Kriege von 
der Antike bis heute, Paderborn 2013.
Rezensiert von: Michael Ploetz (Institut für Zeitgeschichte, München-Berlin) in sehepunkte 
15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/23457.html

Daniel Hofmann / Hans-Heinrich Jansen / Anke Löbnitz (Bearb.), Dokumente 
zur Deutschlandpolitik. VI. Reihe. Band 5: 1. Januar 1977 bis 31. Dezember 1978, 
München 2011.
Rezensiert von: Bernd Rother (Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung, Berlin) in sehepunkte 
15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/22988.html

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 63 (2015), Heft 3 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2015_3.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 3/2015

 Rezensionen online  461

Hans-Heinrich Jansen (Bearb.), Dokumente zur Deutschlandpolitik. VI. Reihe. 
Band 6: 1. Januar 1979 bis 31. Dezember 1980, Berlin 2015.
Rezensiert von: Bernd Rother (Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung, Berlin) in sehepunkte 
15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/22988.html

Heidrun Kämper, Aspekte des Demokratiediskurses der späten 1960er Jahre. 
Konstellation – Kontexte – Konzepte, Berlin 2012.
Rezensiert von: Thomas Werneke (Zentrum für Zeithistorische Forschung, Potsdam) in sehe-
punkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26010.html

Heidrun Kämper, Wörterbuch zum Demokratiediskurs 1967/68. Unter Mitwir-
kung von Elisabeth Link, Berlin 2013.
Rezensiert von: Thomas Werneke (Zentrum für Zeithistorische Forschung, Potsdam) in sehe-
punkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26010.html

Thorsten Kruse, Bonn-Nikosia-Ostberlin. Innerdeutsche Fehden auf fremdem 
Boden 1960-1972, Ruhpolding 2013.
Rezensiert von: Holger Berwinkel (Berlin) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/25349.html

Wolfgang Kruse (Hg.), Andere Modernen. Beiträge zu einer Historisierung des 
Moderne-Begriffs, Bielefeld 2015.
Rezensiert von: Thomas Rohkrämer (Lancaster University) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26489.html

David Kuchenbuch, Das Peckham-Experiment. Eine Mikro- und Wissensgeschich-
te des Londoner „Pioneer Health Centre“ im 20. Jahrhundert, Köln / Weimar / 
Wien 2014.
Rezensiert von: Iris Borowy (Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule, Aachen) in sehe-
punkte 15 (2015), Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/26520.html

Hanns Jürgen Küsters (Hg.), Deutsche Europapolitik Christlicher Demokraten. 
Von Konrad Adenauer bis Angela Merkel (1945-2013), Düsseldorf 2014.
Rezensiert von: Guido Thiemeyer (Düsseldorf) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/24969.html

Eric Langenbacher / Bill Niven / Ruth Wittlinger (eds.), Dynamics of Memory 
and Identity in Contemporary Europe, Oxford 2012.
Rezensiert von: Gaelle Fisher (University College London) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26473.html
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Annette Mertens (Bearb.), Akten deutscher Bischöfe seit 1945. Westliche Besat-
zungszonen und Gründung der Bundesrepublik Deutschland 1948/49, Pader-
born 2010.
Rezensiert von: Theresia Bauer (Historisches Seminar, Ludwig-Maximilians-Universität, 
München) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/27103.html

Matthias Müller, Die SPD und die Vertriebenenverbände 1949-1977. Eintracht, 
Entfremdung, Zwietracht, Münster / Hamburg / Berlin / London 2012.
Rezensiert von: Susanne Greiter (Ingolstadt) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/25757.html

Lutz Niethammer / Roger Engelmann (Hgg.), Bühne der Dissidenz und Drama-
turgie der Repression. Ein Kulturkonflikt in der späten DDR, Göttingen 2014.
Rezensiert von: Anne Barnert (Marbach am Neckar) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/24628.html

Hendrik Niether, Leipziger Juden und die DDR. Eine Existenzerfahrung im Kal-
ten Krieg, Göttingen 2015.
Rezensiert von: Christian Rau (Institut für Zeitgeschichte, München-Berlin) in sehepunkte 
15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26451.html

Karl Rösch, Franz Josef Strauß. Bundestagsabgeordneter im Wahlkreis Weilheim 
1949-1978, München 2014.
Rezensiert von: Richard Büttner (München) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/26452.html

Regine Schiermeyer, Greif zur Kamera, Kumpel! Die Geschichte der Betriebsfoto-
gruppen in der DDR, Berlin 2015.
Rezensiert von: Tilmann Siebeneichner (Freie Universität Berlin) in sehepunkte 15 (2015), 
Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/27019.html

Hubert Schneider, Leben nach dem Überleben: Juden in Bochum nach 1945, 
Münster / Hamburg / Berlin / London 2014.
Rezensiert von: Angela Genger (Ratingen) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26504.html

Michael Schneider, In der Kriegsgesellschaft. Arbeiter und Arbeiterbewegung 
1939 bis 1945, Bonn 2014.
Rezensiert von: Marc Buggeln (Institut für Geschichtswissenschaften, Humboldt-Universität 
zu Berlin) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/25632.html
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Sven Schultze, „Land in Sicht“? Agrarexpositionen in der deutschen Systemaus-
einandersetzung: Die „Grüne Woche“ und die DDR-Landwirtschaftsausstellung 
in Leipzig-Markkleeberg 1948-1962, Berlin 2015.
Rezensiert von: Arnd Bauerkämper (Freie Universität Berlin) in sehepunkte 15 (2015),   
Nr. 6
http://www.sehepunkte.de/2015/06/26807.html

Gunnar Seelow, Strategische Rüstungskontrolle und deutsche Außenpolitik in 
der Ära Helmut Schmidt, Baden-Baden 2013.
Rezensiert von: Bettina Sophie Weißgerber (Ostfildern) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26028.html

Moshe Shner, In the Beginning There was the Holocaust. A Spiritual Journey Back 
into the Abysses of Jewish History, Jerusalem 2013.
Rezensiert von: Tamar Amar-Dahl (Berlin / Greifswald) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/26584.html

Stephen Wall, The Official History of Britain and the European Community. 
 Volume II: From Rejection to Referendum, 1963-1975, London / New York 2013.
Rezensiert von: Thomas Freiberger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität, Bonn) in 
 sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/25704.html

Dierk Walter, Organisierte Gewalt in der europäischen Expansion. Gestalt und 
Logik des Imperialkrieges, Hamburg 2014.
Rezensiert von: Bernd Lemke (Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der 
Bundeswehr, Potsdam) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/26337.html

Calder Walton, Empire of Secrets. British Intelligence, the Cold War and the Twi-
light of Empire, London 2013.
Rezensiert von: Gerhard Altmann (Korb) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/24630.html

Rezensionen zu Publikationen des IfZ (April – Juni 2015):

Andrea Löw (Bearb.), Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden 
durch das nationalsozialistische Deutschland 1933-1945. Bd. 3: Deutsches Reich 
und Protektorat Böhmen und Mähren September 1939 – September 1941, Mün-
chen 2012.
Rezensiert von: Tatjana Tönsmeyer (Wuppertal / Essen) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26197.html
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Michael Schwartz, Funktionäre mit Vergangenheit. Das Gründungspräsidium des 
Bundesverbandes der Vertriebenen und das „Dritte Reich“, München 2013.
Rezensiert von: Matthias Weber (Bundesinstitut für Kultur und Geschichte der Deutschen im 
östlichen Europa, Oldenburg) in sehepunkte 15 (2015), Nr. 5
http://www.sehepunkte.de/2015/05/27172.html

Tim Szatkowski / Daniela Taschler (Bearb.), Akten zur Auswärtigen Politik der 
Bundesrepublik Deutschland 1984. Band I: 1. Januar bis 30. Juni, Band II: 1. Juli 
bis 31. Dezember, Berlin / München / Boston 2015.
Rezensiert von: Ulrich Lappenküper (Otto-von-Bismarck-Stiftung, Friedrichsruh) in sehe-
punkte 15 (2015), Nr. 4
http://www.sehepunkte.de/2015/04/26686.html
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Hélène Miard-Delacroix, Reflections on the Pre-History of the Present. 
25 Years of the “Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik 
Deutschland”
The publication of the most recent volume of the diplomatic documents of the 
Federal Republic of Germany (1984) provides us with the opportunity to ponder 
on the historical situation 30 years ago. By analysing this period with a historical 
perspective, the article aims to establish whether this past can be understood as 
a precursor for our present concerns. In many regards, this period undoubtedly 
belongs to what can be viewed today as “history” (e.g. the USSR, divided Germa
ny and South African Apartheid), but some issues faced by German diplomacy 
in 1984 are still current today. Although they were underestimated at the time, 
many characteristics of present conflicts were already clearly identifiable. In sev
eral ways, the practices and the objectives of 1984 German diplomacy can be seen 
both as an example and an inspiration for our modern time.

Frank Bösch, Between the Shah and Khomeini: The Federal Republic of 
Germany and the Islamic Revolution in Iran
Even contemporaries saw the Iranian Revolution of 1979 as an important caesura 
which increased fears of radical Islamic violence worldwide. As the Federal Re
public had maintained very close relations to Iran during the time of the Shah, a 
severance of relations with the Islamic Republic in similar fashion as the USA was 
to be expected. On the contrary this article, based on archival sources, shows that 
West German politicians and businesses engaged with the new clerical leadership 
and in so doing were relatively unaffected by the public human rights discourse 
despite mass executions. The previous economic and cultural connections to Iran 
facilitated the setting up of political bridges and resulted in the role of the Federal 
Republic as a pragmatic intermediary, also towards the USA. As hitherto classified 
files reveal in detail, the Germans were also able to play a key role during the se
cret negotiations regarding the hostage crisis in the American embassy in Tehran. 
Even though the protests against human rights violations increased in the autumn 
of 1981, politicians and businessmen, in principal, continued with these pragmat
ically maintained relations.

Christof Dipper, Italian Contemporary Historiography. A Snapshot
Since 2012 anyone who wishes to apply for an Italian professorship must first 
 receive the proof of his or her scientific suitability (Abilitazione Nazionale Scientifi-
ca). The commissions assigned this task thus receive a very clear insight regarding 
the applicants in their respective subjects. Over the past two years, 631 candidates 
in total have applied for Storia contemporanea; it is their output which will be pre
sented and assessed here. As two thirds had to be considered as unsuitable, the 
overall assessment can only be negative, even if many applicants undoubtedly 
reach an international level of accomplishment. The reasons, first of all, are to 
be found in the collapsing university system, which in its current configuration 
would not be helped at all by the influx of additional money. From the perspec
tive of cultural anthropology one could say, that a notable part of Italian faculties 
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have decoupled themselves from international standards against a background of 
policies marked by a remarkable degree of ignorance regarding the consequences 
of strategies hostile to education – such an assessment would, however, be a slap 
in the face for the excellent minority. The benchmark must be derived from the 
international consensus regarding best practice.

Richard Wolin, Heidegger’s Black Notebooks: National Socialism, World 
Jewry, and the History of Being
Heidegger intended the Black Notebooks, which were recently published in Ger
many, as the culminating achievement of his 102volume Collected Works edition. 
They represent, among other things, a stark reaffirmation of his philosophi
cal commitment to National Socialism – and, as such, a point of no return for 
 Heidegger scholarship. But what the Black Notebooks also disturbingly reveal is 
Heidegger’s obsession with “World Jewry” in the most negative and clichéridden 
terms: as a pivotal source of cultural and social dissolution that must be eliminated 
in order to realise National Socialism’s “inner truth and greatness” – as Heidegger 
himself put it in 1935. How, then, should one go about resolving the conundrum 
of a great thinker who remained entirely convinced that the Nazi regime, with 
its unbridled racism and exterminationist militarism, represented an adequate 
 solution to the “decline of the West”?

Christopher Nehring, The Arrest of Till Meyer in Bulgaria – A Marginal Note 
from the Bulgarian State Security Archives
The arrest of Till Meyer, terrorist and member of the 2 June Movement, in Bulgar
ia in the summer of 1978 is to this day one of the less familiar chapters in the histo
ry of West German terrorism and antiterror policy. This article presents new facts 
about the circumstances of the arrest which result from comprehensive research 
in the archives of the East German and Bulgarian state security services (Dyrzhav
na sigurnost). This allows for the partial verification as well as crucial expansion 
of the existing understanding of the course of events. Meyer’s arrest by the West 
German Bundeskriminalamt (BKA – Federal Criminal Police Office) in a foreign 
country which was part of the Socialist Bloc, which is the subject of the detailed 
reconstruction here, was an extraordinary act and part of a diplomatic rapproche
ment between socialist Bulgaria and the Federal Republic. It also occurred within 
the larger context of cooperation attempts on the part of the BKA under Horst 
Herold with Eastern Bloc countries, from which the East German Stasi was howev
er excluded (for good reasons). In the East German Ministry of State Security, the 
arrest was castigated as a breach of trust on the part of their Bulgarian partner and 
led to harsh accusations.

Peter Hoeres, Trapped in the Analytical-Normative Westernisation of Con-
temporary History. A Critique of the Zeitbögen Concept
The article discusses the concept of Zeitbögen [time spans] to identify periods and 
to conceptualise German history in the 20th century, as it was recently presented 
in this journal by Anselm DoeringManteuffel. In general, the concept may be re
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garded as being sustainable, even though certain details require correction. Above 
all, this critique is concerned with the concept’s strong analytical and normative 
orientation towards “Westernisation”. It constrains perspectives and ignores im
portant developments of German and European history. In contrast, the paper 
advocates to broaden the concept’s scope and to take into account other impor
tant trends and processes in order to overcome any kind of functionalisation of 
German history.

Steffen Kailitz, Democracy and Economic Policy during the Weimar Re-
public from an International Comparative Perspective. A Reply to the 
Article by Tim B. Müller
While the first German democracy was by no means doomed to failure, it was 
also by no means an “established democracy”, as Tim B. Müller asserts. Unlike 
Müller’s comparative cases – the USA, Great Britain and the Scandinavian states – 
democracy in Germany had only come into being after the First World War due to 
a revolution. Fundamental structural problems were severe burdens for this new 
democracy. It would be a major setback for research into Weimar to follow Müller 
and ultimately attribute the fall of the first German democracy to a single cause, 
namely that “the wrong men” around Brüning were in government “at the wrong 
time” and pursued a “wrong”, i.e. nonKeynesian, economic policy.
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Dr. Hélène Miard-Delacroix, Professorin für Deutschland-
studien mit Schwerpunkt Neuere und Neueste Geschichte an 
der Pariser Universität Paris-Sorbonne (108, boulevard Males-
herbes, F-75009 Paris); veröffentlichte u. a. in deutscher Spra-
che: als Herausgeberin mit Rainer Hudemann, „Wandel und 
Integration. Deutsch-französische Annäherungen der fünf-
ziger Jahre“ (München 2005); „Im Zeichen der Europäischen 
Einigung. 1963 bis in die Gegenwart“ (Darmstadt 2011). In 
französischer Sprache u. a.: „Partenaires de choix? Le Chance-
lier Helmut Schmidt et la France“ (Bern 1993); „Le défi euro-
péen. Histoire Franco-allemande de 1963 à nos jours“ (Ville-
neuve d’Ascq 2011); als Herausgeberin mit Reiner Marcowitz, 
„50 ans de relations franco-allemandes“ (Paris 2012); „Willy 
Brandt“ (Paris 2013).

Dr. Frank Bösch, Direktor des Zentrums für Zeithistorische 
Forschung (ZZF) Potsdam (Am Neuen Markt 1, 14467 Pots-
dam) und Inhaber des Lehrstuhls für deutsche und euro-
päische Geschichte des 20. Jahrhunderts an der Universität 
Potsdam; veröffentlichte u. a.: „Die Adenauer-CDU. Gründung, 
Aufstieg und Krise einer Erfolgspartei (1945–1969)“ (Stutt-
gart/München 2001); „Das konservative Milieu. Vereinskultur 
und lokale Sammlungspolitik in ost- und westdeutschen Regi-
onen (1900–1960)“ (Göttingen 2002); „Öffentliche Geheim-
nisse. Skandale, Politik und Medien in Deutschland und 
Großbritannien 1880–1914“ (München 2009); „Medienge-
schichte. Vom asiatischen Buchdruck zum Fernsehen“ (Frank-
furt a. M. u. a. 2011). Derzeit arbeitet er an einer Monographie 
über globale Umbrüche in den 1970er Jahren.

Dr. Christof Dipper, emeritierter Professor für Neuere und 
Neueste Geschichte an der TU Darmstadt (Institut für Ge-
schichte, Dolivostraße 15, 64293 Darmstadt); veröffentlichte 
u. a.: „Deutschland und Italien 1860–1960. Politische und kul-
turelle Aspekte im Vergleich“ (München 2005); zusammen 
mit Gustavo Corni, „Italiener in Deutschland im 19. und 20. 
Jahrhundert. Kontakte, Wahrnehmungen, Einflüsse“ (Berlin 
2012); zusammen mit Paolo Pombeni, „Le ragioni del moder-
no“ (Bologna 2014); „Faschismus und Moderne. Gesellschafts-
politik in Italien und Deutschland“, in: Lutz Klinkhammer/
Amedeo Osti Guerazzi/Thomas Schlemmer (Hrsg.), Die 
„Achse“ im Krieg. Politik, Ideologie und Kriegführung 1939–
1945 (Paderborn 2010), S. 49–79; „Nationalsozialistische und 
faschistische Wissenschaftspolitik im Vergleich“, in: Klaus 
Kempf/Sven Kuttner (Hrsg.), Das deutsche und italienische 
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Bibliothekswesen im Nationalsozialismus und Faschismus im 
Vergleich. Versuch einer vergleichenden Bilanz (Wiesbaden 
2013), S. 1–36.

Dr. Richard Wolin, Distinguished Professor of History, Po-
litical Science and Comparative Literature at the CUNY Grad-
uate Center (365 Fifth Avenue, New York, NY 10016 USA); 
veröffentlichte u. a.: „Heidegger’s Children: Hannah Arendt, 
Karl Löwith, Hans Jonas, Herbert Marcuse“ (Princeton Univer-
sity Press 2001); „The Seduction of Unreason: The Intellectu-
al Romance with Fascism From Nietzsche to Postmodernism“ 
(Princeton University Press 2004); „The Frankfurt School Re-
visited: And Other Essays on Politics and Society“ (London 
2006); „The Wind From the East: French Intellectuals, the Cul-
tural Revolution and the Legacy of the 1960s“ (Princeton Uni-
versity Press 2010).

Christopher Nehring, Historiker (cnehring@hotmail.de); 
veröffentlichte u. a.: „Ministerium für Staatssicherheit und die 
AIDS-Desinformationskampagne des KGB“ (Berlin, 2014), 
online abrufbar unter: http://www.bstu.bund.de/DE/Wis-
sen/Publikationen/Publikationen/E_selvage_aids.html; 
„Die Zusammenarbeit der bulgarischen Staatssicherheit mit 
dem Minis terium für Staatssicherheit der DDR“ (Texte zum 
Kommunismus, Veröffentlichungsreihe der Konrad-Adenauer-
Stiftung, Büro Bulgarien), online abrufbar unter: http://www.
kas.de/wf/doc/kas_33548–1522-1–30.pdf?130218140643; 
Artikel zur bulgarischen und ostdeutschen Staatssicherheit 
bei der Deutschen Welle und dem Internetportal des bulga-
rischen Ivestigativjournalisten Hristo Hristov: Agenturata na 
DS, in: http://desebg.com/2011–01-06–11-23–21/1166–
2013-04–09-14–31-34); arbeitet an einer Dissertation über die 
Zusammenarbeit der HV A des MfS mit der bulgarischen Aus-
landsaufklärung am Seminar für Osteuropäische Geschichte 
Heidelberg.

Dr. Peter Hoeres, Professor für Neueste Geschichte an der 
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (Am Hubland, 97074 
Würzburg); veröffentlichte u. a.: „Krieg der Philosophen. Die 
deutsche und die britische Philosophie im Ersten Weltkrieg“ 
(Paderborn 2004); „Die Kultur von Weimar. Durchbruch der 
Moderne“ (Berlin 2008); „Außenpolitik und Öffentlichkeit. 
Massenmedien, Meinungsforschung und Arkanpolitik in 
den deutsch-amerikanischen Beziehungen von Erhard bis 
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Brandt“ (München 2013); „Gärtner der Rhizome: Geschichte 
digital erzählen auf Wikipedia“ (Berlin 2013-EPub-Ebook); als 
Heraus geber zusammen mit Frank Bösch, „Außenpolitik im 
Medienzeitalter. Vom späten 19. Jahrhundert bis zur Gegen-
wart“ (Göttingen 2013); als Herausgeber zusammen mit Armin 
Owzar und Christina Schröer, „Herrschaftsverlust und Macht-
verfall“ (München 2013).

Dr. habil. Steffen Kailitz, Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Hannah-Arendt-Institut für Totalitarismusforschung in 
Dresden (Helmholtzstraße 6, 01069 Dresden) sowie Privatdo-
zent an der TU Dresden; veröffentlichte u. a.: „Die politische 
Deutungskultur im Spiegel des ‚Historikerstreits‘. What‘s 
right? What‘s left?“ (1999); „Parlamentarische, semipräsidenti-
elle und präsidentielle Demokratien im Vergleich. Strukturen 
und Konsequenzen der Regierungsformen“ (Chemnitz 2004); 
„Politischer Extremismus in Deutschland. Eine Einführung“ 
(Opladen 2004); als Herausgeber „Schlüsselwerke der Politik-
wissenschaft“ (Wiesbaden 2007); als Herausgeber zusammen 
mit Patrick Köllner, „Autokratien im Vergleich“ (Baden-Baden 
2013); als Mitherausgeber: „Comparing Autocracies in the Ear-
ly Twenty-first Century“, Bde.1 und 2 (London 2014).
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